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7Einleitung
Die Arbeitsgemeinschaft Friedensforschung an der Universität Kassel hat von
der Rosa-Luxemburg-Stiftung den Auftrag erhalten, zwei Politikanalysen zu
erstellen, die sich im weitesten Sinne mit dem Problem der Militarisierung der
Weltpolitik befassen, im engeren Sinn aber zwei komplementär zueinander
stehende Fragestellungen bearbeiten: Bei der ersten ging es darum, ausgewählte
als humanitär bezeichnete Militärinterventionen zu evaluieren, in der zweiten
sollten – wiederum anhand ausgewählter Fallbeispiele – Möglichkeiten friedli-
cher Konfliktlösungen diskutiert werden. Die Ergebnisse der Analysen wurden
auf der ersten außenpolitischen Konferenz der Rosa-Luxemburg-Stiftung im Ok-
tober 2008 öffentlich präsentiert und werden nun in einer überarbeiteten Fassung
publiziert.
Die von uns nach langen Diskussionen ausgewählten Fallbeispiele sind nicht
repräsentativ für die Vielzahl der vergangenen oder aktuellen Kriege und bewaff-
neten Konflikte in der Welt. Das kann auch nicht anders sein, da jeder einzelne
Konflikt einen höchst individuellen Charakter hat, eine eigene Geschichte, spezi-
fische Ursachen, Verlaufsformen und Dynamiken sowie ganz unterschiedliche
Formen ihrer Einbettung in regionale und internationale Kontexte. Schließlich un-
terscheiden sich auch die Arten des Eingreifens Dritter in den jeweiligen Konflikt. 
Hinzu kommt, dass es keine verlässliche Typologie der Kriege gibt, nach denen
eine repräsentative Auswahl von Fallstudien möglich wäre. Die alleinige Zuord-
nung etwa zu den »neuen Kriegen« oder asymmetrischen Konflikten bringt
ebenso wenig Erkenntnisgewinn wie die von der Arbeitsgemeinschaft Kriegsursa-
chenforschung bei der Universität Hamburg (AKUF) vorgeschlagene Untertei-
lung in Antiregime-Kriege, Autonomie- und Sezessionskriege, zwischenstaatliche
Kriege und Dekolonisationskriege. Alle diese Versuche, Kriege zu kategorisieren,
erscheinen uns entweder als zu abstrakt oder als zu schematisch. In der Realität
haben wir es in der Regel mit Mischformen zu tun, die dem einzelnen Krieg oder
bewaffneten Konflikt wiederum seine Individualität verleihen.
Wir folgen aber AKUF in ihrer Kriegsdefinition. Danach sprechen wir von
einem »Krieg« dann, wenn es sich um einen »gewaltsamen Massenkonflikt« han-
delt, der folgende Merkmale ausweist:
1. An den Kämpfen sind zwei oder mehr bewaffnete Streitkräfte beteiligt, bei
denen es sich mindestens auf einer Seite um reguläre Streitkräfte (Militär, parami-
litärische Verbände, Polizeieinheiten) der Regierung handelt. 
2. Auf beiden Seiten muss ein Mindestmaß an zentral gelenkter Organisation
der Kriegführenden und des Kampfes gegeben sein, selbst wenn dies nicht mehr
bedeutet als organisierte bewaffnete Verteidigung oder planmäßige Überfälle
(Guerillaoperationen, Partisanenkrieg usw.).
83. Die bewaffneten Operationen ereignen sich mit einer gewissen Kontinuität
und nicht nur als gelegentliche, spontane Zusammenstöße, d. h. beide Seiten ope-
rieren nach einer planmäßigen Strategie, gleichgültig ob die Kämpfe auf dem Ge-
biet eines oder mehrerer Gesellschaften stattfinden und wie lange sie dauern.
Unsere Auswahl von Kriegs-Fallbeispielen wurde letztlich relativ pragmatisch
vorgenommen.
In vier Fällen handelt es sich um militärische Interventionen Dritter in einen
schwelenden Konflikt, die ausdrücklich als »humanitäre Interventionen« bezeich-
net werden. Wobei den Interventionen in Somalia, Haiti und Elfenbeinküste ent-
sprechende UN-Resolutionen zu Grunde lagen, während es beim Kosovo um eine
Selbstmandatierung der NATO ging, die ebenfalls euphemistisch als »humanitäre
Intervention« ausgegeben wurde (angeblich um eine »humanitäre Katastrophe«
zu verhindern). 
Mit den vier »humanitären« und den übrigen drei Fallbeispielen (das sind
Niger, Nordirland und Osttimor) wurde dem Wunsch Rechnung getragen, mög-
lichst alle Kontinente zu berücksichtigen. Mit Haiti in Lateinamerika, Kosovo
und Nordirland in Europa, Elfenbeinküste, Niger und Somalia in Afrika und Ost-
timor in Asien ist das auch – von Australien abgesehen, wo es aber auch keinen
Krieg gibt – geglückt.
Die folgende Darstellung ist in drei Teile gegliedert: 
Der erste Teil ist überschrieben mit: »Humanitär intervenieren – aber nur mit
humanitären Mitteln!« und wurde von Lena Jöst und Peter Strutynski bearbeitet.
Für den zweiten Teil zeichnen Werner Ruf und Nadine Zollet verantwortlich:
»Transformation bewaffneter Konflikte und die Möglichkeit ziviler Konfliktbear-
beitung«.
Der dritte Teil besteht aus den sieben Fallstudien – den empirischen Belegen
für die friedenspolitische Argumentation der Autorinnen und Autoren.
Beigefügt ist ein Kommentar von Paul Schäfer, MdB DIE LINKE, dem wir dafür
herzlich Dank sagen. 
Wir danken der Rosa-Luxemburg-Stiftung, insbesondere dem Gesprächskreis
Frieden und Erhard Crome, für die Unterstützung bei der Realisierung dieses Pro-
jekts.
Werner Ruf, Peter Strutynski
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Humanitär intervenieren –
aber nur mit humanitären Mitteln!
»Der humanitären Hilfe kommt in den nächsten Jahren zunehmende Bedeutung
zu«, sagte Bundesaußenminister Frank-Walter Steinmeier bei der Eröffnung des
Tages der humanitären Hilfe am 12. Oktober 2007. Humanitäre Hilfe – das sei
»medizinische Notversorgung für Menschen in Afghanistan«, »Nothilfe für die
Opfer von Bürgerkriegen und Konflikten« wie in Libanon oder Somalia, »Hilfe
für die Hurrikan-Opfer in Nicaragua« und vieles andere mehr. Die Aufzählung der
verschiedenen Einsatzregionen deutscher »Menschenfreundlichkeit und Wohl-
tätigkeit« macht genauso hellhörig wie das Motto, unter dem der Tag stand:
»Weltweit Verantwortung übernehmen« (AA 2007). Weltweit Verantwortung
übernimmt die Bundesrepublik Deutschland im Wesentlichen erst seit dem Ende
der Blockkonfrontation – und immer öfter im Zusammenhang mit Auslands-
einsätzen der Bundeswehr. Ehe wir uns versehen, sind wir also schon mitten im
Thema unseres Projektes, in dem es um die Evaluierung sog. humanitärer Mi-
litärinterventionen, mithin um grundlegende Fragen der Legalität bzw. Legitimität
von Krieg als Mittel der Politik zum Frieden geht.
Krieg oder Frieden
Einen allgemeinen Zustand des Friedens – zunächst im Sinne des Nicht-Kriegs –
zu schaffen, ist etwas, wovon die Menschheit seit Jahrtausenden träumt, was die
übrig gebliebenen Gesellschaften Mitteleuropas nach dem 30-jährigen Krieg ge-
hofft und was die Völker nach den beiden globalen Kriegen des 20. Jahrhunderts
sich geschworen haben. Und es ist zugleich ein Zustand, den viele Kriegs- und
Bürgerkriegsgesellschaften im Kongo, in Ruanda und Burundi, in Elfenbeinküste
oder im Sudan, im Irak oder in Afghanistan, in Kaschmir und in Tschetschenien,
in Sri Lanka oder in Kolumbien gar nicht mehr denken und anstreben können, so
weit ist er schon aus ihrer Vorstellungskraft verschwunden. Wer nur gelernt hat, in
Kategorien der Gewalt zu denken und den Gebrauch der Waffen höher zu schät-
zen als seine eigene Vernunft, für den ist eine Welt ohne Krieg ein unerreichbares
Abstraktum, das nichts Erstrebenswertes mehr an sich hat. 
Dies war nicht immer so. Der Kalte Krieg war, wenn man ihn aus der Perspek-
tive der beiden Militärblöcke betrachtet, ein »kalter Frieden«. Das heißt: Unter
der gegenseitigen atomaren Bedrohung waren die Großmächte zum Frieden, zur
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begrenzten Partnerschaft gezwungen. Wir nannten sie »friedliche Koexistenz«.
Alles andere als dieser vernunft- und angstgeleitete Modus vivendi hätte eine
Katastrophe für beide Seiten und den Rest des Planeten heraufbeschworen. Der in
den 70er Jahren eingeleitete Helsinki- bzw. KSZE-Prozess trug dieser Situation
Rechnung und leistete sowohl einen Beitrag zur Entspannungspolitik – worauf
vor allem die Staaten des Warschauer Vertrags drangen – als auch zur ideologi-
schen Delegitimierung des sozialistischen Lagers, worauf es der Westen mit sei-
ner instrumentellen Menschenrechtspolitik abgesehen hatte. Der SPD-Slogan
»Wandel durch Annäherung« brachte diese Strategie am klarsten zum Ausdruck.
Es ist bezeichnend, dass die KSZE just in dem Augenblick, als der angestrebte
»Wandel« im Osten vollzogen und die KSZE in die OSZE übergeführt war, in der
Bedeutungslosigkeit versank – gerade noch gut für wohlfeile Festreden, in denen
die Wertegemeinschaft von Vancouver bis Wladiwostok beschworen wird. Der
Mohr hatte seine Schuldigkeit getan.
Für Regionen, die sich innerhalb der Macht- und Einflusssphären der Super-
mächte unbotmäßig verhielten oder die sich ganz außerhalb der festgezurrten
Hemisphären befanden, bedeutete der Kalte Krieg dagegen eher einen heißen
Krieg. Davon gab es bis zur Epochenwende 1989/90 und natürlich auch danach
reichlich. Wir zählen von 1945 bis heute mehr als 230 Kriege, Bürgerkriege und
bewaffnete Konflikte, die sich fast ausschließlich in der Peripherie, also in der
Dritten Welt zugetragen haben (vgl. AKUF 2007). Die Großmächte waren an ih-
nen durchaus beteiligt: Am häufigsten die USA, Großbritannien und Frankreich.
Die Sowjetunion findet man in der Liste der Krieg führenden Staaten erst auf ei-
nem Platz unter »ferner liefen«. Sie hatte es auch am wenigsten nötig, denn sie
agierte auf dem internationalen Parkett mit dem historischen Rückenwind des an-
tikolonialen Befreiungskampfes. Solche Stellvertreterkriege anzuzetteln oder mit
Waffen, Geld und militärischem Know-how zu unterstützen, war durchaus verein-
bar mit dem Bekenntnis zum Weltfrieden. Der war so lange gewahrt, als nicht die
beiden großen Militärpakte NATO und Warschauer Vertrag direkt aufeinander
prallten. 
Es ist kennzeichnend für den heutigen Friedensdiskurs, dass vom Frieden in
der Welt nicht mehr in der alten Weise gesprochen wird. Die friedliche Koexi-
stenz zwischen den Systemen existiert nicht mehr, weil es die Systeme nicht mehr
gibt oder, um es genauer zu sagen, weil nur noch ein System übrig geblieben ist.
Damit rücken die vielen kleinen Kriege, die gleichwohl grausame Dimensionen
annehmen können, in den Mittelpunkt des Interesses. Für die NATO, die im Au-
genblick laut über ihre Globalisierung nachdenkt, und für die EU, die sich mit der
Europäischen Sicherheitsstrategie eine »zeitgemäße« Militärdoktrin zugelegt hat,
heißt das: Kriege sind wieder führbar geworden. 
Was das bedeutet, hat die Welt im ehemaligen Jugoslawien, in Afghanistan und
im Irak sehen können. Alle drei Kriege hätten unter den politischen Bedingungen
des Kalten Kriegs nie und nimmer geführt werden können, weil sie den Weltfrie-
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den bedroht hätten. Heute bedrohen sie »nur« noch die Menschen, die im direkten
Kampf gegen die Aggressoren sterben oder als sog. Kollateralschäden in die
Opfer-Statistik eingehen. 
Dieser veränderte Blick auf den Weltfrieden, den es heute nicht mehr zu si-
chern gilt, weil er außer Frage steht, und auf die vielen realen Kriege und Bürger-
kriege, die im Einzelfall vielleicht zu beenden, im allgemeinen aber nicht aus der
Welt zu schaffen sind, dieser veränderte Blick hat gravierende Folgen für die
Kriegspolitik der Herrschenden und die Friedensstrategie der Völker (vgl. hierzu
grundlegend: Woit 2006, Scheler 2006).
Vom Kalten Krieg zum heißen Frieden
Konnte man, wenn man nur naiv genug war, 1990/91 erwarten, dass die Beendi-
gung des sowjetischen Experiments, die Abwicklung der DDR und die Auflösung
des Warschauer Pakts eine gewaltige Friedensdividende freisetzen würde, so
wurde man schnell eines besseren belehrt. Die Balkan-Kriege – vom Westen, ins-
besondere von Deutschland mit geschürt – und die erschreckende Ausbreitung
von regionalen Bürgerkriegen in Afrika und Asien, teilweise auch in Territorien
der ehemaligen Sowjetunion, waren beredter Ausdruck der veränderten Weltlage,
in der nun alle Dämme der militärischen Zurückhaltung zu brechen schienen. Nie
zuvor in der Nachkriegsgeschichte hatte es so viele Kriege gegeben wie Mitte der
90er Jahre! Und Probleme wie das Verschwinden von Staatlichkeit, in der Poli-
tikwissenschaft später unter dem Begriff der »failing states« subsumiert (schei-
ternde oder gescheiterte Staaten), die Privatisierung von Gewalt oder die Barbari-
sierung bewaffneter Konflikte bis hin zu Völkermord-Exzessen (Beispiel Ruanda)
bestimmten die politischen Diskussionen und bereiteten den entscheidenden Para-
digmenwechsel in den internationalen Beziehungen vor: In der postbipolaren
Welt, so lautete das neue Credo, müssten die aus der Nachkriegsordnung übrig ge-
bliebenen Institutionen wie die NATO und die Vereinten Nationen eine neue Rolle
einnehmen. 
Das westliche Militärbündnis wollte auf die neuen Herausforderungen mit ei-
ner flexiblen Strategie in regionale Konflikte militärisch eingreifen können.
»Neue Herausforderungen« bzw. »neue Risiken« tauchen im Sprachgebrauch der
NATO nach dem Ende der Bipolarität auf. Diese »Risiken«, meist sozialer, öko-
nomischer oder ökologischer Natur werden »versicherheitlicht« und so zum Ge-
genstand militärischer »Bearbeitung« gemacht (siehe hierzu ausführlicher den
Beitrag von Ruf, Zollet). Die Bedrohung durch ein feindliches Weltsystem, wie es
das realsozialistische Lager vierzig Jahre lang dargestellt hatte, sei einer Palette
schwer zu definierender, »unsichtbarer« Risiken gewichen. In der Römischen Er-
klärung der NATO vom November 1991 wurden diese Risiken beschrieben: Die
illegale Weitergabe von Massenvernichtungswaffen gehörte genauso dazu wie die
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Gefahr durch terroristische Anschläge, die Ausbreitung von Kriminalität, die Mi-
gration oder die Unterbrechung der Zufuhr lebenswichtiger Rohstoffe sowie die
Störung des freien Welthandels. 
Ein Jahr später hat das deutsche Verteidigungsministerium diese Risikoanalyse
zur Grundlage seiner im November 1992 erlassenen »Verteidigungspolitischen
Richtlinien« gemacht. Die Fortschreibung der VPR im Mai 2003 hat daran im
Kern nichts geändert. Die Bedrohungsanalyse war zuvor bereits in die neue
NATO-Strategie von 1999 sowie in die Nationale Sicherheitsstrategie des US-
Präsidenten (September 2002, März 2006) und danach in die Europäische Sicher-
heitsstrategie vom Dezember 2003 aufgenommen worden. Sie ist also offizielle
Grundlage der Bundesregierung, der Vereinigten Staaten, der NATO und der EU.
Auch den Vereinten Nationen wurde eine neue Rolle zugeschrieben. Die Hoff-
nungen des Westens richteten sich vor allem auf die Auflösung von tatsächlichen
oder angeblichen Blockaden im UN-Sicherheitsrat, die traditionell der Sowjet-
union in die Schuhe geschoben worden waren. Ein Blick in die Statistik der Vetos
im Sicherheitsrat zeigt indessen ein anderes Bild: Zwischen 1946 und 1989 wurde
insgesamt 232 Mal vom Vetorecht Gebrauch gemacht. 116 Vetos legten die Sowjet-
union und die VR China ein, genauso viele Vetos kamen von den Westmächten:
116 Mal verhinderten die USA, Frankreich und Großbritannien sowie Taiwan, das
bis 1971 für China im Sicherheitsrat saß, einen Beschluss des UN-Gremiums
(Löwe 2000, S. 608). – Diplomaten haben offenbar ein sehr feines Gespür für
Ausgewogenheit – jedenfalls auf dieser formalen Ebene. 
Mit dem Ende der gegenseitigen Blockaden (die übrigens nicht durchgehend
die UNO »lähmten«, wie häufig behauptet wird) verband der Westen die Hoff-
nung auf eine stärkere Rolle der UNO in bewaffneten Konflikten. Schließlich ist
der UN-Sicherheitsrat die einzige Institution in der Welt, die im Rahmen des Völ-
kerrechts militärische Maßnahmen gegen Staaten oder bewaffnete Kräfte be-
schließen kann. Den 192 Mitgliedstaaten der Vereinten Nationen steht ein Recht
auf Krieg ausschließlich im Fall der Verteidigung gegen eine Aggression zu. Im
Artikel 51 der UN-Charta wird in so einem Fall vom »naturgegebenen Recht auf
individuelle oder kollektive Selbstverteidigung« gesprochen. Das ist für die Staa-
ten die einzige Ausnahme vom generellen Gewaltverbot des modernen Völker-
rechts, das in Art. 2, Abs. 4 der UN-Charta unmissverständlich formuliert ist:
»Alle Mitglieder unterlassen in ihren internationalen Beziehungen jede gegen die
territoriale Unversehrtheit oder die politische Unabhängigkeit gerichtete oder
sonst mit den Zielen der Vereinten Nationen unvereinbare Androhung oder
Anwendung von Gewalt.« 
Verboten ist also nicht nur die ausgeübte Gewalt selbst, sondern schon deren
Androhung, mithin auch deren Vorbereitung. 
Das völkerrechtliche Gewaltverbot bindet auch die Vereinten Nationen selbst.
So hat die Charta hohe Hürden errichtet, bis der Sicherheitsrat militärische Maß-
nahmen anordnen kann: Er darf es nach Art. 39 erst, wenn »eine Bedrohung oder
13
ein Bruch des Friedens oder eine Angriffshandlung vorliegt«, und auch dann müs-
sen zunächst alle nicht-militärischen Möglichkeiten zur Konfliktschlichtung aus-
geschöpft sein. 
Von der »humanitären Intervention« zur »transformierenden Diplomatie«
In 45 Jahren, von 1945 bis 1990 verabschiedete der UN-Sicherheitsrat 683 Reso-
lutionen; in den knapp 19 Jahren seither, von 1991 bis heute (März 2009), waren
es dagegen 1 186 Resolutionen. Doch diese hohe Zahl bürgt nicht unbedingt für
Qualität. Der UN-Sicherheitsrat hat sich nämlich in den 90er Jahren Stück für
Stück über die erwähnten klaren völkerrechtlichen Vorgaben hinweggesetzt. Dies
darf bei allem Respekt davor, dass der Sicherheitsrat nach der Epochenwende ak-
tiver geworden ist, nicht vergessen werden. Einen Türöffner stellte dabei der Be-
griff der »humanitären Intervention« dar. Er ist nicht erst beim NATO-Krieg ge-
gen Jugoslawien erfunden worden, sondern spielte schon bei Entscheidungen des
Sicherheitsrats im Fall des Irak 1991 – und zwar nach dem Golfkrieg – eine Rolle.
Damals wurden die grenzüberschreitenden Flüchtlingsströme als Bedrohung des
»internationalen Friedens und der Sicherheit in der Region« eingestuft. In der Re-
solution 688 (1991) wird erstmals ein Interventionsrecht aus humanitären Grün-
den sanktioniert (vgl. hierzu Ruf 1994, S. 108 ff.). Der Irak wird darin aufgefor-
dert, humanitären Organisationen überall dort sofortigen Zugang zu ermöglichen,
wo Hilfe benötigt wird, und zwar in »allen Teilen des Irak«. Der Irak sollte darü-
ber hinaus gezwungen werden, die Unterdrückung der Zivilbevölkerung in den
kurdischen Gebieten einzustellen und die Menschenrechte zu achten. Zwar wird
in der Resolution 688 (1991) Kap. VII der UN-Charta nicht direkt erwähnt; über
den Hinweis auf die Bedrohung des »internationalen Friedens« ist indessen der
Bezug zu Kap. VII hergestellt, denn diese Formulierung findet sich in Art. 39, wo-
mit das Kap. VII eingeleitet wird. Ein Jahr später werden die UN-Mitgliedstaaten
ermächtigt, durch Übernahme des inneren Gewaltmonopols in einem anderen
Mitgliedstaat, nämlich Somalia, »Recht und Ordnung wieder herzustellen« (Res.
794 [1992]). Was aus der Somalia-Intervention der Vereinigten Staaten geworden
ist, ist Gegenstand einer unserer Fallstudien. 
Fallbeispiel Somalia
Das ostafrikanische Land gilt seit rund zwanzig Jahren als Prototyp eines
»failed state«, eines gescheiterten Staates, in dem von den drei wesentlichen Ei-
genschaften eines Staates – allgemein akzeptierte äußere Grenzen, ein Staats-
volk, ein staatliches Gewaltmonopol – zumindest das zuletzt genannte Charak-
teristikum weitgehend fehlt. Dies war Anfang der 90er Jahre so, als Somalia
nach dem Zerfall des Regimes von Siad Barre Schauplatz rivalisierender Clans
14
und ihrer Warlords und – zunehmend – zum Spielball auswärtiger Mächte
wurde. Somalia war historisch das erste Beispiel für eine vom Sicherheitsrat der
Vereinten Nationen mandatierte »humanitäre Intervention« (Resolution 767
[1992]), in deren Folge die USA gedemütigt und die Vereinten Nationen ge-
schwächt wurden und die politisch-gesellschaftlichen Strukturen des Landes
selbst sich weiter auflösten. Zehn Jahre später geriet das Land erst recht ins Vi-
sier der USA, deren Administration in ihm Brutstätte und Zufluchtsort für terro-
ristische Organisationen à la Al Kaida sah. Darüber hinaus rückte die strategi-
sche Lage am Horn von Afrika in den Blick der USA und mit ihnen verbündeter
westlicher Staaten. Es ist eine Ironie der Geschichte, dass sich USA und UNO
gerade dann wieder des gescheiterten Staates annahmen, als mit der faktischen
Machtübernahme durch die Union islamischer Gerichte (UIC) ein Mindestmaß
an innerer Sicherheit und Zuverlässigkeit der Versorgung gewährleistet werden
konnte. Die UNO setzte weiterhin auf die Rechtmäßigkeit einer in Kenia resi-
dierenden Übergangsregierung (TFG), die im Land selbst nur geringe Unter-
stützung fand, die USA veranlassten und begleiteten logistisch und militärisch
die Invasion Äthiopiens im Dezember 2006, in deren Folge das Land resp. die
Hauptstadt Mogadischu besetzt, die Situation im Land aber nicht stabilisiert
werden konnte. Dies wird sich aller Voraussicht nach solange nicht ändern, als
keine Anstrengungen unternommen – und von außen unterstützt – werden, die
innenpolitischen Kontrahenten einschließlich der einflussreichen UIC in ein von
allen Seiten verantwortetes Arrangement gemeinsamer Sicherheit einzubinden.
Die jüngsten Kämpfe um die Besetzung der wichtigsten Staatsämter zeigen, dass
dieser Weg noch sehr weit ist.
Fazit: Weder die »humanitäre Intervention« der 90er Jahre noch die anhaltende mi-
litärische Einmischung Dritter haben zu einer Befriedung Somalias beigetragen. 
Auch andere Interventionsschauplätze wie Haiti, Bosnien, Kosovo (hier gab es
kein UN-Mandat) und neuerdings Afghanistan und Irak (beide ohne Mandat, aber
mit nachträglicher faktischer Legitimierung durch den UN-Sicherheitsrat) haben
gezeigt, dass mit Militärinterventionen kein nachhaltiger Frieden gestiftet werden
kann. Im Irak ist – selbst aus Sicht der Aggressoren – alles schief gegangen, was
nur schief gehen konnte. Noch nie ging es der Bevölkerung materiell so schlecht
wie heute, noch nie war die Sicherheitslage so schlecht wie heute, noch nie war
die Gewalt so alltäglich wie heute, und erst mit dem Krieg kamen die Terroristen
ins Land, deren Bekämpfung er angeblich hätte dienen sollen.
Zur Argumentationsfigur von der Intervention aus humanitären Gründen kam
seit dem 11. September 2001 der »Krieg gegen den Terror« hinzu. Damit halten
sich die USA und ihre wechselnden Koalitionen der Willigen an ihre neue Dok-
trin, in der dem Terrorismus als globaler Gefahr eine prominente Rolle zugedacht
ist, zumal dann, wenn er verdächtigt wird, sich in den Besitz von Massenvernich-
tungswaffen zu bringen. Nüchtern betrachtet ist der internationale Terrorismus zur
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Legitimation von illegaler Gewalt noch viel besser geeignet als die drohende hu-
manitäre Katastrophe oder die Menschenrechtslage. Letztere lassen sich nämlich
zuverlässiger belegen. Terrorgefahren dagegen lauern potenziell überall. Nur die
Geheimdienste und andere verdeckt arbeitende Ermittler verfügen über die Infor-
mationen, die zur annähernden Einschätzung der wirklichen Bedrohung nötig
wären. Dieselben Geheimdienste sind es aber auch, die aus politischen Gründen
Gefährdungen konstruieren oder aufbauschen können, ohne dass dies von der Öf-
fentlichkeit nachgeprüft werden könnte – wir haben das beim zweiten Golfkrieg
1990/91, beim NATO-Krieg gegen Jugoslawien 1999 und beim Irakkrieg 2003
gesehen. 
Nach einem ähnlichen Drehbuch schienen in den letzten drei Jahren Kriegsvor-
bereitungen gegen den Iran getroffen worden zu sein. Spannende Fragen in der
Nach-Bush-Ära sind, inwieweit sich der neue US-Präsident Barack Obama auf
das alte Spiel einlässt, ob Israel erlaubt sein wird, einen Angriff durchzuführen,
und ob die Öffentlichkeit, sprich: die Medien gelernt haben und diesmal nicht
mehr auf alle Geheimdienst- und Regierungslügen hereinfallen. Man sollte aber
auch in Erinnerung bringen, dass der Irak nicht nur wegen des vermeintlichen Ter-
rorismus und der angeblichen Massenvernichtungswaffen angegriffen wurde,
sondern auch wegen der Menschenrechtssituation. Die US-Administration hatte
keinen Zweifel daran gelassen, dass es ihr um einen Regimewechsel ging. Das ist
das nächste Schlagwort, das in den letzten Jahren Karriere gemacht hat. Bevor wir
darauf eingehen, soll am Beispiel Haiti illustriert werden, wie ein Regimewech-
sel, noch dazu von den Vereinten Nationen autorisiert, aussehen und welche Fol-
gen er zeitigen kann.
Fallbeispiel Haiti:
Zwei Mal innerhalb eines Jahrzehnts haben ausländische Streitkräfte im Auf-
trag der Vereinten Nationen in Haiti interveniert: 1994 zugunsten des zuvor von
rechtsgerichteten Militärs gestürzten demokratisch gewählten Präsidenten Aris-
tide, 2004 zugunsten der mit eben jenen ehemaligen Militärs verbündeten Op-
position, die den amtierenden Präsidenten Aristide aus seinem Amt und aus dem
Land vertrieben hatte. Bis heute kann weder von einer innenpolitischen Stabili-
sierung noch von nennenswerten sozialen Verbesserungen die Rede sein. Hatte
die erste UN-mandatierte Mission noch das Ziel, den gewählten Präsidenten
Aristide wieder ins Amt zu bringen, so unterstützte das zweite UN-Mandat die
Absetzung Aristides und seine Vertreibung aus dem Land. Treibende Kraft und
Nutznießer waren die USA, beschädigt wurde die Legitimität des Sicherheits-
rats, der sich den Politikzielen der USA unterwarf. In den Jahresberichten des
UN-Generalsekretärs wird regelmäßig auf die »stabile, aber fragile« Sicher-
heitslage hingewiesen. Bewaffnete Gangs machten nach wie vor die Slum-
Vorstädte der Hauptstadt Port-au-Prince unsicher. Keine nennenswerten Fort-
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schritte machten die Menschenrechte und die humanitäre Lage. Dennoch sei
hinsichtlich der Entwaffnung, Demobilisierung und Integration von Mitgliedern
bewaffneter Gangs ein »beträchtlicher Fortschritt« erzielt worden. Konkrete
Zahlen oder Vorgänge werden hierzu bezeichnenderweise aber nicht genannt.
Immerhin gibt es eine Nationale Entwaffnungs-Kommission, deren Arbeit von
MINUSTAH – so heißt die UN-Mission – unterstützt werde.
Ein anderes Problem, das bei UN-Einsätzen in den letzten Jahren immer wieder
auftaucht, wurde auch aus Haiti gemeldet: Wegen eines Skandals um sexuellen
Missbrauch hat die UNO mehr als 110 srilankische Blauhelmsoldaten von
ihrem Einsatz in Haiti abberufen. Die Soldaten der UN-Mission hatten Frauen,
darunter Minderjährige, für Sex bezahlt, wie UN-Sprecherin Michèle Montas
am 2. November 2007 erklärte. 
Fazit: Die Vereinten Nationen haben – unter dem Druck der USA und mit einem
humanitären Mäntelchen umgeben – zum ersten Mal eine Militärmission mit
dem Ziel des Regimewechsels angeordnet. Zum besseren hat sich nichts verän-
dert. Wie desaströs die soziale und wirtschaftliche Lage für die Bevölkerung
heute ist und wie instabil die politischen Verhältnisse nach wie vor sind, haben
zuletzt die gewaltsamen Hungerproteste im April 2008 gezeigt.
Ein Regimewechsel, das heißt das Ersetzen einer wie auch immer legitimierten, in
der Regel aber legalen Regierung von außen, ist selbstverständlich mit dem gel-
tenden Völkerrecht genauso wenig vereinbar wie ein Angriffskrieg. Art. 2 der
UN-Charta garantiert sowohl die territoriale Integrität jedes Mitgliedstaats als
auch ihre politische Unabhängigkeit. Nach Art. 2 Ziff. 7 ist die Einmischung in
die inneren Angelegenheiten eines Staates verboten. Verstöße dagegen sind den-
noch zahlreich und gehören sogar zum Alltag in den Beziehungen zwischen den
Staaten. Das war während des Kalten Kriegs übrigens nicht anders. Die Schlag-
wörter dabei sind »Infiltration«, »Subversion«, »Wandel durch Annäherung«,
wenn wir den Blick auf die Politik des Westens richten; »internationale Solida-
rität«, »Klassenkampf«, »Systemkonkurrenz«, wenn wir an die Versuche des
Ostens denken, das Kräfteverhältnis im Weltmaßstab zugunsten des Sozialismus
zu verändern. Und jede wirtschafts- und handelspolitische Maßnahme, jedes bila-
terale Gemeinschaftsprojekt – dabei muss es nicht immer um Pipelines gehen –,
jedes Kulturabkommen oder jeder andere Vertrag, der zwischen Staaten abge-
schlossen wird, jedes Interview, das ein Botschafter der Zeitung seines Gastlandes
gibt, kurz: alles, was Auswirkungen auch auf die innere Situation eines derart be-
dachten Landes hat, ist eine Art Einmischung in seine inneren Angelegenheiten.
Die Frage ist nur, ob diese Einmischung gegen den Willen des betroffenen Landes
geschieht oder mit dessen Einwilligung. Die Grenzen sind hier zweifellos fließend.
Das Konzept der Souveränität ist so alt wie das moderne Staatensystem und hat
seine Wurzeln im Westfälischen Frieden von 1648. Grund genug für die Bush-
Administration, es auf den Müllhaufen der Geschichte werfen zu wollen. Die ehe-
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malige US-Außenministerin Condoleezza Rice hat das in einer programmatischen
Rede an der Georgetown Universität im Januar 2006 getan (Rice 2006). Sie argu-
mentierte, dass man bisher davon ausgegangen sei, »dass jeder Staat die von sei-
nem Inneren ausgehenden Bedrohungen selbst kontrollieren und lenken kann. Es
wurde auch angenommen«, sagte sie, »dass schwache und schlecht regierte Staa-
ten lediglich eine Last für ihre eigenen Bürger darstellten, ein internationales hu-
manitäres Problem, aber nie eine wirkliche Bedrohung für die Sicherheit.« Und
sie fährt fort: »Heute sind diese alten Annahmen nicht mehr gültig.«
Sie begründete diese Annahme mit dem heute so weit verbreiteten und wohl-
feilen Hinweis auf die Globalisierung. Neue Technologien würden die Entfernun-
gen schwinden lassen und die meisten Bedrohungen kämen heute nicht mehr aus
den Beziehungen zwischen den Staaten, sondern entstehen »eher innerhalb von
Staaten. In dieser Welt ist es nicht mehr möglich, zwischen unseren Sicherheits-
interessen, unseren Entwicklungsbestrebungen und unseren demokratischen Idea-
len klare und eindeutige Trennlinien zu ziehen. Die amerikanische Diplomatie
muss alle diese Ziele als Ganzes betrachten und zusammen fördern.« 
Was dabei heraus kommt, ist in den Worten der damaligen US-Chefdiplomatin
die »transformational diplomacy«, die »umgestaltende Diplomatie«. Deren Aufgabe
fasst sie folgendermaßen zusammen: »Zusammenarbeit mit unseren zahlreichen
internationalen Partnern, um demokratische Staaten mit einer guten Regierungs-
führung aufzubauen und zu erhalten, die auf die Bedürfnisse ihrer Bürger reagie-
ren  und sich innerhalb des internationalen Systems verantwortlich verhalten.« 
Es braucht hier nicht erwähnt zu werden, dass natürlich die USA selbst bestim-
men, wann sich eine fremde Regierung »verantwortlich verhält« und wann nicht.
US-Präsident George Bush hat bei seiner zweiten Antrittsrede die globale Strate-
gie der USA so beschrieben: »Es ist die politische Strategie der Vereinigten Staa-
ten, demokratische Bewegungen und Institutionen in jedem Land und jeder Kul-
tur zu suchen und ihre Entwicklung zu unterstützen, um letztendlich die Tyrannei
auf der Welt zu beenden.« (Bush 2005)
Nun kann man einwenden: Na gut, so ist es. So haben sich die USA gegenüber
vielen Staaten in ihrem Hinterhof seit über 150 Jahren verhalten – mit einer kur-
zen Unterbrechung in der Roosevelt-Ära (vgl. Grandin 2009). So haben sie in
Chile und Nicaragua gehandelt, und so machen sie es in Afghanistan, Irak und
demnächst vielleicht im Iran und im Sudan. Und, auch das wissen wir, dabei ging
es ihnen mitnichten um die Beendigung der Tyrannei, sondern um die Beseitigung
demokratisch gewählter Regierungen oder einfach unbotmäßiger Regime. 
Noch nie aber sind dem diplomatischen Korps so unverhohlen und coram pu-
blico exakte Anweisungen gegeben worden, wie sie sich bei ihrer »ehrgeizigen Mis-
sion«, der Welt Freiheit und Demokratie zu bringen, zu verhalten haben. Und zwar
auch außerhalb ihrer Botschaften. »Wir werden«, sagte Frau Rice, »Kontakte mit
Privatpersonen in neu entstehenden regionalen Zentren aufbauen müssen und nicht
nur mit Regierungsvertretern in den Hauptstädten.« Und sie verrät im nächsten Satz
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sogar, wo dies sein wird: »Wir müssen eine Rekordzahl von Menschen in schwieri-
gen Sprachen wie Arabisch, Chinesisch, Farsi, und Urdu ausbilden.« 
Wirklich beunruhigend sind solche Konzepte, weil ihnen die reale Politik und
weil ihnen reale Truppen folgen. Beunruhigend ist aber noch etwas anderes: Dass
solche Konzepte der umgestaltenden Diplomatie oder der Entsouveränisierung
von Staaten oder die Möglichkeit von »Präventivkriegen« mittlerweile Resonanz
und teilweise Akzeptanz in internationalen Institutionen, nicht zuletzt auch in
Kreisen der Vereinten Nationen finden, dort etwa unter dem Begriff der »Respon-
sibility to Protect«. Eine Studie aus dem Think Tank der Europäischen Union geht
davon aus, dass die Prämissen und Ziele der transformational diplomacy auch
nach George W. Bush Bestand Richtschnur der US-Außenpolitik sein werden.
Darüber hinaus werde das Thema auf der Agenda anderer großer Mächte bleiben,
einschließlich der Europäischen Union (Vgl. Vaïsse 2007).
Die Vereinten Nationen: Kriegspartei?
Dabei haben die Vereinten Nationen die Grundsätze des modernen Völkerrechts
bei ihrer Gründung nicht aus Jux und Tollerei in die Charta geschrieben, sondern
auf Grund der leidvollen Erfahrung zweier Weltkriege mit zusammengenommen
über siebzig Millionen Toten. Wir stellen heute betroffen fest, dass die Erinnerung
an den wichtigsten Gründungszweck der UNO, den Weltfrieden aufrechtzuerhal-
ten, zunehmend in Vergessenheit gerät. 
Die Vereinten Nationen beteiligen sich seit geraumer Zeit selbst an dem kollek-
tiven Gedächtnisschwund. Der ehemalige Generalsekretär Kofi Annan legte im
März 2005 ein UN-Reformpapier vor mit dem Titel »In größerer Freiheit« (Annan
2005), das neben vielen vernünftigen und überfälligen Vorschlägen zur Effekti-
vierung der UN-Institutionen auch höchst problematische Änderungswünsche
enthält. Insbesondere eine Passage in dem Reformpapier war alarmierend. Darin
zog Kofi Annan die Möglichkeit in Betracht, Präventivkriege im Namen der Ver-
einten Nationen zu führen. In Ziffer 125 heißt es dazu: Der Sicherheitsrat habe die
»volle Autorität für die Anwendung militärischer Gewalt, auch präventiv«. Sollte
sich diese Auffassung durchsetzen, fielen die Vereinten Nationen nicht nur hinter
die eigene Charta, sondern auch hinter den Briand-Kellogg-Pakt aus dem Jahr
1928 zurück, in dem die Vertragsstaaten erstmals den Krieg »geächtet« hatten. Zu
Recht sind die USA weltweit kritisiert worden (auch von Kofi Annan selbst), weil
sie sich in ihrer Nationalen Sicherheitsstrategie vom September 2002 den Präven-
tivkrieg als Option vorbehalten haben. Sollten die Vereinten Nationen dieses anti-
quierte »Recht des Stärkeren« nun auch für sich beanspruchen, gibt es keine Be-
gründung mehr, es einzelnen Staaten vorzuenthalten.
Wir alle kennen das Phänomen, dass zwischen der Beschreibung und Beurtei-
lung der drängendsten Probleme dieser Welt und der zu ihrer Lösung herangezo-
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genen Therapie eine schier unüberwindliche Kluft besteht. Unsere These ist: Die
Probleme dieser Welt sind vor allem ziviler Natur, die Antworten der herrschen-
den Politik dagegen sind überwiegend militärischer Art. (Damit befasst sich
schwerpunktmäßig der nachfolgende Beitrag von Werner Ruf und Nadine Zollet.)
In allen Lageanalysen der sicherheitspolitischen Strategie- und Grundsatz-
papiere, sei’s der NATO, sei’s der Europäischen Union, wird nicht-militärischen
Aspekten von Sicherheit/Unsicherheit die größte Aufmerksamkeit gezollt. Jeden-
falls gilt dies seit dem Ende der Blockkonfrontation. Die damals von Politik und
Militär in ihre Strategie aufgenommene »Erweiterung des Sicherheitsbegriffs«
trug einerseits der Tatsache Rechnung, dass nach der Epoche der gegenseitigen
militärischen und atomaren Bedrohung die Vorstellung weit verbreitet war, dass
nun das Ende atomarer und konventioneller Hochrüstung gekommen sein müsste.
Andererseits wurden mit dem jähen Zusammenbruch mancher Volkswirtschaften
in Mittel- und Osteuropa, die dem kapitalistischen Markt schutzlos ausgeliefert
waren, neue gesellschaftliche und ökologische Verwerfungen sichtbar, die nach
zivilen, nämlich ökonomischen, sozialen und ökologischen Lösungen verlangten.
Militärische Optionen schienen hierin zunächst keinen Platz zu haben. Das Militär
selbst suchte nach neuen »Einsatzfeldern« und begann dabei in zivilen Bereichen zu
wildern. Selbst der ehemalige Direktor des der NATO nahe stehenden Internationa-
len Instituts für Strategische Studien in London (IISS) problematisiert diesen Wider-
spruch und stellt fest, dass die »sicherheitspolitischen Probleme auf der transat-
lantischen Agenda globaler Herausforderungen ... einen immer geringeren Raum
ein(nehmen) … Die NATO wäre gänzlich ungeeignet, um der Abstimmung in
Fragen wie Energie und Umwelt, Wirtschafts- und Finanzproblemen oder der
Hilfe für die armen Länder der Welt ein Forum zu bieten. Dazu bedürfte es neuer
transatlantischer Institutionen, am besten direkt zwischen den USA und einer
dazu von ihren Mitgliedern ausgestatteten EU. Als Fundament für eine bestands-
fähige atlantische Koalition reicht die NATO nicht mehr aus. Wird sie nicht durch
eine breitere Zusammenarbeit zwischen Amerika und Europa mitgetragen, droht
ihr das Schicksal alter Soldaten: Sie fallen nicht, sondern schwinden dahin.« (Ber-
tram 2009.) So weit ist es aber noch nicht.
Das neue Paradigma: »Responsibility to Protect«
Ein offenbar immer beliebteres Einsatzfeld des Militärs ist der Menschenrechts-
schutz. Unter dem Begriff »Responsibility to Protect« (auf der entsprechenden
Website unter dem Label »R2P« gehandelt) wird der an sich nicht unsympathi-
sche Gedanke propagiert, dass die Weltgemeinschaft eine Verantwortung auch für
die Menschen übernehmen muss, deren Staaten zu schwach oder deren Regierun-
gen nicht gewillt sind, einen ausreichenden Menschenrechtsschutz für ihr Staats-
volk zu gewährleisten. 
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Auf kanadische Initiative hin wurde im Jahr 2000 eine 12-köpfige »Internatio-
nal Commission on Intervention and State Sovereignty« (ICISS) eingerichtet, der
eine Reihe ehemaliger hochrangiger Politiker und Militärs angehörte, aus
Deutschland z. B. Vier-Sterne-General Klaus Naumann, der in seinen letzten akti-
ven Jahren Vorsitzender des Militärkomitees der NATO war. Ein Jahr später ver-
öffentlichte ICISS ihren Bericht mit dem Titel »The Responsibility to protect«.
Die zentrale These der Autoren ist, dass »souveräne Staaten eine Verantwortung
haben, ihre eigenen Bürger vor vermeidbaren Katastrophen – vor Massenmord
und Vergewaltigung, vor Hunger –, zu schützen, dass aber, wenn sie nicht willens
oder nicht fähig dazu sind, die Verantwortung von der größeren Gemeinschaft der
Staaten getragen werden muss.« (ICISS 2001, S. VIII, Übersetzung: d. Verf.) In
solchem Fall würde der Grundsatz der Nicht-Intervention zugunsten der interna-
tionalen Schutzverantwortung aufgegeben. 
Dieses Konzept wird seit der Veröffentlichung des Papiers in internationalen
Gremien kontrovers diskutiert und fand letztlich Eingang in die Abschluss-
erklärung des Millennium+5-Gipfels 2005. Allerdings nicht als verbindliche
Rechtsnorm, wie Interventionsbefürworter hier zu Lande fälschlicherweise gern
behaupten, sondern als Prüfauftrag an die Generalversammlung. In der entschei-
denden Ziffer 139 heißt es: »Die internationale Gemeinschaft hat durch die Ver-
einten Nationen auch die Pflicht, diplomatische, humanitäre und andere friedliche
Mittel nach den Kapiteln VI und VIII der Charta einzusetzen, um beim Schutz der
Zivilbevölkerung vor Völkermord, Kriegsverbrechen, ethnischer Säuberung und
Verbrechen gegen die Menschlichkeit behilflich zu sein. In diesem Zusammen-
hang sind wir bereit, im Einzelfall und in Zusammenarbeit mit den zuständigen
regionalen Organisationen rechtzeitig und entschieden kollektive Maßnahmen
über den Sicherheitsrat im Einklang mit der Charta, namentlich Kapitel VII, zu er-
greifen, falls friedliche Mittel sich als unzureichend erweisen und die nationalen
Behörden offenkundig dabei versagen, ihre Bevölkerung vor Völkermord,
Kriegsverbrechen, ethnischer Säuberung und Verbrechen gegen die Menschlich-
keit zu schützen. Wir betonen die Notwendigkeit, dass die Generalversammlung
die Verantwortung für den Schutz der Bevölkerung vor Völkermord, Kriegsver-
brechen, ethnischer Säuberung und Verbrechen gegen die Menschlichkeit und die
sich daraus ergebenden Auswirkungen eingedenk der Grundsätze der Charta der
Vereinten Nationen und des Völkerrechts weiter prüft.«
Hier wird den friedlichen Maßnahmen nach Kapitel VI und VIII eindeutig
Priorität eingeräumt, bevor Zwangsmaßnahmen nach Kap. VII (die bis auf den
Art. 42 übrigens auch nicht militärischer Art sind) in Erwägung gezogen werden.
Der Hinweis auf Kap. VIII bezieht sich auf die Existenz regionaler Abmachungen
oder Einrichtungen, die ebenfalls für die »Wahrung des Weltfriedens und des in-
ternationalen Friedens« aktiv werden können. 
Die Afrikanische Union hat mit ihrem Gründungsstatut (AU 2000) das Recht
reklamiert, in Mitgliedsländern zu intervenieren, wenn »schwerwiegende Um-
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stände« vorliegen, namentlich: Kriegsverbrechen, Völkermord und Verbrechen
gegen die Menschlichkeit« (Art. 4h) Sollte dieses Interventionsrecht auch militä-
rische Maßnahmen beinhalten, dann allerdings ist es von Kap. VIII der UN-Charta
nicht gedeckt. Dort heißt es nämlich unmissverständlich in Art. 52,2: »(2) Mitglieder
der Vereinten Nationen, die solche Abmachungen treffen oder solche Einrichtun-
gen schaffen, werden sich nach besten Kräften bemühen, durch Inanspruchnahme
dieser Abmachungen oder Einrichtungen örtlich begrenzte Streitigkeiten friedlich
beizulegen, bevor sie den Sicherheitsrat damit befassen.«
Der R2P-Bericht selbst ist janusköpfig. Einerseits bindet er den Einsatz von
militärischer Gewalt an ein Mandat des UN-Sicherheitsrats. Andererseits aber
plädiert er für die Einschränkung des Vetorechts der fünf ständigen Sicherheits-
rats-Mitglieder, falls sich dieser als unfähig erweist, tätig zu werden. Hinzu
kommt, dass der Bericht bei der Suche nach möglichen Gründen für Militärinter-
ventionen Anleihen bei der Theorie des »gerechten Krieges« macht, so wenn etwa
eine gerechte Sache (causa iusta) verfolgt werde, oder wenn als primäre Motiva-
tion (recta intentio) die Rettung von Menschenleben behauptet wird (siehe hierzu
Schorlemer 2007). In solchen Fällen könnten nämlich Staatengruppen oder ein-
zelne Staaten auch ohne Beschluss des Sicherheitsrats intervenieren.
Dennoch muss darauf hingewiesen werden, dass auch der R2P-Bericht sich nicht
mit Militärinterventionen begnügt. Seine Verantwortung zu schützen ist dreigeteilt:
Sie besteht erstens aus einer Verantwortung zur Prävention (responsibility to pre-
vent). Hier geht es um wirtschaftliche oder politische Unterstützungsmaßnahmen,
die das Entstehen von Gewaltkonflikten verhindern sollen. Zweitens soll die Verant-
wortung zu reagieren (responsibility to react) greifen, und zwar dann, wenn sich die
Präventionsmaßnahmen als unzureichend erwiesen haben und eine akute Bedro-
hung des Lebens einer großen Anzahl von Menschen vorliegt. Und drittens geht es
um den Wiederaufbau (responsibility to rebuild) in Nachkriegssituationen. Obwohl
die ICISS den Schwerpunkt der Argumentation auf den Präventionsgedanken gelegt
hat, wird ihr Responsibility-to-Protect-Konzept fast ausschließlich auf die militäri-
sche Dimension fokussiert. Das ist aber durchaus bezeichnend für den internationa-
len Diskurs nach dem 11. September 2001.
Eine »humanitäre Intervention«, die den Kriterien des Responsibility-Papiers
nahekommt, hat bereits in großem Stil stattgefunden, bevor dieser Begriff über-
haupt erfunden war: im sog. Kosovo-Krieg.
Fallbeispiel Kosovo:
Der vor zehn Jahren geführte Krieg der NATO gegen das damalige Jugoslawien
ist das bis dato eklatanteste Beispiel für eine völkerrechtswidrige Aggression,
die aus angeblich »humanitären Gründen« stattgefunden hat. Der zweieinhalb
Monate dauernde Luftkrieg verstieß nicht nur gegen das geltende Völkerrecht –
hier insbesondere die territoriale Unversehrtheit der Staaten nach Art. 2,2 der
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UN-Charta sowie das strikte Gewaltverbot (Art. 2,4 UN-Charta), sondern ver-
letzte auch den völkerrechtskonform verfassten NATO-Vertrag von 1949 (vgl.
Strutynski 2009, S. 139 f.), wonach militärische Gewalt nur als Mittel der kol-
lektiven Selbstverteidigung und nur innerhalb bestimmter geografischer Gren-
zen eingesetzt werden durfte. Die »humanitären Gründe« waren von Anfang an
vorgeschoben: Die humanitäre Katastrophe, von der am wortgewaltigsten und
erfindungsreichsten der damalige deutsche Verteidigungsminister Rudolf Schar-
ping sprach, hatte es vor dem Krieg nachweislich nicht gegeben, was insbeson-
dere durch die Berichte der OSZE-Mission  bestätigt wurde (Loquai 2003). Erst
der Krieg sorgte für die massenhafte Flucht und Vertreibung von bis zu 800 000
Kosovo-Albanern ins Ausland; hinzu kamen noch etwa 200 000 Binnenflücht-
linge. Der Krieg, der ausschließlich als Bombenkrieg aus »sicherer Höhe« ge-
führt wurde, forderte Tausende Todesopfer, die meisten unter der Zivilbevölke-
rung. Zerstört wurden überwiegend Einrichtungen und Anlagen der zivilen
Infrastruktur (Brücken, Straßen, Strom- und Wasserleitungen, Informations-
und Kommunikationseinrichtungen, Schulen, Krankenhäuser) sowie der priva-
ten oder öffentlichen Wirtschaft (Fabrikanlagen, Lagerhäuser usw.), wodurch
die Entwicklung in Serbien auf Jahre, wenn nicht Jahrzehnte zurückgeworfen
wurde. War die Flucht/Vertreibung der Kosovo-Albaner während des Kriegs
vorübergehender Natur, so wurden bis zu 350 000 Serben, Sinti und Roma und
andere Minderheiten dauerhaft aus dem Kosovo vertrieben. Ein weiteres Ergeb-
nis des NATO-Krieges stellt die widerrechtliche Abtrennung der Provinz Ko-
sovo aus dem serbischen Staatsgebiet dar – 2008 einseitig verkündet von der
kosovarischen Regierung und von ca. 40 Staaten, darunter den meisten EU-
Staaten, völkerrechtlich anerkannt. Zugleich verbleibt das Kosovo unter dem
faktischen Protektorat durch UNO und EU (Hofbauer 2008) – eine komplizierte
Rechtskonstruktion, unter der die mafiösen Strukturen der Kosovogesellschaft
weiter gedeihen können. 
Fazit: Der NATO-Krieg 1999 galt nicht der Verhinderung einer »humanitären
Katastrophe«, sondern trug erst zu einer solchen bei. Die völkerrechtswidrige
Anerkennung der Sezession von Seiten der USA und anderer westlicher Staaten
hat wenige Monate später ihre erste Nachahmung gefunden, als Russland die
abtrünnigen georgischen Regionen Südossetien und Abchasien anerkannte. 
Das Konzept der »Responsibility to protect« war von der Entstehung her eine Reak-
tion auf die vorangegangenen Bürgerkriege im zerfallenden Jugoslawien. Den Au-
toren ging es darum, ähnlich gelagerte Fälle militärischer Interventionen politisch
und moralisch zu rechtfertigen, und zwar dann, wenn sechs Kriterien erfüllt sind:
Just Cause: Es muss ein gerechter Grund vorliegen. Der kann entweder darin
gesehen werden, dass eine große Anzahl von Menschenleben auf dem Spiel steht,
oder dass in einem größeren Umfang ethnische Säuberungen geschehen oder zu
befürchten sind (»apprehended«).
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Right Intention: Einer Militärintervention muss eine »richtige Absicht« zu
Grunde liegen. Der Sturz eines Regimes gehöre zwar nicht dazu, sei aber häufig
nicht zu vermeiden, um einer Bevölkerung wirksam zu helfen. Ebensowenig sei
die Besetzung eines Landes eine »right intention«; auch sie aber sei manchmal –
zumindest vorübergehend – unvermeidlich. 
Last Resort: Eine Militärintervention sei nur als letztes Mittel vorzusehen,
nachdem alle vorausgegangen Instrumente der Prävention und der zivilen Hilfe
gescheitert sind. Allerdings: Man kann diese Schritte auch überspringen und
gleich intervenieren, wenn es »vernünftige Gründe« gibt anzunehmen, dass die
nicht-militärischen Maßnahmen keinen Erfolg haben würden. 
Proportional Means: Ein Kriegseinsatz muss die Verhältnismäßigkeit der Mit-
tel beachten und sich strikt an das humanitäre Kriegsvölkerrecht (Haager Land-
kriegsordnung, Genfer Konventionen) halten. Wollte man dieses Kriterium wirk-
lich ernst nehmen, dann hätten die Kriege gegen Irak 1991, gegen Jugoslawien,
gegen Afghanistan und gegen Irak 2003 nicht stattfinden dürfen.
Reasonable Prospects: Eine Militärintervention könne nur verantwortet wer-
den, wenn eine Aussicht auf ihren Erfolg besteht, d. h. es müsse zumindest eine
Verbesserung der Lage absehbar sein. Auch wenn die zu erwartenden Kosten der
Intervention inakzeptabel hoch sind, müsse von einer Militäraktion Abstand ge-
nommen werden. Da letzteres immer der Fall sein dürfte, wenn ein permanentes
Mitglied des UN-Sicherheitsrats oder andere »größere Mächte« Objekt einer Inter-
vention würden, verbieten sich nach Meinung des ICSS alle Gedankenspiele, ge-
gen solche Staaten vorzugehen. Dem Argument, hiermit von vornherein doppelte
Standards (double standards) gelten zu lassen, entgegnen die Autoren mit dem
Hinweis auf die »Realität«.
Right Authority: Schließlich müsse eine Militärintervention von einer aner-
kannten Autorität angeordnet werden. Dies könnten die Vereinten Nationen (zu-
erst der Sicherheitsrat, wenn der untätig bleibt oder blockiert ist: die Generalver-
sammlung) oder eine beliebige regionalen Organisation (EU, AU) sein. Im
äußersten Fall können dies aber auch »Ad-hoc-Koalitionen« oder sogar einzelne
Staaten übernehmen. 
Man sieht: So diplomatisch und völkerrechtlich gewandet die Argumentation
des ICSS auch ist, sie mündet immer wieder in die prinzipielle Zulässigkeit mi-
litärischer Interventionen zum vermeintlichen oder vorgeblichen Schutz von Men-
schen. Völkerrechtliche Bindungen sind dann zu umgehen, wenn es sich um
Situationen handelt, die das Gewissen der Menschen berühren (»conscience-
shocking situation«). Damit ist ein breiter Korridor sowohl für Interpretationen
als auch für die mediale Zubereitung solcher Situationen eröffnet. Der zweite
Golfkrieg 1991, der Kosovo-Krieg 1999, der Irak-Krieg 2003: Alle begannen mit
Lügen oder wurden mit Lügen vorbereitet. Und alle größeren Kriege der postbi-
polaren Ära wurden vom Westen geführt – zum angeblichen Schutz von Men-
schen, die im Zuge der neoliberalen Globalisierung und der Entsouveränisierung
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schwacher Staaten der Dritten Welt schutzlos geworden sind. Diesen Punkt betont
Elmar Altvater, wenn er schreibt, »dass die Unterminierung von menschlicher Si-
cherheit durch jene Mächte verursacht wird, die dann die Schutzverantwortung für
Bevölkerungen übernehmen, die die Sekundärfolgen der Untergrabung der mensch-
lichen Sicherheit zu erleiden haben«. (Altvater 2009, S. 72.) Der Brandstifter ist
gleichzeitig die Feuerwehr, und die »löscht«, indem sie Öl ins Feuer gießt. 
Den Dingen auf den Grund gehen
Die Engführung der Sicherheitsdiskussion auf militärische Belange ist in der Tat
neueren Datums. In den 90er Jahren wurde parallel dazu eine höchst ertragreiche
Debatte um die Ursachen von Krieg und Gewalt geführt. Die positive Spiegelung
der Kriegsursachen liefert erste Hinweise auf notwenige Friedensvoraussetzun-
gen: Wer die Ursachen von Krieg, Bürgerkrieg, bewaffneter Gewalt und Terroris-
mus beseitigt, schafft wesentliche Voraussetzungen für eine friedliche Entwick-
lung. Immer deutlicher wurde dabei, dass es sich in der Regel um komplexe
Ursachenbündel handelt, um Ketten rückgekoppelter und sich dadurch verstär-
kender ökonomischer, sozialer und ressourcialer Probleme. 
Der vom UN-Generalsekretär Boutros-Ghali 1994 herausgegebenen »Agenda
für Entwicklung«, in der die Voraussetzungen für eine gedeihliche Entwicklung der
Staaten in der sog. Dritten Welt thematisiert werden, liegt ein umfassender Entwick-
lungsbegriff zu Grunde, der verschiedene Dimensionen einschließt: die Erhaltung
des Friedens, wirtschaftliches Wachstum, dessen Früchte der gesellschaftlichen
Wohlfahrt und dem technologischen Fortschritt zugute kommen sollen, Umwelt-
und Ressourcenschutz, soziale Gerechtigkeit sowie Demokratie, Partizipation und
»gute Staatsführung«. Diese fünf Dimensionen sind untrennbar miteinander ver-
bunden und können demnach auch nur durch eine Entwicklungspolitik »aus einem
Guss« bearbeitet werden: »Jede einzelne Dimension der Entwicklung ist für den Er-
folg der jeweils anderen unerlässlich und von entscheidender Bedeutung für das
zentrale Konzept des auf den Menschen ausgerichteten Fortschritts. Eine erfolgrei-
che Entwicklung ist nicht möglich, wenn eine Dimension für sich allein verfolgt
wird, und keine dieser Dimensionen kann aus dem Entwicklungsprozess ausge-
schlossen werden. Ohne Frieden kann die menschliche Tatkraft auf lange Sicht
nicht produktiv eingesetzt werden. Ohne Wirtschaftswachstum wird es an den Res-
sourcen fehlen, die notwendig sind, um die Probleme anzupacken. Ohne eine ge-
sunde Umwelt wird die Produktivität die Grundlagen für den menschlichen Fort-
schritt verzehren. Ohne soziale Gerechtigkeit werden die Ungleichheiten alle noch
so großen Anstrengungen zur Herbeiführung positiver Veränderungen zunichte ma-
chen. Ohne politische Mitbestimmung in Freiheit werden die Menschen ihr eigenes




Im Friedensgutachten 2007 werden nicht nur Bedenken gegen die schon zur Rou-
tine gewordenen Militärinterventionen vorgebracht, sondern die Autoren ent-
wickeln auch sechs »Mindestkriterien«, die eingehalten werden müssen, bevor
zum Mittel des Militäreinsatzes gegriffen wird. Die Anleihen beim »Responsibi-
lity«-Konzept sind unverkennbar. Militäreinsätze haben folgendes zu beachten:
1. Rechtmäßigkeit: Sie müssen mit der UN-Charta und dem Grundgesetz überein-
stimmen; 
2. Unterscheidung von friedenspolitischen und funktionalen Gründen: Macht-,
einfluss- und bündnispolitische Ziele dürfen nicht den Ausschlag geben; 
3. Vorrang ziviler Alternativen: Sind alle nichtmilitärischen Alternativen ausge-
schöpft oder erkennbar aussichtslos? 
4. Politisches Gesamtkonzept, einschließlich einer Klärung der Erfolgsbedingun-
gen im Zielland.
5. Evaluierung: Kein Auslandseinsatz ohne begleitende Evaluierung und nach-
trägliche Bilanzierung seiner Kosten und des Nutzens. 
6. Exit-Strategie: Wann und wie ist ein Einsatz zu beenden? 
Wir halten diese Kriterien für löblich, aber letztlich für wenig praktikabel.
Denn bei fast allen genannten Punkten wird im Zweifelsfall nicht nur ein wissen-
schaftlicher, sondern auch ein politischer Streit über die Erfüllung bzw. Nichter-
füllung der Kriterien entstehen. Ob Militär zur Durchsetzung politischer Ziele
eingesetzt wird oder nicht, ist indessen immer eine politische Frage. Unsere Ant-
wort muss demnach über die sechs Kriterien hinausgehen. Daher abschließend
unsere Folgerungen – einmal hinsichtlich vertretbarer Militäreinsätze und zum
anderen in Form von Empfehlungen an die Politik.
a) UN-Blauhelm-Einsätze: Fälle von vertretbaren Militärinterventionen
Die Nutzlosigkeit bzw. die allzu mageren positiven Effekte robuster Militärinter-
ventionen könnten gewiss auch noch an anderen Beispielen gezeigt werden. Irak
und Afghanistan haben wir übrigens in unseren Analysen – in beiden Projektteilen
– nicht berücksichtigt, weil es zu einfach gewesen wäre, an diesen Großkonflikten
die Schädlichkeit militärischer Aggressionen nachzuweisen. 
Es gibt daneben aber auch ganz anders gelagerte Fälle, in denen UN-Truppen
gute Dienste leisteten und leisten. Seit 1948 operieren in verschiedenen Krisenge-
bieten so genannte »Blauhelme«, die sich aus Soldaten, unbewaffneten zivilen
Beobachtern, Polizeikräften und Militärbeobachtern zusammensetzen können.
Solche Missionen finden nur mit Zustimmung der Regierung(en) bzw. der Kon-
fliktparteien statt. Dadurch soll ausgeschlossen werden, dass die UN-Truppen Teil
des Konfliktes werden. Blauhelme haben in der Regel keinen Kampfauftrag; sie
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sind aber (meist leicht) bewaffnet und je nach Mandat in gewissem Umfang be-
rechtigt, von ihrer Waffe Gebrauch zu machen. 
Beispiele für solche Blauhelmeinsätze sind: 
- UNMOGIP – Militärbeobachtergruppe der Vereinten Nationen in Indien und
Pakistan, 
- UNFICYP – Friedenstruppe der Vereinten Nationen in Zypern, 
- UNMIT – Integrierte Mission der Vereinten Nationen in Timor-Leste (Osttimor), 
- UNTAG – United Nations Transition Assistance Group in Namibia für die Über-
gangszeit April 1989 bis März 1990
- UNIPOM – United Nations India-Pakistan Observation Mission zur Kontrolle
des Waffenstillstands entlang der international anerkannten Grenze von Indien
und Pakistan vom September 1965 bis März 1966
- UNEF – United Nations Emergency Force, eine bewaffnete UN-Truppe, die den
Frieden zwischen Israel und Ägypten sichern sollte (UNEF I: 1956-1967; UNEF II:
1973-1979)
Um nicht missverstanden zu werden: Auch diese Einsätze haben den betroffe-
nen Ländern oft keine endgültige Lösung ihrer Konflikte beschert. Das werden
nur die Gesellschaften selbst können. Aber sie haben immerhin Gewalteskalatio-
nen verhindern und den Status quo bewahren und bisweilen die Konflikthaftigkeit
reduzieren können.
Blauhelm-Truppen müssen von »neutralen« und kleineren Staaten gestellt wer-
den. Der Gedanke dabei ist, dass die eingesetzten Soldaten sich ausschließlich
dem Auftrag des UN-Sicherheitsrats verpflichtet fühlen und nicht die Interessen
ihrer jeweiligen Staaten vertreten. Dies wäre unweigerlich der Fall, wenn die
»global players« selbst diese Missionen dominieren würden, was seit den 90er
Jahren allerdings immer häufiger vorkommt (UNPROFOR in der jugoslawischen
Teilrepublik Bosnien-Herzegowina oder UNOSOM in Somalia sind zwei ekla-
tante Beispiele dafür ebenso wie die UN-mandatierte EUFOR im Tschad). Der Si-
cherheitsrat bittet neuerdings ausdrücklich auch die großen Mächte um eine Teil-
nahme an internationalen Missionen – verfügen doch sie am ehesten über
ausreichende militärische Fähigkeiten und logistische Kapazitäten. Angesichts
des Kräfteverhältnisses im Sicherheitsrat wird dieser mehr und mehr zu einem
faktischen Auftraggeber der westlichen Mächte umfunktioniert, die mit ihm das
jeweils gewünschte Mandat aushandeln.
b) Sechs Empfehlungen
(1) Blauhelmeinsätze können unter bestimmten Umständen pazifizierend sowohl
bei zwischenstaatlichen als auch bei innerstaatlichen Konflikten wirken. Voraus-
setzung hierfür ist das – ohnehin zwingend vorgeschriebene – Einverständnis der
Konfliktparteien und die Neutralität der UNO-Truppen. Letzteres schließt die
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Teilnahme von Truppen der Großmächte aus. Der Praxis, sich beim UN-Sicher-
heitsrat ein den eigenen Möglichkeiten und politischen Zielen angepasstes »ro-
bustes Mandat« zu bestellen (Beispiel Libanon-Einsatz der Bundeswehr, Kongo-
Einsatz) muss ein Riegel vorgeschoben werden.
Wer es ernst meint mit einer völkerrechtskonformen und auf Deeskalation ori-
entierten Militärpolitik, sollte den Vereinten Nationen Blauhelmkontingente zur
Verfügung stellen. Nicht nur von Fall zu Fall, sondern ständig. Dies können Ein-
zelstaaten wie die Bundesrepublik tun, aber auch die Europäische Union, die dann
auf einen eigenen »militärischen Arm« im Sinne der Europäischen Sicherheits-
strategie verzichten könnte. 
Dies setzt allerdings voraus, den Art. 47 der UN-Charta endlich mit Leben zu
füllen. Darin heißt es in den Absätzen 1 und 3: »(1) Es wird ein Generalstabsaus-
schuss eingesetzt, um den Sicherheitsrat in allen Fragen zu beraten und zu unter-
stützen, die dessen militärische Bedürfnisse zur Wahrung des Weltfriedens und
der internationalen Sicherheit, den Einsatz und die Führung der dem Sicherheits-
rat zur Verfügung gestellten Streitkräfte, die Rüstungsregelung und eine etwaige
Abrüstung betreffen.
(3) Der Generalstabsausschuss ist unter der Autorität des Sicherheitsrats für die
strategische Leitung aller dem Sicherheitsrat zur Verfügung gestellten Streitkräfte
verantwortlich. Die Fragen bezüglich der Führung dieser Streitkräfte werden spä-
ter geregelt.«
Dieser Generalstabsausschuss ist in der 63-jährigen Geschichte der Vereinten
Nationen nie gebildet worden. Aus diesem Grund meinte auch der vorige Gene-
ralsekretär, Kofi Annan, in seinem Reformpapier den Artikel 47 aus der UN-
Charta zur Streichung vorschlagen zu müssen (Annan 2005, S. 69 f.). Ein Weg,
der auf keinen Fall beschritten werden sollte, weil er die Durchführung von mi-
litärischen Aktionen ausschließlich den Einzelstaaten überantwortet. 
(2) Sowohl aus der Völkerrechtsperspektive als auch aus den Ergebnissen der
empirisch gestützten Fallbeispiele geht u. E. hervor, dass Militärinterventionen
kein Mittel der internationalen Politik sein können. Die Fälle, in denen militäri-
sche Erzwingungsmaßnahmen zulässig sind, sind außerordentlich selten und in
aller Regel ohnehin durch das Recht auf individuelle oder kollektive Selbstvertei-
digung gedeckt. Und selbst diese Maßnahmen finden ihre Grenzen sowohl im
Kriegsvölkerrecht (auf das wir in diesem Teil nicht eingegangen sind) als auch in
der Zuständigkeit des UN-Sicherheitsrats für Fragen des Weltfriedens. 
(3) Für die politische Praxis ergibt sich daraus zunächst allergrößte Skepsis ge-
genüber allen Zumutungen der veröffentlichten Meinung und der herrschenden
Politik, humanitäre Hilfe, Menschenrechte, insbesondere Rechte von Frauen und
Kindern, Demokratie und Rechtsstaatlichkeit mit Waffengewalt in alle Welt zu
exportieren. Ein solcher Export ist erstens völkerrechtlich nicht zulässig und
zweitens in der Praxis offensichtlich nicht von Erfolg gekrönt (vgl. hierzu Stru-
tynski 2007). Eine Schutzverantwortung der Staaten, wie sie von den Vertretern
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der »Responsibility-to-Protect«-Doktrin ins Spiel gebracht wurde, macht Sinn vor
allem als zivile präventive Politik, nicht aber als Militärinterventionismus. Im
Übrigen können solche Einsätze – wie Ruf, Zollet zeigen – bestenfalls auf symp-
tomatischer Ebene agieren: Die Ursachen der Gewalt können sie in keinem Falle
beseitigen.
(4) Kampfeinsätze zur Friedenserzwingung sind grundsätzlich abzulehnen,
auch dann, wenn sie auf einem Mandat des UN-Sicherheitsrats nach Art. 42 der
UN-Charta beruhen. Solche Einsätze sind immer mit dem unkalkulierbaren Ri-
siko behaftet, den Gewaltkonflikt weiter zu eskalieren. Außerdem besteht die Ge-
fahr, dass die bei den Einsätzen auftretenden »Kollateralschäden« die ursprüng-
lich dem Konflikt geschuldeten Schäden und Opfer noch übersteigen. 
(5) Für die Bundesrepublik Deutschland heißt das, die Transformation der
Bundeswehr zu einer weltweit einsetzbaren Interventionsarmee zu stoppen und
rückgängig zu machen und auch die Militarisierung der Europäischen Union nicht
weiter zu verfolgen. 
(6) Beendet werden muss ferner der sog. »Krieg gegen den Terror«, den die
USA nach den Anschlägen des 11. September 2001 proklamiert haben und den die
NATO seither u .a. in Afghanistan führt. Terroristen sind als Kriminelle zu behan-
deln, d. h. sie sind Angelegenheit der nationalen und internationalen Ermittlungs-,
Polizei- und Justizbehörden, denen ausreichende rechtsstaatliche Mittel zur Ver-
fügung gestellt werden müssen und die zur Wahrung des Grundsatzes der Verhält-
nismäßigkeit verpflichtet sind (vgl. Strutynski 2008). Die Art und Weise, wie der
»Krieg gegen den Terror« geführt wird, erfüllt seinerseits oft den Tatbestand des
Terrorismus, wird hier doch kriegsvölkerrechtswidrige Gewalt ausgeübt mit dem
Ziel, die Bevölkerung durch Verbreitung von Schrecken und Willkür zu beeinflus-
sen. Ende März 2009 gab US-Außenministerin Hillary Clinton bekannt, dass die
Obama-Administration den Begriff »war on terror« aus ihrem Vokabular gestrichen
habe: »The administration has stopped using the phrase and I think that speaks
for itself,« wird sie von den Nachrichtenmedien zitiert (FOX News, 30.03.2009).
Ob damit auch der reale Krieg gegen den Terrorismus überdacht oder gar gestoppt
wird, bleibt dahingestellt. Die von Obama angeordnete Verstärkung der Truppen
in Afghanistan geht vorerst in die entgegengesetzte Richtung. 
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Werner Ruf, Nadine Zollet
Transformation bewaffneter Konflikte
und die Möglichkeit ziviler Konfliktbearbeitung
Vorbemerkungen
Es ist verblüffend, welch ungeheures Wissen nicht nur seitens der Friedens- und
Konfliktforschung, sondern vor allem auch von internationalen Organisationen
– allen voran den UN – zum Thema der Konfliktbearbeitung und -lösung produ-
ziert und angehäuft wurde. Dies gilt erst recht für die Analyse von Konfliktursa-
chen. Noch verblüffender ist es feststellen zu müssen, dass dieses Wissen völlig
ausgeklammert bleibt, wenn der UN-Sicherheitsrat Mandate zur Intervention be-
schließt oder, wie es zunehmend der Fall ist, an, man möchte sagen »Antragstel-
ler«, vergibt. Deshalb erscheint es uns notwendig, in der hier zu führenden De-
batte auf die grundlegenden strukturellen Bedingungen der Konflikthaftigkeit der
gegenwärtigen Weltgesellschaft ebenso einzugehen wie auf die Deutung der Kon-
fliktursachen: Letztere, gewissermaßen die Diagnose, ist entscheidend für die
Therapie, also die zur Lösung des jeweiligen Konflikts einzusetzenden Mittel.
Signifikant erscheint uns, dass ein einziger Fall in unserer Auswahl zu einem
aus internationaler Sicht akzeptablen Friedensschluss führte. Dieser Fall ist Ostti-
mor. Im Gegensatz zum völkerrechtlichen Parallelfall West-Sahara wurde dieser
Konflikt schließlich auf der Grundlage der Völkerrechts – hier des Selbstbestim-
mungsrechts (vormals) kolonisierter Völker – gelöst. Armut und Elend haben je-
doch dazu geführt, dass der junge unabhängige Staat sich bisher nicht stabilisieren
konnte (Vgl. Res. 1802 des UN-Sicherheitsrats vom 25. Februar 2008).  
Fallbeispiel Osttimor
Bevor sich 1975 ein unabhängiges Staatswesen in Osttimor herausbilden konn-
te, wurde die ehemalige portugiesische Kolonie von Indonesien annektiert. Die
Vereinten Nationen (VN) rügten diesen völkerrechtswidrigen Akt zwar, gleich-
wohl wurden keine Anstrengungen unternommen, dieses Vorgehen in irgend-
einer Form zu sanktionieren. Diese Untätigkeit lässt sich auf Interessen mächti-
ger Staaten zurückführen, denen nicht daran gelegen war, durch die Unterstüt-
zung des wirtschaftlich und politisch völlig unwichtigen Osttimors die Bezie-
hungen zu dem streng antikommunistischen und damals wirtschaftlich starken
indonesischen Staat zu gefährden. In Osttimor formierten sich unterschiedliche
Gruppierungen, die der Fremdherrschaft mit bewaffnetem Kampf begegneten.
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Die bewaffneten Auseinandersetzungen verursachten eine hohe Anzahl von To-
desopfern und eine enorme Zerstörung der lokalen Infrastruktur. Nach dem
wirtschaftlichen Abstieg Indonesiens bestand dessen Interesse vornehmlich
darin, sich der enorme Kosten verursachenden Provinz nach mehr als zwanzig
Jahren zu entledigen. Der amtierende Präsident sah in der Entlassung Osttimors
in die Unabhängigkeit auch eine gute Möglichkeit, das stark gelittene Ansehen
Indonesiens auf der internationalen Bühne zu verbessern. Die VN übernahmen
im Rahmen einer Übergangsverwaltungsmission (UNTAET) die Aufgabe, Ost-
timor auf seine Unabhängigkeit vorzubereiten, und begannen zu diesem Zweck
mit dem Aufbau grundlegender staatlicher Institutionen und benötigter Infra-
struktur. Die VN-Mitarbeiter stießen immer wieder auf Sicherheitsprobleme,
die von den im Land verbliebenen proindonesische Milizverbänden ausgingen.
Um die Sicherheitslage zu stabilisieren, wurde eine internationale Eingreif-
truppe unter australischer Führung von der VN autorisiert.
Fazit: Auch in diesem Konflikt spielten die Interessen der politisch mächtigeren
(also meist westlichen) Staaten eine enorme Rolle, die – glücklicherweise – einer
Unabhängigkeit des 20 Jahre lang von Indonesien annektierten Osttimors Ende
der Neunziger Jahre nicht mehr im zuwider liefen. Das Zusammenspiel von mi-
litärischem Schutz (über den die VN jedoch überwiegend nicht die Kontrolle
besaß) und zivilem Aufbau hat im Fall Osttimor zumindest dazu geführt, dass
nun grundlegende demokratische Strukturen vorhanden sind, die es jedoch kon-
tinuierlich weiter zu entwickeln und auszubauen gilt. Abzuwarten ist, ob es der
osttimoresischen Regierung gelingt, die Zukunft des Landes so zu gestalten,
dass nicht erneute Konflikte aufflammen. Unabdingbar hierfür ist die Etablie-
rung einer nachhaltigen Wirtschafts- und Gesellschaftsordnung.
Der Wandel im Kriegsgeschehen
Bei der Betrachtung des globalen Kriegsgeschehens wird deutlich, dass die meis-
ten Kriege seit 1945 – und verstärkt seit 1990 – innerhalb von Staaten der so ge-
nannten »Dritten Welt« geführt wurden und werden. Ein Viertel dieser innerstaat-
lichen Kriege wurde und wird nach wie vor auf dem afrikanischen Kontinent
ausgetragen (Schreiber 2001: 14-18; Paes 2003: 165; Nohlen 2000: 452).
Diesen Tatbestand begründen Teile der Friedensforschung mit der These vom
»Demokratischen Frieden«. Ihr liegt die Annahme zugrunde, dass Demokratien
untereinander keine Kriege führen (Schreiber 2001: S. 30 ff.), da sich diese kon-
traproduktiv auf demokratische Staaten auswirken würden. Allerdings führen De-
mokratien sehr wohl Kriege gegen Nicht-Demokratien, so dass der oft voreilig
gezogene Schluss von der grundsätzlichen Friedfertigkeit von Demokratien nicht
haltbar ist. Problematisch bleibt bei den Vertretern dieser These auch (exempla-
risch: Müller 2004), dass sie keine Definition von Demokratie liefern. Dieses
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Theorem steht in einem inneren Zusammenhang mit der Debatte über die sogenann-
ten »neuen Kriege«, die sich nicht zufällig seit Ende der 90er Jahre entfaltete. 
Der Begriff der »neuen Kriege« wurde 1999 von Mary Kaldor gebraucht, um
die Kriege im ehemaligen Jugoslawien zu analysieren. Sie verwendet den Begriff
als Instrument der sprachlichen Abgrenzung vom klassischen Begriff des Staaten-
krieges, der sich zwischen dem 15. und 18. Jahrhundert in Europa herausgebildet
hat, eng mit der Entstehung des modernen Staates (der Westfälische Frieden als
Geburtsstunde des modernen Staates) verbunden war und unterschiedlichste Sta-
dien durchlief. Seine letzten großen Einsätze als politisches Mittel hatte der klas-
sische zwischenstaatliche Krieg im Rahmen von sogenannten »Stellvertreterkrie-
gen« im Kontext der Block-Konfrontation zwischen den Vereinigten Staaten und
der Sowjetunion. (vgl. Kaldor 2000: S. 26-29). 
Der These von den »neuen Kriegen« liegt die Annahme zugrunde, dass sich,
ausgelöst durch die politischen und wirtschaftlichen Veränderungen, die das Ende
der bipolaren Weltordnung mit sich brachte, ein Gestaltwandel der kriegerischen
Gewalt in innerstaatlichen Kriegen vollzogen habe. Nach dem Ende der Block-
konfrontation habe der Wegfall der finanziellen und militärischen Hilfe (geostra-
tegische oder auch politische Rente) von Seiten der Supermächte an Verbündete
und Vasallen dazu geführt, dass den Staaten die Mittel zur Aufrechterhaltung des
Gewaltmonopols entzogen worden seien. 
Diese Annahmen enthalten ein auf den ersten Blick hohes Maß an Plausibilität.
Dennoch ist es falsch, die Konflikte im Zeitalter der Bipolarität auf reine Stellver-
treterkriege zu reduzieren: Auch wenn die Versuche der Großmächte offenkundig
waren, die Befreiungsbewegungen und -kriege der Nachkriegszeit zu instrumen-
talisieren, so handelt es sich hierbei doch um genuine Bestrebungen der koloni-
sierten Völker, die – vorstaatliche – Gewalt als Mittel ihres Kampfes einsetzten.
Auch die Widerstands- und Partisanenkämpfe des 19. und vor allem 20. Jh. waren
gewaltförmige Aktionen nichtstaatlicher Akteure. Dasselbe gilt für Widerstands-
und Sezessionsbewegungen in Mitteleuropa (Basken, Korsen, Katholiken in Nord-
irland etc.). »Neu« ist allenfalls die Zahl der Konflikte und ihre Häufung in soge-
nannten »jungen Staaten«. Ihre rein formale Behandlung, beschränkt auf Phä-
nomene offener Gewalt, blendet die historischen Ursachen ihrer Genese ebenso
aus, wie  die zugrunde liegenden ökonomischen Interessen der Akteure. Konkret
heißt dies: Der Schlüssel zum Verständnis der Konflikte und ihrer Ursachen wird
erst gar nicht gesucht.
Wir vertreten die These, dass die aktuellen Konflikte und ihre Häufung ver-
standen werden müssen als die Kehrseite der Globalisierung, die immer auch
Fragmentierung produziert. Staatszerfall ist – und dies belegen bis auf den Fall
Nordirland – sämtliche Fallstudien1 ebenso wie die einschlägige Literatur, im
Kern Folge der weltweiten Durchsetzung des Neo-Liberalismus und seiner gegen
1 In Osttimor ist zwar die Dekolonisierung endlich gelungen; inwieweit sie in eine dauerhafte Staatlichkeit mün-
det, ist jedoch offen.
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staatliche Regulation gerichteten expliziten und impliziten Politik. In nahezu allen
Fällen avanciert Gewalt jedweder Art zum Mittel der Ressourcensicherung (vgl.
Heupel, Zangl 2004: S. 346 f.), ja, der bewaffnete Konflikt wird zum Selbst-
zweck, da er sowohl durch ökonomische Einbindung in den Weltmarkt (Lieferung
wichtiger Ressourcen wie Erdöl, Diamanten, Kautschuk, Coltan etc.) wie durch
die Plünderung letzter Ressourcen im Lande selbst die Reproduktion der Gewalt-
akteure sichert (Ruf 2003a). Die viel beschworenen »failing« oder »failed states«
sind letztlich die Konsequenz der neoliberalen (Un-)Ordnung; Staatszerfall tritt
nicht zufällig bei den schwächsten, i. e. ärmsten Mitgliedern der Staatenwelt in Er-
scheinung, wie vor sehr unterschiedlichem Hintergrund die Fälle Haiti, Somalia,
Elfenbeinküste und Niger ebenso zeigen wie die prekäre Staatlichkeit in Osttimor.
Milizen und paramilitärische Gruppen, die sich weitestgehend der Kontrolle
des Staates entziehen (vgl. Münkler 2004: S. 10 f.), führen zu einer Privatisierung
von Gewalt in den Händen von Kriegsherren, Söldnerbanden, aber auch von pri-
vaten Kriegsführungsfirmen, für die die Regeln des Kriegsvölkerrechts nicht
mehr gelten (Ruf 2003b).2 Die Gewaltakteure unterscheiden nicht mehr zwischen
Kombattanten und Nicht-Kombattanten. Dies ist jedoch keineswegs beschränkt
auf die nichtstaatlichen Gewaltakteure. Auch die Kriegsführung der Staaten schon
in Algerien wie in Vietnam, erst recht aber nach dem Ende der Bipolarität (Ko-
sovo, Irak, Afghanistan) nimmt auf das vor allem in den Genfer Konventionen fi-
xierte Kriegsvölkerrecht immer weniger Rücksicht und verdinglicht die Opfer
solcher Kriegsführung als »Kollateralschäden«. Münkler nimmt diesen Tatbe-
stand zum Anlass, die Abschaffung des Kriegsvölkerrechts schlechthin zu for-
dern, da dies ohnehin nur für staatliche Akteure gelte, vor allem aber weil in den
»asymmetrischen Konflikten« (zwischen staatlichen und nichtstaatlichen Akteuren)
»der asymmetrisch unterlegene Akteur begünstigt wird.« (Münkler 2008, S. 35).
Der Staat müsse sich von diesen Regeln befreien, da er sonst seine militärische
Stärke nicht ausspielen kann (Münkler 2007 S. 62). Ein klareres Plädoyer für die
Durchsetzung der westlichen Dominanz mit allen Mitteln für die Abschaffung der
Genfer Konventionen und für den Rückfall in die Barbarei ist kaum denkbar.
Wie sehr auch immer der Zerfall von Staaten vom Wegfall der strategischen
Rente beeinflusst sein mag, muss an einzelnen Fällen (zu denen eindeutig Somalia
gehört) genauer untersucht werden. Zugleich aber bedeutet das Ende der Bipolarität
und der Aufteilung der Welt in zwei große Einflusszonen eine Zäsur in der bisher
bestehenden Weltordnung: Diese eröffnet der einzigen verbliebenen Supermacht
und den ihr folgenden europäischen Mächten die Möglichkeit zu unilateralen mi-
litärischen Aktionen. Nicht zufällig ernannte sich die NATO 1999 (http://www.
nato.int/docu/pr/1999/p99-065d.htm) zum Weltpolizisten und setzte mit dem Ju-
2 Wichtige Vereinbarungen, die einen rechtlichen Rahmen im Bezug auf Kriegseintritt und Kriegsführung darstel-
len, sind: die Genfer Konventionen (1864), die Haager Friedenskonferenzen (1899 und 1907), der Briand-Kel-
logg-Pakt (1928), die Völkerbundsatzung und die Charta der Vereinten Nationen (1945).
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goslawienkrieg ein klares Signal: Die Bindung an des Völkerrecht wurde demon-
strativ verletzt, die Art der Kriegsführung sprach dem Kriegsvölkerrecht Hohn.
Die USA und ihre Verbündeten, die sich dadurch ein Mitspracherecht sichern
wollten, agierten exakt nach der Vorgabe des konservativen Vordenkers der US-
Außenpolitik Charles Krauthammer in seinem viel beachteten Aufsatz The Uni-
polar Moment: »Unsere beste Hoffnung auf  Sicherheit ... ist Amerikas Stärke und
die Willenskraft, eine unipolare Welt zu führen und ohne Scham (unshamed) die
Regeln der Weltordnung festzulegen  und sie auch durchzusetzen« (Charles
Krauthammer 1991, 23).
Dem Interventionismus wurde mit solchen Postulaten wieder Tür und Tor
geöffnet, auch wenn er sich der moralischen Unterstützung in den demokratisch
(!) verfassten Gesellschaften versichern musste und muss. Dies ist – nicht zufällig
– die Geburtsstunde der »humanitären Intervention«, die mit der Resolution 688
(1991) des UN-Sicherheitsrats begann, 1992 in Somalia (Ruf 1994) fortgesetzt
wurde und vorläufig in den Kriegen der NATO gegen Jugoslawien und Afghani-
stan kumulierte. 
Konfliktursachen
Zivile Konfliktbearbeitung wie die Transformation bewaffneter Konflikte setzen
eine genaue Analyse der Konfliktursachen voraus. Die noch unter dem UN-Gene-
ralsekretär Boutros Boutros-Ghali 1992 erarbeitete »Agenda für den Frieden« be-
nennt die strukturellen Ursachen von Konflikten und fordert »(...) im weitesten
Sinne zu versuchen, die tiefsten Konfliktursachen auszuräumen: wirtschaftliche
Not, soziale Ungerechtigkeit und politische Unterdrückung.« (Art. 15).  Es ist be-
zeichnend, dass dieser zentrale Grund für die Konfliktgenese in der derzeitigen
Interventionsdebatte so gut wie völlig ausgeblendet wird: In der sechsten Dekade
der Entwicklungshilfe ist festzustellen, dass offensichtlich nicht nur die Millen-
nium Development Goals (Martens, Debiel 2008) nicht im Entferntesten erreicht
werden, sondern dass in den vergangenen Jahren die Armut in der Welt gravierend
zugenommen hat und die sozialen Antagonismen zwischen Nord und Süd sich
verschärft haben. Diese Bilanz kontrastiert in erschreckender Weise mit den ein-
schlägigen Forderungen und Grundsätzen der Vereinten Nationen.
Zwar stellt die UN-Menschenrechtserklärung von 1948 in ihrem 1. Artikel fest:
»Alle Menschen sind frei und gleich an Würde und Rechten geboren«. Allerdings
ist diese Gleichheit zum Zeitpunkt der Geburt im selben Augenblick auch schon
zu Ende, denn die Schere zwischen Armut und Reichtum geht immer weiter aus-
einander. Dieter Klein (2008a, 87), der sich auf eine Erhebung der US-Zeitschrift
Forbes vom März 2008 und offizielle Quellen, darunter UNDP, bezieht, verweist
darauf, dass weltweit 1 125 Milliardäre zusammen rd. 4 400 Mrd. US-Dollar be-
sitzen. Allein 25 amerikanische Milliardäre besitzen ein Vermögen, das dem von
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fast zwei Mrd. Menschen an der untersten Einkommensskala entspricht. Zu Recht
nennt er den derzeitigen Zustand der Weltwirtschaft eine Ökonomie der Enteig-
nung, die schon Samir Amin empirisch belegte, als er darauf hinwies, dass mit
Ausnahme Indiens und Ostasiens in der gesamten vormaligen Dritten Welt die
Wachstumsraten sinken – am schlimmsten im subsaharischen Afrika (Amin 1992
37 f.), wo – nach UN-Definition – 47 Prozent der Menschen »in extremer Armut«
leben, sprich: täglich weniger als 1 US-Dollar zur Verfügung haben,3 während als
»arm« jene gelten, die immerhin über mindestens 2 US-Dollar am Tag verfügen. 
Was aber bedeutet Armut? Es mag verblüffen, dass gerade die Weltbank die
wohl umfassendste Definition von Armut liefert: »Armut ist Hunger; Armut ist
Obdachlosigkeit; Armut heißt krank und nicht in der Lage zu sein, einen Arzt zu
konsultieren; Armut bedeutet keinen Zugang zu Schulbildung zu haben und nicht
lesen zu können; Armut ist Arbeitslosigkeit; Armut ist Furcht vor der Zukunft; Ar-
mut bedeutet, von der Hand in den Mund zu leben; Armut ist, ein Kind auf Grund
des Mangels an sauberem Wasser zu verlieren; Armut ist Machtlosigkeit, Mangel
an Repräsentanz und fehlende Freiheit«.4
Armut ist aber nicht nur ein Zustand, sie ist auch ein (sich verschlimmernder)
Prozess, und, vor allem, sie ist Ausdruck eines Gewaltverhältnisses: Jean Ziegler
hat in seinem erschütternden Buch Das Imperium der Schande (2005, S. 69-101)
den Zusammenhang zwischen Verschuldung, Ausbeutung, Verarmung und vorzei-
tigem Tod überzeugend dargestellt. Auf unserem Planeten, der zehn Milliarden
Menschen bequem ernähren könnte,5 müssen etwa 50 Millionen Menschen jähr-
lich an Hunger und Unterernährung sterben: Die Europäische Sicherheitsstrategie
von 2003 (ESS) nennt für das Jahr 2002 die Zahl von 45 Millionen Menschen
(ESS 2003). Ziegler bezeichnet diesen Zustand als »Massaker«, als absichtsvolle
Handlung in der »kannibalischen Ordnung« des Planeten. Ihre Zahl ist, betrachtet
man die Statistiken von UNDP und WHO, seither beträchtlich gestiegen. 
Geht man von etwa 50 Millionen Menschen aus, die jährlich an Hunger zu-
grunde gehen, so sind das fast zwei Drittel der Bevölkerung der Bundesrepublik
Deutschland oder etwa drei Viertel der Menschen, die in den beiden Weltkriegen
zu Tode kamen (70 Mio.). Tag für Tag sterben Tausende, alle sieben Sekunden
stirbt ein Kind im Alter zwischen 0 und 10 Jahren an Hunger und Unterernährung.
Die Zahl der Hungernden ist seit 2002 von 848 Millionen Menschen auf 963 Mil-
lionen, also fast eine Milliarde Menschen – oder ein Sechstel der Weltbevölke-
3 Population Division of the Department of Economic and Social Affairs of the United Nations Secretariat, World
Population Prospects: The 2006 Revision and World Urbanization Prospects: The 2005 Revision,
http://esa.un.org/unpp, [05.02.2008]; The Millennium Development Goals report 2007 update.
4 http://web.worldbank.org/WBSITE/EXTERNAL/TOPICS/EXTPOVERTY/EXTPA/0,,contentMDK:20153855~
menuPK:435040~pagePK:148956~piPK:216618~theSitePK:430367,00.html [21.07.2008].
Aus dem Englischen W. R.
5 Diese in der Literatur immer wiederkehrende Zahl problematisiert allerdings nicht, ob eine solche Produktions-
steigerung auch ohne den enormem Einsatz von fossiler Energie und chemischer Produkte zu erreichen wäre.
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rung – im Jahre 2008 gestiegen (http://www.fao.org/news/story/en/item/8836/
icode/). Allein gegenüber dem Vorjahr betrug die Steigerung 75 Millionen Men-
schen (http://www.welthungerhilfe.de/hunger_spezial.html). 907 Millionen leiden
an Unterernährung. All dies ist Teil der herrschenden »Ordnung«, all dies ge-
schieht ohne mediale Begleitung, ohne internationalen Aufschrei. Auch ist dies
offensichtlich keine »humanitäre Katastrophe«, sondern ganz normaler Teil des
Laufs der Dinge, der kannibalischen Ordnung unserer Welt, in der Finanzkapital
und Profitinteresse die bestimmenden Größen sind und das Ihre zur spekulativen
Steigerung der Nahrungsmittelpreise beitragen. Eine »Responsibility to Protect«
(vgl. Jöst/Strutynski in diesem Band) scheint angesichts dieses der herrschenden
Ordnung geschuldeten Massenmords nicht angedacht zu werden!
Der Anstieg der Weltmarktpreise für Grundnahrungsmittel wie Mais, Weizen,
Reis, Sojabohnen und Speiseöl seit 2006 (14 Prozent) und 2007 (37 Prozent) be-
findet sich in einem ungebremsten Aufwärtstrend (Magdoff 2008). Allein der
Preis für Mais erfuhr zwischen Januar 2005 und Juni 2008 eine Verdreifachung
(Fritz 2008). Die Gründe sind vielschichtig. Dazu gehören lt. Magdoff (2008) ins-
besondere die enorme Steigerung von Bio-Treibstoffen und die damit verbundene
Reduzierung der Flächen für Nahrungsmittelanbau, die Steigerung der Nachfrage
seitens der lateinamerikanischen und vor allem asiatischen Staaten, wo Indien und
China von Selbstversorgern zu Importeuren wurden. Verschärft wird die Knapp-
heit durch den zunehmenden Wegfall von Produktionsflächen in Folge des Klima-
wandels und der damit einhergehenden Versteppung. Hinzu kommt die Subven-
tionierung der landwirtschaftlichen Produktion in den USA und der EU, durch die
deren Produkte auf den Märkten der Dritten Welt billiger sind als heimische. 
Auch wenn dem spekulativen Kapital keine intentionalen Handlungen mit dem
Ziel der Vermehrung des Elends unterstellt werden können, so besteht doch ein
Zusammenhang zwischen Profitsteigerung und der Steigerung von Armut: Allein
spekulative Geschäfte haben 2008 weitere 20 Prozent bis 40 Prozent der Preisstei-
gerungen für Grundnahrungsmittel im Frühjahr 2008 bewirkt – mit unmittelbaren
Auswirkungen auf die ärmste Hälfte der Weltbevölkerung (Klein 2008b, 22).
Andere Quellen sprechen von einem Viertel des Preisanstiegs, der auf spekulative
Geschäfte zurückzuführen ist (http://www.spiegel.de/politik/ausland/0,1518,
583990,00.htm). Auch wenn die Krise der Finanzmärkte die Spekulation vorläu-
fig zum Stillstand gebracht zu haben scheint, ist eine Trendumkehr der Nahrungs-
mittelpreise weltweit nicht zu erwarten. Dies umso mehr, als ein Vielzahl von
Ländern, vor allem in der Sahel-Region, in Folge der Finanzkrise in diesem Jahr
die Zahlungsunfähigkeit erreichen werden (http://www.erlassjahr.de/dev/cms/
upload/2009/dokumente/presse/schuldenreport/schuldenreport-2009.pdf).
Die Steigerung der Nahrungsmittelpreise hat in den vergangenen Jahren gera-
dezu zu einer Explosion der Hungerrevolten geführt. Pedersen (2008) zählt allein
für die Jahre 2007/2008 vierzig solcher Revolten. Dabei erfasst er nur jene, die
auf nationaler Ebene von erheblicher Bedeutung waren, nicht mitgezählt werden
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meist kleinere, aber oft fast tägliche lokale Aufstände (wie z. B. in Algerien und
vielen anderen Ländern), die in der Summe der Getöteten, Verletzten, Verhafteten
und Misshandelten durchaus den »nationalen« Revolten gleichkommen. Es ist
kein Zufall, dass die übergroße Mehrheit dieser Revolten in afrikanischen Län-
dern stattfand, die im Armutsbericht des UNDP unter den Ärmsten der Welt ran-
gieren, liegt doch das Pro-Kopf-Einkommen von 47 Prozent der schwarzafrikani-
schen Bevölkerung unter der absoluten Armutsgrenze von 1 US-Dollar amTag.
Aber auch die übrigen von diesen Revolten betroffenen Länder gehören in die-
selbe Kategorie absoluter Armut wie Afghanistan, Bangladesh, Haiti … So ergibt
sich eine eindeutige Relation auch zwischen Armut und Staatszerfall: Wo der
Staat das Überleben seiner Bevölkerung nicht mehr sichern kann, erodiert die
Staatsgewalt. Die sogenannten ethnischen Kriege sind also weniger Ausdruck
ideologischer Irrationalität als Folge extremer materieller Not, die sich durchaus
in ethnischen Dimensionen artikulieren kann. 
Nicht zufällig finden sich in unserem Sample sechs Staaten, in denen sich Ge-
walt entlang ethnisch-religiöser Grenzen artikuliert: Elfenbeinküste, Somalia, Ni-
ger, Haiti, Kosovo, aber auch Nordirland, das durchaus als sozialer Konflikt zu
verstehen ist. Eines der am schwersten betroffenen Länder ist Niger: Der dortige
Konflikt ist (noch) nicht auf der internationalen Tagesordnung. Der Fall wurde
ausgewählt, weil der dortige Konflikt inzwischen eine bürgerkriegsähnliche Di-
mension angenommen hat, aber auch weil  aufgrund der sich verschärfenden Ri-
valitäten um die Rohstoffe des Landes eine Internationalisierung bevorstehen
könnte, die – dann – den Konflikt auf die internationale Agenda bringen dürfte. 
Fallbeispiel Niger
Vom Anstieg der Nahrungsmittelpreise besonders betroffen ist der drittärmste
Staat der Welt. Armut, Versteppung, Vernichtung von Weideland und Vergiftung
von Brunnen durch die Uranproduktion (Niger ist der drittgrößte Uranprodu-
zent der Welt) haben zum Aufstand der Tuareg-Bevölkerung und zu bürger-
kriegsähnlichen Verhältnissen geführt, die wegen des Tuareg-Aufstands im
Tschad die Gefahr der Internationalisierung implizieren. Undefinierte Grenzen
insbesondere mit Libyen und die Etablierung chinesischer Firmen in der Uran-
Prospektion können zu weiterer Destabilisierung beitragen. Dieser bisher nicht
mediatisierte Konflikt könnte eingedämmt werden, wenn die Staaten des Nor-
dens dafür Sorge trügen, dass die Regeln des global compact (s. u.) respektiert
würden. Die EU (konkret Frankreich und Deutschland) könnten und müssten
die Nuklear-Firma Areva dazu zwingen, soziale und ökologische Mindest-Stan-
dards beim Uran-Abbau zu beachten. 
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Zusammenfassend ergibt sich: Armut ist stillschweigend und schon fast selbst-
verständlich hingenommene Grundlage unserer Ordnung, die gekennzeichnet ist
durch eine Ökonomie der Enteignung, zu der insbesondere die internationalen Fi-
nanzinstitutionen einen entscheidenden Beitrag leisten. Da (wachsende) Armut
struktureller Teil der Welt-»Ordnung« ist, kann sie auch nicht Gegenstand einer
»humanitären Intervention« sein. Allerdings sind solche Interventionen im Falle
von ihr ausgelöster Konflikte dann möglich, wenn »unsere Interessen« betroffen
sind – wie die ESS, das deutsche Verteidigungsweißbuch und die Verteidigungs-
politischen Richtlinien (schon 1992!) belegen.  Der industrialisierte Norden ver-
braucht mit 12 Prozent der Weltbevölkerung 80 Prozent der Ressourcen des Pla-
neten und stößt 60 Prozent des das Klima verändernden CO2 aus. Folge sind:
Versteppung, Anwachsen der Wüsten, Verlust von Acker- und Weideland. Hohe
Aufmerksamkeit finden diese Prozesse allerdings in der strategischen Planung
(Dupont 2008), wo sie als Bedrohung der Sicherheit des industrialisierten Nor-
dens wahrgenommen werden. Folgerichtig werden von der herrschende Produkti-
onsweise geschaffene Probleme wie der Klimawandel und seine Folgen, durch
Armut und Elend ausgelöste Migration versicherheitlicht, das heißt: sie werden
nicht an ihren Ursachen angegangen, sondern zum Gegenstand von Sicherheits-
politik gemacht. Indem sie zu Bedrohungen »unserer« Sicherheit erklärt werden,
wird das Militär zum Instrument der Bearbeitung von Krisen sozialen, ökologi-
schen und wirtschaftlichen Ursprungs. Hier liegt das Geheimnis der »ultima
ratio« der Konfliktbearbeitung: Die zu Bedrohungen umdefinierten Folgen des
Neoliberalismus, die gnadenlose Vernichtung von Umwelt, Ressourcen und Men-
schen und in ihrer Folge das Elend mit all seinen schrecklichen innerstaatlichen
Erscheinungen werden gewissermaßen im Handumdrehen auf ihre mehr oder we-
niger gewaltsamen Artikulationen reduziert, für deren »Bearbeitung« dann mi-
litärische Gewalt eingefordert wird. 
Januskopf Europa
Auf dem EU-Gipfel in Laeken, der den Prozess für eine europäische Verfassung ini-
tiierte, gab die EU eine Erklärung zu ihrem Selbstverständnis ab. Es lohnt sich, diese
Lyrik nachzulesen: »Welche Rolle spielt Europa in dieser gewandelten Welt? Muss Eu-
ropa nicht – nun, da es endlich geeint ist – eine führende Rolle in einer neuen Welt-
ordnung übernehmen, die Rolle einer Macht, die in der Lage ist, sowohl eine stabili-
sierende Rolle weltweit zu spielen als auch ein Beispiel zu sein für zahlreiche Länder
und Völker? Europa als Kontinent der humanitären Werte, der Magna Charta, der
Bill of Rights, der Französischen Revolution, des Falls der Berliner Mauer. Konti-
nent der Freiheit, der Solidarität, vor allem der Vielfalt, was auch die Achtung der
Sprachen, Kulturen und Traditionen anderer einschließt. Die einzige Grenze, die die
Europäische Union zieht, ist die der Demokratie und der Menschenrechte. […]
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Nun, da der Kalte Krieg vorbei ist und wir in einer globalisierten, aber zugleich
auch stark zersplitterten Welt leben, muss sich Europa seiner Verantwortung hin-
sichtlich der Gestaltung der Globalisierung stellen. Die Rolle, die es spielen muss,
ist die einer Macht, die jeder Form von Gewalt, Terror und Fanatismus  entschlos-
sen den Kampf ansagt, die aber auch ihre Augen nicht vor dem schreienden Un-
recht in der Welt verschließt. Kurz gesagt, einer Macht, die die Verhältnisse in der
Welt so ändern will, dass sie nicht nur für die reichen, sondern auch für die ärm-
sten Länder von Vorteil sind. Einer Macht, die der Globalisierung einen ethischen
Rahmen geben, d. h. sie in Solidarität und in nachhaltige Entwicklung einbetten
will.« (Institute of Securitiy Studies 2002, 113 f.).
Europa als Zivilmacht – wie könnte das aussehen (Derrida, Habermas 2003)?
Die EU könnte und müsste, wie dies Corinna Hauswedell schon 2004 gefordert
hat (Hauswedell 2004), die Glaubwürdigkeit einer Politik erhalten, für die die
Wahrnehmung der EU bisher weltweit steht und die ihrer eigenen Geschichte als
wirtschaftliche und Verhandlungsmacht entspricht.  Als Kernelemente einer sol-
chen Zivilmacht sind zu nennen:
• In den Vereinten Nationen das politische (und moralische) Gewicht der EU
einzubringen. Immerhin verfügt die EU über zwei Ständige Sitze im UN-Sicher-
heitsrat. Mit 27 Mitgliedern stellt sie einen großen und potenten Block in der UN-
Vollversammlung. 
• Statt der Militarisierung der GASP könnte die EU einen entscheidenden
Schritt zur Stärkung der Effizienz des UN-Systems vollziehen, indem sie Art. 47
der Charta zu realisieren sucht und auf die Bildung eines Generalstabs beim UN-
Sicherheitsrat drängt und diesem (Teile ihrer) Truppen unterstellt.
• Auf der Grundlage der von den Generalsekretären der UN entwickelten
Agenden für Frieden und Entwicklung könnte gerade die EU andere – zivilmäch-
tige – Strategien entwickeln, die eine friedensorientierte Außenpolitik Realität
werden lassen könnten. Diese wäre zugleich eine nachhaltigere Sicherheitspolitik
als sie über das Militär als Bedrohungsinstrument erreichbar ist.
• Eine im Umfang zu steigernde, als Konfliktprävention im Sinne des Abbaus
struktureller Gewaltverhältnisse verstandene Entwicklungspolitik müsste Grund-
lage einer solchen als Friedenspolitik gedachten Außenpolitik sein.
• Eine auf die Durchsetzung auch der materiellen Menschenrechte und der De-
mokratie orientierte Politik, wie sie z. T. in der Europäischen Initiative für Demo-
kratie und Menschenrechte festgeschrieben ist (European Initiative (2005), wäre
ein effektiveres Mittel im Kampf gegen den immer wieder beschworenen Terro-
rismus und die Verbreitung von Massenvernichtungsmitteln als die willkürliche
und völkerrechtswidrige Anwendung von Gewalt dort, wo kurzfristige Interessen
dies zu gebieten scheinen (Ruf 2003c).
• Die Umsetzung einer solchen Strategie in konkrete Politik und ihre sichtbaren
Erfolge könnten schließlich, wie der Neo-Realist Stanley Hoffmann (2002) schreibt,
einen zivilisierenden Einfluss auch auf die US-Außenpolitik haben, da diese
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wahrscheinlich nach einem Machtverlust der Neo-Konservativen nicht für immer
als der internationale Akteur erscheinen wollen, der nur mit brutaler Gewalt seine
Politikziele verfolgt. 
Doch wie sieht die Wirklichkeit aus? Jenseits ihres Friedensdiskurses baut die
EU systematisch ihre Interventionsfähigkeit aus. Dies beweisen die Militarisie-
rungsbestimmungen des Verfassungsentwurfs und des Vertrags von Lissabon. In
geradezu verblüffender Weise bringt die am 12. Dezember 2003 beschlossene Eu-
ropäische Sicherheitsstrategie das Dilemma, in dem sich die Welt befindet, in ih-
rer Lageanalyse auf den Punkt: »Seit 1990 sind fast vier Millionen Menschen – zu
90 Prozent Zivilisten – in Kriegen ums Leben gekommen. Weltweit haben über
18 Millionen Menschen wegen eines Konflikts ihr Heim verlassen. In weiten Tei-
len der dritten Welt rufen Armut und Krankheiten unsägliches Leid wie auch drin-
gende Sicherheitsprobleme hervor. Fast drei Milliarden Menschen und damit die
Hälfte der Weltbevölkerung müssen mit weniger als zwei Euro pro Tag auskom-
men. Jedes Jahr sterben 45 (Zahlen von 2002 W.R.) Millionen Menschen an Hun-
ger und Unterernährung. […] Die Armut im südlich der Sahara gelegenen Teil
Afrikas ist heute größer als vor zehn Jahren.« (ESS 2003; vgl. Kiza 2008).
Was aber folgt daraus? Nach der lapidaren Feststellung, dass »Sicherheit …
Vorbedingung für Entwicklung« sei, kommt die ESS zur Sache: »Die Energieab-
hängigkeit gibt Europa in besonderem Maße Anlass zur Sorge.« Und es folgt die
all diesen Papieren gemeinsame, gebetsmühlenhafte Aufzählung der Bedrohun-
gen, die da sind: Der Terrorismus, die Weiterverbreitung von Massenvernich-
tungswaffen, das Scheitern von Staaten, die organisierte Kriminalität. Es mag be-
zweifelt werden, ob die Bekämpfung von Terrorismus und organisierter
Kriminalität Sache des Militärs sein kann, sie gehört zu den polizeilichen Aufga-
ben eines Staates. Der Versuch zur Wiederherstellung von Staatlichkeit in »ge-
scheiterten Staaten« ist primär Aufgabe der Gesellschaften selbst (siehe Somalia)
und einer – gerechteren! – Entwicklungs- und Wirtschaftspolitik, nicht aber des
Militärs, wie auch unsere Fallstudien eindeutig zeigen. Was schließlich die Ver-
breitung der Massenvernichtungswaffen angeht, so fände sie schnell ein Ende,
wenn die Atomwaffenstaaten – allen voran die fünf Ständigen Mitglieder des Si-
cherheitsrats – endlich den Art. VI dieses Vertrages umsetzten und selbst zu »einer
allgemeinen und völligen Entwaffnung« im Bereich dieser fürchterlichen Waffen
beitrügen. Statt dessen ist eine massenhafte Proliferation wohl kaum mehr auszu-
schließen (Müller 2007).
Die ESS ist ein Paradebeispiel für die »Versicherheitlichung« der weltweiten
Resultate kapitalistischer Entwicklung: Die Auswirkungen des ökonomischen und
ökologischen Raubbaus, seine Folgen wie Unterdrückung, Elend und Armut, die
jüngste Debatte über den Klimawandel, Versteppung und Anstieg des Meeresspie-
gels werden subsumiert unter  den Begriff der »neuen Risiken«, die insgesamt zu
Sicherheitsproblemen erklärt werden – womit dann automatisch die Zuständigkeit
des Militärs beschworen werden kann. Da ergibt sich dann fast zwingend die
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Feststellung: »Im Zeitalter der Globalisierung können ferne Bedrohungen ebenso
ein Grund zur Besorgnis sein wie näher gelegene. ... Die erste Verteidigungslinie
wird oftmals im Ausland liegen.«
Die Empörung über den Satz des ehemaligen deutschen Verteidigungsmini-
sters Struck, Deutschlands Sicherheit werde am Hindukusch verteidigt, ist daher
völlig unberechtigt, hat er doch nur die Grundsätze europäischer Sicherheitspoli-
tik in tagespolitisches Deutsch übersetzt. 
Der offensive Charakter der ESS wird auch an anderer Stelle deutlich: »Wir
müssen fähig sein zu handeln, bevor sich die Lage in Nachbarländern verschlech-
tert. […] Durch präventives Engagement können schwierigere Probleme in der
Zukunft vermieden werden.«
Deutlicher noch als die amerikanische Nationale Sicherheitsstrategie von 2002
(US Government 2002), in der von »präemptiven Maßnahmen«6 die Rede ist, be-
ansprucht hier die EU ein Recht auf präventive Gewaltanwendung in den inter-
nationalen Beziehungen, die in Art. 2 Abs. 4 der Charta der Vereinten Nationen
eindeutig verboten ist: »Alle Mitglieder unterlassen in ihren internationalen Be-
ziehungen […] jede Androhung oder Anwendung von Gewalt.«
Diesem Widerspruch entgeht die ESS durch eine nur scheinbar elegante For-
mulierung: »Wir sind der Wahrung und Weiterentwicklung des Völkerrechts ver-
pflichtet. Die Charta der Vereinten Nationen bildet den grundlegenden Rahmen
für die internationalen Beziehungen.«
Wahrung und Weiterentwicklung des Völkerrechts? Von Wahrung kann wohl
nicht die Rede sein – also geht es um Weiterentwicklung. Diese geht aber genau
dort hin, wo die Welt sich vor der Verabschiedung der Charta befand: In die Anar-
chie der Staatenwelt, wo das ius ad bellum, das Recht auf Kriegsführung, das vor-
nehmste Attribut von Staatlichkeit war. Nun wird auch klar, weshalb den Verein-
ten Nationen zwar Referenz erwiesen wird, weshalb aber ein klares Bekenntnis zu
ihren Grundsätzen vermieden wird: Die EU verweist auf die Charta der Vereinten
Nationen mit der Formel, dass diese »den grundlegenden Rahmen (bildet)«. Sie
vermeidet so eine eindeutige Formulierung, die heißen könnte und müsste »im
Einklang mit den Bestimmungen der Charta«. Zu bestimmen, was dieser »Rah-
men« ist, behält sich die EU für den konkreten Fall selbst vor! Genau deshalb
wird eine der nach innen gerichteten Forderungen, die den noch immer im alten
Europa herumgeisternden Pazifismus endlich auf den Müllhaufen der Geschichte
befördern soll, nochmals in einen Kasten neben den Text gesetzt ist: »Wir müssen
eine Strategie-Kultur entwickeln, die ein frühzeitiges, rasches und wenn nötig ro-
bustes Eingreifen fördert. [...] Wir müssen fähig sein zu handeln, bevor sich die
Lage in Nachbarländern verschlechtert, wenn es Anzeichen für Proliferation gibt
6 Als »präemptiv« gelten militärische Maßnahmen, die dann ergriffen werden, wenn ein Angriff unmittelbar bevor
zu stehen scheint. Da dies mit Sicherheit nie zu beweisen ist, stehen solche Maßnahmen bei strenger Auslegung
des Völkerrechts im Widerspruch zu Art. 2.4 und Art. 51 der UN-Charta. 
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und bevor es zu humanitären Krisen kommt. Durch präventives Engagement kön-
nen schwierigere Probleme in der Zukunft vermieden werden.« – Als ob wir nicht
längst eine globale humanitäre Katastrophe hätten! 
So fügt sich ineinander, was der damalige deutsche Außenminister Josef
Fischer meinte, als er davon sprach, die EU müsse »auf gleicher Augenhöhe« den
USA gegenübertreten. Die EU als global player gibt sich nicht damit zufrieden,
nur Schrittmacher für globale Unternehmensstandards zu sein und Weltmarktfüh-
rer zu werden (Altvater, Mahnkopf 2007, 180-187). Der Deregulierung der
Märkte und der erkämpften sozialen Standards entspricht die Deregulierung des
Völkerrechts. Dies gilt sowohl für die schleichende Rehabilitierung des Angriffs-
krieges, wie er in der ESS und der NSS der USA zum Ausdruck kommt, wie für
die vor allem von den reichen Industriestaaten propagierte Reponsibility to Pro-
tect, die die humanitäre Intervention zur moralischen Pflicht der reichen und
»zivilisierten« Staaten machen soll (s. hierzu ausführlich Jöst, Strutynski). Ihr
Ziel ist es, den Art. 2 Abs. 7 der UN-Charta endgültig zu überwinden, indem das
Nichteinmischungsprinzip, der letzte Schutzschild der Souveränität der schwa-
chen Staaten, nun im Namen der Moral zerschlagen wird.
Als Interventionsgründe bemühte die EU bisher vor allem Menschenrechtsver-
letzungen und Fragen der Sicherung der Demokratie: Neben dem Balkan agierte
sie vor allem in Afrika: Die »Operation Artemis« in Bunia/Kongo war die erste
Intervention, die ausschließlich mit eigenen Kräften und erstmals unter einem rein
europäischen Oberkommando ohne NATO-Unterstützung stattfand. Dasselbe gilt
für die Intervention des Jahres 2005 in diesem Land, die mit der Sicherung demo-
kratischer Wahlen begründet wurde – für die Truppen allerdings nur in die Haupt-
stadt dieses riesigen Landes entsandt wurden. Die jüngste Intervention (Eufor) be-
gann 2007 im Tschad, an ihr sind neben zahlreichen anderen europäischen
Ländern auch 200 österreichische Soldaten beteiligt.
Ein grundlegender Zusammenhang zwischen Armut und Krieg bzw. gewaltsa-
men Konflikten, wie ihn auch die Agenda für Entwicklung benennt, kann kaum
geleugnet werden. Eindeutig belegt wird er in den von uns untersuchten Fällen El-
fenbeinküste, Haiti, Niger und Somalia. Unterschwellig präsent ist er in den Fäl-
len Kosovo, wo der ökonomische Niedergang Jugoslawiens die ethnischen Kon-
fliktpotenziale anheizte; Ost-Timor, wo der Kolonialismus seine Spuren
hinterlassen hat; und in Nordirland, wo die systematische Benachteiligung der ka-
tholischen Bevölkerung Konflikt auslösend war.  
Fallbeispiel Nordirland
Durch die Umsiedlung von Engländern und Schotten nach Irland, verstärkt seit
dem 17. Jh. hielt auch der protestantische Glauben dort Einzug. In Nordirland
sah sich die katholische Minderheit mit einer massiven Unterdrückung durch
die protestantische Mehrheit konfrontiert. Der protestantische Bevölkerungsteil
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Nordirlands trat größtenteils für den Verbleib Nordirlands bei Großbritannien
ein. Die Mehrheit der katholischen Bevölkerung hingegen sah in der Unabhän-
gigkeit von Großbritannien die einzige Möglichkeit, die Herrschaftsverhältnisse
zu ihren Gunsten zu verändern. 
Dieser Konflikt konnte außerhalb des UN-Systems gelöst werden: In der Hoch-
zeit des Konflikts galt noch unzweideutig das Nichteinmischungsprinzip der
Charta der VN – insbesondere gegenüber dem Ständigen Mitglied des Sicher-
heitsrates Großbritannien. Durch den Einsatz von zivilen – also nicht militäri-
schen – Mitteln in Form von positiven und negativen Sanktionen gelang es, die
Konfliktparteien zu einer Einigung zu bewegen. Heute erscheint der Konflikt
zwar immer noch latent, aber einen Rückfall in bewaffnete Auseinandersetzun-
gen ist nicht zu erwarten.
Fazit: Trotz des enormen Erfolges, der durch den Einsatz ziviler Maßnahmen
erzielt werden konnte, muss hier die Tatsache erwähnt werden, dass der nordiri-
schen Bevölkerung noch ein langer Weg bevorsteht, um einen nachhaltigen, sta-
bilen und weitreichenden Friedenszustand zu erlangen. Vor allem im Bereich
der Versöhnungsarbeit müssen noch enorme Anstrengungen unternommen wer-
den um das Vertrauen zwischen den verschiedenen Bevölkerungsgruppen, die
Basis für jegliche Weiterentwicklung innerhalb einer Gesellschaft, wiederher-
zustellen.
Afrika – verlorener Kontinent oder Objekt der Begierde?
Es scheint kein Zufall zu sein, dass gerade in den afrikanischen Fällen Elend, Ge-
walt und »Staatszerfall« signifikant korrelieren. Die schwarzafrikanischen Gesell-
schaften und die dort bestehenden Großreiche wurden bereits durch den transat-
lantischen Sklavenhandel nachhaltig zerstört, der diese Gesellschaften zwei
Jahrhunderte lang gezielt vor allem der arbeitsfähigen jungen Männer beraubte.
Der Kolonialismus wütete im belgischen Kongo mit systematischem Massen-
mord. Auch der deutsche Kolonialismus beging nicht nur den Völkermord an den
Herero und Nama in »Deutsch-Südwest«, beim Bau der Eisenbahn von Duala
nach Yaunde in Kamerun kamen so viele Menschen ums Leben, dass Arbeits-
kräfte aus Namibia zum Ersatz herangeschafft werden mussten …
Dieser geplünderte Kontinent, der im 20. Jh. von Kolonisatoren mit der Unter-
stützung der Wissenschaft als Rohstofflieferant endgültig in die weltweite Arbeits-
teilung gezwungen wurde, besaß nicht die Spur wirtschaftlicher Autonomie, als
1960 die überwältigende Mehrheit der afrikanischen Staaten ihre Unabhängigkeit
erhielt. Seitdem fanden im subsaharischen Afrika über 200 Staatsstreiche statt, 191
Staatschefs wurden mit Gewalt vertrieben. Seit 1970 fanden mindestens 35 Kriege
statt, im Jahre 2003 befanden sich gleichzeitig 15 afrikanische Länder in einem
Krieg (Bouquet 2005, S. 6). Jenseits der katastrophalen wirtschaftlichen Lage (47
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Prozent der Menschen leben mit weniger als 1 US-Dollar pro Kopf und Tag in abso-
luter Armut, jeder dritte Mensch leidet lt. FAO chronisch an Hunger) sind die von
den Kolonialmächten gezogenen künstlichen Grenzen ein ständiger Faktor von
Konflikten und Destabilisierung. Kultur, Ökonomie, und deshalb auch Konflikte
sind grundsätzlich grenzüberschreitend. Dies zeigt, neben den beiden anderen afri-
kanischen Fallstudien, in besonders dramatischer Weise das folgende. 
Fallbeispiel Elfenbeinküste
Der Konflikt in diesem afrikanischen Land wurde in den Medien stets als Er-
folgsgeschichte der VN präsentiert. Massive gewaltförmige Auseinandersetzun-
gen begannen im September 2002 mit einem Putsch gegen den regierenden Prä-
sidenten Gbagbo. Das in E. stationierte französische Militär intervenierte und
wurde von ivorischen Truppen angegriffen, beantwortete diesen Angriff mit der
Vernichtung der ivorischen Luftwaffe. Frankreich berief umgehend eine Frie-
denskonferenz in das Städtchen Linas-Marcoussis bei Paris, an der eine Viel-
zahl von ivorischen Gruppierungen und Parteien, nicht aber Gbagbo teilnahm.
Die ehemalige Kolonialmacht, selbst Teil des Problems, ist zugleich Partei, da
sie auf die Etablierung eines Frankreich-freundlichen Regimes hinarbeitet. Seit
Februar 2003 befasst sich der Sicherheitsrat der VN mit E. Grund des Konflikts
ist ein 1972 eingeführtes Staatsangehörigkeitsrecht, das nicht mehr auf dem
(auch in Frankreich geltenden) ius solis, sondern auf dem ius sanguinis basiert.
Damit gerieten diejenigen Einwohner, die teils zugewandert, teils noch von
Frankreich hauptsächlich im Norden angesiedelt worden waren in Gefahr, ihren
Grundbesitz zu verlieren. Das Konzept der »Ivorität« nährte nicht nur einen
heftigen, auch antifranzösischen Nationalismus, sondern hat die Ethnisierung
der ökonomischen Existenzgrundlage der Einwohner bewirkt. Der Sicherheits-
rat machte das Linas-Marcoussis-Abkommen zur Grundlage seiner Forderun-
gen, übernahm selbst wesentliche Teile der ivorischen Souveränität und manda-
tierte die Friedenstruppe UNOCI; in der allerdings Frankreich dominiert.
Gbagbo verhinderte mehrfach – zuletzt im November 2008 - vom Sicherheitsrat
angesetzte Wahlen, stützt seine Macht auf die Kontrolle der exportorientierten
Ökonomie und brutale Milizen. 
Resultat sind pogromartige Verfolgungen und fortschreitender Staatszerfall –
und das offenkundige Versagen der VN. So liest sich die jüngste Resolution
1865 des Sicherheitsrats vom 27. Januar 2009, mit der das Mandat von UNOCI
ein weiteres Mal verlängert wurde, wie eine Auflistung von Bitten und Forde-
rungen über deren Erfüllung der Rat sich keinen Illusionen hingeben dürfte.
Nicht zufällig ist es immer wieder die Demokratische Republik Kongo (vormals
Zaire), in der sich wie in einem Brennglas das afrikanische Elend gepaart mit viel-
fältiger und brutaler Gewalt spiegelt: Schon die Unabhängigkeit unter Führung
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Lumumbas wurde hintertrieben, Lumumba selbst bestialisch ermordet. Der dama-
lige UN-Generalsekretär Dag Hammarskjöld  kam bei einem bis heute nicht auf-
geklärten Flugzeugabsturz über dem Land ums Leben. Die Kupfer- und Diaman-
tenkonzerne förderten die Sezession der an Rohstoffen reichen Ostprovinzen, im
Kongo tummelten sich erstmalig brutale Söldner (Kongo-Müller, Bob Denard),
der dann vom Westen unterstützte Diktator Mobutu plünderte das Land auf eigene
und der Konzerne Rechnung, der Entwicklungssoziologie lieferte er immerhin
den treffenden Begriff Kleptokratie. Für die EU war das Land Ziel ihrer ersten
ohne NATO-assets durchgeführten Operationen: Artemis in Bunia (2006) und die
Sicherung der Wahlen im Jahre 2006, die dann den vom Westen präferierten
Kriegsverbrecher Kabila auf den Präsidentenstuhl brachten, gegen den Kriegsver-
brecher Bemba, der die Wahl verlor. Die Kämpfe im Osten, getragen von War-
lords, die mit Ruanda und den Interessen internationaler Konzerne verwoben sind,
ebbten nie ab und fanden jüngst einen neuen Höhepunkt, der den französischen
Außenminister Kouchner veranlassten, eine weitere bewaffnete Intervention der
EU zu fordern (ausführlich: FAZ 31. Okt. 2008, S. 5). 
Der Ressourcenreichtum des Kontinents bringt Afrika zunehmend ins öffentli-
che Interesse: Die USA haben ihn zum Teil des Greater Middle East erklärt und
ein neues Oberkommando für Afrika, Africom, gegründet (Ruf 2008). Bundesprä-
sident Köhler widmet ihm besondere Aufmerksamkeit, der Wirtschaftsminister
bereist die wichtigsten Länder, Bundeskanzlerin Merkel besucht Algier. Frank-
reich macht den – auch militärischen – Versuch, seine altimperialen Interessen vor
den Akteuren der Globalisierung und in erster Linie vor dem Zugriff der USA zu
schützen. Dies zeigen nicht nur die Gründung von Africom, sondern auch die
französischen Interventionen in Tschad und Elfenbeinküste. Im ganzen ehemali-
gen französischen West- und Äquatorialafrika stehen die diktatorischen Regimes
noch immer unter französischem Schutz, in all diesen Ländern unterhält Frank-
reich Militärstützpunkte (Ruf 2009). Auch der Konflikt in Darfur, ein zentrales
Thema in den Medien, ist im Kern ein Konflikt um die Kontrolle der Ressourcen,
nicht zuletzt weil der Sudan einer der wichtigsten Öl-Lieferanten Chinas ist. Der
internationale Strafgerichtshof hat den sudanesischen Präsidenten Bachir zur
Fahndung ausgeschrieben – wo bleibt die Fahndung nach den übrigen Kriegsver-
brechern? Wo ist die Mediatisierung der anderen Konflikte: Des fortdauernden
Völkermords in Ost-Kongo, des Mordens in Angola? Der Menschenrechtsverlet-
zungen in Algerien? Des allnächtlichen Sterbens von Hunderten von Menschen,
die im Mittelmeer und im Atlantik ertrinken und für deren Abwehr von der Fest-
ung Europa die Partner der EU, die Folterstaaten Marokko, Algerien, Tunesien,
Libyen großzügige Finanzhilfe erhalten? Dieser westliche und vor allem europäi-
sche Diskurs ist doppelbödig und verlogen: Menschenrechte werden dann thema-
tisiert und zu Interventionsgründen hochstilisiert, wenn Interessen tangiert sind.
Der tägliche Hunger, das wachsende Elend, diktatorische und korrupte Regime
sind genauso Teil des alltäglichen Desinteresses wie die kannibalische Ordnung.
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»Global Compact« – ein konstruktiver Ansatz?
Nur wenig bekannt ist, dass es Vereinbarungen gibt, die es ermöglichen würden,
den Verursachern des Elends, den profitgierigen Konzernen, Fesseln anzulegen.
Dies sind die zehn Prinzipien, die geradezu symbolisch an die zehn Gebote der
mosaischen Religionen erinnern, und die die unter dem Begriff »global compact«
Mindestregeln für die Firmen des Nordens und ihr weltweites Agieren festlegen.
Im Einzelnen (http://www.gtz.de/de/leistungsangebote/13195.htm, vgl. http://
www.unglobalcompact.org/ ): 
Menschenrechte
Prinzip 1: Unternehmen sollen den Schutz der internationalen Menschen-
rechte innerhalb ihres Einflussbereichs unterstützen und achten und 
Prinzip 2: sicherstellen, dass sie sich nicht an Menschenrechtsverletzungen
mitschuldig machen. 
Arbeitsnormen
Prinzip 3: Unternehmen sollen die Vereinigungsfreiheit und die wirksame An-
erkennung des Rechts auf Kollektivverhandlungen wahren sowie ferner für 
Prinzip 4: die Beseitigung aller Formen der Zwangsarbeit, 
Prinzip 5: die Abschaffung der Kinderarbeit und
Prinzip 6: die Beseitigung von Diskriminierung bei Anstellung und Beschäfti-
gung eintreten. 
Umweltschutz
Prinzip 7: Unternehmen sollen im Umgang mit Umweltproblemen einen vor-
sorgenden Ansatz unterstützen,
Prinzip 8: Initiativen ergreifen, um ein größeres Verantwortungsbewusstsein
für die Umwelt zu erzeugen und
Prinzip 9: die Entwicklung und Verbreitung umweltfreundlicher Technologien
fördern. 
Korruptionsbekämpfung
Prinzip 10: Unternehmen sollen gegen alle Arten der Korruption eintreten,
einschließlich Erpressung und Bestechung. 
Der Global Compact ist nicht nur ein unverbindlicher Wunschkatalog, wie dies
von Konzernvertretern immer wieder betont wird: Richtig ist, dass sich in ihm
Teile des materiellen Völkerrechts wieder finden, wie insbesondere die Formulie-
rungen zu den Menschenrechten. Festgehalten werden auch die von der Interna-
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tionalen Arbeitsorganisation ILO formulierten Mindeststandards von Arbeitsnor-
men. Auch die formulierten Mindestnormen zum Umweltschutz und zur Korrup-
tionsbekämpfung basieren auf geltenden internationalen Vereinbarungen. Mehr
noch: Die Generalversammlung der Vereinten Nationen hat diese Regeln mehr-
fach beschlossen und bekräftigt, sie wurden von den G8 anerkannt und in deren
Erklärung auf dem G8-Gipfel in Lyon (2003) übernommen und in die Schluss-
erklärung von Heiligendamm aufgenommen. Die Afrikanische Union hat sie an-
erkannt und sie wurden im Dezember 2008 in die Doha-Erklärung aufgenommen.
Aus streng völkerrechtlicher Sicht bleiben sie allerdings insofern strittig, als
das Völkerrecht Staatenrecht ist, Firmen aber nichtstaatliche Akteure sind. Dennoch
können diese Regeln verbindlich gemacht werden, indem die Staaten, die ihnen ja
in der UN-Vollversammlung zugestimmt haben, die sie auf allen erdenklichen Fo-
ren und supranationalen Konferenzen immer wieder betonen, nun dafür sorgen,
dass die in ihrem Hoheitsbereich angesiedelten Firmen diese Standards auch re-
spektieren und umsetzen. Letztlich handelt es sich hier um nichts Anderes als die
Durchsetzung des politischen Willens zur Realisierung gefasster Beschlüsse.
Würde global compact respektiert und politisch in und von den starken Staaten
des industrialisierten Nordens um- und durchgesetzt, wäre dies eine Handhabe,
um die grauenvollsten Formen der Ausbeutung, der ökologischen Vernichtung,
der Misswirtschaft zu verhindern. Dies wäre langfristige und konstruktive Frie-
denspolitik, die einen entscheidenden Betrag zur Bekämpfung von Krisen und
ihren Ursachen leisten könnte, die das Gerede um die responsibility to protect
ernst nähme und – im besten Sinne präventiv – zu einer menschenwürdigen und
friedlicheren Welt beitragen könnte. 
Fazit
1. Mit dem Ende des Ost-West-Konflikts und der Auflösung der Warschauer Ver-
tragsorganisation kamen dem Westen Feind und Feindbild abhanden. Die NATO
und ihre Mitgliedstaaten entwickelten flugs neue Bedrohungsszenarien, die von
den so genannten »neuen Risiken« ausgehen und die sich prompt nicht nur in der
NATO-Sprache, sondern auch in den zeitgleich (1994)  erschienen Verteidigungs-
Weißbüchern Deutschlands, Frankreichs und Großbritanniens finden. Diese
neuen Risiken – Ökologie, Migration, internationale Kriminalität, Terrorismus –
sind nichts Anderes als die extremen Reaktionen von Menschen und Natur auf
den von Profitinteressen vorangetriebenen rücksichtslosen Raubbau. In dem
Maße, in dem die Klimakatastrophe sichtbar und fühlbar wird, wird auch dieses
Problem nicht an seinen Ursachen angegangen, nein, es wird versicherheitlicht,
und das Londoner IISS widmet ihm nicht zufällig eine umfangreiche strategische
Studie und einen alarmistischen Kommentar (Dupont 2008 und Mazo 2008). Hier
beginnt die Militarisierung des Denkens: Probleme, die ökonomischer und sozia-
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ler Natur sind, die militärisch gar nicht bearbeitet werden können, sondern in Tei-
len allenfalls Aufgaben der Polizei sein können, werden »versicherheitlicht«, wer-
den so zu einem Aufgabengebiet des Militärs umdefiniert. Dies ist der elegante
Schachzug, der – lange vor einer (humanitären) Intervention – unser Denken auf
jene »ultima ratio« militärischen Handelns programmiert. Damit wird das Denken
in nicht-militärischen Kategorien von vornherein ausgeschlossen, die hilflos be-
schworene ultima ratio wird so zur einzigen Reaktionsform – zur prima ratio.
Dieser Kurzschluss im Denken verhindert Fragen nach den Ursachen und vermei-
det die unangenehme Suche nach friedlichen und strukturellen Mitteln, die eine
prima actio, ein erstes, an den Konfliktursachen orientiertes Handeln zur Folge
haben müsste. Solch kritisches Denken und daraus resultierendes Handeln stellt
allerdings die herrschende neoliberale Ideologie infrage. 
2. Es ist das Elend, das Gewalt produziert. Nichts unterstreicht dies deutlicher
als die Verhältnisse in Afrika. Nein, die Armen greifen den Norden und insbeson-
dere die Festung Europa nicht mit Waffen an, dazu sind sie zu elend und schwach.
Aber: Staatszerfall, Warlordism, sogenannte »neue Kriege« sind die Folge von
Elend, Armut, zerrütteten ökonomischen und sozialen Strukturen und ökologi-
scher Zerstörung. Eine unmittelbare Kausalbeziehung zwischen Armut und Elend
einerseits und Gewalt und Staatszerfall andererseits ist nicht eindeutig nachweis-
bar. Dennoch ist die Häufigkeit von Konflikten und Staatszerfall gerade in Afrika
und die dortige extreme Armut ebenso wie analoge Verhältnisse in den übrigen
extrem armen Ländern ein eindeutiges Indiz: Wo extreme Armut herrscht, zerbre-
chen staatliche Strukturen, Gesellschaften versinken in Gewaltökonomien. Die
dies verursachenden alltäglichen »humanitären Katastrophen«, die kannibalische
Ordnung (Ziegler), werden jedoch weder in den Medien noch in der Politik the-
matisiert. Statt militärischen »State- and Nation-Buildings«, das bisher nirgendwo
erfolgreich war, wären Maßnahmen zur Sicherung von ökonomischen und sozia-
len Mindeststandards notwendig. Die Fälle Haiti, Somalia, Elfenbeinküste, Ost-
timor und vor allem Niger unterstreichen das in grauenvoll überzeugender Weise:
Welchen Sinn soll es machen, von prekären Staaten »Good Governance« einzu-
fordern? Wen wundert es, wenn Staat dort zu einer Pfründe verkommt, die gera-
dezu zwangsläufig Korruption und illegale Bereicherung fördern muss? Wie wäre
es, die global players dazu zu verpflichten, die bestehenden Verhaltensregeln des
clobal compact einzuhalten? Die Umsetzung dieser Forderungen impliziert aller-
dings den Willen zum Eingriff in die Marktfreiheit der kapitalistischen Wildnis. 
3. Wir im industrialisierten Norden zeigen mit moralischer Empörung auf die
Gräuel im Süden, die doch nur Resultat »unserer« Politik sind. Elegant verschlei-
ern wir dadurch, dass jene anderen vier Finger unserer Hand auf uns zurück wei-
sen. Es ist bezeichnend und irritierend zugleich, dass die herrschende Politik im
Allgemeinen und der Sicherheitsrat im Besonderen nur die »humanitären Kata-
strophen« in den Blick nehmen, in denen bewaffnete Gewalt in Erscheinung tritt
und in denen die Interessen der großen Mächte impliziert sind. Die diesen zu-
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grunde liegenden historischen und ökonomischen Ursachen bleiben systematisch
ausgeblendet. Nirgendwo finden sich Hinweise auf Erkenntnisse und Resolutio-
nen jenes anderen, wichtigen Organs der UN, des Wirtschafts- und Sozialrats
ECOSOC oder auf die Studien des UNDP. So verkommen die dort beschlossenen
Maßnahmen zu politischen Sonntagsreden und das Militär wird als »letztes« –
einziges? – Mittel gesehen, das zwar in manchen Fällen offene Gewalt eindäm-
men kann, aber von seinem Charakter her und aufgrund der Ursachen zur Kon-
fliktlösung nicht fähig ist.
4. Nur mediatisierte Konflikte geraten in den Blick der Öffentlichkeit, vor al-
lem wenn sie »unsere« Interessen tangieren und wenn sie mit Scheußlichkeiten
garniert werden können. Somalia ist hierfür geradezu ein Paradebeispiel:  Die
Operation Restore Hope machte den Konflikt zum zentralen Medienereignis. Das
tägliche Leiden und Sterben Hunderttausender Menschen dort ist seit mehr als
15 Jahren kaum mehr der Erwähnung wert – ganz anders als die Akte der Piraterie
vor der Küste des Landes, da diese den »freien Welthandel« und »unsere Rohstof-
fzufuhr« gefährden könnten. Dass die Piraterie vor Somalias Küsten Folge der
Überfischung durch die internationalen Fangflotten und der Existenznot somali-
scher Fischer ist, wird bestenfallls am Rande thematisiert. Auch diese Form der
Gewalt ist Folge des Zerfalls von Staatlichkeit (Petretto 2008). Der Aktionismus
militärischen Eingreifens mit dem Ziel des »Friedensschaffens« und »Friedenser-
zwingens« erzeugt Publizität, die von den Konfliktursachen ablenkt, steht dahin-
ter doch oft das uralte Bild vom »barbarischen Wilden«, den es zu zivilisieren gilt.
Vor allem aber: Solcher Aktionismus lenkt ab von der Analyse der Ursachen der
Konflikte, die historisch dem Kolonialismus, aktuell dem Neo-Liberalismus –
kurz »uns« – geschuldet sind. 
5. Vieles deutet darauf hin, dass Konflikte dann zu massiver Gewaltanwendung
eskalieren, wenn ausländische Interessen involviert sind. Auch der Völkermord in
Ruanda ist nicht vom Himmel gefallen, sondern gehört zweifelsfrei in diese Kate-
gorie, wie inzwischen nachgewiesen ist (Coquio 2008, Grund 2008). Dies gilt
auch für die Konflikte in Haiti, Somalia, Elfenbeinküste, Kosovo und Niger. Es
kann daher kein Zufall sein, wenn in der neuen Form des Interventionismus ge-
rade die interessierten Mächte sich um ein Mandat zur »Friedensschaffung«
bemühen – und dies dann vom UN-Sicherheitsrat erhalten (Elfenbeinküste,
Tschad).
6. Richtig ist: Jedes Menschenleben ist wertvoll, und es wäre zynisch, die ge-
ringere Zahl von Toten in Gewaltkonflikten gegen die Masse der von der »kanni-
balischen Ordnung« gemordeten Menschen aufrechnen zu wollen. Deshalb
schließen wir – wie Jöst, Strutynski zeigen – Interventionen mit bewaffneten
Kräften nicht grundsätzlich und a priori aus. Sie sollten sich in akuten Notfällen
allerdings am alten Blauhelmkonzept orientieren – oder aber: Der Art. 47 der UN-
Charta müsste endlich umgesetzt werden! Hier hätte die EU ein Beispiel setzen
können, indem sie ihre battle groups unter die Autorität des Sicherheitsrats ge-
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stellt hätte. Seit Ende der Bipolarität nehmen jedoch die »robusten« Einsätze von
Staaten zu, die über »robuste« Mittel verfügen. Zugleich verweigern diese Staaten
beispielsweise der AU dringend benötigtes militärisches Gerät für vom UN-Si-
cherheitsrat mandatierte Aktionen: Zu Recht beklagt der ehemalige Sonderge-
sandte der Afrikanischen Union für Darfur, dass kein UN-Mitgliedsstaat bisher
bereit war, einen der 18 angeforderten Hubschrauber für die UN-Mission der AU
zur Verfügung zu stellen (Salim 2008). Nichts illustriert besser die Diskrepanz
zwischen Rhetorik und realen Interessen der großen (und gerade auch der eu-
ropäischen) Mächte. Die untersuchten Fälle zeigen, (Haiti, Elfenbeinküste, Soma-
lia, aber auch Tschad oder DR Kongo) dass der Sicherheitsrat zunehmend zum
Mandatserteiler auf Bestellung verkommt: Damit legitimiert der Sicherheitsrat
unilaterale Interessendurchsetzung, die nichts anderes ist als eine neue Form von
Imperialismus und letztlich die UN selbst delegitimiert. Wer vor diesem Hinter-
grund eine Responsibility to Protect einfordert, ist entweder zynisch oder ver-
schleiert seine oft genug imperialistischen Interessen. Zu fragen ist in diesem Zu-
sammenhang auch nach Ursache und Wirkung von Rüstungsexporten: Immerhin
liegt Deutschland mit jährlich 7,7 Mrd. Euro weltweit auf Platz drei der Expor-
teure, und geliefert wird nicht nur schweres Gerät, sondern auch die massenhaf-
ten Tod bringenden Kleinwaffen, die auch in Krisengebiete gehen (http://www.
uni-kassel.de/fb5/frieden/themen/export/gkke08.html).
7. In keinem Falle bringt die »ultima ratio« des Militärs eine Lösung – besten-
falls kann sie Konflikte unterdrücken. Sie ist auch gar nicht die »ultima ratio«,
sondern bestenfalls die »ratio simplissima«, eine Reaktion auf Gewalt mittels
noch mehr und besser ausgestatteter Gewalt, die allerdings eifersüchtig in der
Verfügung der großen Mächte verbleibt. Notwendig wäre aber eine »prima actio«
auf sozialer und ökonomischer Ebene, die allerdings Eingriffe nicht in »zerfallen-
den Staaten«, sondern in die Handlungsfreiheit der global players erfordern
würde: Handlungsbedarf besteht nicht auf der Ebene militärischer Gewalt, son-
dern auf der Ebene der politischen Steuerung und Kontrolle von Profitinteressen
und einer an den Bedürfnissen der Menschen orientierten Entwicklungspolitik. Es
erscheint wie Hohn, von militärischen Interventionen als der »ultima ratio« zu
sprechen: die Konfliktursachen sind bekannt und sich anbahnende massive ge-
waltsame Konflikte – nicht nur in Niger – absehbar. Von codes of conduct für Fir-
men bis zum Kap VI der UN-Charta steht ein ganzes Arsenal von Handlungsmög-
lichkeiten bereit, um präventiv – dieser Begriff wird hier bewusst verwendet –
Krisen zu bewältigen, bevor sie in Gewalt umschlagen. 
8. Neben langfristigen strukturellen Maßnahmen zur Bekämpfung von Armut
und Elend und zur Etablierung eines gerechteren Welthandels und des Abbaus der
Exportorientierung der Dritte-Welt-Ökonomien müssten die BRD und die EU so-
fort handeln und in den UN darauf hinwirken, dass
• Vorrangig alle Möglichkeiten der UN nach Kap VI, VIII und X der Charta aus-
geschöpft werden, bevor zur sogenannten ultima ratio gegriffen wird,
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• Europäische und internationale Firmen auf die Regeln des »global compact«
verpflichtet werden und deren Einhaltung von der EU strikt überwacht wird,
• Subventionierte Agrarprodukte nicht weiterhin dorthin exportiert werden und
die einheimische Argrarproduktion zerstören,
• Freihandelsabkommen zwischen ungleichen Partnern abgelehnt werden,
zumindest aber Schutzklauseln für die einheimischen Kleinen und Mittleren
Unternehmen enthalten, besser noch: Schutzzölle auf den Import billiger indu-
strieller Fertigwaren zulassen,
• Die Formel von der »Hilfe zur Selbsthilfe« ernst genommen und unter primä-
rer Verantwortung der Regierungen in den jeweiligen Staaten umgesetzt wird, 
• Die Militarisierung der Entwicklungshilfe durch CIMIC beendet wird und Ent-
wicklungshilfe unabhängig von Kriterien des politischen und wirtschaftlichen
Eigennutzes geleistet wird,
• Blauhelme nur in extremen Fällen und unter strikter Einhaltung der oben ge-
nannten Bedingungen zum Einsatz kommen.
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Haiti ist alles andere als ein Karibikparadies, sondern der Staat in Mittelamerika,
der in den vergangenen zwei Jahrhunderten die meisten Staatsstreiche und Um-
stürze erlebt hat. In den vergangenen 15 Jahren wurde der Karibikstaat sogar zwei
Mal das Objekt von UN-Militärmissionen. 
Allgemeines
Haiti ist 27 750 km2 groß und hat ca. 8 528 000 Einwohner. Davon sind ca. 60 Pro-
zent Schwarze und 35 Prozent Mulatten. Ca. 65 Prozent der Bevölkerung sind
christlich, Voodoo-Kulte sind dennoch bei ca. 70 Prozent der Bevölkerung ver-
breitet. Die Analphabetenrate bewegt sich um 50 Prozent, die gesprochenen Spra-
chen sind Französisch und Kreolisch. 
Die Hauptstadt ist Port-au-Prince, verwaltungstechnisch ist das Land in 9 Dépar-
tements eingeteilt. Haiti ist eine Präsidialrepublik. Das Parlament besteht aus zwei
Kammern, dem Abgeordnetenhaus und dem Senat. Es gibt 99 Abgeordnete, die alle
4 Jahre gewählt werden. Die 30 Senatoren werden alle 6 Jahre gewählt; alle 2 Jahre
wird ein Drittel neu gewählt. Der Präsident ist das Staatsoberhaupt; er wird alle
5 Jahre direkt gewählt, zwei direkt aufeinanderfolgende Amtsperioden sind aller-
dings von der seit 1987 geltenden Verfassung verboten.
Kurzer geschichtlicher Überblick
Haiti ist seit dem Unabhängigkeitskrieg von 1791-1804 keine Kolonie Frank-
reichs mehr, musste allerdings 90 Millionen Franc als Entschädigung an Frank-
reich zahlen. Diese Zahlungsverpflichtung und die kriegsbedingten Verwüstungen
des Landes haben die einst reichste Kolonie Frankreichs in Kombination mit den
Kriegsschäden ruiniert. Die 2003 erhobene Forderung Aristides nach einer Rück-
zahlung dieser Entschädigung wurde abgewiesen. Mit der Unabhängigkeit wurde
Haiti zur ersten schwarzen Republik der Welt. (Vgl. Fleischmann 1994: 1320)
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Nach dem Krieg kristallisierten sich zwei Schichten heraus: einerseits die Mu-
latten (Abkömmlinge schwarzafrikanischer und europäischer Eltern/Vorfahren),
die bereits vor dem Krieg frei gewesen waren, über ein gewisses Bildungsniveau
verfügten und daher die politische, wirtschaftliche und soziale Oberschicht bzw.
Elite stellten, und andererseits die ehemaligen schwarzafrikanischen Sklaven, die
aufgrund ihres niedrigen Bildungsstandes eher die Unterschicht bildeten – ihre
einzige institutionalisierte Aufstiegsmöglichkeit war das Militär. (Vgl. Fleisch-
mann 1994: 1315-1316)
Das Militär verfügte über viel politischen Einfluss; es gab keine Trennung mi-
litärischer und ziviler Aufgaben. Sein Einfluss wurde reduziert, als die USA Haiti
von 1915 bis 1935 besetzten. Auch die von den USA vorgenommene Rationalisie-
rung der Verwaltung beeinflusste das politische Machtgefüge Haitis; davon betrof-
fen waren hauptsächlich aufgestiegene Farbige, die sich in der Folge nicht länger
der Oberschicht zugehörig fühlten. Es entwickelte sich eine farbige Mittelschicht.
(Vgl. Fleischmann 1994: 1317 f.)
Von 1956 bis 1986 wurde Haiti zunächst von Francois Duvalier und dann von
seinem Sohn Jean-Claude diktatorisch regiert und ausgeplündert. Ihre Herrschaft
stützte sich auf Paramilitärs, die Tausende Regimekritiker umbrachten. Aufgrund
einer Revolte der Bevölkerung musste Jean-Claude Duvalier im Jahre 1986 außer
Landes fliehen. Die Regierungsgewalt wurde in den folgenden Jahren von vom
Militär gestützten, nicht demokratisch gewählten Regierungen übernommen.
Wirtschaftliche, soziale und politische Lage
Der Zustand des Landes war trostlos. Die wirtschaftlichen Verhältnisse waren ka-
tastrophal, das gesamte Staatswesen und die Infrastruktur in jeder Hinsicht völlig
zerrüttet, eine staatliche Polizeigewalt gab es ebenso wenig wie ein Bildungs-
oder Gesundheitswesen. Das Land war ausgeblutet und ausgeplündert – das Ar-
menhaus der Karibik und eines der ärmsten Länder der Welt. Es gab extreme
soziale Unterschiede zwischen Ober- und Unterschicht, die politischen Verhält-
nisse waren ausgesprochen instabil.
Der Konflikt
Am 16. Dezember 1990 wurden die ersten freien Präsidentschaftswahlen abgehal-
ten. Sie wurden von der UN-Mission ONUVEH überwacht, die diese Wahlen –
ebenso wie die OAS (Organisation amerikanischer Staaten) und die CARICOM
(Gemeinschaft karibischer Staaten) – als frei und fair bezeichnete. Aus ihnen ging
der katholische Armenpriester Jean-Bertrand Aristide mit 67 Prozent der abgege-
benen Stimmen siegreich hervor. Er hatte die bestehende soziale und wirtschaftli-
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che Ungerechtigkeit angeprangert und dem Militär vorgeworfen, ein Machtinstru-
ment der Ober- und Mittelschicht gegen die Interessen der Bevölkerungsmehrheit
zu sein (womit er auch Recht hatte, Vgl. Nissen 2004: 45). Populär war er vor allem
bei der marginalisierten schwarzen Bevölkerungsmehrheit. (Vgl. Beer 2006: 229)
Sein Konkurrent Marc Bazin, ein ehemaliger Finanzminister Duvaliers, der
auch einige Jahre für die Weltbank gearbeitet hatte, erhielt lediglich 14,2 Prozent
der Stimmen.
Aristide trat sein Amt am 3. Februar 1991 an. In der Folgezeit kam es zu schwe-
ren Unruhen. Aristide gelang es nicht, das Land zu befrieden und einen wirt-
schaftlichen Konsolidierungsprozess einzuleiten. Er wurde von seinen politischen
Gegnern beschuldigt, Mobs auf sie zu hetzen, was aber nie bewiesen werden
konnte. Er versuchte allerdings auch nicht, durch die Verteilung von Waffen und
Privilegien eine eigene ihn stützende Macht aufzubauen. (Vgl. Fleischmann 1994:
1319) Nach nur neun Monaten im Amt wurde Aristide am 30. September 1991
durch einen von Raoul Cédras angeführten Militärputsch gestürzt. Er floh ins
Exil. Der Militärputsch wurde von einigen Mitgliedern der haitianischen Ober-
schicht finanziert. (Vgl. Pezzullo 2006: 25)
Das Eingreifen Dritter
Die OAS forderte umgehend seine Wiedereinsetzung und verhängte kurz darauf
ein Wirtschaftsembargo, von dem der damalige US-Präsident Bush Senior US-
Firmen allerdings ausnahm. Sein Amtsnachfolger Clinton autorisierte sogar die
Ölgesellschaft Texaco, Öl an die Militärjunta zu liefern. Das Embargo konnte da-
her keinerlei Wirkung entfalten. (Vgl. Chomsky 2004)
Im Juni 1992 wurde Marc Bazin vom haitianischen Parlament zum Premier-
minister einer Zivilregierung ernannt, die aber wenig mehr als eine Fassade dar-
stellte. (Vgl. Pezzullo 2006: 24) Die Macht blieb in den Händen der Militärs. In
den folgenden drei Jahren entwickelten sich paramilitärische Herrschaftsstruktu-
ren. Zwischen 3.000 und 5.000 Menschen wurden ermordet, die elementarsten
Menschenrechte wurden außer Kraft gesetzt. Die katastrophalen Lebensverhält-
nisse lösten Flüchtlingsströme aus; Tausende flohen aus Haiti in die Nachbarlän-
der. (Vgl. Beer 2006: 229)
Am 11. Dezember 1992 ernannte der UN-Generalsekretär Dante Caputo zum
Sondergesandten für Haiti. Am 13. Januar 1993 wurde Caputo auch von dem Ge-
neralsekretär der OAS zum Sondergesandten ernannt. Caputo führte eine Vielzahl
von Gesprächen mit haitianischen Fraktionen und auch Aristide. Dieser bat im Ja-
nuar 1993 den Generalsekretär der UN sowie die OAS um die Errichtung einer in-
ternationalen zivilen Beobachtermission der OAS und der UN mit dem Ziel, die
Gewaltherrschaft der Regierung zu beenden. Er rief zur Etablierung eines Dialogs
zwischen allen haitianischen Parteien sowie zur Bildung einer Regierung der na-
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tionalen Einheit mit einem von ihm ernannten Premierminister zur Wiederherstel-
lung der demokratischen Ordnung in Haiti auf. Darüber hinaus regte er eine Re-
form des Rechtssystems, die Professionalisierung der bewaffneten Streitkräfte
und die Trennung zwischen Polizei und Militär an. (Vgl. UN: Haiti Background) 
Die haitianische Junta erklärte sich prinzipiell mit einer internationalen zivilen
Beobachtermission und Gesprächen zur Lösung der politischen Krise einverstan-
den. Daraufhin wurde die Hybridmission MICIVIH gegründet, gemeinsam ge-
führt von den UN und der OAS. Bemerkenswert ist hierbei, dass sich der UN-Si-
cherheitsrat offensichtlich nicht einigen konnte und die Entscheidung der
UN-Generalversammlung überließ. Diese hatte vorher in zwei Resolutionen die
Wiedereinsetzung Aristides gefordert und stimmte am 20. April 1993 nun auch
der Beteiligung der UN an MICIVIH zu. Diplomatische Bemühungen, eine politi-
sche Lösung zu finden, scheiterten jedoch.
Am 16. Juni 1993 verabschiedete der UN-Sicherheitsrat mit Resolution 841
(1993) ein Öl und Waffenembargo, das eine Woche später, nämlich am 23. Juni in
Kraft treten sollte, sofern Verhandlungen mit dem de facto Regime bis dahin
keine zufrieden stellenden Ergebnisse erbringen würden. Daraufhin erklärte sich
Cédras am 21. Juni zur Aufnahme von Verhandlungen bereit.
Governors Island Agreement 
Als Ergebnis dieser Verhandlungen unterzeichneten Aristide und Cédras am
3. Juli ein Abkommen, das »Governors Island Agreement«. Danach sollte Aristide
am 30. Oktober 1993 nach Haiti zurückkehren und einen neuen Armeechef an-
stelle von Cédras ernennen. Ein von ihm nominierter Premierminister sollte vom
Parlament bestätigt werden, das zum größten Teil noch entsprechend der Wahlen
vor dem Sturz Aristides zusammengesetzt war. Danach sollten alle Sanktionen der
UN und der OAS suspendiert werden. Personal der UN sollte bei der Modernisie-
rung des Militärs und dem Aufbau einer neuen Polizei behilflich sein. Ein Ab-
kommen zwischen den politischen Parteien des Landes, das einen sechsmonati-
gen Waffenstillstand vorsah, um den Übergang so reibungslos wie möglich zu
bewerkstelligen, markierte den Beginn eines politischen Dialogs. Gleichzeitig
verpflichteten sich die Parteien, Menschenrechte und fundamentale Freiheiten zu
achten sowie sich jeder Handlung zu enthalten, die zu Gewalt führen und den
Übergangsprozess stören könnte. 
Am 25. August stimmte das Parlament der Ernennung Robert Malvals zum
Premierminister zu. Daraufhin suspendierte der UN-Sicherheitsrat zwei Tage spä-
ter mit Resolution 861 (1993) alle Sanktionen, kündigte aber gleichzeitig an, sie
wieder in Kraft treten zu lassen, wenn das Governors Island Agreement verletzt
bzw. nicht vollständig umgesetzt würde. (Vgl. UN-Dokument S/1993/861) Am
23. September beschloss der UN-Sicherheitsrat mit der Resolution 867 (1993) die
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Gründung von UNMIH (United Nations Mission in Haiti). UNMIH sollte – ent-
sprechend dem Governors Island Agreement – die Modernisierung der Armee
Haitis unterstützen und bei dem Aufbau einer Polizei helfen.
Es dauerte jedoch nicht lange, bis die getroffenen Vereinbarungen unterlaufen
bzw. missachtet wurden. Als am 11. September ein Schiff mit UN-Personal Port-
au-Prince erreichte, verhinderten Paramilitärs das Einlaufen in den Hafen und be-
drohten wartende Journalisten und Diplomaten. Daraufhin verließen das bisher
eingetroffene UNMIH-Personal und der größte Teil des MICIVIH-Personals
Haiti. Der Sicherheitsrat drohte, bei dauerhafter Missachtung des Governors
Island Agreements die Suspendierung der Sanktionen aufzuheben.
Am 13. Oktober 1993 ließ der Sicherheitsrat seinen Worten Taten folgen.
Nachdem ein Bericht des UN-Generalsekretärs feststellte, dass das militärische
Oberkommando und die Polizei UNMIH absichtlich behinderten und damit gegen
das Governors Island Agreement verstießen, verabschiedete der Sicherheitsrat die
Resolution 873. Diese hob die Suspendierung des Waffen- und Ölembargos auf
und fror sämtliche Auslandskonten der Regierung und des De-facto-Regimes in
Haiti ein, gewährte Aristide und seinem Premier Malval allerdings weiter Zugriff.
Gleichzeitig kündigte der Sicherheitsrat an, bei weiteren Verstößen gegen das Go-
vernors Island Agreement weitere Sanktionen zu verhängen. (Vgl. UN-Dokument
S/1993/873) Die im Abkommen vereinbarte Rückkehr Aristides war verhindert.
Der Sicherheitsrat verurteilte zwar, dass das Militär ein Klima geschaffen hatte
und weiterhin aufrechterhielt, in dem seine Rückkehr unmöglich war, verhängte
aber keine weiteren Sanktionen. Obwohl es nicht praktisch umgesetzt werden
konnte verlängerte der Sicherheitsrat Anfang Dezember das Mandat von UNMIH.
Diplomatische Bemühungen um einen Dialog mit den Parteien wurden fortge-
setzt. Die Sanktionen waren allerdings wenig wirksam und untauglich, um das
haitianische De-facto-Regime zum Einlenken zu bewegen. 
Die humanitäre Lage in Haiti verschlechterte sich weiterhin. Verrohung und
Gewalt nahmen kaum beschreibbare Ausmaße an. Das in Haiti verbliebene Perso-
nal von MICIVIH berichtete von ständigen Gewaltausbrüchen in Port-au-Prince,
unzähligen Morden, Verstümmelungen und verschwundenen Personen. Extrale-
gale Hinrichtungen waren an der Tagesordnung, von denen wohl in erster Linie
Anhänger Aristides betroffen waren. Für diese Grausamkeiten verantwortlich wa-
ren vor allem hochrangige militärische Befehlshaber und deren Helfer, bewaff-
nete Banden und Mitglieder der paramilitärischen Gruppe Front Révolutionaire
pour l`Avancement et le Progrès d`Haiti (revolutionäre Front für den Fortschritt
Haitis, kurz FRAPH).
Angesichts dieser verheerenden Gräueltaten, die das ganze Land erfasst hatten,
beschloss der Sicherheitsrat am 6. Mai 1994 weitere Sanktionen gegen Haiti.
Nachdem das De-facto-Regime am 11. Mai einen Richter des Obersten Gerichts-
hofes, Emile Jonassaint, zum provisorischen Präsidenten ernannte, traten die
Sanktionen in Kraft. Die Sanktionen verschärften jedoch vor allem die prekäre
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wirtschaftliche Lage und die humanitären Probleme der Masse der Bevölkerung,
statt diese zu lindern. Repressionen nahmen zu, ebenso die Zahl von Vergewalti-
gungen, politischen Morden und Entführungen von Familienmitgliedern politi-
scher Aktivisten, in die hochrangige Militärs oder die FRAPH verwickelt waren.
Das Land versank zusehends in einem Strudel von Gewalt und Chaos.
Am 11. Juli erließ der provisorische Präsident ein Dekret, in dem er das Personal
von MICI-VIH als unerwünscht erklärte und ihnen 48 Stunden gab, Haiti zu verlas-
sen. Die UN und die OAS zogen daraufhin ihr Personal unter Protest innerhalb von
zwei Tagen ab. Am 31. Juli verabschiedete der Sicherheitsrat die Resolution 940
(1994). Unter Berufung auf Kapitel VII der UN-Charta autorisierte er die Mitglieds-
staaten, eine multinationale Truppe aufzustellen und »alle notwendigen Mittel«
(also einschließlich gewaltsamer Maßnahmen) einzusetzen, um die Junta zu stürzen
sowie die Rückkehr Aristides und die Wiedereinsetzung der legitimen Regierung zu
ermöglichen. Freie und faire Parlamentswahlen sollten vorbereitet und unterstützt
werden. Geplant war die Ablösung der multinationalen Truppe durch UNMIH, so-
bald  ein ausreichend sicheres und stabiles Umfeld geschaffen ist. Zu diesem Zweck
sollte das Mandat von UNMIH erweitert werden. Aufgabe der UNMIH sollte sein,
bei der Aufrechterhaltung der Sicherheit, dem Schutz internationalen Personals, der
Professionalisierung der haitianischen Streitkräfte und dem Aufbau einer vom Mi-
litär abgegrenzten Polizei behilflich zu sein. Dafür wurde die Truppenstärke auf
6.000 Mann erhöht. Als zeitliche Begrenzung für die Erfüllung der Mission wurde
Februar 1996 genannt. (Vgl. UN-Dokument S/1994/940)
Im August 1994 erklärte der US-amerikanische Präsident Bill Clinton, dass die
diplomatischen Mittel ausgeschöpft seien und dass mehr als 20 Staaten ihre Be-
reitschaft zur Beteiligung an einer multinationalen Truppe unter Führung der
USA erklärt hatten. Die von den USA zusammengestellte multinationale Truppe
rekrutierte sich schließlich aus 28 Ländern und verfügte über eine Stärke von
20.000 Mann. Am 17. September wurde eine hochrangige, vom ExPräsidenten
Jimmy Carter geleitete Delegation nach Haiti geschickt. Angesichts der bevorste-
henden Invasion stimmte die Junta zu, ihre Machtposition entweder am 15. Okto-
ber oder nach einer Generalamnestie des haitianischen Parlaments – je nachdem,
was eher eintreffe – aufzugeben.
Indes landeten die ersten Soldaten der multinationalen Truppe am 19. Septem-
ber ohne Zwischenfälle. Am 10. Oktober verabschiedete das haitianische Parla-
ment ein Amnestiegesetz. Daraufhin trat Raoul Cédras von seinem Amt als Mi-
litärchef zurück und floh zusammen mit den meisten anderen hochrangigen
Militärführern ins Ausland.
Aristide kehrte am 15. Oktober 1994 nach Port-au-Prince zurück, woraufhin
der UN-Sicherheitsrat die Sanktionen aufhob. Am 22. Oktober kehrte auch MICI-
VIH wieder zurück, um die Menschenrechtslage zu beobachten und zur Stärkung
der demokratischen Institutionen beizutragen. Aristide ernannte Smarck Michel
zum neuen Premier; die neue Regierung trat ihr Amt am 8. November an.
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Evaluation
In der Folgezeit nahmen politisch motivierte Gewalt und Menschenrechtsverlet-
zungen deutlich ab. Die erfolgte Auflösung der Armee führte allerdings im Land
zu einem Sicherheitsvakuum, was wiederum eine Zunahme von Banditentum
und Kriminalität zur Folge hatte. In einem Bericht des UN-Generalsekretärs vom
16. Januar 1995 wurden diverse Faktoren benannt, die zur fortwährenden Instabi-
lität beitrugen: Illoyalität der früheren Militärangehörigen, das Weiterbestehen pa-
ramilitärischer Gruppen, die Verfügbarkeit von Waffen, wachsende Frustration
der Bevölkerung angesichts der Unfähigkeit der Justiz, die Menschenrechtsverlet-
zungen und die allgegenwärtige Kriminalität einzudämmen, Verzögerungen bei
der Umsetzung von ökonomischen Maßnahmen und Entwicklungsprogrammen
für im Alltag spürbare Verbesserungen der Lebensbedingungen der verarmten und
ausgezehrten Bevölkerung sowie weiterhin bestehende politische Spannungen im
Vorfeld der geplanten Wahlen. (Vgl. UN-Dokument S/1995/46) Am 31.3.95 löste
UNMIH die multinationale Truppe ab, die daraufhin das Land verließ.
Im Juni 1995 fanden dann Kommunalwahlen und die erste Runde der Parla-
mentswahlen statt. Es gab große organisatorische Probleme – Wahllokale öffneten
spät oder wurden unangekündigt verlegt, einige legitime Kandidaten wurden von
den Wahllisten gestrichen – und teilweise auch Gewaltausbrüche, bei denen Wahl-
zettel verbrannt wurden. Die Partei, die Aristide unterstützte – Fanmi Lavalas –
behauptete, alle Parteien seien hiervon gleichermaßen betroffen, letztlich sei also
keine Partei benachteiligt. Dieser Sichtweise schlossen sich die anderen Parteien
allerdings nicht an. Vielmehr forderten sie Neuwahlen in den umstrittenen Gebie-
ten und drohten mit einem Boykott der zweiten Wahlrunde. Der Rücktritt des Vor-
sitzenden des provisorischen Wahlrats und das Eingeständnis von Fehlern erach-
teten nur wenigen Parteien als ausreichend, sodass selbst Neuwahlen in einigen
umstrittenen Gebieten von ihnen boykottiert wurden. Die zweite Wahlrunde fand
im September und Oktober statt. Fanmi Lavalas errang eine Mehrheit im Senat
und im Abgeordnetenhaus.
Die extremen wirtschaftlichen und sozialen Probleme konnten kurzfristig nicht
beseitigt, nicht einmal gelindert werden. Die Masse der Bevölkerung war völlig ver-
armt, perspektivlos und arbeitslos. Organisierte Kriminalität war weit verbreitet. Die
Entwaffnung der zahlreichen Banden und Straßengangs war keineswegs abgeschlos-
sen. Die Infrastruktur war zerrüttet, nachdem seit Jahrzehnten nichts mehr investiert
worden war. Die wirtschaftlichen Probleme hingen auch mit einer Änderung von
Aristides Wirtschaftspolitik zusammen; im Gegenzug für die US-amerikanische Un-
terstützung hatte er sich bereit erklären müssen, ein neoliberales Wirtschaftspro-
gramm durchzusetzen. (Vgl. Chomsky 2004) Auf Veranlassung des IWF (Internatio-
naler Währungsfonds) senkte Haiti 1995 den Zoll für Reisimporte von 35 Prozent auf
drei Prozent. In der Folge stiegen die Reisimporte, von denen 95 Prozent aus den
USA stammen, drastisch an. Da die USA ihren Reis stark subventionierten, war im-
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portierter Reis billiger als in Haiti selbst angebauter Reis. Haitianische Farmer sahen
sich gezwungen, entweder in die städtischen Slums abzuwandern oder stark an Kos-
ten für Gesundheit und Bildung zu sparen, was einen deutlich niedrigeren Lebens-
standard und dauerhafte Verelendung zur Folge hatte. (Vgl. Oxfam 2005: 3 f., 26 f.)
Im Dezember 1995 fanden Präsidentschaftswahlen statt. Der Termin war umstrit-
ten. Die haitianische Verfassung sah zwar alle fünf Jahre Präsidentschaftswahlen
vor. Zu Berücksichtigen war jedoch die außergewöhnliche Situation, dass die letzte
Wahl zwar vor fünf Jahren stattgefunden hatte, Präsident Aristide jedoch keine fünf
Jahre regiert hatte, weil er über die Hälfte seiner Amtszeit im Exil verbringen mus-
ste. Trotz der außergewöhnlichen Umstände hielt Aristide sich an die Verfassung.
Als neuer Präsident wurde René Préval gewählt, der 1991 unter Aristide Premiermi-
nister gewesen war und als Kandidat der Fanmi Lavalas angetreten war.
Ende Juni 1996 wurde UNMIH abgeschlossen; darauf folgte UNSMIH (United
Nations Support Mission in Haiti) bis zum Juli 1997, gefolgt von der viermonatigen
UNTMIH (United Nations Transition Mission in Haiti), deren Hauptaufgabe die
weitere Ausbildung der Polizei war. Weder den UN-Missionen noch der haitiani-
schen Regierung gelang es allerdings, einschneidende Verbesserungen zu bewirken
und damit für eine dauerhafte Entspannung und Stabilität zu sorgen. Daran gemes-
sen scheiterten die internationalen Bemühungen zur Konfliktbeilegung. Die weiter-
hin bestehenden Spannungen wurden im Jahr 2000 wieder deutlich sichtbar.
Erneuter Konflikt
Im Mai 2000 gewann die Fanmi Lavalas (FL) die Parlamentswahlen. Ihr wurde
Wahlfälschung vorgeworfen, das Oppositionsbündnis Convergence Démocratique
(CD, Demokratischer Zusammenschluss) forderte Neuwahlen, konnte sich damit
aber nicht durchsetzen. (Vgl. Beer 2006: 230) Die Wahlfälschungen hatte es wohl
tatsächlich gegeben, obwohl die Fanmi Lavalas auch ohne Wahlfälschungen die
meisten Sitze errungen hätte. (Vgl. King 2004) Es kam zu Übergriffen auf Oppositi-
onspolitiker durch auf der Seite der Regierung stehende kriminelle Banden, die
Chimères (Chimären). Die Chimären waren weniger politisch als vielmehr krimi-
nell motiviert. Sie wurden zwar teilweise gegen die Opposition eingesetzt, ver-
selbstständigten sich aber zusehends und wandten sich gegen die Regierung. (Vgl.
Nissen 2004: 40-41)
Am 26. November 2000 gewann Aristide die Präsidentschaftswahlen mit 91,7 Pro-
zent der abgegebenen Stimmen. Die Opposition hatte zum Boykott der Wahl aufgeru-
fen und ging von einer Wahlbeteiligung von lediglich 10 Prozent der Wahlberechtigten
aus – nach offiziellen Angaben lag sie bei 61 Prozent. Bei der gleichzeitig stattfinden-
den Neuwahl eines Drittels des Senats gingen alle zu vergebenden Sitze an die Fanmi
Lavalas. Die Opposition sprach von massivem Wahlbetrug und forderte zunächst
Neuwahlen, dann aber eine Absetzung Aristides. (Vgl. Weltalmanach 2001: 352)
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Das neuerliche Eingreifen Dritter
Mit der Begründung, die bis zum 6. Februar 2001 im Amt befindliche Regierung
unter dem Präsidenten René Préval verhalte sich undemokratisch, froren interna-
tionale Geberländer bereits vereinbarte Zahlungen von Entwicklungshilfe im
Wert von einer halben Milliarde US-Dollar ein und forderten die Einhaltung de-
mokratischer Grundrechte. (Vgl. Weltalmanach 2001: 352)
Im Vorfeld der Amtseinführung Aristides kam es zu Unruhen und Gewalttätig-
keiten; auf das Dienstfahrzeug des scheidenden Ministerpräsidenten Jacques
Edouard Alexis wurde Ende Januar ein Anschlag verübt. (Vgl. Weltalmanach
2001: 352 f.)
Nach dem Scheitern von Gesprächen zwischen der FL und der CD über eine Bei-
legung der Krise ernannte die Opposition einen Gegenpräsidenten, den Menschen-
rechtsaktivisten Gerard Gourgue, und rief zu Protesten gegen die Regierung auf.
Sympathisanten der FL forderten seine Verhaftung, während die Regierung der Op-
position vorwarf, die Autorität der rechtmäßigen Regierung zu missachten und sich
damit undemokratisch zu verhalten. (Vgl. Weltalmanach 2001: 353) Gourgue for-
derte im Februar 2001 die Wiederherstellung der Armee und dafür die Rückkehr der
ins Ausland geflohenen Mitglieder der Militärjunta. Menschenrechtsorganisationen
waren entsetzt; sie forderten eine weitere strafrechtliche Verfolgung der Verantwortli-
chen für die Verbrechen der Militärjunta und die Festschreibung der Abschaffung der
Armee in der haitianischen Verfassung. (Vgl. Nissen 2004: 39) Am 24. März be-
schloss der Senat einstimmig die Verhaftung Gourgues, der daraufhin in den Unter-
grund ging, um sich der Verhaftung zu entziehen. (Vgl. Weltalmanach 2001: 353)
Nach Gesprächen zwischen Aristide und der OAS konnte Anfang Juni eine Eini-
gung erzielt werden: Die staatliche Wahlkommission sollte aufgelöst und durch ei-
nen neunköpfigen Wahlrat ersetzt werden, das Abgeordnetenhaus und der Senat da-
nach neu gewählt werden. Im Gegenzug sollte die eingefrorene Entwicklungshilfe
freigegeben werden. Darüber hinaus sollte auf Aristides Vorschlag hin eine gemein-
same Task Force der OAS und der CARICOM (Gemeinschaft Karibischer Staaten)
geschaffen werden, um in Haiti Gespräche zwischen den verschiedenen gesell-
schaftlichen Gruppen und Parteien in Gang zu bringen sowie die Einhaltung der
Menschenrechte und den Ablauf der anstehenden Wahlen zu überwachen. (Vgl.
Weltalmanach 2001: 353)
Am 16. November 2001 wurde Raoul Cédras – der haitianische General, der
1991 durch einen Putsch die Macht an sich gerissen hatte – in Abwesenheit zu-
sammen mit 36 weiteren hochrangigen Offizieren wegen der Beteiligung an ei-
nem Massaker zu lebenslanger Haft verurteilt. Das Urteil war das erste, das Teile
der früheren Armeeführung und Angehörige paramilitärischer Gruppen für
während der Militärdiktatur von 1991 bis 1994 begangene Menschenrechtsverlet-
zungen zur Verantwortung zog. (Vgl. Weltalmanach 2001: 354)
Die humanitäre Lage im Land war 2001 ausgesprochen schlecht. Nach einem
Bericht der Welternährungsorganisation FAO waren 62 Prozent der Bevölke-
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rung unterernährt, Trinkwasser gab es nur für ein Viertel der Bevölkerung und
Strom nur wenige Stunden am Tag. Ein wirtschaftlicher Fortschritt konnte nicht
erreicht werden. Viele Haitianer verließen ihr Land. (Vgl. Weltalmanach 2001:
354)
Seit dem Bekanntwerden von Gourgues Forderung nach einer Wiederherstel-
lung der Armee kam es zu Übergriffen ehemaliger Militärs, die am 17. Dezember
2001 in einem Angriff von 33 schwer bewaffneten Männern auf den Präsidenten-
palast gipfelten, bei dem sieben Menschen starben. Aristide beurteilte den Angriff
als Putschversuch; Anführer der Angreifer war nach Angaben des Präsidialamtes
ein höherer Polizeioffizier, der wegen eines früheren Umsturzversuchs entlassen
worden war. (Vgl. Weltalmanach 2002: 366) Nach dem Überfall kam es zu lan-
desweiten Ausschreitungen; Anhänger der Regierung steckten Häuser und Büros
von Oppositionspolitikern an. Die CD beschuldigte die Regierung, den Angriff
selbst inszeniert zu haben, um die politische Opposition zu unterdrücken. Aristide
selbst verurteilte die Ausschreitungen und ließ Amiot Métayer, den Anführer der
Organisation, die dahinter vermutet wurde, verhaften. Im Gefängnis blieb
Métayer allerdings nicht lange; seine Anhänger stürmten das Gefängnis am 8. Fe-
bruar 2002 und befreiten ihn, wobei auch 160 andere Häftlinge fliehen konnten.
(Vgl. Weltalmanach 2002: 366 f.)
Der ständige Rat der OAS (Organisation amerikanischer Staaten) verabschiedete
am 16. Januar 2002 eine Resolution, in der Haiti aufgefordert wurde, die Ereignisse
vom 17. Dezember 2001 zu untersuchen, die Schuldigen zur Verantwortung zu zie-
hen und die Opfer zu entschädigen. Darüber hinaus wurde von der haitianischen
Regierung verlangt, sich gegen politische Gewalt einzusetzen und den demokrati-
schen Prozess voranzutreiben. Am 1. März wurde eine Vereinbarung zur Einrich-
tung einer speziellen OAS-Mission in Haiti zur Stärkung des demokratischen Pro-
zesses unterzeichnet. Zu Neuwahlen kam es 2002 nicht, weil sich Regierung und
Opposition nicht auf einen Termin einigen konnten. Demnach kam es auch nicht zu
einer Freigabe der Entwicklungshilfe. (Vgl. Weltalmanach 2002: 367 f.)
Ein zivilgesellschaftliches Oppositionsbündnis, die Gruppe der 184, das sich
als Forum für die Wiederherstellung des gestörten gesellschaftlichen Dialogs ver-
stand, organisierte seit Dezember 2002 in ganz Haiti Demonstrationen, die nicht
selten in gewaltsamen Auseinandersetzungen mit Anhängern Aristides eskalier-
ten. (Vgl. Nissen 2004: 39 f.) Auch die Presse blieb von den Spannungen nicht
verschont. Ein Radiosender stellte am 28. Februar 2003 nach Drohungen und Ge-
walt den Betrieb ein, am 4. April unterbrachen 21 Radiosender ihr Programm mit
einem Tag des Schweigens, um gegen die ständigen Übergriffe auf Journalisten –
die nur selten geahndet wurden, da die Täter selten gefasst wurden – zu protestie-
ren. (Vgl. Weltalmanach 2003: 388)
Mit welchen Schwierigkeiten die Polizeikräfte zu kämpfen hatten, zeigte sich
im Juni 1993. Der neue Chef der Polizei, der sein Amt erst zwei Wochen zuvor
angetreten hatte, trat zurück und ging ins Exil. Grund waren nicht nur inhaltliche
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und strategische Differenzen mit der Regierung, sondern auch Morddrohungen.
(Vgl. Weltalmanach 2003: 388)
Aufgrund der andauernden Verschlechterung der Lage wurden Aristide von der
Opposition Inkompetenz und Korruption vorgeworfen. (Vgl. Weltalmanach 2003:
388) Im Dezember 2003 kam es beinahe täglich zu Großdemonstrationen, denen
die bevorstehenden Feierlichkeiten zum 200. Jahrestag der Unabhängigkeit – dem
1. Januar 2004 – zusätzlich Auftrieb verliehen. Die politische Opposition forderte
nach wie vor den Rücktritt Aristides, was dieser jedoch ablehnte. Aristide wie-
derum warf der Opposition eine Blockadehaltung vor, weil sie seine Vorschläge
zur Abhaltung der seit Dezember 2003 überfälligen Neuwahlen, die schließlich
Teil des OAS-Planes zur Konfliktbeilegung waren, mit ihrer Weigerung, eine
Wahlkommission zu benennen, verhindere.
Die Staaten der Gemeinschaft karibischer Staaten (CARICOM) unternahmen
nach dem Scheitern ihres ersten, Ende 2003 begonnenen Versuchs, bei dem ihnen
von der Opposition Parteilichkeit vorgeworfen wurde, Ende Januar 2004 einen
zweiten Vermittlungsversuch. Ihr Plan sah u. a. die Entwaffnung der Chiméres
und die Einsetzung eines Beratergremiums vor, das aus Mitgliedern der Opposi-
tion und auch der Zivilgesellschaft zusammengesetzt sein sollte. Aristide stimmte
diesem Plan (wie übrigens auch dem früheren) zu. Für die Opposition war jedoch
der Rücktritt Aristides grundlegende Bedingung für weitere Verhandlungen, die
damit gescheitert waren. Weitere Vermittlungsversuche von CARICOM und OAS
blieben ohne Erfolg.
Beginn der Kampfhandlungen
Waren die politischen Auseinandersetzungen zwischen Regierung und Opposition
bislang nicht mit Waffengewalt ausgetragen worden, so änderte sich dies Anfang
2004: Eine Allianz aus ehemaligen Militärs und regierungsfeindlichen Banden
bzw. Paramilitärs (FLRN) begann Anfang 2004, militärisch gegen Aristide und
die Fanmi Lavales vorzugehen. Am 5. Februar nahm sie erste Städte und Dörfer
im Norden Haitis ein und breitete sich von dort aus. In den eroberten Städten kam
es zu zahlreichen Fällen von Lynchjustiz und Vergewaltigungen. (Vgl. Beer 2006:
231) Am 9. Februar distanzierte sich die politische Opposition ausdrücklich von
den Rebellen und verurteilte deren Gewalttaten. Am 29. Februar 2004, noch vor
der Einnahme von Port-au-Prince durch die Aufständischen, verließ Aristide Haiti
an Bord eines US-Flugzeugs in Richtung Südafrika. Aristide selbst behauptete
später, von den USA entführt worden zu sein, was von dem damaligen US-
Außenminister Colin Powell umgehend zurückgewiesen wurde. (Vgl. Waters
2004) Seinen Sturz lastete Aristide ebenfalls den USA an. Für die meisten der
nach 2000 aufgetretenen Probleme seien die USA verantwortlich, die eine kleine
haitianische Oligarchie zur Opposition hochstilisiert und unterstützt habe, die
hauptsächlich die Wiederherstellung der Armee und radikale Strukturanpassungen
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durchführen wollte. Gleichzeitig seien Desinformationen bewusst lanciert wor-
den, alleine mit dem Ziel, Aristides Ansehen zu beschädigen und seinen Sturz
vorzubereiten. (Vgl. Hallward, Aristide 2007) Am nächsten Tag zog der Rebellen-
führer Guy Philippe in die Hauptstadt ein und erklärte sich zum Militärchef. (Vgl.
Beer 2006: 230) Guy Philippe war Angehöriger des Militärs gewesen; nach des-
sen Auflösung arbeitete er bei der Polizei, bis er im Oktober 2000 aus Haiti flüch-
tete, als sich Gerüchte, er sei an Umsturzplänen beteiligt, verdichteten. (Vgl. Nissen
2004: 42)
Das Amt des Übergangspräsidenten übernahm verfassungsgemäß der Vorsit-
zende des Obersten Gerichtshofs, Boniface Alexandre. Gemeinsam mit dem Pre-
mierminister Gérard Latortue, der vorher Außenminister war, bildete er eine
Übergangsregierung, deren Kabinett ausschließlich aus parteiunabhängigen Mit-
gliedern bestand. Bereits am Tag zuvor, dem 29.2., hatte Latortue die UN um Un-
terstützung gebeten und die Erlaubnis erteilt, Haiti zu betreten.
In den folgenden Wochen kam es zu schweren Kämpfen zwischen Gegnern
und Anhängern Aristides; am 11. März demonstrierten Tausende für eine Rück-
kehr Aristides. Anhänger Aristides wurden Opfer von Rachemorden. Das Land
blieb gespalten, jede Seite kontrollierte einen Teil, im ganzen Land gab es
Kämpfe. Auf jeder Seite bestanden auch Verbindungen zur organisierten Krimi-
nalität, insbesondere der Drogenmafia. Es kam häufig zu Übergriffen auf Journa-
listen.
Auf Latortues Bitte hin verabschiedete der Sicherheitsrat die Resolution 1529
(2004), die unter Bezugnahme auf Kapitel VII der UN-Charta die Zusammenstel-
lung und Entsendung einer multinationalen Truppe (Multinational Interim Force,
kurz MIF) zunächst für die Dauer von drei Monaten autorisierte. Diese sollte ei-
nerseits die öffentliche Sicherheit und Ordnung wiederherstellen und zum ande-
ren humanitäre Hilfe leisten. Beides war dringend erforderlich. Gleichzeitig er-
klärte der Sicherheitsrat seine Bereitschaft, zur Unterstützung Blauhelme nach
Haiti zu schicken. MIF war eine 3.600 Mann starke US-geführte multinationale
Truppe, bestehend aus Mitgliedern der USA, Kanadas und Frankreichs. Die Trup-
penverlegung nach Haiti wurde umgehend eingeleitet. 
Politischer Übergangspakt
Die Übergangsregierung und diverse politische und zivilgesellschaftliche Gruppen
einigten sich auf eine Vereinbarung, die die Bildung einer Übergangsregierung für
den Zeitraum bis zu den  für das Jahr 2005 geplanten Parlaments- und Präsident-
schaftswahlen vorsah – obwohl nach der haitianischen Verfassung spätestens nach
Ablauf von 90 Tagen ein neuer Präsident hätte gewählt werden müssen. Der Pakt
beinhaltetet auch die Vereinbarung von Maßnahmen in Bezug auf die öffentliche Si-
cherheit und Ordnung, die wirtschaftliche Entwicklung, Korruptionsbekämpfung
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sowie Wahlen, Pläne für eine Justizreform und eine institutionelle Stärkung der po-
litischen Parteien und zivilgesellschaftlichen Organisationen. Die Notwendigkeit,
den Opfern der früheren Regierung zu helfen, wurde ausdrücklich betont. Es betei-
ligten sich zwar die meisten, aber keineswegs alle größeren politischen Parteien an
dieser Vereinbarung. (Vgl. UN: Haiti-MINUSTAH Background) 
Aristide kehrte am 15. März in die Karibik zurück und hielt sich in Jamaika
auf. Der jamaikanische Präsident, der zu der Zeit Vorsitzender der CARICOM
war, zeigte sich empört über die Art und Weise der Absetzung Aristides und for-
derte eine internationale Untersuchung. Daraufhin setzte Latortue die Mitglied-
schaft Haitis in der CARICOM aus und beorderte den Botschafter aus Jamaika
zurück. Ende März beschlossen die CARICOM-Staaten auf ihrem Gipfeltreffen,
die Übergangsregierung bis auf weiteres nicht anzuerkennen.
Die Übergangsregierung leitete diverse Untersuchungen gegen frühere Regie-
rungsmitglieder ein, denen die gewaltsame Unterdrückung der Opposition vorge-
worfen wurde. Ende März 2004 erließ sie daher ein Ausreiseverbot gegen 37 hoch-
rangige Mitglieder der vorigen Regierung. Von April bis Juni wurden u. a. der
frühere Innenminister, der frühere Ministerpräsident und ein Rebellenführer, der
wegen der Beteiligung an einem Massaker im Jahr 1994 verurteilt wurde, verhaftet.
Am 30. April 2004 gründete der UN-Sicherheitsrat mit der Resolution 1542
(2994) die Mission MINUSTAH (Mission des Nations Unies pour la Stabilisation
en Haiti, UN-Mission für die Stabilisierung in Haiti), eine 8.300 Mann starke
Truppe (6.700 Blauhelme und 1.600 zivile Polizisten) unter Führung Brasiliens.
Ihre Aufgaben umfassten die Schaffung eines sicheren und stabilen Umfelds,
Hilfe bei Entwaffnungs- und Demobilisierungsprojekten, die Begleitung des poli-
tischen Prozesses, Unterstützung der Übergangsregierung bei der Durchsetzung
der Menschenrechte und die Absicherung humanitärer Hilfsmaßnahmen. MINU-
STAH war die erste friedenserhaltende UN-Mission, die nicht ein bereit abge-
schlossenes Friedensabkommen durchsetzen sollte. Im Juni löste sie MIF ab.
Im Mai und September verstärkten ungewöhnlich heftige Tropenstürme und
damit einhergehende verheerende Überschwemmungen die bereits bestehende
humanitäre Krise. Die Nahrungsmittelversorgung der Bevölkerung war nicht
mehr gewährleistet. Unruhen nahmen an Umfang und Intensität wieder zu, es
kam zu Plünderungen von Hilfstransporten und Angriffen auf Ausgabestellen für
Nahrungsmittel, ohne dass die UN-Soldaten dem Einhalt gebieten konnten. Die
Heftigkeit der Überschwemmungen lässt sich jedenfalls teilweise dadurch er-
klären, dass die Haitianer (notgedrungen) in großem Umfange Wälder abgeholzt
hatten. Der Erlös aus dem Holzverkauf war vielfach die einzige Einnahmequelle.
Damit wurden unabsichtlich folgenschwere ökologische Probleme verschärft
bzw. erst geschaffen. (Vgl. Weltalmanach 2005: 210)
Die Aktivitäten der Rebellen richteten sich nun zunehmend gegen die Über-
gangsregierung. Kriminelle Handlungen und politisch motivierte Kämpfe und
Morde verschmolzen miteinander und waren kaum mehr zu unterscheiden. Hinzu
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kamen Berichte über massive Menschenrechtsverletzungen der Polizei. Deren
Repressionen richteten sich vorwiegend gegen Anhänger Aristides, Korruption
war im Staatsapparat und bei der Polizei die Regel und nicht die Ausnahme. Die
Polizei war häufig selbst an Rechtsbrüchen, Entführungen und Hinrichtungen be-
teiligt. Insgesamt verbesserte sich die Sicherheitslage keineswegs; die Hauptstadt
Port-au-Prince wurde von den Chimären kontrolliert, in anderen Städten und auf
dem Land herrschten vor allem ehemaligen Angehörige der 1995 aufgelösten Ar-
mee (Vgl. Weltalmanach 2005: 209)
Im Jahr 2005 verbesserte sich die Situation leicht, blieb aber sehr unsicher.
UN-Truppen und die haitianische Polizei kontrollierten offiziell alle Gebiete, Re-
bellen- und Bandenführer verfügten in einigen Regionen aber durchaus über Ein-
fluss. (Vgl. Beer 2006: 231 f.) Nach Schätzungen von Menschenrechtsorganisa-
tionen starben von Januar bis Ende Juni 2005 mehr als 600 Menschen bei
gewalttätigen Auseinandersetzungen. (Vgl. Weltalmanach 2005: 210) In den
Sommermonaten kam es vor allem in Port-au-Prince zu einer neuen Welle der
Gewalt, der immer wieder auch unschuldige Zivilisten zum Opfer fielen. Einige
Armenviertel waren für MINUSTAH und Polizei nur begrenzt zugänglich, da
mit Überfällen gerechnet werden musste. Die Sicherheitslage war katastrophal.
Nach einem Bericht des UN-Sonderbeauftragten für MINUSTAH war das tägli-
che Leben der Bewohner der Hauptstadt von regelmäßigen Gewalttaten, Über-
fällen, Erpressung, sexuellem Missbrauch und Einschüchterungen durch bewaff-
nete Banden geprägt. In August und September 2005 wurden 150 Erwachsene
und Kinder aus allen Gesellschaftsschichten entführt, um Lösegeld zu erpressen.
Berichten zufolge kam es zu Folter, Vergewaltigungen und Misshandlungen der
Entführten durch die Kidnapper. (Vgl. Beer 2006: 232) Die andauernde Instabi-
lität machte Haiti zu einem Zentrum des Drogenhandels, über den sich einige be-
waffnete Banden auch finanzierten. (vg. Beer 2006: 233) Das tägliche Leben war
geprägt von Lynchjustiz, Entführungen, Chaos und Gewalt. (Vgl. Weltalmanach
2006: 221)
Bilanz 2005
Im Verlauf des Jahres 2005 hatte sich die Situation insgesamt zwar geringfügig
verbessert (was wohl im wesentlichen auf die Anwesenheit der UN-Truppen
zurückzuführen war), eine durchschlagende oder auch nur spürbare  Verbesserung
der allgemeinen Lebensbedingungen war jedoch ebenso wenig zu verzeichnen
wie ein irgendwie gearteter wirtschaftlicher Aufschwung. 
Ende 2005 lebten noch immer etwa 80 Prozent der Bevölkerung unter der Ar-
mutsgrenze, die Arbeitslosenquote lag bei über 70 Prozent, die Lebenserwar-
tung bei nur 52 Jahren. Die Kindersterblichkeit war so hoch wie in keinem
anderen Land der westlichen Hemisphäre, die Infrastruktur des Landes weitge-
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hend zerstört. Zwischen September 2004 und August 2005 wurden allein in der
Hauptstadt mindestens 600 Menschen Opfer von Gewaltverbrechen. Polizei und
Staatsapparat – wenn überhaupt vorhanden – waren korrupt. (Vgl. Weltalma-
nach 2006: 221)
Es verwundert daher nicht, dass die nationale und internationale Kritik an der
Übergangsregierung zunahm. Sie konnte weder die arme noch die wohlhabende
Bevölkerung zufrieden stellen. (Vgl. Beer 2006: 232) Auch MINUSTAH blieb
von Kritik nicht verschont. Ihr wurde insbesondere vorgeworfen, Menschen-
rechtsverletzungen durch die haitianische Polizei nicht verhindert und ausrei-
chend verfolgt zu haben sowie selbst eine extrem hohe Zahl ziviler Opfer und of-
fensichtlich Unbeteiligter in Kauf genommen bzw. Massaker verübt zu haben.
Teilweise wurde sie auch als eigenständige Bürgerkriegspartei und Besatzungs-
macht gesehen. (Vgl. Marischka 2005)
Von einer im Mandat vorgesehenen Entwaffnung der Konfliktparteien sowie
der Bevölkerung konnte nicht die Rede sein: nach Schätzungen von Menschen-
rechtsorganisationen kursierten Ende 2005 nach wie vor bis zu 210 000 Kleinwaf-
fen im Land. (Vgl. Beer 2006: 233)
Präsidentschafts- und Parlamentswahlen
Am 7. Februar 2006 fanden die aufgrund der problematischen Sicherheitslage
mehrfach verschobenen Präsidentschafts- und Parlamentswahlen statt. Sie verlie-
fen chaotisch, aber abgesehen von vereinzelten Zwischenfällen, bis denen aller-
dings vier Menschen getötet wurden, friedlich. Beobachter der UN und der OAS
bezeichneten die Wahlen als frei und fair. (Vgl. Weltalmanach 2006: 221)
Nach Auszählung von 96 Prozent der Stimmen der Präsidentschaftswahlen
zeichnete sich ab, dass der ehemalige Präsident René Préval, der im Vorfeld der
Wahlen eine eigene Partei, Fwon Lespwa (Front Hoffnung), gegründet hatte, zwar
deutlich vor dem Zweitplazierten lag, die absolute Mehrheit aber verfehlt hatte.
Dies hätte die Durchführung  einer Stichwahl notwendig gemacht. Tausende An-
hänger Prévals protestierten in mehreren Städten gegen das Wahlergebnis und
erklärten Préval zum Sieger, woraufhin es teilweise zu gewaltsamen Ausschrei-
tungen kam. Auf Drängen der UN-Mission und um großflächige Unruhen zu ver-
meiden, entschied die Wahlbehörde, den Berechnungsmodus der Stimmen zu än-
dern und 85 000 leere Stimmzettel, die man vorher als Enthaltungen gewertet
hatte – darunter auch tausende, die man auf einer Mülldeponie (!) gefunden hatte
– auf alle Kandidaten zu verteilen. Dieser Rechenmodus hatte dann zur Folge,
dass auf den Kandidaten Préval 51,2 Prozent der Stimmen entfielen und eine
Stichwahl überflüssig wurde. Préval wurde daraufhin am 16. Februar zum Wahl-
sieger erklärt und am 14. Mai vereidigt. (Vgl. Weltalmanach 2006: 222)
Die Durchführung und Auswertung der Parlamentswahl gestaltete sich sogar
noch problematischer: Neben Préval waren lediglich zwei weitere Kandidaten mit
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der erforderlichen (absoluten) Mehrheit in den Senat und die Deputiertenkammer
gewählt worden. Bei der daraufhin notwendigen zweiten Runde der Parlaments-
wahlen am 21. April war die Wahlbeteiligung äußerst niedrig und 16 Sitze konn-
ten wegen anhaltender Gewalt und Organisationsschwierigkeiten vorläufig nicht
vergeben werden. Die Partei Fwon Lespa erreichte zwar keine absolute Mehrheit,
kleinere Parteien erklärten sich aber umgehend zur Kooperation bereit. (Vgl.
Weltalmanach 2006: 222) Das Kabinett unter Premierminister Jacques-Èdouard
Alexis wurde am 9. Juni vereidigt und löste damit die Übergangsregierung ab.
(Vgl. Weltalmanach 2006: 222)
Am 22.11. 2006 wurde Haiti in ein Entschuldungsprogramm (HIPC-Initia-
tive) von Weltbank und IWF aufgenommen. Für die Entschuldung muss der
Staat ein umfassendes wirtschaftliches, soziales und politisches Reformpro-
gramm umsetzen. (Vgl. Weltalmanach 2007: 216) Die Wirksamkeit dieser In-
itiative ist allerdings durchaus umstritten, da sie Staaten hauptsächlich von den
Schulden freispricht, die sie sowieso nicht bezahlen können. (Vgl. Goldberg
2003: 99-101)
2007 verbesserte sich die Sicherheitslage. MINUSTAH richtete in Armenvier-
teln Kontrollposten ein und brach so die Herrschaft der Banden über die Slums
wenigstens teilweise. (Vgl. Weltalmanach 2008: 212) Laut Transparency Interna-
tional war Haiti 2007 das viertkorrupteste der 179 in die Liste aufgenommenen
Länder.
Evaluation
Die aktuelle Bilanz ist erschütternd: Im Jahr 2008 sind 80 Prozent der Bevölke-
rung weiterhin arbeitslos. Für die wenigen, die Arbeit haben und mit ihrem Lohn
meist mehr als nur einen Haushalt versorgen müssen, liegt der offizielle Mindest-
lohn bei 1,9 US-Dollar pro Tag. Hiervon freilich nicht betroffen ist die kleine,
überwiegend hellhäutige und frankophone Oberschicht – wortwörtlich  die oberen
zehntausend Familien. (Vgl. Marischka 2008) Steigende Preise für Nahrungsmittel
sorgen für wachsende Existenzprobleme. Nach einer Analyse der Weltbank vom
März 2008 leben ca. 57 Prozent aller haitianischen Haushalte in Armut; 49 Pro-
zent aller Haushalte leben gar in absoluter Armut, also mit einem Einkommen von
weniger als einem Dollar pro Tag. Ein Gesundheitswesen, ein Bildungssystem,
eine wirtschaftliche Infrastruktur, eine auch nur ansatzweise geordnete Staatlich-
keit sind schlicht und einfach nicht existent. Es existiert keinerlei Rechtssicher-
heit, willkürliche Verhaftungen sind an der Tagesordnung, die Verhältnisse in Ge-
fängnissen sind katastrophal. (Vgl. Marischka 2008)
Kein Wunder also, dass die weltweite Preissteigerung bei Nahrungsmitteln in
Haiti zu Unruhen und einer weiteren politischen Krise führte. Der Inselstaat ist
auch deshalb besonders betroffen, weil fast alle Lebensmittel importiert werden
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müssen (allein Reisimporte kosten die Regierung jährlich 800 Millionen US-
Dollar). Bei Protesten im April 2008 kam es zu sieben Toten und ca. 200 Verletz-
ten; die Lage war tagelang außer Kontrolle, ein Sturm auf den Präsidentenpalast
konnte nur knapp verhindert werden. Am 12. April entzog der Senat dem Premier-
minister Alexis das Vertrauen, woraufhin er vom Präsidenten Preval entlassen
wurde. (Vgl. Weltalmanach 2008: 211-212)
Möglicherweise haben die internationalen Maßnahmen noch Schlimmeres ver-
hindert – erfolgreich waren sie jedenfalls nicht. Es muss festgestellt werden, dass
sich die allgemeinen Lebensbedingungen der haitianischen Bevölkerung seit der
Flucht des Despoten Duvalier vor mehr als 20 Jahren praktisch nicht verbessert
haben. Es kann kaum ernsthaft bezweifelt werden, dass sämtliche internationale
Maßnahmen – sollten sie auch in bester Absicht ergriffen worden sein – nicht nur
mittelfristig, sondern bereits kurzfristig verpuffen, wenn es nicht gelingt, die wirt-
schaftliche Situation eines Landes wie Haiti zu verbessern, einen wirtschaftlichen
Aufschwung in die Wege zu leiten, an dem alle Teile der Bevölkerung partizipie-
ren. Wenn kein dauerhafter wirtschaftlicher Aufschwung gewährleistet werden
kann, sind alle anderen Maßnahmen im Ergebnis nutzlos gewesen.
Keiner der beiden militärischen Interventionen ist es gelungen, die Lage nach-
haltig zu verbessern und zu stabilisieren. Zweifellos wäre das bei einem Land wie
Haiti, mit den extremen sozialen Ungleichheiten, den wirtschaftlichen Problemen
und der politischen Instabilität auch äußerst schwierig. Angesichts der grassieren-
den Gewalt bzw. der Abwesenheit eines Gewaltmonopols der Regierung könnte
man Haiti auch als »failed state« bezeichnen. Hinzu kommt, dass es offensichtlich
kein internationales Interesse an Haiti gibt, das ernsthafte Bemühungen um eine
Verbesserung der Lage zur Folge hätte. 
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Somalia fehlen seit zwei Jahrzehnten wesentliche Attribute von »Staatlichkeit«.
Weder ist eine zentrale Staatsautorität vorhanden, die über das staatliche Gewalt-
monopol verfügt, noch existiert der Staat in den Grenzen, die ihm formell zuste-
hen, nachdem Somaliland und Puntland im Norden des Landes sich faktisch abge-
spalten haben. Immer wenn von »failed states« die Rede ist, fällt als erstes der
Name Somalia. Die Auflösung jeglicher Staatlichkeit macht ihn, so die herr-
schende Theorie, zum bevorzugten »Rückzugsgebiet« für den internationalen Ter-
rorismus, Drogenhandel, Waffenschmuggel und andere Arten grenzüberschreiten-
der Kriminalität. Zugleich liegt Somalia am Horn von Afrika in einer strategisch
sehr sensiblen Weltregion.
Allgemeines
Somalia ist mit 637 657 km2 ein relativ großes Land – zum Vergleich: Deutsch-
land verfügt über 357 020 km2 – mit knapp 8 Millionen Einwohnern (nach Afrika-
Jahrbuch betrug die Einwohnerzahl 1990 5,9 Millionen) aber ein sehr dünn besie-
deltes Land. Das Land ist ein Küstenstreifen entlang des Horns von Afrika. Die
3 300 km lange Küste zum Indischen Ozean stellt die einzige natürliche Grenze
dar. Nachbarländer sind Dschibuti, Äthiopien und Kenia. 
Zwischen Somalia und Äthiopien umstritten ist insbesondere die über 200 000 km2
umfassende Ogaden-Region, die überwiegend von den »Ogaadeen«, einem Sub-
clan der Darod, bewohnt werden. Sie schneidet tief in das Staatsgebiet Somalias
und erschwert so die Nord-Süd-Verbindung. Darüber hinaus liegen wichtige Han-
delsstädte wie beispielsweise Hargeisa und Burao sehr nahe an der Grenze zu
Äthiopien. Zudem sind sowohl Staaten übergreifende Bindungen der dortigen so-
malischen Nomaden als auch ökonomische Verflechtungen sehr intensiv.
Die fruchtbarste Gegend Somalias liegt im Südwesten, zwischen den beiden
Flüssen Juba und Shabeele. Dort wird hauptsächlich Ackerbau betrieben, wofür
sich nur 13 Prozent der Fläche Somalias eignen. Vor allem im Norden und in der
Mitte Somalias kommt es ca. alle drei bis vier Jahre zu Dürreperioden – Streit um
Wasser ist daher nichts Ungewöhnliches.
Die Bevölkerung besteht überwiegend aus sunnitischen Muslimen; der Islam
ist Staatsreligion. Die Hauptstadt ist Mogadischu, die Amtssprache Somali. Mit
95 Prozent Somalis ist Somalia – eine Ausnahme unter afrikanischen Staaten –
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ethnisch und kulturell relativ homogen. Es existieren allerdings starke Clanstruk-
turen. Die Einteilung der Gesellschaft in Clans, Sub-Clans und Familien sorgt für
klare Unterscheidungen zwischen den Somaliern. Es gibt sechs große Clanfami-
lien: die Hawiye, die Darod, die Isaak, die Dir, die Digil und die Rahanwayn. Je-
der dieser Clans ist weiterhin in Subclans unterteilt. Einige Clans lassen sich be-
stimmten Gebieten zuordnen, bei anderen leben Subclans in über ganz Somalia
sowie Teile Äthiopiens, Kenias und Dschibutis verstreuten spezifischen Gebieten.
Die Hawiye, Darod, Dir und Isaak sind traditionell Nomaden und Viehzüchter, die
auf die anderen sesshaften Clans, die hauptsächlich Ackerbau betreiben, herabse-
hen. Soziokulturelle Unterschiede zwischen Nomaden und Sesshaften relativieren
die ansonsten bestehende ethnisch-kulturelle Homogenität.
Laut CIA-World Fact Book gibt es in Somalia Uran und hauptsächlich un-
berührte Vorkommen von Eisen, Bauxit, Kupfer sowie Erdgas.
Kurzer geschichtlicher Überblick
Die ursprüngliche Heimat der Somali war die äthiopische Seenregion, von der aus
sie sich ab dem 10. Jahrhundert über Nordkenia am Horn von Afrika ausbreiteten.
Ein Zentralstaat bzw. ein zentrales, hierarchisches Regierungssystem bildete sich
allerdings nie heraus.
Das Interesse der westeuropäischen Kolonialmächte an dem Land entwickelte
sich Mitte des 19. Jahrhunderts, insbesondere mit der Freigabe des Suez-Kanals
1869, durch die das Horn von Afrika an strategischer Bedeutung gewann. Die So-
malis waren waffentechnisch unterlegen und nicht zu konzertierten Aktionen
fähig. Vor den ersten kolonialen Bestrebungen im 19. Jahrhundert waren die
Grenzen zu den Nachbarstaaten nicht klar festgelegt. Durch die Kolonialmächte
wurde das von Somalis bewohnte Gebiet vorerst in vier Teile aufgeteilt, deren
Grenzen in etwa denen des heutigen Dschibuti (Französisch-Somaliland), der Re-
publik Somaliland (Britisch-Somaliland), dem südlichen Teil Somalias (Italie-
nisch-Somaliland) und der Nordostprovinz Kenias (ebenfalls britisch, der in Ke-
nia sitzenden Kolonialverwaltung zugehörig) entsprechen. 
1897 wurden Grenzverträge zwischen den Kolonialmächten und Äthiopien ab-
geschlossen. Großbritannien und Italien traten große Teile des Ogaden-Gebiets an
Äthiopien ab, obwohl beispielsweise der Clan der Ogaadeen vorher mit den Bri-
ten ein Schutzabkommen geschlossen hatte. Die rücksichtslose Aufteilung durch
die Kolonialmächte und die künstlichen geometrischen Grenzen – die überwie-
gend nicht einmal demarkiert wurden – legten die Fundamente für ein grundsätz-
liches Misstrauen gegenüber europäischen Mächten sowie für Grenzkonflikte vor
allem zwischen Somalia und Äthiopien sowie Somalia und Kenia. 
Der Grenzverlauf innerhalb Somalias änderte sich vom Beginn des 20. Jahr-
hunderts bis zum Ende des Zweiten Weltkriegs mehrmals – 1926 zugunsten Ita-
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liens, 1941 zugunsten Großbritanniens. 1948 gab Großbritannien auf Druck der
USA und der Sowjetunion trotz Protesten der Somalier einen weiteren Teil der
Ogaden-Region an Äthiopien ab. 1950 gab es die Kolonie Italien als UN-Treu-
handgebiet zurück. 1960 wurden der britische und der italienische Teil unabhän-
gig und schlossen sich zu einem Land zusammen. Die unterschiedliche Behand-
lung der Kolonien hatte zu einem Gefälle zwischen den Landesteilen geführt; der
wirtschaftlich stärkere Süden wurde dominant. 
Die zum größten Teil von italienischen Beamten ausgearbeitete Verfassung sah
eine parlamentarische Demokratie vor. Der Einfluss der Somalis insbesondere aus
der Nordregion auf das zukünftige Regierungssystem und die Verfassung war nur
minimal. Das europäische Konzept von Zentralstaatlichkeit war den Somalis
fremd. Die neue, als von außen aufgezwungen wahrgenommene Autoritätsstruk-
tur wurde daher nicht allgemein anerkannt und vernachlässigte gleichzeitig die
traditionellen Formen der Konfliktlösung. Es gab eine Unzahl von Parteien, aber
keine Parteibindung. Es kristallisierten sich schnell Probleme heraus: Ökonomi-
scher Stillstand, Korruption und eine schwache Zivilgesellschaft.
Ein weiteres Problem war die durch den Zusammenschluss entstandene Grenz-
ziehung, die relativ große somalische Bevölkerungsanteile in Dschibuti, Äthio-
pien und Kenia nicht mit einbezog. Die Vereinigung aller Somalis in einem unab-
hängigen Staat, der Nordkenia, Ogaden und Dschibuti mit einschließen sollte,
wurde rasch zum Staatsziel erklärt und auch in der Verfassung festgeschrieben.
Sezessionistische somalische Bewegungen in dem Anfang des 20. Jahrhunderts
von Äthiopien annektiertem Gebiet der Ogaadeen sowie in Kenia wurden von der
jungen parlamentarischen Demokratie in Somalia unterstützt. Das Bestreben So-
malias, die Nordostprovinz Kenias dem somalischen Staatsgebiet hinzuzufügen –
was 1963 einer UN-Kommission zufolge 80 Prozent der Bewohner der Provinz
befürworteten – eskalierte 1963, als es zu militärischen Zusammenstößen zwi-
schen der kenianischen Regierung und regionalen Widerstandsbewegungen kam.
Da Somalia die Widerstandsbewegungen unterstützte, kam es beinahe zu einem
Krieg zwischen Somalia und Kenia. Erst von der OAU (Organisation of African
Unity) vermittelte Verhandlungen entschärften die Lage.
Auch in Ogaden kam es 1963 nach Kampfhandlungen zwischen Widerstands-
bewegungen und Einheiten der äthiopischen Streitkräfte zu direkten Kämpfen
zwischen somalischen und äthiopischen Truppen. Auch diese militärische Kon-
frontation konnte 1964 durch Vermittlung der OAU beigelegt werden. Die Bestre-
bungen hin zu einem Groß-Somalia sorgten für eine regionale Isolation Somalias.
Als 1969 der damalige Staatspräsident ermordet wurde, ergriff das Militär un-
ter Siad Barre in einem unblutigen Putsch die Macht. Er suspendierte die Verfas-
sung und löste die Nationalversammlung sowie die politischen Parteien auf. Um
seine Macht zu stärken, versuchte er, das Clansystem zu unterminieren und so die
traditionelle Macht der Clanältesten zu schwächen. Stattdessen wurde der »wis-
senschaftliche Sozialismus« zur Staatsdoktrin erklärt. Militärisch und politisch
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wurde er von der Sowjetunion unterstützt, die so den Einfluss der USA auf Äthio-
pien ausgleichen wollte. Insbesondere die Waffenlieferungen kamen Barre zu-
gute. Wirtschaftliche Reformen erzielten kaum Erfolge.
Als Mitte der 1970er Jahre Kaiser Haile Selassie in Äthiopien gestürzt wurde,
sah Barre die darauffolgenden Unruhen als Chance, das Gebiet der Ogaden wie-
derzugewinnen. Ende 1977 sandte er Truppen über die äthiopische Grenze. 1978
verlor Somalia aber den »Ogadenkrieg«, da die Sowjetunion ihre Unterstützung
Somalias beendete und stattdessen das neue »marxistische« Regime in Äthiopien
unterstützte. Zwar wechselten auch die USA die Seiten und unterstützten nun So-
malia. Washington weigerte sich allerdings, Waffen für den Krieg zu liefern.
Politische, ökonomische und soziale Lage vor Ausbruch des Konflikts
Der Beginn chaotischer Zustände in Somalia wird häufig auf die Niederlage im
Ogadenkrieg gegen Äthiopien 1978 datiert. (Vgl. Rezwanian-Amiri 2000: 144)
Armeeoffiziere eines Subclans der Darod lehnten sich 1978 trotz ihrer Clanbin-
dung gegen Barre auf und flohen nach Äthiopien, wo sie mit Unterstützung des
Regimes die Somalia Salvation Democratic Front (SSDF) bildeten und über die
Grenze hinweg Anschläge verübten, um Barres Regime zu bekämpfen. Staatsprä-
sident Siad Barre verstärkte seinerseits die Überwachung und Unterdrückung der
Opposition, ohne wirksame Mittel gegen die wachsende politische und wirt-
schaftliche Unzufriedenheit parat zu haben. Aufgrund der wachsenden Unzufrie-
denheit gab Barre immer mehr Macht in die Hände derjenigen, die ihm gegenüber
loyal waren. Dies waren hauptsächlich Mitglieder seines Clans Darod, womit er
sich nun doch auf die vorher als bedrohlich angesehenen Clanstrukturen stützte.
Seine Herrschaft wurde nun mit seinem Clan assoziiert, den er so sehr bevor-
zugte. Auch die Opposition organisierte sich entlang der durch die Clanzu-
gehörigkeit vorgegebenen Trennlinien, wobei die Anführer aber nicht wie tradi-
tionellerweise die Clanältesten, sondern militärische Führer waren.
Eine Folge des verlorenen Ogadenkriegs waren ca. 500 000 Flüchtlinge, die in
den Norden Somalias flüchteten. Das verursachte trotz der Hilfe durch das Flücht-
lingskommissariat der Vereinten Nationen (UNHCR) Konflikte mit dem dort do-
minierenden Clan Isaak in Bezug auf Wasser- und Weiderechte, was schließlich
dazu führte, dass Mitglieder des Clans Isaak auch wegen Barres Unterstützung für
die Flüchtlinge 1981 die SNM (Somali National Movement) gründeten, die zu ei-
ner der drei bedeutendsten Rebellenbewegungen wurde.
Die anderen beiden waren die USC (United Somali Congress) des Clans Ogaden
und die SPM (Somali Patriotic Movement) des Hawiye-Clans. Auf die lokalen Auf-
stände der Rebellenbewegungen reagierte Barre, indem er Militär in die Clangebiete
schickte und die Zivilbevölkerung und ihre agrarische Basis angriff, womit er un-
freiwillig weitere Unterstützung der Rebellenbewegungen provozierte.
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Im April 1988 unterzeichneten Barre und der äthiopische Staatspräsident ein
Abkommen, das unter anderem die gegenseitige Unterstützung von Oppositions-
gruppen beendete. (Vgl. Weber 1997: 55) Im Mai 1988 brach dann ein offener
Bürgerkrieg aus, als die SNM Hargeisa und Burao, größere Städte im Norden des
Landes eroberte. Sie wurde daraufhin gewaltsam durch das Militär vertrieben,
wobei das anhaltende Bombardement die Städte fast völlig zerstörte. Es gab zwi-
schen 50 000 und 100 000 Tote; die Zahl derer, die nach Äthiopien flüchteten,
wird auf 300 000 bis 500 000 Menschen geschätzt. (Vgl. Weber 1997: 55) Die
SNM behielt die Kontrolle über die ländlichen Gegenden und begann, sich mi-
litärisch zu bewaffnen. Zu der Zeit gab es in Somalia keine Waffenindustrie; die
Waffen stammten hauptsächlich aus der Zeit des Kalten Krieges. 
Angaben über die Höhe der Militärhilfe der Sowjetunion zwischen 1963 und
1977 schwanken zwischen 33 Millionen und einer Milliarde US-Dollar. (Vgl. Re-
zwanian-Amiri 2000: 140) Die Militärhilfe der USA erreichte in den 80er Jahren
einen Wert von 35 Mio. US-Dollar. Allein 1984 erhielt Somalia von den USA Mi-
litärhilfe im Wert von 33 Millionen US-Dollar und 100 Millionen Dollar Wirt-
schaftshilfe. (Vgl. Clarke 1995: 8)
Ein Beispiel für die Erosion der Macht Siad Barres stellt der Werdegang von
Mohammed Farah Hassan – meist Mohammed Farah Aidid genannt – dar, der von
einem Protegé Barres zu einem militärischen Kommandeur der USC und einem
der mächtigsten Warlords wurde. Im Herbst 1990 gingen die SNM, USC und
SPM ein loses militärisches Bündnis ein und entschieden, nach dem Sturz Barres
auf einer Nationalkonferenz gemeinsam über die Zukunft Somalias zu entschei-
den und freie Wahlen abzuhalten. Alle Rebellengruppen wurden auch durch De-
serteure der somalischen Armee, die ihre Waffen und militärische Kompetenz
mitbrachten, gestärkt. Im Januar 1991 gelang es General Mohammed Farah Aidid
von der USC, Mogadischu zu erobern und Siad Barre zur Flucht in sein Heimat-
gebiet nahe der kenianischen Grenze zu zwingen. Direkt vor dem Sturm der USC
auf die Hauptstadt wurden diplomatische Vertretungen geschlossen und die UN
zogen ihr Hilfspersonal ab. Lediglich einige humanitäre NGOs arbeiteten weiter.
(Vgl. Rezwanian-Amiri 2000: 162)
Eine Nebenwirkung des Krieges war eine galoppierende Inflation, die Somalia
zu einem der ärmsten Länder der Erde machte und das Alltagsleben auch der nicht
direkt von Kampfhandlungen betroffenes Somalis extrem beeinflusste. (Vgl. We-
ber 1997: 58)
Zu der Zeit gab es 15 aktive bewaffnete Gruppen, und Somalia löste sich im-
mer mehr in einzelne, von je einem Clan dominierte Gebiete auf, während die
Zentralgewalt zerfiel. Es wurde deutlich, dass die einzelnen bewaffneten Gruppen
nur durch ihre Gegnerschaft zu Barre zusammengehalten worden waren. Nach-
dem dieser nun keine direkte Bedrohung mehr darstellte, begannen Kämpfe zwi-
schen Fraktionen und Clans. (Vgl. Herrmann 1997: 81)
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Der Konflikt vor dem Eingreifen der UNO
Entgegen der vorherigen Absprache rief der USC Ali Mahdi Mohammed zum In-
terimspräsidenten Somalias aus, der sofort eine provisorische Regierung bildete.
Das hatte zwei Folgen: Einerseits kündigten die anderen beiden Rebellengruppen
jegliche Zusammenarbeit auf, andererseits kam es zu einem Machtkampf inner-
halb der USC, da der USC-General Mohammed Farah Aidid, gestützt auf seine
Eroberung Mogadischus, das Präsidentenamt für sich selbst beanspruchte. Da er
jedoch den flüchtigen Siad Barre in den Süden verfolgte, konnte er nicht sofort
handeln.
Diese Einschränkung galt für die anderen Rebellengruppen nicht. In ganz So-
malia brachen schon im Februar 1991 Kämpfe zwischen den bewaffneten Grup-
pen um Territorien aus. Versuche, das Bandenwesen unter Kontrolle zu bringen,
scheiterten. Daher wurden die bewaffneten Gruppen für die Schaffung der Sicher-
heit in den von ihnen kontrollierten Gebieten für zuständig erklärt. (Vgl. Eiken-
berg 1992: 274) Nach Erfolgen im Frühjahr 1992 wurde die Barretreue SNF (So-
mali National Front) von Aidids USC-Flügel zurückgeschlagen, woraufhin Barre
am 29. 4. aus dem Land floh.
Die SNM rief am 20. Mai 1991 im Nordwesten Somalias eine von Somalia un-
abhängige »Republik Somaliland« aus, deren Grenzen im Wesentlichen denen
Britisch-Somalias entsprachen. (Vgl. Weber 1997: 60) Die Hauptstadt wurde Har-
geisa. Mit Hilfe der Clanältesten gelang es, das Tragen von Waffen in den Städten
zu verbieten – und das Verbot auch weitgehend durchzusetzen. Diplomatische
Anerkennung erhielt die Regierung dennoch nicht. (Wird im Folgenden von So-
malia gesprochen, so ist die Republik Somaliland aufgrund ihrer vom Rest Soma-
lias abweichenden Entwicklung nicht mit eingeschlossen.)
Am 5. Juni unterzeichneten Ali Mahdi und Aidid ein USC-internes Abkommen,
womit Mahdi sich verpflichtete, alle Entscheidungen gemäß den USC-Statuten zu
treffen. (Vgl. Herrmann 1997: 83) Vom 15. bis 21. Juli 1991 fand in Dschibuti eine
offizielle Nationalkonferenz statt, an der politische Sprecher fast aller Rebellen-
gruppen teilnahmen (die SNM nahm nicht teil). Ergebnisse waren ein Waffenstill-
stand, eine Besetzung von Regierungsämtern nach Clanproporz – wodurch eine Re-
präsentation aller Gruppen erreicht werden sollte – und eine Bestätigung Ali Mahdis
als Interimspräsident für zwei Jahre. (Vgl. Eikenberg 1992: 275)
Zeitgleich mit der Nationalkonferenz in Dschibuti wurde Aidid zum neuen
Vorsitzenden des USC gewählt. Allerdings verfügten die politischen Sprecher
nicht über genügend Einfluss auf die Militärführer, um den Waffenstillstand
durchzusetzen. (Vgl. Eikenberg 1992: 275)
Am 1. Oktober 1991 ernannte Mahdi eine Übergangsregierung – bei der Aidid
entgegen dem Abkommen von Dschibuti nicht berücksichtigt wurde –, ohne den
USC zu konsultieren, was einen Verstoß gegen die Statuten des USC darstellte.
Nach diesem zweifachen Verstoß (gegen das Abkommen von Dschibuti und die
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USC-Statuten) erklärte Aidid am 3. Oktober, er werde die Übergangsregierung
nicht anerkennen. In der Folge spaltete sich der USC in zwei Fraktionen, die von
Mahdi und Aidid angeführt wurden. (Vgl. Herrmann 1997: 84) Im November
kam es dann zu Kämpfen zwischen Aidids und Mahdis Fraktionen. Aidids Trup-
pen nahmen im November 1991 den südlichen Teil Mogadischus ein, die Anhän-
ger des Präsidenten behielten die Kontrolle über den nördlichen Teil. 
Folgen der Kämpfe
Die darauffolgenden monatelangen Kämpfe ruinierten Mogadischu: Hafenanla-
gen wurden stillgelegt, Märkte abgesagt und in den Krankenhäusern mangelte es
an Medikamenten. Marodierende Banden plünderten und mordeten auf eigene
Rechnung, Recht und Ordnung brachen in ganz Somalia – abgesehen von der se-
zessionistischen Republik Somaliland – vollständig zusammen. Hinzu kam eine
Hungersnot. Während der Kämpfe wurden die fruchtbarsten Anbaugebiete Soma-
lias völlig zerstört und lokale Bauern vertrieben, was im Sommer und Herbst
1992 zu einer katastrophalen Hungersnot in ganz Somalia führte. Dazu kamen die
Folgewirkungen der Taktik der verbrannten Erde durch Barres Streitkräfte, die auf
ihrem Rückzug Vieh abgeschlachtet und Wasserstellen vergiftet hatten.
Von November 1991 bis Februar 1992 kamen im Bürgerkrieg ca. 10 000 Men-
schen ums Leben, die Zahl der Verletzten wird auf ca. 30 000 Menschen geschätzt.
(Vgl. Weber 1997: 62) Im Dezember 1991 warnte das Internationalen Komitee
vom Roten Kreuz (IKRK), 40 Prozent der Bevölkerung im Süden Somalias seien
stark unterernährt und in Lebensgefahr. Im April 1992 waren über 1,5 Millionen
Menschen direkt vom Hungertod bedroht, weiteren 3,5 Millionen mangelte es an
Nahrungsmitteln, Wasser, Medikamenten und Saatgut. Die Zahl der Flüchtlinge,
die unter schlechten Bedingungen in Auffanglagern in Kenia, Äthiopien, Djibuti
und dem Jemen lebten, variiert je nach Schätzung zwischen 500 000 und einer
Million. (Vgl. Weber 1997: 63) Die ständigen Kämpfe verhinderten einen Wieder-
aufbau der nach zwei Jahren Bürgerkrieg zerrütteten Wirtschaft und der zerstörten
Städte. Lediglich der Waffen- und Drogenhandel florierte. Dass die Regierung in-
ternational nicht anerkannte wurde, sorgte auch dafür, dass es nur wenig Aus-
landshilfe gab. Eine steigende Inflation verteuerte Nahrungsmittel rapide. Nach
Angaben von Hilfsorganisationen waren rund 4,5 Millionen Menschen auf Nah-
rungsmittellieferungen angewiesen; die meisten von ihnen waren Flüchtlinge im
eigenen Land (Binnenflüchtlinge). Da die öffentlichen wirtschaftlichen Strukturen
zusammenbrachen, verlegten sich Clanmilizen zunehmend auf Schutzgelderpres-
sungen und verkauften von Hilfslieferungen gestohlene oder als Zoll verlangte
Nahrungsmittel, um sich zu finanzieren. Aufgrund der schlechten Sicherheitslage
mussten Hilfsorganisationen Schutztruppen anwerben, was ebenfalls Geld in die
Kassen der Clanmilizen spülte. (Vgl. Weber 1997: 64)
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Reaktionen anderer Länder
Im August 1991 kehrten einige UN-Organisationen zurück, verließen Somalia
aber wieder, als die Kämpfe zwischen Aidid und Mahdi im November 1991 aus-
brachen. (Vgl. Herrmann 1997: 116) Von der OAU ist kein eigenständiges Han-
deln bekannt; erst im Dezember 1991 bat sie den Sicherheitsrat der Vereinten
Nationen, sich mit der Lage in Somalia zu befassen. Die Aufgaben, den Waffen-
stillstand zu überwachen, Lebensmittel ins Land zu bringen und zu verteilen,
ließen sich aus Sicht der UN nur mit dem Einsatz von Blauhelmtruppen lösen. Vor
allem die USA lehnten diesen Weg ab, da die zu erwartenden Kosten der Bush-
Administration im Wahljahr 1992 zu hoch erschienen.
Das Eingreifen Dritter
Der Sicherheitsrat verhängte am 23. Januar 1992 mit seiner Resolution 733 (1992)
ein Waffenembargo über Somalia, ohne allerdings darauf einzugehen, wie es
durchgesetzt werden sollte. Gleichzeitig wurde der Generalsekretär damit beauf-
tragt, einen Vermittlungsprozess in Gang zu setzen. Problematisch an der Resolu-
tion war, dass der Sicherheitsrat ausdrücklich auf einen Antrag Somalias Bezug
nahm, der von Mahdis Interimsregierung stammte. Allerdings verfügte Mahdis
Interimsregierung über keine Souveränität – sie besaß weder das Gewaltmonopol
noch internationale Anerkennung. Dies erweckte den Eindruck, Ali Mahdis Inte-
rimsregierung werde als Repräsentant Somalias angesehen und damit gegenüber
Aidids Fraktion aufgewertet, was nachteilige Konsequenzen für Aidids Verhältnis
zur UN hatte. (Vgl. Rezwanian-Amiri 2000: 164) 
Auffällig war auch, dass die Lage in Somalia nur aufgrund der Situation im
Land – also nicht wegen der Gefahr einer Destabilisierung der Region durch
Flüchtlingsströme – in der Präambel als möglicherweise unter die Kategorie »Be-
drohung der internationalen Sicherheit und des Weltfriedens« fallend bezeichnet
wurde: »Concerned that the continuation of this situation constitutes as stated in
the report of the Secretary-General, a threat to international peace and security«.
Zum ersten Mal in der Geschichte der UN wurde damit ein innenpolitischer Kon-
flikt so bezeichnet. Dies fiel zusammen mit einer vom Sicherheitsrat selbst vorge-
nommenen graduellen Ausdehnung seiner Aufgaben – und der der UN – nach
dem Ende des Kalten Krieges. Sie erfolgte insbesondere in einer am 31. Januar
1992 verabschiedeten Erklärung des Sicherheitsrates, der sich dazu auf der Ebene
der Staats- und Regierungschefs getroffen hatte. Darin wurde die Bedeutung der
Begriffe »Weltfrieden und internationale Sicherheit« ausgeweitet: »The absence
of war and military conflict among states does not in itself ensure international
peace and security. The non-military sources of instability in the economic, social,
humanitarian and ecological fields have become threats to peace and security.«
(UN-Repertoire)
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Aidid und Mahdi erklärten sich am 3. März 1992 zu einem von den UN über-
wachten Waffenstillstand in Mogadischu bereit. Marodierende, nicht von ihnen
kontrollierte Banden kämpften allerdings weiter. Der Waffenstillstand bestätigte
letztlich die Teilung Mogadischus: Interimsregierung im Norden, Aidid im Süden.
Die Zone dazwischen wurde zum von Banden beherrschten Niemandsland. (Vgl.
Eiken-berg 1993: 267) Eine wohl nichtintendierte Nebenwirkung der Konzentra-
tion der UN auf die beiden größten Kriegsparteien, Aidid und Ali Mahdi, bestand
in einer Aufwertung der beiden gegenüber anderen Konfliktparteien sowie einer
Verschärfung ihrer Rivalität, da jeder versuchte, durch mit internationalen Verhand-
lungen einhergehendes Prestige politische Legitimität zu erzielen. (Vgl. Rezwanian-
Amiri 2000: 165)
UNOSOM I
Am 24. April 1992 beschloss der Sicherheitsrat die United Nations Mission in
Somalia, UNOSOM I, und schickte in diesem Rahmen fünfzig unbewaffnete Mi-
litärbeobachter mit Zustimmung von Ali Mahdi und Aidid zur Überwachung des
Waffenstillstands nach Mogadischu. Die Aufstellung einer Blauhelmtruppe befür-
wortete der Sicherheitsrat ebenfalls; dazu sollte der Generalsekretär mit den Kon-
fliktparteien verhandeln. Außerdem wurde der Posten eines Sonderbeauftragten
für Somalia zur Koordination der UN-Aktivitäten geschaffen. Boutros-Ghali
ernannte hierfür den algerischen Diplomaten Mohamed Sahnoun, der als lang-
jähriger Vize-Generalsekretär der Arabischen Liga sowie der OAU hervorragende
Kenntnisse der Region besaß. (Vgl. Rezwanian-Amiri 2000: 167) Andere Kon-
fliktparteien lehnten allerdings die Stationierung von UNO-Truppen ab, die sie als
Einmischung in innere Angelegenheiten deklarierten. (Vgl. Weber 1997: 73) Die
fünfzig Militärbeobachter trafen allerdings erst am 23. Juli, drei Monate nach der
Resolution ein. Zu diesem Zeitpunkt wurde der Waffenstillstand schon längst von
beiden Seiten ignoriert.
Probleme der humanitären Hilfe der UN
1992 leistete allein die NGO »Save the Children Fund« mehr Nahrungsmittel-
hilfe als UNICEF. (Vgl. Weber 1997: 74) Das UNDP ließ für Somalia bereitgestellte
68 Mio. US-Dollar neun Monate lang ungenutzt, da keine anerkannte Regierung
existierte, die die entsprechenden Verträge hätte abschließen und unterzeichnen
können. (Vgl. Rezwanian-Amiri 2000: 166)
Es gab keinen umfassenden humanitären Nothilfeplan. Die humanitäre Situa-
tion in Somalia besserte sich nicht, humanitäre Helfer von UN-Unterorganisatio-
nen waren zunehmend Übergriffen ausgesetzt. Die Koordinierung untereinander




Aufgrund der Zurückhaltung des Sicherheitsrats und der Schwierigkeiten, die
Hungernden zu erreichen – aufgrund von Kämpfen zwischen Clanmilizen und der
Weigerung einiger Clans, die Kämpfe zu beenden –, ging UN-Generalsekretär
Boutros-Ghali am 23. Juli an die Öffentlichkeit. Daraufhin wandte sich die Auf-
merksamkeit der Medien Somalia zu. Boutros-Ghali warf dem Sicherheitsrat vor,
die Lage in Somalia zugunsten des »Kriegs der Reichen« im ehemaligen Jugo-
slawien zu vernachlässigen. (Vgl. Weber 1997: 74) Damit gab er hauptsächlich
Beschwerden afrikanischer Staaten weiter, die sich seit dem Sommer 1992 be-
klagten, hinsichtlich der internationalen Krisenfälle gebe es eine Ungleichbehand-
lung. (Vgl. Rezwanian-Amiri 2000: 174) Die gesteigerte mediale Aufmerksam-
keit änderte den politischen Kurs einiger Länder, darunter den der USA. Aufgrund
intensiver Kritik daran, dass diese nicht versucht hatten, die Hungersnot zu ver-
hindern, änderte die USA-Regierung ihre bisherige Politik, jedes kostspielige En-
gagement zu blockieren, und drang auf eine aktive Haltung des Sicherheitsrates.
Der Sicherheitsrat beschloss am 27. Juli 1992 die Einrichtung einer Luftbrücke
und rief alle Somalier zur Kooperation auf. Er warnte gleichzeitig, bei einer Ver-
weigerung der Kooperation würden andere Mittel zur Durchsetzung der huma-
nitären Lage nicht ausgeschlossen. Zusammen mit der Bemerkung, die Bereitstel-
lung humanitärer Hilfe sei ein wichtiges Element, um internationalen Frieden und
Sicherheit wiederherzustellen, lässt sich aus dieser Resolution durchaus eine ge-
wisse Drohung herauslesen. Auch die USA unterstützten die Luftbrücke massiv
und bezeichneten sie als »Operation Provide Relief«.
Innenpolitische Entwicklungen in Somalia
Am 14. August schlossen sich Aidids USC-Fraktion und eine SPM-Fraktion zur
SNA–Somalia National Alliance zusammen. Es gelang diesem neuen Bündnis aller-
dings nicht, Gebiete südlich und westlich von Mogadischu dauerhaft zu kontrollie-
ren. Mitte August gelang es Sahnoun, Aidid und Mahdi dazu zu bringen, einer Statio-
nierung von 500 Blauhelmen in Mogadischu zuzustimmen. Es wurde festgelegt, dass
die Sicherheitstruppen ausschließlich im Hafen und Flughafen Mogadischus tätig
sein sollten und humanitäre Hilfslieferungen bis ins Lager und Verteilungszentren im
Stadtzentrum begleiten durften. Da sowohl der Hafen als auch der Flughafen von Ai-
did kontrolliert wurden, machte er das größere Zugeständnis, was dadurch ausgegli-
chen wurde, dass eine Aufstockung der Sicherheitstruppen nur mit einer zusätzlichen
Zustimmung Aidids erfolgen durfte. (Vgl. Rezwanian-Amiri 2000: 168 f.)
Sahnoun konzentrierte sich neben den Verhandlungen mit den Warlords auch
auf zivilgesellschaftliche Gruppen wie z. B. die Clanältesten, was ihm in Somalia
viel Anerkennung einbrachte. (Vgl. Rezwanian-Amiri 2000: 168) Vor allem wollte
er Plünderungen, Überfälle und Auseinandersetzungen zwischen den bewaffneten
Gruppierungen eindämmen. 
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Truppenaufstockung durch den Sicherheitsrat
Noch während die vereinbarten 500 Blauhelme unterwegs waren, verabschiedete
der Sicherheitsrat am 28. August eine weitere Resolution (Res. 775 [1992]), die
eine Aufstockung des Blauhelm-Kontingents vorsah. Neben den 500 Blauhelmen
in Mogadischu sollten zusätzlich jeweils 750 in Berbera im Nordwesten, Bos-
sasso im Nordosten, Kismayo im Süden und Mandera im Westen stationiert wer-
den, um den Transport und die Verteilung von Lebensmitteln sicherzustellen. Mo-
tive des Sicherheitsrats für die Aufstockung um 3 000 Mann waren sowohl die
Ungeduld mit den geringen Fortschritten Sahnouns als auch die Angst um die
Glaubwürdigkeit der UN und der sich engagierenden westlichen Staaten. Die Me-
dien berichteten seit dem Sommer 1992 verstärkt über Somalia und übten mora-
lisch-politischen Druck auf die Regierungen der Industrienationen aus, doch et-
was zu Gunsten des geschundenen Landes und seiner Bewohner zu unternehmen.
(Vgl. Rezwanian-Amiri 2000: 171) Vor der Verabschiedung der Resolution wur-
den aber nicht einmal die Unterhändler der UN in Somalia, vor allem Mohamed
Sahnoun, informiert, geschweige denn konsultiert. Das untergrub die Verhand-
lungsautorität Sahnouns und war exemplarisch für die schlechte Kommunikation
zwischen der UN und Sahnoun. (Vgl. Herrmann 1997: 120) Ein weiterer Fehler
war, dass Aidid ebenfalls nicht konsultiert wurde. Ihm war bei den Verhandlungen
um die Stationierung von 500 Blauhelmen zugesichert worden, dass es keine
Truppenaufstockung ohne seine Zustimmung geben würde. Daher musste er die
Resolution als klaren Wortbruch der UN interpretieren. Hier ist allerdings anzu-
merken, dass keineswegs alle Stationierungsorte unter seiner Kontrolle waren,
und die Zahl der Blauhelme nach Ansicht von Militärexperten immer noch viel zu
niedrig war, um für die Clanführer eine ernsthafte Bedrohung darzustellen. 
Weiterer Verlauf
Ende Oktober 1992 trat der Sondergesandte des Generalsekretärs, Mohamed Sah-
noun, zurück. Ob der Rücktritt zu der Zunahme der Spannungen führte, welche in
schwere Kämpfe ausarteten und die Versorgung der Bevölkerung beeinträchtig-
ten, ist umstritten. Hilfsflüge zu einigen Städten mussten eingestellt werden. Das
Verhältnis zwischen Aidid, Mahdi und den Vereinten Nationen verschlechterte
sich; Aidid forderte die UN auf, keine Präsenz mehr auf den Straßen zu zeigen,
Mahdi ließ den Hafen von Mogadischu schließen, da er befürchtete, Ladungen
der einlaufenden Schiffe seien für Aidid bestimmt. Plünderungen und Schutzgel-
derpressungen nahmen zu. Die 500 nach Mogadischu beorderten Soldaten wur-
den zwar eingeflogen, wurden aber von den kriegführenden Gruppen daran gehin-
dert, den Flughafen zu verlassen und ihr Mandat auszuüben. Auch die anderen
3 000 Mann wurden nicht eingesetzt; der Zugang zu den beiden größten Häfen
Somalias, Mogadischu und Kismayu, wurde im Oktober und November von den
kriegführenden Gruppen blockiert. Weder Aidid noch Ali Mahdi kooperierten
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noch mit der UN. Das UN-Kontingent am Flughafen von Mogadischu musste
1 000 bewaffnete Somalier zum Schutz des Flughafens anheuern.
Die Situation in Somalia Ende November war durch die ungebrochene Fort-
dauer des Bürgerkrieges charakterisiert. Wirtschaftliche, soziale und politische
Institutionen waren zusammengebrochen. Es gab viele Binnenflüchtlinge und
Flüchtlinge in Nachbarländern. Zivilisten wurden Opfer bewaffneter Auseinan-
dersetzungen zwischen verschiedenen Fraktionen, die häufig auch gezielt Gewalt
gegenüber Zivilisten einsetzten. Es herrschte eine Hungersnot, die ihren Höhe-
punkt schon überschritten hatte, gleichzeitig breiteten sich Epidemien aus.
Übergang zu UNITAF
In einem Brief an den Sicherheitsrat vom 24. November 1992 schlug Boutros-
Ghali vor, die Friedensmission abzubrechen, da die Konfliktparteien nicht an ei-
nem Ende der Kämpfe interessiert seien. Einen Tag später boten die USA an, mit
anderen Staaten auf Grundlage eines UN-Mandats eine Militäraktion zur Versor-
gung der Bevölkerung mit Nahrungsmitteln durchzuführen und zu leiten. Darauf-
hin ermächtigte der Sicherheitsrat am 3. Dezember 1992 die USA und ihre Partner
in einer hauptsächlich vom Pentagon verfassten Resolution, »alle erforderlichen
Mittel einzusetzen, um so bald wie möglich ein sicheres Umfeld für die huma-
nitären Maßnahmen in Somalia zu schaffen.« Frieden, Stabilität, Recht und Ord-
nung sollten wiederhergestellt werden, um den Prozess der nationalen Versöh-
nung zu erleichtern. (Vgl. Rezwanian-Amiri 2000: 180 ff.) Welche konkreten
Maßnahmen ergriffen werden sollten, wurde unterschiedlich interpretiert. Um-
stritten war z. B., ob das Mandat eine Entwaffnung beinhaltete oder nicht. Damit
übernahm der Sicherheitsrat zum ersten Mal in seiner Geschichte die Zuständig-
keit für die innere Entwicklung inklusive die Wiederherstellung der öffentlichen
Ordnung, griff also unmittelbar in das von der UN-Charta geschützte Gewaltmo-
nopol eines Staates ein. (Vgl. Weber 1997: 79) Die Durchführung der Operation
selbst gab der Sicherheitsrat allerdings an die beteiligten Staaten bzw. deren unbe-
strittene Führungsmacht, die USA, ab und erlegte ihnen lediglich eine Berichts-
pflicht auf. (Vgl. Rezwanian-Amiri 2000: 180)
Die ersten Truppen der UNITAF (Unified Task Force) trafen am 9. Dezem-
ber 1992 in Somalia ein. Es sollten insgesamt 28 000 amerikanische und 9 000
Soldaten aus anderen Ländern in den Einsatz geschickt werden. Die USA zogen
ab dem 19. Januar 1993 parallel zur Ankunft weiterer Kontingente anderer Staa-
ten die eigenen Truppen sukzessive ab. UNITAF verwendete weder die UN Fahne
noch die traditionellen blauen Helme.
Die Clanmilizen leisteten erstaunlich wenig Widerstand; militärische Ausein-
andersetzungen konnten zum größten Teil unterbunden werden, Städte und Häfen
wurden rasch zurück »erobert«. Aidid hatte direkt vor der Landung der amerikani-
schen Truppen angekündigt, mit ihnen kooperieren zu wollen.
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Motive der UN und der USA
Nach dem Ende des Kalten Krieges strebten die UN eine aktivere Rolle an. Im
Juli 1992 hatte Boutros Boutros-Ghali seine »Agenda für den Frieden« veröffent-
licht, die die Rolle der UN in Bezug auf Konfliktprävention, Friedensschaffung,
Friedenssicherung und Friedenskonsolidierung ausweitete. Zugleich gab es Dis-
kussionen über eine Reform der UN. Die bisherigen Probleme der UN in Somalia
drohten aber deren Glaubwürdigkeit und Kompetenz in Frage zu stellen. Damit
wurde Somalia zum Testfall für die UN und ihren globalen Gestaltungsanspruch.
(Vgl. Rezwanian-Amiri 2000: 175)
Die USA waren bis Mitte 1992 in Bezug auf Somalia sehr zurückhaltend. Das
außenpolitische Interesse galt eher den Entwicklungen im Irak und dem Gebiet
der zerfallenen Sowjetunion, insbesondere dem Zerfall Jugoslawiens. Die Un-
durchschaubarkeit und Komplexität der Clankämpfe sowie hohe Kosten eines
verstärkten Engagements wurden vom US-Außenministerium als Gründe für die
Zurückhaltung angeführt. Darüber hinaus fanden 1992 Präsidentschaftswahlen
statt und der Eindruck, Präsident Bush interessiere sich nur für außenpolitische
Themen, sollte vermieden werden. Freilich gab es US-amerikanische Interessen
an Somalia: Es gab eine Marinebasis in Berbera, die allerdings kaum genutzt
wurde, sowie vermutete Ölvorkommen, über deren Erschließung und Ausbeutung
US-Firmen noch zur Zeit Barres Verträge abgeschlossen hatten. Diese Interessen
scheinen allerdings nicht ausschlaggebend gewesen zu sein.
Im Juli/August 1992 wurde Somalia zum Medienthema; Bilder wurden welt-
weit verbreitet und die mediale Kritik an der Untätigkeit der USA erzeugte einen
Öffentlichkeitsdruck – den »CNN-Effekt«, der zusammen mit dem Druck privater
Hilfsorganisationen die Einrichtung der Luftbrücke (s. o.) beförderte.
Nachdem Bush die Wahlen verloren hatte, sprach sich der US-Generalstab für
eine militärische Intervention aus, um die Stellung des Militärs und die Höhe der
Militärausgaben zu sichern, was aufgrund des Wahlerfolgs der Demokraten ge-
fährdet schien. Sie schätzten eine Militärintervention als erfolgsversprechend, re-
lativ risikoarm und auf einen vergleichsweise kurzen Zeitraum begrenzbar ein.
(Vgl. Rezwanian-Amiri 2000: 176 ff.)
Verlustrate der Hungerhilfe und Opferzahlen 1992
Verlustraten bei der Nahrungsmittelhilfe variierten stark in unterschiedlichen Gebie-
ten; es gab auch Orte, bei denen die Nahrungsmittellieferungen zu fast 100 Prozent
bei den hungernden Menschen ankamen. Hohe Verlustraten sind bei der Nahrungs-
mittelhilfe in afrikanischen Staaten durchaus üblich, und unter Barre kamen bis zu
75 Prozent der Hilfe nicht an, was die Geber allerdings ignorierten. (Vgl. Rezwa-
nian-Amiri 2000: 156) Von den Gesamtkosten für UNOSOM I entfielen allerdings
nur zwei bis drei Prozent auf den Kauf von Lebensmitteln; gezahlte Schutzgebühren
an Bürgerkriegsparteien übertrafen diese bei weitem. (Vgl. Weber 1997: 78)
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Auch die UN-Angaben über die Zahl der Opfer waren übertrieben: Starben im
September 1992 noch 3 000 Somalier pro Tag an Hunger und damit verbundenen
Krankheiten, so ging die Ziffer während der nächsten Monate kontinuierlich
zurück, bis im Dezember 1992 335 Somalier pro Tag an Hunger und damit ver-
bundenen Krankheiten starben. Der Zugang zu Nahrung hatte sich in den ersten
neun Monaten des Jahres 1992 dramatisch verbessert. Die Preise für Nahrungs-
mittel begannen sich zu stabilisieren, nachdem Hilfsorganisationen den Markt mit
Nahrungsmitteln überflutet hatten und damit dem Hamstern der Warlords und ei-
niger Händler entgegengewirkt hatten. Nach den ersten Regenfällen nach zwei
Dürrejahren erwarteten Bauern in der Shebelle-Region einen Ernteüberschuss,
den sie in und um Mogadischu hätten verkaufen können, wenn UNITAF die
Märkte nicht weiterhin mit billigen Hilfsgütern überflutet hätte.
Auswirkungen von UNITAF auf die humanitäre Lage 
Schon im Oktober stimmte der Getreidepreis in Mogadischu mit dem Preis für in
Somalia angebautes Getreide überein, d. h. es waren genug Lebensmittel da. Es
waren hauptsächlich bestimmte Bevölkerungsgruppen, die von der Nahrungsmit-
telhilfe abhängig waren: Binnen- und zurückkehrende Flüchtlinge, teilweise auch
Kinder. Die Abhängigkeit der Flüchtlinge von der Nahrungsmittelhilfe war dauer-
haft und wäre letztlich nur durch eine Repatriierung zu lösen gewesen. (Vgl. Re-
zwanian-Amiri 2000: 184) UNITAF überflutete den Markt mit Getreide, was den
Preis noch weiter sinken ließ, wodurch der Anbau in Somalia unrentabel wurde.
Das hatte zwei Folgen: Erstens wurde damit der Wiederaufbau der Landwirtschaft
verhindert, zweitens fanden tausende Saisonarbeiter keine Arbeit und wurden da-
durch von Nahrungsmittelhilfe abhängig. (Vgl. Rezwanian-Amiri 2000: 185 f.)
Zum Zeitpunkt der Intervention waren viele Todesopfer auf unzureichende me-
dizinische Versorgung und Epidemien zurückzuführen. Schon im Oktober 1992
waren die meisten Todesfälle auf Krankheiten wie Masern, Malaria oder Tuberku-
lose zurückzuführen. Verantwortlich war hauptsächlich die Unterbringung in
überfüllten Flüchtlingslagern unter unhygienischen Bedingungen. (Vgl. Rezwa-
nian-Amiri 2000: 185)
Auswirkungen von UNITAF auf die Sicherheitslage
Während der UNITAF-Mission wurden mehr Mitarbeiter von Hilfsorganisationen
getötet als 1991 und 1992 zusammen genommen. Nach einer anfänglichen zwei-
wöchigen Verschlechterung der Sicherheitslage entspannte sie sich zunächst für
ein bis zwei Monate, danach kam es vermehrt zu Kämpfen und das Sicherheitsni-
veau sank auf das vor der Intervention. Dies erklärt sich auch dadurch, dass viele
Milizen in die Städte zurückkehrten, als bekannt wurde, dass UNITAF keine Ent-
waffnungsaktionen durchführen wollte. Die militärische Überlegenheit von UNI-
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TAF wurde weniger bedeutend, da sie sich nicht in Kämpfe zwischen den Milizen
einmischte. (Vgl. Rezwanian-Amiri 2000: 188) Letztlich verlagerten sich die
Sicherheitsprobleme auf die Gebiete, in denen UNITAF nicht präsent war, da
marodierende Banden dahin auswichen. (Vgl. Weber 1997: 82) Die Hilfsorganisa-
tionen benötigten auch während der Intervention bewaffneten Schutz – von Si-
cherheit konnte also nicht die Rede sein.
Entwaffnung
Ob eine Entwaffnung integraler Bestandteil des Mandats für UNITAF war, war
umstritten. Für den UN-Generalsekretär war dies zur Schaffung einer sicheren
Umgebung und zur Sicherung des Waffenstillstands notwendig, die USA be-
schränkten das Vorgehen von UNITAF aber auf die Verbannung sichtbarer Waf-
fen, woraufhin die meisten Waffen von den Straßen Mogadischus verschwanden
und teilweise ins von UNITAF nicht kontrollierte Hinterland geschafft wurden.
Sporadische Entwaffnungen wurden dann durchgeführt, wenn es zum Schutz der
UNITAF-Truppen notwendig schien. Oft wurden kleinere Waffen beschlagnahmt,
deren Eigentümer keiner Miliz angehörten und sie eher zur Selbstverteidigung
verwendet hatten. Ohne Waffe waren sie der Willkür der Milizen ausgeliefert.
(Vgl. Rezwanian-Amiri 2000: 191)
Aidids SNA war von vereinzelten Aktionen zur Beschlagnahmung von Waffen
mehr betroffen als Ali Mahdis Fraktion, sodass UNITAF parteiisch erschien und das
Kräfteverhältnis zwischen den Fraktionen veränderte. Beispielsweise erleichterte
der Verlust von Waffen es einer verfeindeten Milizengruppe, im März 1993 die von
der SNA-Fraktion der SPM kontrollierte Hafenstadt Kismayo zu erobern – die dor-
tigen SNA-Anhänger waren von belgischen Soldaten entwaffnet worden und konn-
ten sich daher nicht wirklich zur Wehr setzen. (Vgl. Weber 1997: 94) UNITAF griff
nicht ein, obwohl die angreifende Fraktion den ausgehandelten Waffenstillstand
brach. Das verschlechterte Aidids Verhältnis zur UNO und den USA erheblich.
Eine umfassende Entwaffnung wäre allerdings auch nicht einfach gewesen, da
das ganze Horn von Afrika in Folge des Kalten Krieges mit Waffen überschwemmt
war und der Waffenhandel aus den Nachbarstaaten nach Somalia blühte. Dennoch
wäre sie notwendig gewesen und wurde von den Milizen sogar erwartet; hunderte
bewaffnete Milizangehörige zogen sich in Antizipation einer Entwaffnung durch
UNITAF samt ihren Waffen aus den Städten zurück. Sie kehrten allerdings zurück,
als klar wurde, dass keine umfassende Entwaffnung vorgenommen werden würde.
Verhandlungen
Bei einem persönlichen Treffen am 11. Dezember 1992 schlossen Aidid und
Mahdi ein Abkommen, das unter anderem einen sofortigen Waffenstillstand, eine
Zusammenführung der USC-Fraktionen, einen Aufruf an alle Somalias zur De-
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eskalation und die Zusammenarbeit mit der internationalen Völkergemeinschaft
vorsah. Im Januar 1993 trafen sich auf Veranlassung der UN Vertreter von 14 Mili-
zen/Kriegsparteien in Addis Abeba und vereinbarten u. a. einen überregionalen
Waffenstillstand, die Übergabe schwerer Waffen und die Entwaffnung der Mili-
zen. Darüber hinaus setzten sie ein Komitee zur Vorbereitung einer nationalen
Versöhnungskonferenz ein. Auch Aidid stimmte dem Abkommen zu, da es die
Position seiner SNA im Süden sicherte. 
Bei den nachfolgenden Diskussionen über die Umsetzung des Waffenstill-
stands lehnten nur Aidid und seine SNA einen Rückzug aller Clanmilizen in ihr
jeweiliges Clanterritorium ab, da nur die beiden größten Gruppen in der SNA,
Aidids USC-Fraktion und eine SPM-Fraktion, Territorien außerhalb ihres Clange-
biets beanspruchten. (Vgl. Weber 1997:82) Die geplante Nationale Versöhnungs-
konferenz fand vom 15. bis 27. März 1993 ebenfalls in Addis Abeba statt. Neben
15 Clanmilizen nahmen hunderte Clanälteste, religiöse Anführer und Vertreter zi-
vilgesellschaftlicher Gruppen teil. Es wurde ein Abkommen unterzeichnet, das die
Gründung eines Nationalen Übergangsrates sowie die Entwaffnung der Milizen
innerhalb von 90 Tagen vorsah. Umgesetzt wurde das Abkommen allerdings
nicht. (Vgl. Weber 1997: 83 f.) 
Drei Tage nach dem Abkommen von Addis Abeba unterschrieben die Vertreter
der 15 Milizen ein weiteres Abkommen über die Auswahl der Mitglieder einer
Übergangsregierung, das sich von dem Abkommen von Addis Abeba unterschied.
Die UN hielten aber an dem in Addis Abeba unterschriebenen Abkommen fest,
was die Meinung ermutigte, die UN wollten Somalia ihre eigene politische Lö-
sung aufzwingen.
UNOSOM II
Am 26. März 1993 verabschiedete der Sicherheitsrat mit der Resolution 814 das
Mandat für UNOSOM II. Die offizielle Übergabe von UNITAF an UNOSOM II
fand am 4. Mai statt. Für UNOSOM II vorgesehen war eine Gesamtstärke von
20 000 Mann Kampftruppen, 8 000 Mann Unterstützungstruppen für logistische
Aufgaben und 2 800 zivilen Kräfte. Sie verfügte damit über etwa 10 000 Mann
weniger als UNITAF. Ihr Aufgabenfeld war aber sehr breit angelegt: Hilfe beim
wirtschaftlichen Wiederaufbau, politische Aussöhnung unter Beteiligung der ge-
samten somalischen Gesellschaft, Wiedereinsetzung nationaler und regionaler
Institutionen sowie der zivilen Verwaltung, Aufbau einer somalischen Polizei, Re-
patriierung von Flüchtlingen und Vertriebenen, Entwicklung eines Minenräum-
programms, Entwaffnung und Einhaltung der Waffenruhe. Es handelte sich um
ein Mandat mit friedenssichernden, friedensschaffenden bzw. friedenserzwingen-
den und friedenskonsolidierenden Aufgaben und war damit das bis dato komple-
xeste Mandat, das es je bei einer UN-Mission gegeben hatte. Der Aspekt der Frie-
denserzwingung war eine Neuheit in der Geschichte der UN.
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Anfangsprobleme
Schon vor der Verabschiedung der Resolution gab es Unstimmigkeiten, ob UNI-
TAF bereits beendet werden könne. Die Streitpunkte waren nicht neu, sondern
schon während des Verlaufs von UNITAF virulent. UN-Generalsekretär Boutros-
Ghali argumentierte, UNITAF solle auf ganz Somalia ausgeweitet werden – zum
Ende der Mission kontrollierte UNITAF lediglich 40 Prozent Somalias. Haupt-
punkt war die Frage der Definition eines sicheren Umfelds; Boutros-Ghali war
der Meinung, dass es in Somalia im März 1993 noch keine sichere Umgebung
gab, auch weil keine umfassende Entwaffnung stattgefunden hatte. Diese Über-
zeugung, zusammen mit dem Bestreben der USA, UNITAF schnell zu beenden –
teilweise aus Furcht vor der Verstrickung in eine Vietnam-ähnliche Situation, teil-
weise weil Bush sen. seinem Nachfolger keine langfristige militärische Verpflich-
tung aufzwingen wollte –, sorgte dafür, dass die Vereinten Nationen schlecht vor-
bereitet waren, als UNITAF an UNOSOM II übergab. u. a. fehlte militärische
Unterstützung, sodass beispielsweise Patrouillen in den Straßen Mogadischus re-
duziert wurden, was die lokalen Milizen prompt ausnutzten. Im Rückblick wird
auch ein konzeptionelles Problem deutlich: Bei UNOSOM II gab es keine klar de-
finierten politischen Ziele, politische und militärische Aspekte waren verzahnt,
ohne dass Prioritäten festgelegt worden wären, wodurch das Militärische das Pri-
mat über politisch-humanitäre Ziele erlangen konnte. Militärische Mittel sollten
letztlich zu den erwünschten politischen Zielen führen.
Die USA spielten auch bei UNOSOM II eine wichtige Rolle, weil ihre eigene
Mission zwar schnell beendet werden sollte, eine völlige Abkehr von der aktiven
Politik zu dem Zeitpunkt aber politisch nicht machbar war. Kurz nach der Über-
gabe an UNOSOM II versuchte ein Teil von Aidids SNA, Kismayo zurückzuer-
obern, was von belgischen und amerikanischen UNOSOM II-Truppen verhindert
wurde. Daraufhin beschuldigte Aidid die belgischen Soldaten eines Massakers an
seinen Milizen und begann, seine Kritik an der UNO und den USA über den von
ihm kontrollierten Radiosender Mogadischu zu verbreiten. Über die Schärfe der
Kritik gibt es unterschiedliche Angaben.
Entwaffnung
Die Spannungen zwischen den rivalisierenden Clanführern brachen wieder aus,
als UNOSOM II versuchte, die mit den Clanchefs vereinbarte Entwaffnung der
Milizen voranzutreiben. Die erklärten Ziele von UNOSOM II wurden von den
Führern der bewaffneten Gruppen als nachteilig und nicht mit ihren eigenen Zie-
len kompatibel angesehen. Da UNOSOM II im Gegensatz zu UNITAF langfristig
angelegt war, konnten die militärischen Führer nicht einfach abwarten. Da UNO-
SOM II gleichzeitig aber militärisch schwächer war, wurde die Mission nicht als
großes Hindernis angesehen.
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Der 5. Juni 
Es gibt unterschiedliche Versionen des Geschehens vom 5. Juni. 1993 (Vgl. Herr-
mann 1997: 131 f.) Der UN-Version zufolge hatten pakistanische UNOSOM II-
Soldaten ordnungsgemäß ein Waffendepot inspiziert und waren beim Verlassen
des Gebäudes von SNA-Milizen, die sich hinter Zivilisten versteckten, beschos-
sen worden. Ein Vertreter der SNA wurde am Vortag, auf den ein islamischer Ru-
hetag fiel, informiert. Er erklärte, die SNA bräuchte mehr Zeit für eine Reaktion
und warnte, eine Durchführung im geplanten Zeitrahmen würde Krieg bedeuten.
Diese Warnung wurde den pakistanischen Streitkräften allerdings nicht mitgeteilt.
Das Waffendepot gehörte zum Besitz von Radio Mogadischu, eines von Aidid
kontrollierten Radiosenders, der in der letzten Zeit durch heftige Kritik an den
UN-Truppen aufgefallen war, woraufhin von UNOSOM II überlegt worden war,
den Sender zu schließen. 
Der Version zufolge, die Aidid in einer Pressemitteilung veröffentlichte, waren
UNOSOM II-Soldaten in den Sender Radio Mogadischu eingedrungen, hatten
Mitarbeiter abgeführt und mit der Zerstörung des Senders begonnen. Daraufhin
kam es zu einer spontanen Demonstration Tausender Somali, woraufhin UNO-
SOM II das Feuer auf unbewaffnete Zivilisten eröffnete. Dann geriet die Lage
außer Kontrolle. – Eine endgültige Klärung der Ereignisse gab es nie. Unstrittig
ist, dass in dem Gefecht 24 Pakistanis und 75 Somalis ums Leben kamen. 54 Pa-
kistani und schätzungsweise 350 Somalis wurden verwundet. 10 gefangen ge-
nommene UN-Soldaten wurden während der nächsten Tage freigelassen.
Folge: Militarisierung
Der Sicherheitsrat sah dadurch die Autorität der Vereinten Nationen gefährdet, ver-
urteilte den Angriff und bekräftigte seine Forderung nach Entwaffnung der Milizen.
Am 6. Juni verabschiedete der Sicherheitsrat die Resolution 837 (1993), die UNO-
SOM zur Festnahme der Verantwortlichen und zur Zerstörung »feindlicher Radio-
sender« autorisierte. Die Resolution nannte Aidid zwar nicht beim Namen, war aber
deutlich genug. In gewisser Weise stellte sie eine Kriegserklärung der UN gegen Ai-
did dar. Bereits in der Präambel wurden die an den Kämpfen beteiligten Somali als
anscheinend zur USC gehörig bezeichnet und ein geplanter Angriff unterstellt:
»…Gravely alarmed at the premeditated armed attacks launched by forces appa-
rently belonging to the United Somali Congress (USC/SNA) against the personnel
of the United Nations Operation in Somalia (UNOSOM II) on 5 Juni 1993«. In Zif-
fer 5 wird die Resolution noch deutlicher: »Reaffirms that the Secretary-General is
authorized under resolution 814 (1993) to take all necessary means against those
responsible for the armed attacks… including against those responsible for publicly
inciting such attacks, to establish the effective authority of UNOSOM II throughout
Somalia, including the secure the investigation of their actions and their arrest and
detention for prosecution, trial and punishment;«. In Verbindung mit einem Absatz
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der Präambel (»Condemning strongly the use of radio broadcasts, in particular by
the USC/SNA, to incite attacks against United Nations personell,«) wird der Gene-
ralsekretär also autorisiert, alle notwendigen Mittel einzusetzen, um Aidid als An-
führer der USC zu verhaften, da diese zu Übergriffen auf UN-Personal aufgerufen
habe. Gleichzeitig wird aber auch deutlich, dass es keine Beweise für eine Verwick-
lung Aidids in die Ereignisse gab; daher der Bezug auf feindliche Radiosendungen
und die Betonung einer weiteren Untersuchung der Vorfälle. Auffällig ist insbeson-
dere, dass in diesem Zusammenhang gleichzeitig von Festnahme, Gerichtsverhand-
lung und Bestrafung gesprochen wird.
Am 12. Juni 1993 starteten die USA einen viermonatigen Feldzug gegen die
USC und Aidid, der als Hauptverantwortlicher für den Bürgerkrieg seit 1991 be-
zeichnet wurde. Bei dem Luftangriff auf eine angebliche Kommandozentrale star-
ben etwa 80 Menschen, darunter viele Clanälteste, die sich zu Gesprächen mit
SNA-Vertretern getroffen hatten, um nach Wegen zur Beendigung der militäri-
schen Konfrontation zu suchen. (Vgl. Weber 1997: 88) Die aufgebrachte Menge
tötete vier Journalisten, die die Folgen des Luftangriffs dokumentieren wollten.
(Vgl. Herrmann 1997: 134)
Aidid erklärte sich bis Ende September prinzipiell vermittlungsbereit, US-Ad-
miral Howe, der die militärischen Aktionen der USA leitete, lehnte Gespräche mit
der SNA aber ab. Am 17. Juni erließ Howe einen Haftbefehl gegen Aidid und
setzte ein Kopfgeld von 25 000 Dollar auf dessen Ergreifung aus. Ende Juni
schrieb Aidid dem Ex-US-Präsidenten Jimmy Carter und bat ihn um seine Ver-
mittlung, woran die USA und die UN allerdings nur wenig interessiert waren.
(Vgl. Herrmann 1997:133) Schließlich ließ Howe Plakate in Mogadischu anbrin-
gen, auf denen Aidid als Kriegsverbrecher gesucht wurde. Daraufhin ließ Aidid
Plakate aufhängen, die Howe desselben Verbrechens beschuldigten.
Auch bei dem Vorgehen der UN-Truppen wurde der militärische Aspekt deutli-
cher, was Kontroversen in der multinationalen Kommandostruktur auslöste. Der
Kommandeur des italienischen Kontingents ging so weit, Befehle des UN-Ober-
befehlshabers schlichtweg nicht auszuführen, woraufhin die UN um seine Ablö-
sung baten. Durch das verstärkte Vorgehen gegen Aidid büßten die UN den Ein-
druck der Neutralität ein und wurden um so unglaubwürdiger, je mehr die Jagd
nach Aidid und der Kampf gegen seine SNA in den Vordergrund rückten. Dabei
gingen die amerikanischen Truppen, die ausschließlich unter amerikanischem
Oberbefehl standen, außerordentlich rücksichtslos vor – beispielsweise feuerten
amerikanische Kampfhubschrauber am 9. September in eine Menschenmenge, in
der Kämpfer Aidids vermutet wurden. Über 200 Menschen starben. Es gab offen-
sichtlich auch gravierende Informationsdefizite; die amerikanischen Truppen grif-
fen teilweise sogar UN-Einrichtungen und Gebäude, in denen Hilfsorganisationen
untergebracht waren, an. (Vgl. Weber 1997:89 f.)
Das rücksichtslose Vorgehen der US-amerikanischen Streitkräfte brachte große
Teile der somalischen Bevölkerung gegen die ausländische Militärpräsenz im All-
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gemeinen auf. Eine Differenzierung zwischen US- und UNOSOM-II-Truppen
wurde in Somalia immer weniger vorgenommen, was wohl auch daran lag, dass
die USA stark in die Kommandostruktur von UNOSOM II mit einbezogen waren.
Ende August gab es fast täglich Angriffe auf UNOSOM-II-Truppen.
Der 3. Oktober
Am 3. Oktober 1993 drangen US-Streitkräfte in ein Hotel in Mogadischu ein in
der Vermutung, dort fände ein Treffen hochrangiger Berater Aidids statt. Ihr Hub-
schrauber wurde abgeschossen, ebenso wie ein weiterer, der zur Hilfe geschickt
wurde. Die Soldaten wurden von Milizen angegriffen. Da UNOSOM II über der
Aktion nicht im Vorfeld informiert worden war, dauerte es, bis eine Verstärkung
zusammengestellt werden konnte. Die Kämpfe dauerten fast die ganze Nacht. Es
kamen 18 US-Soldaten ums Leben. Schätzungen über die Anzahl somalischer
Todesopfer reichen von 200 bis 500. Die Leiche eines US-Soldaten wurde im
Triumphzug durch die Straßen Mogadischus geschleift. 
Folgen
Am 7. Oktober gab Präsident Clinton bekannt, dass alle US-Streitkräfte Somalia
bis zum 31. Märe 1994 verlassen würden. Allein zwischen dem 2. Juli und dem
3. Oktober waren 21 Mitglieder der multinationalen Streitkräfte und ca. 1 000 So-
malis im Rahmen der Jagd auf Aidid getötet worden. (Vgl. Herrmann 1997: 135)
Auch UNOSOM II begann damit, militärische Aktionen wieder einzuschränken,
was die Milizen prompt ausnutzten und sie in die Lage versetzte, die UN-Truppen
in eine defensive Lage zu drängen. Auch andere Staaten kündigten den Rückzug
ihrer Kontingente an. 
Schon im September flammten Kämpfe zwischen den Clanmilizen, insbeson-
dere zwischen Aidids und Ali Mahdis Fraktion wieder auf. Am 16. November sus-
pendierte der Sicherheitsrat seine Resolution vom 6. Juni mit der Resolution 885.
Am 4. Februar 1994 verabschiedete der Sicherheitsrat eine weitere Resolution
(897 [1994]), die der neuen Realität Rechnung trug und den Einsatz von Gewalt
auf den direkten Schutz bzw. die Selbstverteidigung der UN-Streitkräfte be-
schränkte, also keine Gewalt zur Entwaffnung somalischer Milizen vorsah. Der
Fokus lag auf Wiederaufbau und humanitärer Hilfe: Der politische Aussöhnungs-
prozess sollte weiter unterstützt und der Aufbau von Polizei und Justiz sowie eine
Repatriierung der Flüchtlinge gefördert werden. Besondere Priorität war für die
Regionen vorgesehen, in denen Stabilität herrschte und die mit den UN-Truppen
kooperieren wollten. (Vgl. Rezwanian-Amiri 2000: 212)
Im Lauf des Jahres verbesserte sich die Versorgungslage spürbar. Die Repatri-
ierung der ca. 335 000 Flüchtlinge aus Kenia begann im April, nachdem die ke-
nianische Regierung dringend dazu aufgefordert hatte. Rund 35 000 Flüchtlinge
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kehrten zurück. Die Rückkehrbereitschaft lässt sich allerdings nicht nur auf die
verbesserte Lage in Somalia, sondern auch auf die problematischen Probleme in
den Lagern zurückführen, in denen häufig Überfälle und Erpressungen durch
Banden und Milizen an der Tagesordnung waren.
1994
In den ersten Monaten verließ ein Großteil der amerikanischen Streitkräfte Soma-
lia. Die somalischen Kriegsgruppen bewaffneten sich wieder, die Zahl der Über-
fälle stieg ebenso wie die Anzahl der Angriffe auf humanitäre Helfer. (Vgl. Re-
zwanian-Amiri 2000: 213) Am 25. März 1994 verließen die letzten US-Truppen
Somalia, auch wenn die Marine Amphibious Force vor der Küste blieb, um im
Notfall die ca. 1 000 im Land verbliebenen US-Bürger zu schützen. (Vgl. Herr-
mann 1997: 140) Die Tätigkeit der UNOSOM-Soldaten bestand 1994 hauptsäch-
lich darin, ihre Stützpunkte und größere Hilfskonvois zu schützen. 
Die Auseinandersetzungen zwischen den Fraktionen nahmen zu. Hilfsorgani-
sationen mussten ihre Arbeit teilweise einstellen. Auch UNOSOM II erlitt Verluste.
Ende Juli 1994 mussten 150 Soldaten von UNOSOM II vor Hunderten SNA-An-
hängern fliehen und überließen dabei den Somalis ihre Waffen. (Vgl. Herrmann
1997: 141) Im Sommer 1994 verschlechterte sich die Sicherheitslage vor allem in
Mogadischu weiter. – Am 4. November 1994 schließlich verabschiedete der Si-
cherheitsrat Resolution 954 (1994), die eine Beendigung von UNOSOM II bis
Ende März 1995 festlegte. Am 2. März 1995 zogen die letzten UN-Truppen aus
Mogadischu ab. Die Intervention war nun auch formell beendet. Im Abschluss-
bericht der UN wird festgestellt, dass weder die Konfliktparteien noch internatio-
nale Hilfsorganisationen und NGOs eine Verlängerung des Mandats forderten,
gleichzeitig aber auch das Risiko einer Rückkehr zum Bürgerkrieg hoch war.
Am 1. November begann eine von Aidid initiierte »Versöhnungskonferenz«, an
der sein Gegenspieler Mahdi allerdings nicht teilnahm. Im Gegenzug drohte
Mahdi mit der Bildung einer Gegenregierung – woraufhin gar keine Regierung
gebildet wurde. 
Die Entwicklung bis heute
Das Land zerfiel immer mehr in einzelne Teile; 1998 wurde im Nordosten Soma-
lias die autonome Region Puntland ausgerufen, die sich seither selbst regiert, aber
im Gegensatz zur Republik Somaliland keine staatliche Unabhängigkeit anstrebt. 
Nach zweijährigen von der Regierung Kenias unterstützten Verhandlungen
wurde im Oktober 2004 Abdullahi Yusuf Ahmed Präsident einer Übergangsregie-
rung. Er bildete ein 90-köpfiges Kabinett mit Nur »Adde« Hassan Hussein als
Premierminister. Das ebenfalls gebildete Parlament bestand aus 275 Mitgliedern.
Die Charta der Übergangsregierung sah ein fünfjähriges Mandat vor und setzte
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sich nationale Wahlen für 2009 zum Ziel. Die Übergangsregierung kontrollierte
allerdings nur einen Teil Somalias; aufgrund der Opposition von Warlords konnte
sie ihren Sitz nicht in die Hauptstadt legen, sondern mussten sich stattdessen in
Baidoa in Südwestsomalia (Region Bay) niederlassen.
Im Verlauf des Jahres 2006 gewann die Union islamischer Gerichte, eine isla-
mistische Bewegung, immer mehr an Einfluss. Im Juni 2006 eroberte sie die
Hauptstadt Mogadischu, womit es zu einer faktischen Dreiteilung Somalias in So-
maliland, von den Islamisten kontrolliertes Territorium und von der Übergangsre-
gierung kontrollierte Gebiete kam. (Vgl. Dehez 2007: 221) Im Somaliland gab es
seit 1997 keine Kampfhandlungen mehr, das de facto unabhängige Gebiet verfügt
über eine Verfassung, ein demokratisches System (die Wahlen von 2005 wurden
von unabhängigen Beobachtern als frei und fair eingeschätzt) und wurde vom
Aufstieg der Islamisten kaum berührt. 
Die Übergangsregierung verlor an Macht, konnte auch nie ganz Somalia kon-
trollieren. Eines ihrer Probleme war, dass der Präsident als Alliierter des bei dem
größten Teil der Bevölkerung äußerst unbeliebten Nachbarlandes Äthiopien gilt.
Der rasante Aufstieg der Islamisten 2006 lässt sich teilweise dadurch erklären,
dass sie tatsächlich einigermaßen Ordnung und Sicherheit in vom Bürgerkrieg
zerrissene Gebiete brachten. (Vgl. Scheen 2007) Die Islamisten führten in den
von ihnen kontrollierten Gebieten die Scharia ein und beabsichtigten, das umstrit-
tene äthiopische Gebiet Ogaden, das hauptsächlich von Somaliern bewohnt ist,
wiederzuerobern. Den Islamisten wird vorgeworfen, mit dem ostafrikanischen
Netzwerk al-Qaidas in Verbindung zu stehen, das für die Bombenattentate auf
US-amerikanische Botschaften in Kenia und Tansania 1998 verantwortlich war.
Der Wahrheitsgehalt dieses Vorwurfs ist unklar. (Vgl. Scheen 2007)
Das christlich geprägte Nachbarland Äthiopien steht einer möglichen Einigung
Somalias skeptisch gegenüber, da Gebietsansprüche in Bezug auf Ogaden be-
fürchtet werden – die von der Union islamischer Gerichte ja auch erhoben wer-
den. Es unterstützte die Übergangsregierung, deren Präsident als langjähriger
Alliierter Äthiopiens gilt, weshalb dieser im Verdacht steht, kaum mehr als eine
äthiopische Marionette zu sein. Nach der Einnahme Mogadischus durch die Isla-
misten schickte Äthiopien Truppen nach Baidoa zum Schutz der Übergangsregie-
rung. Daraufhin riefen die Islamisten den Dschihad gegen Äthiopien aus. (Vgl.
Dehez 2007: 222) Das seit langem mit Äthiopien verfeindete Eritrea unterstützt
die Islamisten auch mit Waffen, womit Teile des Konflikts Züge eines Stellvertre-
terkrieges annahmen. (Vgl. Dehez 2007: 226) Die USA unterstützten sowohl
Äthiopien als auch die Warlords als vermeintlich säkulares Gegengewicht zu den
Islamisten.
Die AU (Afrikanische Union) beschloss im September 2006 die Entsendung
einer Friedentruppe ohne Beteiligung der Nachbarstaaten (aufgrund deren Einmi-
schung in den Konflikt), was jedoch die zur Verfügung stehenden Truppen stark
reduzierte. (Vgl. Dehez 2007: 221)
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AMISOM besteht lediglich aus 1 700 Soldaten aus Uganda, die nicht aktiv in
Kämpfe eingreifen. Es gibt Probleme bei der Finanzierung und geplanten Auf-
stockung der Truppen, die eigentlich eine Stärke von 8 000 erreichen sollten. Die
Mission wurde vom UN-Sicherheitsrat mit der Resolution 1744 vom 20. Februar
2007 gebilligt und hatte den Auftrag, die Übergangsregierung abzusichern. (Vgl.
Wagner 2007)
Am 24.12.2006 erklärte Äthiopien der Bewegung der islamischen Gerichte
den Krieg und ging militärisch gegen sie vor. Als Begründung wurde die Wahrung
der nationalen Souveränität Äthiopiens genannt, der Einsatz solle nicht langfristig
sein. Unterstützt wurde das äthiopische Vorgehen durch die USA, deren Luftwaffe
zahlreiche Angriffe flog. Die Angriffe beraubten die Union Islamischer Gerichte
ihrer Machtpositionen und trieben sie wohl zum größten Teil in den Untergrund.
Die als Anti-Terror-Offensive bezeichneten Aktionen der äthiopischen Truppen
forderten vom 29.3. bis 1.4.2007 (in nur vier Tagen) mindestens 500 Tote, die
meisten von ihnen Zivilisten. Ganze Viertel in Mogadischu wurden unter Dauer-
beschuss genommen, nur wenige Krankenhäuser waren noch in Betrieb. (Vgl. En-
gelhardt 2007)
Angeblich ging die äthiopische Regierung im Frühjahr 2007 nur gegen Über-
bleibsel der Islamischen Gerichte vor; diesen schlossen sich aber zunehmend wei-
tere Kämpfer anderer Milizen an, um gegen die äthiopischen, als brutale Besat-
zungsmacht wahrgenommenen Truppen zu kämpfen. 
Der Übergangsregierung fehlt es an Rückhalt in der Bevölkerung und an Trup-
pen, um das Land zu kontrollieren; sie ist von äthiopischer Unterstützung abhän-
gig. Nicht einmal Mogadischu ist befriedet und sicher. Die Pressefreiheit ist mas-
siv eingeschränkt. Die äthiopischen Besatzungstruppen haben sich erst im Januar
2009 aus Somalia wieder zurückgezogen. Vorausgegangen war eine Vereinbarung
über einen Waffenstillstand zwischen der somalischen Übergangsregierung und
Teilen der Opposition. Eine neuerliche Resolution des UN-Sicherheitsrats (1863
[2009]) vom 16. Januar 2009 versuchte aufs Neue, eine UN-Peacekeeping-Mis-
sion nach Somalia zu bringen, welche die als zu schwach angesehene Mission der
Afrikanischen Union (AMISOM) verstärken sollte. 
Die Aussichten auf eine Stabilisierung der Lage und eine Stärkung der politi-
schen Strukturen im Land sind indessen denkbar schlecht, nachdem Somalia und
seine Küsten wieder zum Spielball divergierender Interessen zu werden drohen. Seit
2008 ist Somalia auch aus einem anderen Grund wiederholt in die Schlagzeilen ge-
raten: Nirgendwo in der Welt ist die Gefahr, von Piraten überfallen zu werden, so
hoch wie vor der Küste Somalias. Die schwache Übergangsregierung kann dem
nichts entgegensetzen. Inwieweit Marineverbände von EU- und NATO-Staaten,
Russlands und Chinas das Problem, vor allem aber die tiefer liegenden Ursachen
der modernen Piraterie in den Griff bekommen werden, sei dahingestellt.
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Evaluation der UN-Intervention
Die UN-Intervention in Somalia wird in der Literatur meistens als Fehlschlag an-
gesehen, da es ihr nicht gelang, die selbstgesteckten Ziele zu erreichen und die
Lage in Somalia langfristig zu verbessern.
UNOSOM I war ursprünglich als reine Beobachtermission gedacht. Durch die
Truppenaufstockung wurde ihr Auftrag auf den Schutz humanitärer Helfer sowie
die Sicherstellung des Transports und der Verteilung von Lebensmitteln erweitert.
Aufgrund der schlechten Sicherheitslage erwies sich das mit einem Kontingent
von 3 500 Mann als unmöglich. Die darauffolgende militärische Intervention von
UNITAF sollte ein sicheres Umfeld für humanitäre Hilfe schaffen. Zu dem Zeit-
punkt, als UNITAF an UNOSOM II übergab, war die Sicherheitslage in Somalia
allerdings genauso schlecht wie vor Beginn der Intervention und die Sicherheits-
lage hatte sich in den 60 Prozent Somalias erheblich verschlechtert, die nicht von
UNITAF kontrolliert wurden. UNOSOM II hatte mit Abstand das umfassendste
und komplizierteste Mandat. Es beinhaltete den Versuch des »Nationbuilding«,
des politischen, wirtschaftlichen und sozialen Wiederaufbaus eines ganzen Lan-
des. Kein einziges dieser Ziele wurde erreicht.
Die Gründe für das Scheitern der UN sind vielfältig. Teilweise lag es an Somalia
selbst: Das Land war zu Beginn der Intervention ein »failed state«, eine Zentral-
staatlichkeit existierte nicht mehr. Einer der Gründe für den anhaltenden Bürger-
krieg war das Fehlen eines mehrheitsfähigen Konzeptes für die gesellschaftliche
und politische Struktur. Mit der von den Kolonialmächten aufgezwungenen Zen-
tralstaatlichkeit – ob nun demokratisch oder diktatorisch – hatte man schlechte
Erfahrungen gemacht, und die traditionellen Clanbindungen waren durch Siad
Barres Herrschaft und Sturz gestärkt worden.
Für die UN stellte sich gleich am Anfang die Frage nach ihrer Rolle. Sollte sie
als neutraler Vermittler im somalischen Bürgerkrieg agieren oder die Interimsre-
gierung Mahdis als legitim ansehen und als rechtmäßige Regierung unterstützen?
Dass der Sicherheitsrat schon in der ersten Resolution zur Lage in Somalia im Ja-
nuar 1992 Mahdis Regierung als Repräsentant Somalias anerkannte, scheint auf
letzteres hinzudeuten – was prompt andere Warlords, in erster Linie Aidid, gegen
die UN einnahm. Im weiteren Verlauf versuchten die UN aber durchaus, als neu-
traler Mittler zu agieren, was offensichtlich nicht immer gelang. Als Beispiel sei
hier das Verhalten von (belgischen) UN-Truppen während der Kämpfe um die
Hafenstadt Kismayo genannt: Sie ließen zu, dass Aidids Miliz daraus vertrieben
wurde, hinderten diese aber an der Wiedereroberung. Ob es tatsächlich geplant
war, Aidid zu schwächen, ist ange-sichts des problematischen Verhältnisses des
Milizenführers zur UN nicht ausgeschlossen, hier aber nicht weiter relevant. Die
Vermittlerrolle gaben die UN mit dem Mandat für UNOSOM II endgültig auf.
Stattdessen war das Mandat darauf angelegt, die Verhältnisse in Somalia den Vor-
stellungen des Sicherheitsrats entsprechend zu ordnen. Damit übernahm die UN
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die Aufgaben einer Regierung. Ob man in dem Fall von einer Besatzung sprechen
kann, sei dahingestellt.
Weiterhin zu beachten war, mit wem denn überhaupt verhandelt werden sollte.
Offensichtliche Kandidaten waren natürlich die Milizenführer. Diese allerdings
profitierten von dem Krieg und hatten keine Interessen an Waffenstillstands- oder
gar Friedensabkommen. Die Strategie der UN, hauptsächlich mit den Warlords zu
verhandeln, scheiterte auch deshalb. Wenn Waffenstillstände unterzeichnet wur-
den, hielten sich die Warlords in der Regel nicht daran. Ob zivilgesellschaftliche
Gruppen wie beispielsweise die Clanältesten genug Einfluss gehabt hätten, um
mit ihnen getroffene Abkommen gegen den Willen der Warlords durchzusetzen,
ist unklar. Dieses Problem ist zwar ein allgemeines, das nicht auf Somalia be-
schränkt ist, trug aber auch hier zur Verschärfung der Lage bei.
Was ebenfalls fehlte, war eine klare Definition der Ziele und Begrenzungen ei-
nes Engagements in Somalia. Die Ziele wurden von der jeweiligen Situation aus-
gehend definiert und veränderten sich während der Missionen. Parallel dazu ver-
änderten sich auch die angewandten Mittel. Nach den ersten gescheiterten
Vermittlungsversuchen und der dramatischer werdenden humanitären Lage war
UNOSOM I auch mit der Truppenaufstockung auf die Verbesserung der huma-
nitären Lage durch Unterstützung und Sicherung der humanitären Organisationen
und ihrer Helfer beschränkt. Schon über das Mandat von UNITAF gab es dann al-
lerdings Streit. Während die USA es auf humanitäre Hilfe beschränkten, wollte
Boutros-Ghali das Mandat doch weiter verstanden haben. Seiner Meinung nach
umfasste es eine umfassende Entwaffnung und eine Kontrolle UNITAFs über
ganz Somalia, also de facto die – notfalls erzwungene – Beendigung aller Kampf-
handlungen als Mittel zur Beendigung der Hungersnot. 
Auf einer derartigen Situation sollte dann UNOSOM II aufbauen. Dabei ist die
grundsätzliche Frage zu stellen, ob militärische Mittel das richtige Instrument zur
dauerhaften Zivilisierung einer fremden Gesellschaft sind bzw. ob es überhaupt
möglich ist, einer Gesellschaft militärisch ein Staats- und Regierungssystem auf-
zuzwingen.
Auch die reale Machbarkeit wurde bei den unterschiedlichen Mandaten nicht ge-
nug berücksichtigt; es wurde aber zu wenig auf die vorhandenen Probleme geachtet.
Die Sicherheitslage hatte sich durch UNITAF nicht verbessert. UNOSOM II verfügte
über weniger Truppen als UNITAF, eine Entwaffnung der Milizen stand allerdings
noch aus. Da die UN von der Bereitschaft der Länder, Truppen zu stellen, abhängig
sind, haben deren Interessen ausschlaggebende Bedeutung. In Bezug auf das kom-
plexe und langfristig angelegte Mandat für UNOSOM II wurde deren Bereitschaft
offensichtlich maßlos überschätzt; das Engagement der USA war sehr begrenzt und
auch andere Länder waren kaum bereit, sich jahrelang in Somalia zu engagieren –
wobei auch fraglich ist, ob sie überhaupt die Kapazitäten dafür gehabt hätten.
Während des Kalten Krieges verfügte Somalia über eine hohe geostrategische
Bedeutung, die sich auch in militärischer Hilfe der beiden Supermächte nieder-
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schlug. Nach dem Zerfall der Sowjetunion sank sie vorläufig. So wurden 1991
während der gegen den Irak gerichteten »Operation Wüstensturm« US-amerikani-
sche Militäranlagen in Somalia überhaupt nicht genutzt. Aufgrund seiner Lage
könnte Somalia zwar als Sprungbrett zum Nahen Osten dienen. Nachdem dort aber
nach dem Zerfall der Sowjetunion keine Stellvertreterkriege mehr geführt wurden,
sank auch dessen geostrategische Bedeutung vorübergehend. (Das ist gegenwärtig
allerdings wieder anders.) Zwar wurden im Norden Somalias Ölvorkommen ver-
mutet; dass eine Bereitschaft zu einer militärischen Intervention insbesondere von
Seiten der USA aber erst mit der medialen Präsenz der Hungersnot aufkam, weist
darauf hin, dass Ölinteressen keine allzu große Bedeutung haben. Der Mangel an
substanziellen Interessen erklärt, warum die USA auch den UNITAF-Einsatz so
kurz und in den Aufgaben so eingeschränkt wie möglich halten wollten, obwohl
das Kommando über UNITAF ihnen sehr wohl die Möglichkeit eröffnet hätte, die
politischen Verhältnisse in Somalia entscheidend zu beeinflussen.
Möglicherweise erklärt das auch, warum sich der Sicherheitsrat überhaupt erst
so spät mit der Lage in Somalia beschäftigte. Obwohl es seit 1988 schwere Kämpfe
gegeben hatte, beschäftigte sich der Sicherheitsrat erstmals im Dezember 1991
mit der Lage. Damit wurden frühere innersomalische Versuche der Konfliktlö-
sung – auch Verhandlungsversuche mit Barre, die dieser ablehnte – schlichtweg
übergangen, und die Lage eskalierte weiter.
Daraus resultierten diverse Probleme. UNOSOM II hatte von Anfang an mit
Schwierigkeiten zu kämpfen. Die UN waren schlecht vorbereitet, da Boutros-Ghali
geglaubt hatte, es bliebe mehr Zeit. Darüber hinaus war das Mandat relativ allge-
mein; es gab keine klaren Angaben, wie wirtschaftlicher Wiederaufbau erreicht
werden und welche gesellschaftlichen und politischen Institutionen unter Einbezie-
hung welcher Gruppen geschaffen werden sollten. Es rächte sich auch bald, dass
keine bedeutenden Anstrengungen unternommen wurden, um eine nationale Poli-
zei wieder aufzubauen. Eine angemessene Reaktion auf die Ereignisse am 5. Juni
1993 wäre eine strafrechtliche Verfolgung der Angeklagten durch die Polizei sowie
eine gerichtliche Untersuchung gewesen. Selbst eine UN-Untersuchung konnte die
Vorgänge vom 5. Juni nicht eindeutig aufklären. Es gibt nicht einmal klare Be-
weise, dass Aidid dafür verantwortlich war. Die eigentlich polizeiliche Aufgabe ei-
ner Festnahme Aidids musste von dem Militär übernommen werden. Das Militär
wandte denn auch militärische Mittel an. Es entwickelte sich ein Primat des Mi-
litärischen über das Politische. Diese Militarisierung von UNOSOM II besiegelte
ihr Ende. Im August 1993 wurde bei einer Konferenz in Nairobi, an der Vertreten
von Hilfsorganisationen, Diplomaten und UN-Experten teilnahmen, heftige Kritik
an UNOSOM II geübt. Die UN sei zu einem »aggressiven Aktivisten im unüber-
schaubaren politischen und militärischen Sumpf« geworden, es »sei kaum gelun-
gen, die 20 000 UNO-Soldaten als unparteiische Ordnungsmacht darzustellen,
welche die Interessen aller Somalis vertritt« und nicht einmal die Festnahme Ai-
dids werde unbedingt angestrebt. (Vgl. Weber 1997: 90 f.)
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Eine nachhaltige Verbesserung der humanitären Lage wurde durch die Inter-
vention nicht erreicht. Kurzfristig waren die eintreffenden Hilfsgüter sicherlich
eine Erleichterung, auch wenn bereits zu Beginn von UNITAF im Dezember 1992
eher medizinische Versorgung als Nahrung fehlte. Problematisch war auch, dass
sich humanitäre Organisationen gezwungen sahen, Bewaffnete zum Schutz der
Nahrungsmittel vor Plünderungen anzuheuern. Damit wurde der Waffenhandel
weiter angeheizt. Teilweise gab es auch Abkommen, die es Kriegsherren erlaub-
ten, Nahrungsmittelhilfen selbst nach eigenem Ermessen zu verteilen, was –
ebenso wie die Zahlung von Schutzgeldern und Zöllen – deren Macht stärkte. Da-
mit stellt sich die Frage nach der Neutralität humanitärer Hilfe bzw. ob huma-
nitäre Hilfe zwangsläufig in das innerstaatliche politische Gefüge eingreift – und
welche Auswirkungen das hat.
Ebenfalls problematisch war die Überflutung des Getreidemarktes durch UNI-
TAF. Dies ließ den Preis noch weiter sinken ließ, wodurch der Anbau in Somalia
unrentabel wurde. Das hatte zwei Folgen. Erstens wurde damit ein Wiederaufbau
der Landwirtschaft verhindert, zweitens fanden tausende Saisonarbeiter keine Ar-
beit und wurden dadurch von Nahrungsmittelhilfe abhängig. Es scheint also leicht
möglich zu sein, dass es letztlich zu viel der – grundsätzlich eindeutig notwendi-
gen – Hilfe gibt, die dann Abhängigkeiten schafft und den (Wieder-) Aufbau einer
selbstständigen Agrarproduktion verhindert. In Somalia entwickelte sich um die
Nahrungsmittelhilfe eine regelrechte Bürgerkriegsökonomie, die eine Beendigung
des Bürgerkriegs erschwerte.
Die militärischen Kampfhandlungen wurden zum großen Teil von zivilen Fak-
toren angeheizt. Um also die Ursachen zu beseitigen oder wenigstens zu mildern,
ist eine Konzentration auf diverse zivile Aspekte notwendig. Militärische Macht
kann Anstrengungen unter Umständen komplementieren, bekämpft aber eher die
Symptome als die Ursachen. Ein Primat des Zivilpolitischen über das Militärische
ist daher für komplizierte Situationen, in denen langfristige Lösungen gefunden
werden sollen, unabdingbar.
Literatur
Bartl, Jürgen (1999): Die humanitäre Intervention durch den Sicherheitsrat der Vereinten Nationen im »Failed State«.
Das Beispiel Somalia, Frankfurt a. M.
Boulden, Jane (2001): Peace Enforcement: The United Nations experience in Congo, Somalia, and Bosnia, Westport
Connecticut u. a.
Clarke, Walter; Herbst, Jeffrey (Hrsg.) (1997): Learning from Somalia. The Lessons of Armed Humanitarian Inter-
vention, Colorado u. a.
Dehéz, Dustin (2007): Stellvertreterkrieg in Somalia, in: Blätter für deutsche und internationale Geschichte, Heft
2/2007.
Department of Public Information, United Nations (1996): The United Nations and Somalia. 1992-1996, New York.
Der Fischer-Weltalmanach 2007. Zahlen, Daten, Fakten, Frankfurt a.M.
Hasenclever, Andreas (2001): Die Macht der Moral in der internationalen Politik. Militärische Interventionen westli-
cher Staaten in Somalia, Ruanda und Bosnien-Herzegowina, Frankfurt u. a.
Herrmann, Ron H. (1997): Der kriegerische Konflikt in Somalia und die internationale Intervention 1992 bis 1995:
100
Eine entwicklungsgenetische und multidimensionale Analyse, Frankfurt a. M.
Hirsch, John L.; Oakley, Robert B. (1995): Somalia and Operation Restore Hope. Reflections on Peacemaking and
Peacekeeping, Washington D. C.
Howard, Lise Morjé (2008): UN Peacekeeping in Civil Wars, Cambridge u. a.
Institut für Afrika-Kunde (1991): Afrika-Jahrbuch. Politik, Wirtschaft und Gesellschaft in Afrika südlich der Sahara,
Wiesbaden.
Institut für Afrika-Kunde (1992): Afrika-Jahrbuch. Politik, Wirtschaft und Gesellschaft in Afrika südlich der Sahara,
Wiesbaden.
Institut für Afrika-Kunde (1993): Afrika-Jahrbuch. Politik, Wirtschaft und Gesellschaft in Afrika südlich der Sahara,
Wiesbaden.
Matthies, Volker (1992): Äthiopien, Eritrea, Somalia, Djibouti – das Horn von Afrika, München.
Murphy, Ray (2007): UN peacekeeping in Lebanon, Somalia and Kosovo. Operational and Legal Issues in Practice,
Cambridge.
Rezwanian-Amiri, Natalie (2000): Gescheiterter Staat – gescheiterte Intervention? Die humanitäre Intervention der
UNO in Somalia, Berlin u. a. Staatlichkeit im Wandel Bd. 2.
Ruf, Werner (1994): Die neue Welt-UN-Ordnung, Münster.
Thomashausen, Sopie (2002): Humanitarian Intervention in an evolving world order: The Cases of Iraq, Somalia,
Kosovo and East Timor, Pretoria.
Weber, Mathias (1997): Der UNO-Einsatz in Somalia: Die Problematik einer »humanitären Intervention«, Denzlin-
gen, Schriftreihe Politikwissenschaft Bd. 1.
Woodward, Peter (2006): US Foreign Policy and the Horn of Africa, New Hampshire u. a.
Internetlinks
Bamford, David: http://news.bbc.co.uk/2/hi/africa/6477787.stm (Stand: 31.5.2008).
BBC (Hrsg.): http://news.bbc.co.uk/2/hi/africa/6215877.stm (Stand: 31.5.2008).
Brenjo, Nina: http://www.alertnet.org/db/blogs/1265/2007/03/27-191034-1.htm (Stand: 31.5.2008).
CIA (Hrsg.): https://www.cia.gov/library/publications/the-world-factbook/geos/so.html (Stand: 31.5.2008).
Der Spiegel (Hrsg.): http://wissen.spiegel.de/wissen/dokument/69/21/dokument.html?titel=Abschuss+eines+
Qaida-Chefs&id=56831296&top=SPIEGEL&suchbegriff=somalia&quellen=&vl=0 (Stand: 31. 5. 2008).
Der Spiegel (Hrsg.): http://wissen.spiegel.de/wissen/dokument/33/64/dokument.html?titel=Somalia&id=
41954633&top=Land&suchbegriff=somalia&quellen=&vl=0 (Stand: 31. 5. 2008).
Der Spiegel (Hrsg.): http://www.spiegel.de/politik/ausland/0,1518,461793,00.html (Stand: 31.5.2008).
Engelhardt, Marc: http://www.spiegel.de/politik/ausland/0,1518,477094,00.html (Stand: 31.5.2008).
Grill, Bartholomäus: http://www.zeit.de/online/2007/01/Somalia-Grill (Stand: 31.5.2008).
Haydt, Claudia: http://www.imi-online.de/2002.php3?id=57 (Stand: 31.5.2008).
Knaup, Horand: http://www.spiegel.de/panorama/0,1518,555679,00.html (Stand: 31.5.2008).
Scheen, Thomas: http://www.faz.net/s/RubFC06D389EE76479E9E76425072B196C3/Doc
~E8C1429ABC8CB4B1EA20C271FE5110DB8~ATpl~Ecommon~Scontent.html (Stand: 31.5.2008).
Tagesanzeiger (Hrsg.): http://www.tagi.ch/dyn/news/ausland/701895.html (Stand: 31.5.2008).
UN (Hrsg): http://daccessdds.un.org/doc/UNDOC/GEN/N93/226/18/IMG/N9322618.pdf?OpenElement
(Gründung von UNOSOM II, Stand: 31.5.2008).
UN (Hrsg.): http://daccessdds.un.org/doc/RESOLUTION/GEN/NR0/010/92/IMG/NR001092.pdf?OpenElement
(Waffenembargo 1992, Stand: 31.5.2008).
UN (Hrsg.): http://daccessdds.un.org/doc/RESOLUTION/GEN/NR0/011/10/IMG/NR001110.pdf?OpenElement
(Gründung UNOSOM I, Stand: 31.5.2008).
UN (Hrsg.): http://daccessdds.un.org/doc/UNDOC/GEN/N92/772/11/PDF/N9277211.pdf?OpenElement
(Gründung von UNITAF, Stand: 31.5.2008).
UN (Hrsg.): http://www.un.org/Depts/dpko/dpko/co_mission/unosom2.htm (Stand: 31.5.2008).
UN (Hrsg.): http://www.un.org/Depts/dpko/dpko/co_mission/unosomi.htm (Stand: 31.5.2008).
UN (Hrsg.): http://www.un.org/Depts/german/sr/sr_08/sr1816.pdf (Stand: 8.6.2008).
UN (Hrsg.): Repertoire of the Practice of the Security Council, Years 1989 – 1992, Chapter VIII: 
http://www.un.org/Depts/dpa//repertoire/89-92/CHAPTER Prozent208/GENERAL Prozent20ISSUES/
Item Prozent2028_SC Prozent20respons Prozent20in Prozent20maint Prozent20IPS.pdf (Stand: 3.8.2008).
UN Hrsg.): http://daccessdds.un.org/doc/UNDOC/GEN/N07/485/62/PDF/N0748562.pdf?OpenElement
(Resolution 1772 vom 20.8.2007, Stand: 31.5.2008).
Wagner, Jürgen: http://www.imi-online.de/2007.php3?id=1529 (Stand: 31.5.2008).
101
Lena Jöst
Kosovo – Vorgeschichte und Folgen des NATO-Krieges
Kaum ein kriegerischer Konflikt der jüngsten Zeit hat so viele Kontroversen her-
vorgerufen wie der NATO-Krieg gegen das damalige Jugoslawien im Jahr 1999.
Es wird im Folgenden nicht möglich sein, eine endgültige Bewertung der Ge-
schehnisse in all ihren Facetten abzugeben. Vielmehr stellt der vorliegende Text
den Versuch dar, das vorliegende Material neu zu sichten und für die Fragestel-
lung unseres Projekts aufzubereiten.
Allgemeines
Nach einer Volkszählung von 1991 hatte der Kosovo 1,7 Millionen Einwohner.
Ethnisch gesehen waren ca. 90 Prozent Albaner, die restlichen 10 Prozent gehörten
ethnischen Minderheiten wie Serben, Montenegriner u. a. an. Serben und Albaner
unterscheiden sich nicht nur ethnisch, sondern in der Regel auch religiös: Serben
sind überwiegend christlich-orthodox, Albaner muslimisch.
Die serbische Provinz Kosovo hat eine 130 km lange Grenze mit Albanien und
eine Fläche von 10 887 km2. Die Grenze zu Mazedonien ist 158 km lang.
Die 1992 neu gegründete Bundesrepublik Jugoslawien bestand aus Serbien
und Montenegro. Dominiert wurde sie eindeutig von Serbien; die Amtssprache
war serbisch und die Hauptstadt die serbische Hauptstadt Belgrad. Serbien stellte
mit 88 361 km2 (darin eingerechnet sind die Provinzen Kosovo im Süden und Voj-
vodina im Norden der Republik Serbien) den größten Teil der 102 173 km2 großen
Fläche der Bundesrepublik Jugoslawien (BRJ) und dementsprechend weit mehr
als die Hälfte der Bevölkerung. Am 3. Juni 2006 erklärte sich Montenegro nach
einem Referendum für unabhängig von der BRJ. Zum Zeitpunkt des offenen Aus-
bruchs des militärisch geführten Konflikts 1999 war Kosovo Provinz Serbiens; es
erklärte sich am 17. Februar 2008 für unabhängig; diese Unabhängigkeit wurde von
Serbien allerdings nicht anerkannt, sondern als unerlaubte Sezession gewertet. 
Kurzer geschichtlicher Überblick
Bei der Teilung des Römischen Imperiums 395 fiel das Gebiet des heutigen Ko-
sovo an das Oströmische bzw. Byzantinische Reich. Mitte des 9. Jahrhunderts
wurde es Teil des mittelalterlichen Bulgarischen Reiches, fiel dann aber 1018 wie-
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der an Byzanz. Im zweiten Jahrzehnt des 13. Jahrhunderts brachte der junge, auf-
strebende Staat Serbien das Gebiet unter seine Kontrolle. Daraufhin wurde Ko-
sovo zum Zentrum der serbischen Orthodoxie. Während der Herrschaft des Zaren
Stefan Dusan, während der Serbien seine größte Ausdehnung erreichte, war Priz-
ren – im heutigen Kosovo – die Hauptstadt Serbiens. Zu dieser Zeit war die Be-
völkerungsmehrheit ethnisch wahrscheinlich serbisch. Trotz der Niederlage gegen
die expandierenden Osmanen 1389 bei der sagenumwobenen Schlacht auf dem
Amselfeld verblieb das Kosovo bei Serbien; erst 1455 fiel Kosovo an das Osma-
nische Reich. Seit dem 16. Jahrhundert nahm der ethnisch-albanische Bevölke-
rungsteil zu, während sich der Anteil der Serben rapide verringerte.
Die serbischen Ansprüche auf Kosovo leiten sich u. a. aus einem mit Mythen
verwobenen Geschichtsverständnis ab, das im Verlauf des 19. Jahrhunderts zum
»ideologischen Kern der serbischen Identität« wurde. Danach ist Kosovo die
»Wiege des mittelalterlichen Serbien«, das »serbische Jerusalem« (Sundhaussen
2000: 69). Dazu kommt die mythische Verklärung der Schlacht auf dem Amselfeld
1389, durch die »die militärische Niederlage in einen transzendenten Sieg verwan-
delt« wurde (Sundhaussen 2000:70). Dennoch markierte die Schlacht im serbischen
Geschichtsverständnis den Niedergang Serbiens und den Beginn einer »fünfhunder-
tjährigen Sklaverei der Türken, des Genozids und der Pogrome an den Serben«. Die
zum größten Teil muslimischen Albaner wurden zu »Vollstreckern der osmanisch-
türkischen Despotie« erklärt. Wahr ist das allerdings nicht; es fand nachweislich
kein Genozid statt und Zwangsislamisierungen waren nach Sundhaussen (2000:
71) die Ausnahme, nicht aber die Regel. 
Problematisch wurde diese Geschichtswahrnehmung erst 1844, als der serbi-
sche Innenminister ein politisches Geheimprogramm entwarf, dessen Hauptziel
die Wiederherstellung des mittelalterlichen Reiches unter Stefan Dusan war – dies
sei »heiliges historisches Recht der Serben« und die »Lösung der serbischen
Frage«. Seither ist die Errichtung eines großserbischen Reiches Hauptziel ser-
bisch-nationalistischer Politik. (Vgl. Sundhaussen 2000: 72)
War die ethnische Zugehörigkeit jahrhundertelang ohne größere Bedeutung, so
wurde diese im Verlauf des 19. Jahrhunderts – als Folge des Nationsveständnisses
seit der Französischen Revolution von 1789 – für die Bildung eines Staates zu-
nehmend relevant. Dabei trafen zwei Prinzipien aufeinander, die sich gegenseitig
ausschlossen: das moderne Selbstbestimmungsrecht und der Verweis auf »histori-
sche Rechte«. (Vgl. Sundhaussen 2000: 67)
Die serbisch-albanische Feindschaft kristallisierte sich erst im letzten Viertel
des 19. Jahrhunderts im Zuge der Bildung nationaler Identitäten und moderner
Nationalstaaten heraus. In der Vergangenheit hatten Serben und Albaner gemein-
sam auf dem Amselfeld gegen die Osmanen gekämpft und sich später gegen Miss-
stände im Osmanischen Reich aufgelehnt. Im Juni 1878 formierte sich die erste
albanische Nationalbewegung im multiethnischen Prizren. Somit ist Kosovo Aus-
gangspunkt der albanischen Nationsbildung. Ihr Ziel war der Fortbestand des
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multiethnischen und multikonfessionellen osmanischen Reiches, also eine Ver-
hinderung der Aufteilung des albanischen Siedlungsraumes unter den Nachbar-
staaten. Damit stellte sie sich gegen die serbischen »Separatisten und Terrori-
sten«, die für eine Abspaltung ihrer Territorien vom Osmanischen Reich
kämpften. Erst als deutlich wurde, dass das Osmanische Reich den Zusammenhalt
des albanischen Siedlungsraums nicht garantieren konnte, begannen die Albaner,
einen eigenen Staat zu fordern. (Vgl. Sundhaussen 2000: 73)
Während der Balkankriege 1912/1913 wurde Kosovo von serbischen Truppen
erobert und annektiert. Die Souveränität Serbiens bzw. Jugoslawiens über Kosovo
wurden allerdings in völkerrechtlichen Verträgen nur indirekt bestätigt. Aus serbi-
scher Sicht war es eine Befreiung, obwohl die Bevölkerungsmehrheit ethnisch ge-
sehen albanisch war; die serbischen Nationalisten behaupteten, die Albaner seien
eigentlich Serben, die während der Herrschaft des Osmanischen Reiches zwangs-
islamisiert wurden. 1913 kam es während der internationalen Verhandlungen, die
u. a. zur Teilung des albanischen Siedlungsraums und zur Gründung des (klein)al-
banischen Staates führten, im Kosovo zu heftigen Kämpfen zwischen Albanern
und Serben sowie massiven Ausschreitungen serbischer Truppen und paramilitäri-
scher Einheiten gegen die albanische Bevölkerung. Die Folge waren eine Massen-
flucht von Albanern und Zwangsbekehrungen zur Orthodoxie. Eine von der Car-
negie-Stiftung eingesetzte Enquete-Kommission bezeichnete die Vorgänge als
ethnische Säuberung und sah dahinter eine geplante Zwangsserbisierung des Ko-
sovo. (Vgl. Sundhaussen: 67-69)
Ausschreitungen von albanischer Seite folgten im Winter 1915/1916 gegen aus-
gezehrte serbische Truppen, die versuchten, sich zur nordalbanischen Küste durch-
zuschlagen. Nach dem Ersten Weltkrieg bildeten sich albanische Terrorbanden.
In den 20er Jahren verfolgte Belgrad eine Assimilationsstrategie und gewährte
den Albanern keine Minderheitsrechte – eine durchaus verbreitete Strategie von
sich modernisierenden Nationalstaaten – obwohl es vorübergehend zu einer Zu-
sammenarbeit zwischen dem Belgrader Regime und der Partei der türkischen und
albanischen Muslime kam.
Ende der 30er wurden sogar Vertreibungspläne entwickelt, die allerdings we-
gen des Beginns des Zweiten Weltkriegs nicht mehr umgesetzt werden konnten.
Sie wurden von den serbischen Tschetniks (nationalistische paramilitärische Ein-
heiten) aufgegriffen. Der militärische und politische Sieg der kommunistischen
Widerstandsbewegung unter Tito vereitelte jedoch deren Ausführung. (Vgl. Sund-
haussen 2000: 77)
Im Zweiten Weltkrieg wurde Kosovo von den faschistischen Achsenmächten
besetzt. Albanische Nationalisten arbeiteten mit ihnen zusammen, da sie sie als
Gegner ihrer Gegner (der Serben) betrachteten.
Im Zuge der kommunistischen Neugründung Jugoslawiens erlangte Kosovo
1946 einen Autonomiestatus und weitgehende Minderheitenrechte innerhalb der
jugoslawischen Republik Serbien, die aber in der Praxis erst ab 1966, nach dem
104
Sturz des mächtigen Geheimdienstchefs Aleksandar Rankovic, durchgesetzt wur-
den. (Vgl. Sundhaussen 2000: 77) In der Verfassung der Sozialistischen Föderati-
ven Republik Jugoslawien (SFRJ) von 1974 bestätigte Präsident Tito Kosovos be-
sonderen Status. Während der Kosovo also rechtlich eine Provinz Serbiens war,
konnte er seine territoriale Identität und Verwaltungsstrukturen entwickeln und
verfügte über eine eigenständige Vertretung in der kollektiven Präsidentschaft der
SFRJ. (Vgl. Thomashausen 2002: 88) Den Kosovaren wurde der Status einer
Volksgruppe, nicht aber der eines eigenständigen Volkes zugesprochen. In Ko-
sovo lebende Serben sahen sich bereits zu dieser Zeit einer zunehmenden Mar-
ginalisierung ausgesetzt; viele von ihnen verließen das Gebiet.
Ökonomische, soziale und politische Entwicklung
Im Kosovo gab es hauptsächlich zwei Wirtschaftszweige, Bergbau (Blei, Silber
und Zink) und Landwirtschaft. (Vgl. Pettifer 2000: 91) Bis zu Beginn des zweiten
Weltkriegs war Kosovo sowohl für die Osmanen als auch Serbien hauptsächlich
ein Lieferant billiger Rohstoffe, die anderswo weiterverarbeitet wurden. Industri-
ell war Kosovo stark unterentwickelt und abhängig. Nach dem Zweiten Weltkrieg
gewann auch das verarbeitende Gewerbe an Bedeutung und nach dem Fund
großer Braunkohlevorkommen in der Nähe von Pristina wurde Kosovo auch zu
einem wichtigen Energieerzeuger. (Vgl. Pettifer 2000: 93)
Mit der Verfassung von 1974 wurde die wirtschaftliche Kontrolle Serbiens
über Kosovo geschwächt. Albaner begannen, den Parteiapparat der Provinz zu
übernehmen. Jugoslawische Gastarbeiter wurden zu einem wichtigen Wirtschafts-
faktor, wirtschaftliche und politische Macht verlagerte sich zu den Albanern,
während die Kosovo-Serben aus eigener Kraft keine leistungsfähige und loyale
Führungsschicht aufbauen konnten. Begünstigt wurden die Kosovo-Albaner zu-
sätzlich von kosovoalbanischem Kapital aus dem Ausland bzw. von Kosovaren,
die im Ausland als Gastarbeiter beschäftigt waren. Die Kosovo-Serben bezogen
ihr Einkommen zu einem großen Teil aus dem Staatsapparat und nutzten daher
weniger die privatwirtschaftlichen Spielräume, die durch den sukzessiven Zerfall
des jugoslawischen Sozialismus entstanden. (Vgl. Pettifer 2000: 94-95)
Das Straßennetz war auch in den 90er Jahren sehr schlecht. Ähnliches galt im
Bereich der Telekommunikation; zwar gab es ein separates Netz für das Militär,
die Polizei und die Parteielite, aber noch in den 1980er Jahren gab es viele kleine
Dörfer ohne Telefonanschluss. Darüber hinaus wurde vielen albanischen Familien
ein Telefonanschluss verweigert, weil sie von den Behörden als politisch unzuver-
lässig eingestuft wurden. (Vgl. Pettifer 2000: 95-96)
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Der Konflikt
Die serbischen Nationalisten fanden sich mit der Aufwertung Kosovos nie ab. Im
Frühjahr 1985 gab der sogenannte »Fall Martinovic« – eine angebliche, nie restlos
aufgeklärte sexuelle Misshandlung eines Serben durch einen Albaner – den Natio-
nalisten aufgrund einer überzogenen und hysterischen Berichterstattung der Medien
Auftrieb. Sie schürten die Befürchtung, die serbische Minderheit im Kosovo
benötige Schutz vor den Albanern und erklärte sie gar zu Opfern eines Genozids.
(Vgl. Sundhaussen 2000: 80) Diesen Bestrebungen schloss sich 1986 auch die Ser-
bische Akademie der Wissenschaften – also ein Teil der geistigen Elite Serbiens –
an, die in einem Memorandum erklärte, in Kosovo fände ein »totaler Krieg« statt,
bei dem »Brandstiftungen, Morde, Vergewaltigungen serbischer Frauen und Schän-
dungen religiöser Stätten … an der Tagesordnung (seien)«, und die Errichtung eines
»serbischen Nationalstaats« durch Wiedereingliederungen der beiden autonomen
Provinzen Kosovo und Vojvodina forderte. (Zit. bei Sundhaussen 2000:81)
Ab 1987 instrumentalisierte der neue Präsident der Republik Serbien, Slobo-
dan Milosevic, antialbanische Ressentiments. Angesichts des rasanten ökonomi-
schen Verfalls von Jugoslawien, der schleichenden Erosion des jugoslawischen
Wertesystems und zunehmender Verteilungskämpfe in nationalen Führungscli-
quen der Republiken nutzte er ideologische Versatzstücke des serbischen Nationa-
lismus zur Eroberung und zum Erhalt seiner Macht. (Vgl. Sundhaussen 2000: 80)
1989 startete der serbische Schriftstellerverband eine groß angelegte nationalisti-
sche Kampagne zum 600. Jahrestag der Schlacht auf dem Amselfeld, in der ver-
kündet wurde, dass Kosovo ungeachtet der demographischen Entwicklung und
ethnischen Zusammensetzung serbisch sei. (Vgl. Sundhaussen 2000: 81-82)
Im März 1989 beschloss das serbische Parlament eine Verfassungsänderung,
die die Autonomie Kosovos aufhob. Dieser Schritt war ein Verstoß gegen die Ver-
fassung von 1974, die vorsah, dass derartige Verfassungsänderungen erst der Zu-
stimmung der jeweiligen Parlamente der autonomen Provinzen bedurften, bevor
sich das serbische Parlament damit befassen durfte. Nach dem Beschluss des ser-
bischen Parlaments wurde die Verfassungsänderung dem Parlament Kosovos vor-
gelegt, das am 23. März 1989 zustimmte – während das Parlamentsgebäude von
serbischen Panzern umstellt war. In der nächsten Parlamentssitzung widerrief eine
Mehrheit der Parlamentarier diese Entscheidung, was aber an dem neuen Status
Kosovos als serbische Provinz nichts mehr änderte. (Vgl. Schmidt 2000: 189) Am
2. Juli 1990 gingen die Parlamentarier einen Schritt weiter und erklärten den
Kosovo neben Serbien und Montenegro zur dritten, von Serbien unabhängigen,
Republik Jugoslawiens. Daraufhin wurde das Parlament Kosovos auf Beschluss
der serbischen Regierung für aufgelöst erklärt, die Regierung und andere Organe
wurden durch eine Sonderverwaltung abgelöst.
Die Albaner – damals rund 90 Prozent der Bevölkerung Kosovos – wurden
systematisch diskriminiert: sie brauchten eine spezielle Erlaubnis serbischer
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Behörden, um Eigentum zu erwerben, an Universitäten und in staatlichen Schulen
wurde nur auf Serbisch unterrichtet. (Vgl. Thomashausen 2002: 88) Ein im Juli
1990 vom serbischen Parlament erlassenes Gesetz erlaubte (Massen-)Entlassungen
aufgrund ethnischer Zugehörigkeit, politischer Überzeugung, Mitgliedschaft in
Gewerkschaften oder auch nur des Gebrauchs der albanischen Sprache während
der Arbeit. In der Folge stieg die Arbeitslosigkeit in Kosovo dramatisch an; etwa
70 Prozent der in der kosovarischen Verwaltung und öffentlichen Wirtschaft Be-
schäftigten verloren ihren Arbeitsplatz. Das Gesundheitssystem und das staatliche
Bildungssystem brachen aufgrund von Entlassungen weitgehend zusammen.
(Vgl. Schmidt 2000: 190-191) Willkürliche Verhaftungen und Gewalt gegen Al-
baner nahmen zu.
Die Abgeordneten des aufgelösten Parlaments verabschiedeten am 7. Septem-
ber 1990 eine Verfassung, die ihren Beschluss vom 2. Juli 1990 bekräftigte und
Kosovo zu einer eigenständigen Republik der Bundesrepublik Jugoslawien (BRJ)
erklärte. Später tagte das Parlament im Exil, da die meisten Abgeordneten von
Serbien per Haftbefehl gesucht wurden. (Vgl. Schmidt 2000: 191)
Das Eingreifen Dritter
Offene Kritik an der serbischen Politik kam im Juli 1991 von der KSZE/OSZE.
Am 26. und 30. September 1991 wurde in Kosovo ein von Kosovoalbanern orga-
nisiertes Referendum abgehalten, bei dem sich die überwiegende Mehrheit der
Bevölkerung für eine Unabhängigkeit Kosovos aussprach (99,8 Prozent bei einer
Wahlbeteiligung von 87 Prozent). Daraufhin erklärte das kosovarische Parlament
Kosovo am 19. Oktober zu einem unabhängigen und souveränen Staat, was – ab-
gesehen vom albanischen Parlament – international aber nie anerkannt wurde.
(Vgl. Schmidt 2000: 191-192)
Im Mai 1992 entsandte die KSZE eine Untersuchungskommission nach Ko-
sovo. Sie richtete mit Genehmigung des damaligen jugoslawischen Ministerpräsi-
denten eine Langzeitmission ein, die den Dialog zwischen Behörden und der örtli-
chen Bevölkerung fördern sollte, Informationen über Menschrechtsverletzungen
sammeln und Informationen für den Gesetzgebungsprozess in Bezug auf Men-
schenrechte, demokratische Wahlen, unabhängige Medien usw. bereitstellen
sollte. Gleichzeitig beurteilten ihre Berichte auch die Lage; so seien die Konflikt-
parteien im November 1992 mit dem Status quo relativ zufrieden gewesen. Die
Serben besaßen grundsätzlich die Kontrolle, während die Parallelstrukturen den
Albanern genügend Möglichkeiten boten, die Diskriminierungen abzuschwächen.
(Vgl. Loquai 2003: 41) Nach dem Beginn des Krieges in Bosnien im Frühjahr
1992 wurde die KSZE-Mitgliedschaft der BRJ suspendiert. Als Reaktion darauf
musste auf Drängen des serbischen Präsidenten Milosevic die Langzeitmission
Kosovo bis Ende Juli 1993 verlassen. (Vgl. Loquai 2003: 42)
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Am 24. Mai 1992 fanden Parlaments- und Präsidentschaftswahlen im Kosovo
statt – trotz der Ankündigung der Polizei, die als illegal angesehenen Wahlen ver-
hindern zu wollen. Wenngleich die Polizei in einigen Wahllokalen Wahlunterlagen
konfiszierte, verliefen die Wahlen größtenteils störungsfrei. Es gab – wegen der Po-
sition Belgrads, dass die Wahlen illegal seien –, allerdings keine formal akkreditier-
ten Beobachter. (Vgl. Schmidt 2000: 193) Alleiniger Präsidentschaftskandidat war
Ibrahim Rugova, Vorsitzender des Schriftstellerverbandes und Mitglied der Demo-
kratischen Liga von Kosovo (LDK), die mit 76 Prozent der Stimmen auch stärkste
Kraft im Parlament wurde; Rugova erhielt 99,7 Prozent. An den Wahlen beteiligten
sich 22 Parteien und Gruppierungen, von denen aber keine serbisch war. Insgesamt
kann man von einem wirksamen Wahlboykott der Serben und Montenegriner spre-
chen, da nur wenige von ihnen an den Wahlen teilnahmen. Die 14 Sitze, die nach
dem ethnischen Proporzsystem Abgeordneten serbischer und montenegrinischer
Herkunft zugestanden hätten, blieben daher unbesetzt. (Vgl. Schmidt 2000: 192-193)
Das Zusammentreten des Parlaments wurde allerdings von der serbischen Poli-
zei dauerhaft verhindert, so dass es bis zum Juni 1999 nie im Plenum zusammen-
trat. Unter diesen Umständen konnte das Schattenparlament wenig politische
Macht ausüben, was die parallelen Staatsstrukturen nachhaltig schwächte und
dazu führte, dass keine funktionierenden staatlichen Institutionen aufgebaut wer-
den konnten und die verfolgte Strategie des friedlichen Widerstands nicht lange
durchgehalten werden konnte. (Vgl. Schmidt 2000: 193) Premierminister wurde
Bujar Bukoshi. Die Regierung gab nicht alle Namen der Minister bekannt, um
ihre Sicherheit nicht zu gefährden. Ob ein Innen- oder Verteidigungsministerium
eingerichtet wurde, ist unklar. (Vgl. Schmidt 2000: 195)
Im Juni 1992 schaltete sich erstmals der Europäische Rat ein und nannte in der
Deklaration von Lissabon das Streben der Einwohner Kosovos nach Autonomie
legitim. Diese Ansicht wurde im Dezember 1992 bekräftigt, als der Europäische
Rat eine Wiederherstellung der Autonomie Kosovos innerhalb Serbiens durch
Dialog und vertrauensbildende Maßnahmen forderte. (Vgl. Reuter 2000: 322)
In Kosovo entwickelten sich nach den Wahlen in Teilbereichen Parallelstruktu-
ren, etwa im Bildungsbereich – es wurde sogar eine kosovoalbanische Universität
gegründet – und im Gesundheitsbereich. Finanziert wurden diese Parallelstruktu-
ren durch eine besondere Einkommenssteuer sowie Überweisungen von im Aus-
land arbeitenden Kosovo-Albanern und internationalen Organisationen. Räum-
lichkeiten und Sachmittel wurden oft von der Bevölkerung kostenlos zur
Verfügung gestellt. (Vgl. Rabehl 1999: 211-212) Die Entwicklung der Parallel-
strukturen stabilisierte zwar kurzfristig die Lage, trug aber auch dazu bei, dass die
ethnische Spaltung verschärft wurde und ethnische Zuordnungen und Feindbilder
an Bedeutung gewannen. Es gab kaum noch Kontakte zwischen serbischen und
kosovoalbanischen Bürgern. (Vgl. Rabehl 2000: 212)
Versuche Rugovas, den Kosovo-Konflikt zu internationalisieren, scheiterten zu
dieser Zeit. Es gab keine internationale Kosovo-Konferenz, die Idee von der Un-
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abhängigkeit wurde von den westlichen Staaten zurückgewiesen. (Vgl. Reuter
2000: 322) 1995 und 1996 richtete der Europäische Rat Appelle an Serbien,
Kosovo einen hohen Grad von Autonomie zu gewährleisten und zeigte sich
wegen der Lage der Menschen- und Minderheitenrechte besorgt. (Vgl. Reuter
2000: 323)
Der serbische Präsident Slobodan Milosevic wurde 1997 Staatsoberhaupt
Jugoslawiens. Sein Nachfolger als serbischer Präsident wurde Milan Milutinovic.
Position der albanischen Regierung
In den 90er Jahren war Albanien wirtschaftlich von Finanzhilfen hauptsächlich
westlicher Geberländer abhängig. Es gab Bemühungen, die Politik Albaniens mit
der von Rugovas Schattenstaat abzustimmen, gleichzeitig war auf Grund von Al-
baniens Schwäche der Einsatz eigener militärischer Mittel nicht realistisch. (Vgl.
Reuter 2000: 161) Nach dem Sturz der albanischen Regierung Ende 1997 wurden
Waffendepots von Armee und Polizei geplündert; der Preis von Waffen sank dra-
stisch. (Vgl. Reuter 2000: 167) Neben Menschen und Waren gelangten nun auch
Waffen unkontrolliert über die kosovarisch-albanische Grenze.
Mit eigenen wirtschaftlichen und politischen Problemen beschäftigt, hielt sich
die Regierung Albaniens aus dem Konflikt bis zur Bombardierung Jugoslawiens
durch die NATO offiziell heraus. Zwar blieb die Grenze zu Kosovo durchlässig,
so dass die UCK aus Albanien Nachschub organisieren und später in Flüchtlings-
lagern rekrutieren konnte, aber eine offene Unterstützung durch die albanische
Regierung erhielt sie nicht. Eine weitere Folge der Durchlässigkeit der Grenze
waren Flüchtlingsströme, die ungehindert aus Kosovo nach Albanien gelangten
und dort zu logistischen Problemen führten, da Albanien nicht darauf vorbereitet
war, so viele Flüchtlinge aufzunehmen – im Frühjahr 1999 kamen während der
Bombardierung Kosovos an manchen Tagen über 10 000 kosovoalbanische
Flüchtlinge. (Vgl. Schubert 2000: 223-224)
Erst mit Beginn der Bombardierung Jugoslawiens trat die albanische Regie-
rung als Fürsprecher eines unabhängigen Kosovo auf. Ein Anbindung Kosovos an
Albanien forderte sie nicht, da sie eine Dominanz Kosovos befürchtete. Während
der Bombardierung Jugoslawiens war Albanien eine wichtige Basis der NATO, da
es dem Militärbündnis seine Häfen, Flughäfen und Infrastruktur zur Verfügung
stellte. (Vgl. Reuter 2000: 167)
Die UCK
Mitte der 1990er Jahre wurde die Ushtria Clirimtare e Kosovoes, die UCK (»Be-
freiungsarmee des Kosovo«) gegründet. Sie vertrat die Auffassung, der Konflikt
könne nur mit Gewalt gelöst werden. Rugovas Versuche, ein Selbstbestimmungs-
recht auf friedlichem Weg zu erreichen, lehnte sie als illusorisch ab. 
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Auftrieb erhielt sie im November 1995 im Gefolge des Dayton-Abkommens,
in dem die Kosovo-Problematik überhaupt nicht angesprochen wurde. Die aus
Großbritannien, Frankreich, Italien, den USA, Russland und Deutschland beste-
hende Kontaktgruppe, deren Aufgabe es war, für Frieden auf dem Balkan zu sor-
gen, konzentrierte sich allein auf dessen Umsetzung. Dafür erachteten die USA
die Mitarbeit Serbiens bzw. Milosevics als ausgesprochen wichtig und bezeichne-
ten in Übereinstimmung mit Serbien die UCK als terroristische Organisation. Da-
durch fühlte sich Serbien von den USA in seinem massiven Vorgehen gegen die
UCK unterstützt. Viele Albaner schlossen daraus ihrerseits, dass die bisherige,
von Rugova vertretene Strategie der Gewaltlosigkeit wirkungslos war und inter-
national nicht gewürdigt würde, mit Gewalt aber neue Realitäten geschaffen wer-
den könnten. (Vgl. Reuter 2000: 171) 
Neben Serben – insbesondere serbischen Polizisten – nahmen die Anschläge
der UCK auch Kosovo-Albaner ins Visier, die sie der Kollaboration mit den serbi-
schen Behörden bezichtigten. Dies führte zu einer Radikalisierung beider Seiten
und untergrub die Versuche einer friedlichen Konfliktlösung durch das Parlament
und die Regierung Kosovos sowie deren Autorität.
Im November 1997 erklärte die UCK der »serbischen Besatzungsmacht« den
Krieg. (Vgl. Loquai 2003: 37) Zu Jahresbeginn 1998 wurde die Zahl der UCK-
Kämpfer vom serbischen Innenministerium auf höchstens 2 000 geschätzt. Die
Zahl stieg lawinenartig an; auf dem Höhepunkt ihrer Macht hatte die UCK 1998
ca. 12 000 bis 30 000 Mann unter Waffen. Die großen Unterschiede bei den Schät-
zungen lassen sich durch den Zählmodus erklären; bei einigen Schätzungen wur-
den nur ausgebildete Kämpfer gezählt, bei anderen wurden auch mit Gewehren
und uniformähnlicher Kleidung ausgestattete Männer aus ländlichen Gegenden
erfasst. (Vgl. Reuter 2000: 172-173)
Die UCK hatte zwei zentrale Probleme: Zum einen gab es keine zentrale Logi-
stik oder Kommandostruktur, geschweige denn eine einheitliche Strategie; die re-
gionalen Kommandeure der UCK waren relativ unabhängig. (Vgl. Rabehl 1999:
213) Zum anderen versuchte sie, sich in eroberten Gebieten festzusetzen, wurde
dadurch verwundbar und zur Zielscheibe. (Vgl. Reuter 2000: 176)
Die UCK verfügte bald über drei Zentren: die Region Drenica, die Region
Malisheva und die Region Gjakova. Drenica wurde zur ersten durch die UCK von
Serben »befreiten« Region und entwickelte sich rasch zu einem Magnet für alba-
nische Flüchtlinge, was auch wieder logistische und versorgungstechnische Pro-
bleme mit sich brachte. Gjakova liegt geographisch nahe an Albanien; hier fanden
häufig Kämpfe statt, da die UCK einen Abschnitt der kosovarisch-albanischen
Grenze für Nachschubtransporte sichern wollte. Die serbischen Streitkräfte konn-
ten dank ihrer militärischen Überlegenheit LKW-Transporte verhindern. Die
UCK konnte aber durch das Gebirge mit Hilfe von Maultieren Waffen heranschaf-
fen. Diese Methode schloss allerdings den Transport von schwerem Gerät aus.
(Vgl. Reuter 2000: 173-174)
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Die Anzahl serbischer Sicherheitskräfte im Kosovo war im Februar 1998
relativ hoch und betrug ca. 10 000 Polizisten und 11 000 bis 12 000 Mann der
regulären Armee. (Vgl. Reuter 2000: 173)
Beginn von Kampfhandlungen
Am 22. und 23. Februar 1998 wiederholte der US-Sonderbotschafter für den Bal-
kan, Robert S. Gelbard, auf Pressekonferenzen in Jugoslawien die Einschätzung
der USA, die UCK sei eine terroristische Organisation, gegen die serbische Si-
cherheitskräfte im Rahmen ihrer Polizeigewalt vorgehen würden. (Vgl. Loquai
2003: 37) Ende Februar 1998 begannen die serbischen Sicherheitskräfte mit dem
Versuch, die UCK zu zerschlagen. Es kam zu Zusammenstößen und Verlusten auf
beiden Seiten. Anfang März 1998 begannen die serbische Polizei und parami-
litärische Einheiten mit einer Offensive gegen die UCK im Dorf Srbica. Als öf-
fentlich wurde, dass auch albanische Zivilisten willkürlich getötet worden waren,
verurteilte die internationale Gemeinschaft das Verhalten der Behörden. Im Zeit-
raum vom 4. bis 7. März wurden über 80 Albaner, darunter 25 Frauen und Kinder,
von serbischen Sicherheitskräften getötet – das so genannte Drenica-Massaker.
Begleitend dazu erklärte der serbische Präsident, die UCK bestehe aus »albani-
schen Separatisten und Terroristen« (Reuter 2000:174). Dass die meisten Opfer
der Kampagne gegen die UCK Zivilisten waren, wurde in den serbischen Medien
verschwiegen. (Vgl. Reuter 2000: 174)
Die Kontaktgruppe verurteilte in einer Erklärung vom 9. März sowohl das bru-
tale Vorgehen der serbischen Sicherheitskräfte als auch die Terrorakte der UCK.
(Vgl. Reuter 2000: 324) Bei einem Treffen der Kontaktgruppe einigte sie sich auf
ein Embargo von Waffen und Ausrüstung, die zur Unterdrückung in der BRJ ein-
gesetzt werden könnten. Während Russland den Einsatz weiterer Zwangsmaßnah-
men ablehnte, drohte die US-Außenministerin Madeleine Albright mit einer uni-
lateralen Aktion der USA gegen Serbien, falls die gewaltsame Unterdrückung der
Kosovoalbaner, die sie als ethnische Säuberung bezeichnete, nicht beendet würde.
Die Kontaktgruppe stellte Milosevic ein Ultimatum, um die paramilitärischen ser-
bischen Einheiten aus dem Kosovo zurückzuziehen und einen Dialog mit Vertre-
tern der ethnischen Albaner zu beginnen. Milosevic weigerte sich, den US-Ge-
sandten Gelbard zu treffen und wies einen europäischen Friedensvorschlag
zurück. (Vgl. Thomashausen 2002: 90-91)
Danach intensivierten sich die Kämpfe und verlagerten sich zur Grenze nach
Albanien. Die serbischen Streitkräfte begannen, ganze Dörfer mit Artillerie- und
Panzergranaten zu beschießen, was unter der albanischen Bevölkerung Verbitte-
rung hervorrief, sie polarisierte und der UCK Zulauf bescherte.
Am 31. März 1998 verhängte der Sicherheitsrat in der Resolution 1160 unter
Berufung auf Kapitel VII der UN-Charta ein Waffenembargo gegen Jugoslawien
inklusive Kosovo, das so lange in Kraft bleiben sollte, bis Serbien u. a. die Einhei-
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ten der Sonderpolizei zurückgezogen und Handlungen der Sicherheitskräfte, die
die Zivilbevölkerung beeinträchtigten, gestoppt habe. Der Sicherheitsrat forderte
Belgrad weiterhin auf, mit der Kontaktgruppe zu kooperieren, um eine akzeptable
politische Lösung auszuhandeln. Gleichzeitig deutete die Resolution an, dass die
territoriale Integrität Jugoslawiens nicht angetastet werden, Kosovo aber eine
größere Autonomie erhalten solle (Ziffer 5: »… und bekundet seine Unterstützung
für einen verbesserten Status für das Kosovo, der auch ein erheblich größeres
Maß an Autonomie und sinnvoller Selbstverwaltung mit einschließt«.). Die koso-
voalbanische Führung wurde aufgerufen, alle terroristischen Aktivitäten zu verur-
teilen. (Vgl. UN 1998) Der UN-Vertreter Jugoslawiens bezeichnete die Resolution
als Einmischung in die inneren Angelegenheiten Jugoslawiens und beschuldigte
die Kontaktgruppe, das Ziel der UCK zu unterstützen, die Selbstbestimmung des
Kosovo zu erreichen. Er erklärte, Serbien werde eine Sezession niemals zulassen.
(Vgl. Thomashausen 2002: 91)
Milosevic weigerte sich, die Sondereinheiten der Polizei zurückzuziehen. Zu
Gesprächen mit der Kontaktgruppe erklärte er sich erst bereit, nachdem diese (mit
Ausnahme Russlands) für ein Verbot von Investitionen stimmte. Während der
Verhandlungen erhöhte er die Anzahl der Sondereinheiten in Kosovo auf ge-
schätzte 40 000 bis 50 000 Mann. Auch die Verhandlungen mit den ethnischen
Albanern wurden schwieriger, da der Präsident Rugova, der eine diplomatische
Lösung anstrebte, immer mehr Einfluss und Unterstützung an die militante UCK
verlor, die kompromisslos auf einer staatlichen Unabhängigkeit Kosovos bestand.
(Vgl. Thomashausen 2002: 91-92) Versuche der Exilregierung, eine eigene
Truppe aufzustellen, sorgten für einen Konflikt mit der UCK, die keine rivalisie-
rende Streitmacht dulden wollte und bereits mächtig genug war, um eine Macht-
position der FARK (Streitkräfte der Republik Kosovo) zu verhindern. Damit blieb
die UCK aus Sicht der Albaner die einzige bewaffnete Macht, die ihnen Sicher-
heit gewährleisten konnte. (Vgl. Reuter 2000: 182)
Bis Mitte Mai 1998 waren etwa 20 000 Kosovo-Albaner aus Kosovo geflohen.
Ende Mai starteten die serbischen Streitkräfte eine Offensive, um an der Grenze
zwischen Kosovo und Albanien ein zehn Kilometer breites Niemandsland zu schaf-
fen. Sie brannten entlang der strategisch wichtigen Straße von Pristina nach Peja
Dörfer nieder. Die Stadt Decan wurde ebenfalls zerstört, ihre etwa 20 000 Einwoh-
ner mussten flüchten. Das Grenzgebiet wurde vermint. (Vgl. Reuter 200: 175)
Anfang Juni autorisierte die NATO – als symbolische Geste und implizite Dro-
hung – 80 Kampfflugzeuge, über die angrenzenden Länder Mazedonien und Al-
banien zu fliegen (»Operation Determined Falcon«). Es gab aber weder innerhalb
der NATO noch in der Kontaktgruppe Einigkeit über das weitere Vorgehen. Die
USA willigten ein, keinen Alleingang zu unternehmen und forderten die europäi-
schen Verbündeten dazu auf, Luftangriffen oder sogar der Entsendung von Bo-
dentruppen zuzustimmen. Frankreich bestand auf einer entsprechenden Resolu-
tion des Sicherheitsrates. Russland als historischer Verbündeter Serbiens drohte
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jedoch damit, gegen jede Zwangsmaßnahmen autorisierende Resolution des Si-
cherheitsrats sein Veto einzulegen. Damit kam es nicht zu sofortigen Maßnahmen,
auch wenn die NATO-Verteidigungsminister damit begannen, Pläne für eine mi-
litärische Intervention auszuarbeiten. (Vgl. Rabehl 1999: 216)
Motive der USA
Das Drängen der USA auf eine militärische Intervention hatte auch innenpoliti-
sche Gründe. Sie bot dem US-Präsidenten Clinton eine Möglichkeit, von dem
Lewinsky-Skandal, der ihn öffentlich belastete, abzulenken. Gleichzeitig drängten
die Medien auf ein Handeln. Daher vertraten die USA die Meinung, ein Eingrei-
fen sei auch ohne Mandat des UN-Sicherheitsrats zulässig, und versuchten im
Sommer 1998, die anderen NATO-Mitglieder davon zu überzeugen. (Vgl. Loquai
2003: 47)
Mitte Juni erzielte die UCK militärisch eine Reihe von Erfolgen. Sie eröffnete
neue Fronten gegen die serbischen Sicherheitskräfte, gleichzeitig begann sie mit
der Vertreibung von serbischen Bewohnern aus Zentralkosovo. Aufgrund der zu-
nehmend intensiven Kämpfe erhöhte sich der Druck auf westliche Regierungen
und die NATO, etwas zu unternehmen.
Am 24. Juni lehnte die UCK einen vom amerikanischen Balkanbeauftragten
Holbrooke vorgeschlagenen Waffenstillstand ab, Mitte Juli behauptete sie,
40 Prozent des kosovarischen Territoriums zu kontrollieren, eine nicht nachprüf-
bare Angabe. Aufgrund ihres militärischen Aufstiegs wurde die UCK von der in-
ternationalen Gemeinschaft als unverzichtbarer Partner angesehen. (Vgl. Reuter
2000: 175) Das inoffizielle Parlament Kosovos erkannte die UCK im Juli als
»legitime Streitmacht« an, die Regierung Albaniens sowie die politische Führung
der Albaner in Mazedonien schlossen sich an. (Vgl. Reuter 2000: 177)
Bisher hatte die UCK erfolgreich Guerillataktiken angewendet. Sie vermied of-
fene Kämpfe und zog sich nach kurzen Überraschungsangriffen gegen die serbi-
sche Polizei zurück. Eine Einschätzung der Lage wurde am 15. Juli vom Vorsit-
zenden des NATO-Militärausschusses vor dem NATO-Rat abgegeben. Seiner
Auffassung nach war die serbische Polizei in der Defensive, während die Zeit für
die UCK arbeitete. Das lässt darauf schließen, dass es für die BRJ zwei Möglich-
keiten gab: entweder bei dem bisherigen Vorgehen zu bleiben und eine weitere
Ausbreitung der UCK insbesondere in ländlichen Gebieten zu akzeptieren oder
aber eine umfassende Offensive zu starten. (Vgl. Loquai 2003: 38) Die BRJ ent-
schied sich für die zweite Möglichkeit. Die auf die Erfolgsserie der UCK folgende
serbische Offensive beraubte die UCK einer Hochburg nach der anderen und ver-
trieb sie nach Nordalbanien. (Vgl. Rabehl 1999: 214)
Am 23. September 1998 beschloss der Sicherheitsrat die Resolution 1199.
Darin wurden ein Waffenstillstand, die »Einstellung aller Handlungen der Sicher-
heitskräfte, die die Zivilbevölkerung schädigen, sowie die Anordnung des Rück-
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zugs der Sicherheitseinheiten, die zur Unterdrückung der Zivilbevölkerung einge-
setzt werden« und die »Ermöglichung einer wirksamen und fortgesetzten interna-
tionalen Überwachungstätigkeit im Kosovo« gefordert. (Vgl. UN) Es gab aller-
dings keine klare Drohung mit der Anwendung militärischer Gewalt, da Russland
sonst sein Veto eingelegt hätte. China enthielt sich der Stimme mit der Argumen-
tation, Kosovo sei eine interne Angelegenheit der BRJ. Neu war die Verwendung
des Begriffs einer » sich abzeichnenden humanitären Katastrophe« (u. a. Ziff. 2),
der hier das erste Mal in einer Resolution zu Kosovo auftaucht. (Vgl. Loquai
2003: 46)
Einen Tag später, am 24. September, löste die NATO die Stufe »Activation
Warning« aus, so dass der Oberbefehlshaber die Mitgliedsstaaten auffordern
konnte, die Kontingente zu nennen, die sie für einen Luftkrieg bereitstellen wür-
den. (Vgl. Loquai 2003: 48)
Schätzungen des UN-Generalsekretärs zufolge gab es zu dem Zeitpunkt ca.
230.00 Flüchtlinge.
Am 28. September erklärte Milosevic das Ende der Offensive gegen die UCK,
die »praktisch nicht mehr existent« sei. (Loquai 2000:31) Die deutsche Botschaft
in Belgrad konstatierte am 6. Oktober, dass die jugoslawische Armee sich fast
vollständig in die Kasernen zurückgezogen und teilweise aus dem Kosovo verlegt
worden sei. Einige Flüchtlinge würden bereits zurückkehren, gleichzeitig biete
das Sicherheitsvakuum auch der UCK die Möglichkeit der Rückkehr. (Vgl. Lo-
quai 2003: 48)
Holbrooke-Milosevic-Abkommen
Am 13. Oktober erklärte Holbrooke, dass ein Abkommen mit Belgrad erzielt wor-
den sei. Es beinhaltete die Erfüllung aller Forderung der Resolution 1199 – einen
umfassenden Waffenstillstand, Rückzug der nicht ständig im Kosovo stationierten
Truppen, Zugang für humanitäre Organisationen sowie die Zusammenarbeit mit
dem Haager Kriegsverbrechertribunal. Darüber hinaus rief das Abkommen zu ei-
ner Kosovo Verification Mission (KVM) auf: Belgrad stimmte der Stationierung
von 2 000 unbewaffneten OSZE-Beobachtern in Kosovo zu, die die Einhaltung
des Waffenstillstands durch Serbien überwachen sollten. Zu ihrer Unterstützung
sollte eine NATO-geführte Luftaufklärung durch unbewaffnete Flüge stattfinden.
Gleichzeitig sollte eine schnelle, 1 700 Mann starke Eingreiftruppe in Mazedo-
nien stationiert werden, um im Notfall die Beobachter aus dem Kosovo heraus-
bringen zu können. Weiterhin wurde ein Zeitplan für eine politische Regelung des
Konfliktes vereinbart. – Das zentrale Problem des Abkommens war, dass es die
UCK nicht mit einschloss. 
Die Informationen über dieses Abkommen beruhen ausschließlich auf Verlautba-
rungen der US-Regierung; es ist niemals veröffentlicht worden und es wird sogar
bezweifelt, dass es ein einheitliches Schriftstück ist. (Vgl. Loquai 2003: 52-53)
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Später am gleichen Tag beschloss die NATO die »Activation Order«, womit sie
den NATO-Generalsekretär dazu autorisierte, jederzeit mit Luftangriffen gegen
Serbien zu beginnen. (Vgl. Loquai 2003: 48)
Am 24. Oktober verabschiedete der Sicherheitsrat die Resolution 1203, die die
KVM, die Luftüberwachung und die Eingreiftruppe unterstützte und die Notwen-
digkeit eines sofortigen Dialogs betonte. Daraufhin verbesserte sich die Situation
im Kosovo deutlich. Die jugoslawische Seite erfüllte ihre Verpflichtungen weitge-
hend. (Vgl. Loquai 2000: 32) Daher verzichtete die NATO auf die Durchführung
der angedrohten Luftschläge. Währenddessen arbeitete der US-Botschafter an
einer für beide Seiten akzeptablen politischen Lösung. Für die UCK bedeutete der
Waffenstillstand eine Atempause. Während sich die serbischen Streitkräfte aus
Kosovo zurückziehen mussten, konnte sich die UCK neu formieren und auch
bewaffnen. Es wurde eine zentrale Kommandostruktur eingerichtet. Bis zu dem
Waffenstillstand war ihre Hauptwaffe die Kalaschnikov gewesen; zu Jahresende
1998 besaß die UCK zusätzlich Antipanzerraketen, Flugabwehrkanonen und
Scharfschützengewehre, die gepanzerte Fahrzeuge auf eine Entfernung von 1 000
Metern durchschlagen konnten. (Vgl. Reuter 2000: 177-178)
Schon am 25. Oktober warnte die deutsche Botschaft, dass auch auf die UCK
Druck ausgeübt werden müsse, da diese lediglich verbale Warnungen nicht ernst
nehme. (Vgl. Loquai 2003:79) Da die UCK von vornherein nicht an dem Abkom-
men beteiligt worden war, fühlte sie sich nicht an dieses gebunden. Dennoch
schien sich die Situation zu entspannen; nach Berichten der KVM herrschte im
November 1998 eine »angespannte Ruhe«. Es gab keine größeren Kampfhand-
lungen und eine große Zahl der Flüchtlinge kehrte zurück. (Loquai 2003: 73-75)
Umstritten war, ob die OSZE befugt war, Kasernen und Waffen der jugoslawi-
schen Streitkräfte zu inspizieren. Der Leiter der Mission, William Walker, bestand
zwar auf einer solchen Kompetenz, sie wird aber in keinem Abkommen ausdrück-
lich genannt und wurde von der jugoslawischen Seite zurückgewiesen. Brisant
war hierbei insbesondere, dass die NATO an den Ergebnissen dieser Inspektionen
äußerst interessiert war, insbesondere an denen über die Luftverteidigungssy-
steme. Diese »nicht zu verbergende nachrichtendienstliche Aufklärungstätigkeit
von OSZE-Mitarbeitern für die NATO« (Loquai 2003:77) war insbesondere des-
halb so interessant, weil der Einsatzbefehl der NATO immer noch existierte und
nur ausgesetzt war.
Laut dem damaligen Vorsitzenden des NATO-Militärausschusses hatte der
Rückzug der serbischen Sicherheitskräfte der UCK Luft und die Möglichkeit ver-
schafft, sich wieder auszubreiten. Sie errichtete Straßensperren und Grenzposten,
führte Uniformen ein und war – natürlich – bewaffnet. (Vgl. Loquai 2003: 79)
Dass sie von ihrer Forderung nach Unabhängigkeit für Kosovo nicht abrückte,
zeigt sich exemplarisch an der Ablehnung eines Entwurfs für ein Friedensabkom-
men Anfang Dezember, da dieser keine Unabhängigkeit vorsah und damit Aus-
druck der Bemühungen sei, »die serbische Besetzung des Kosovo international zu
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legitimieren«. (Loquai 2003:81) Im Dezember 1998 stieg die Anzahl der (Gue-
rilla-)Angriffe der UCK auf serbische Polizisten, serbische Zivilisten und mit Ser-
ben zusammenarbeitende Kosovo-Albaner wieder stark an. Die serbischen Poli-
zeieinheiten und die jugoslawische Armee reagierten mit vermehrten Patrouillen;
die Zahl der Toten auf beiden Seiten stieg an. (Vgl. Loquai 2003: 81)
Im Nordosten kam es Ende Dezember zu direkten Kämpfen zwischen der UCK
und serbischen Sicherheitskräften. Berichte über die Anzahl von Flüchtlingen ge-
hen sehr weit auseinander. Während beispielsweise die SZ berichtete, dass nach
albanischen Angaben mindestens 10.000 Menschen in die Wälder geflüchtet seien
(und das im Winter!), so war das Verteidigungsministerium der Auffassung, derar-
tige Berichte könnten nicht bestätigt werden. Im Gegenteil seien die meisten
Menschen nach dem Abflauen der Kämpfe in ihre Häuser zurückgekehrt und nur
etwa 100 Personen aus der Region geflüchtet. (Vgl. Loquai 2003: 83-84)
Am Ende des Jahres 1998 kontrollierte die UCK bereits wieder ländliche Ge-
biete in Kosovo, während die serbischen Sicherheitskräfte strategisch wichtige
Städte, Straßenverbindungen und die Grenze zu Albanien und Mazedonien kon-
trollierten. Von dem Waffenstillstandsabkommen ungebunden, konnte die UCK in
das Vakuum vorstoßen, das der Rückzug der jugoslawischen Streitkräfte geschaf-
fen hatte.
Ende des Jahres 1998 wurde die Zahl der Binnenflüchtlinge und Vertriebenen
auf 300 000, die der Toten auf 2 000 geschätzt. Schätzungen zufolge verlor die
UCK 1998 1 000 Mann. (Vgl. Reuter 2000: 176)
Das »Massaker von Racak« und andere Ereignisse
Am 15. Januar 1999 gab es schwere Kämpfe zwischen Sicherheitskräften und der
UCK um das Dorf Racak. Im Vorfeld waren die Spannungen in der Region nach
der Ermordung dreier serbischer Polizisten durch die UCK und eine Verstärkung
der Alarmbereitschaft der serbischen Polizei sowie eine Zunahme von Aktivitäten
der jugoslawischen Armee stark gestiegen. Als OSZE-Beobachter später an dem
Tag Zutritt zu Racak erhielten, fanden sie einen toten Zivilisten – ein Kosovo-Al-
baner – und ihnen wurde von der Bevölkerung mitgeteilt, 20 Männer seien ver-
haftet worden. Am nächsten Tag, dem 16. Januar, berichteten Dorfbewohner, ser-
bische Sicherheitskräfte, von denen einige die Uniform der serbischen Polizei,
andere schwarze Uniformen und Skimasken getragen hatten, hätten Racak am
Morgen betreten, einige Bewohner getötet und andere festgenommen. Die Dorf-
bewohner behaupteten, sowohl serbische Polizisten als auch serbische Zivilisten
erkannt zu haben. Insgesamt fand die OSZE in der Nähe und in Racak insgesamt
45 tote Kosovo-Albaner, darunter auch die 20 Männer, die am vorigen Tag festge-
nommen worden waren. Einige Leichen waren enthauptet. (Vgl. OSZE) Als der
Leiter der OSZE-Mission informiert wurde, telefonierte er zunächst mit dem US-
Außenministerium und ließ dann die Presse informieren. Journalisten wurde am
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Tatort freie Hand gelassen; es gab von seiner Seite aus keine Bemühungen, Be-
weise zu sichern. (Vgl. Loquai 2003: 95)
Am 18. Januar scheiterte eine Erklärung des Ständigen Rates der OSZE am
Widerstand Russlands, das vor öffentlichen Schuldzuweisungen eine Untersu-
chung forderte. Stattdessen wurde eine Erklärung des Vorsitzenden veröffentlicht,
die »diese Gräueltaten, die – wie die OSZE-Mission feststellte – von der Armee
und der Polizei der BRJ gegen unbewaffnete Zivilisten begangen wurden« (OSZE
1999) verurteilt. Nach einem ersten Autopsiebericht der Leiterin der finnischen
Expertengruppe kam es zu bemerkenswert gemäßigteren Reaktionen. Der Vorsit-
zende des Ständigen Rates der OSZE rief zu einer gründlichen kriminalistischen
Untersuchung auf, ein indirektes Eingeständnis, dass es noch offene Fragen gab.
(Vgl. Loquai 2003: 103) Bis heute ist nicht eindeutig geklärt, ob und wie viele
Opfer Mitglieder der UCK waren. Auch die genauen Vorgänge sind unklar. 
Am 26. Januar trafen sich die Außenminister Russlands und der USA und ver-
öffentlichten eine gemeinsame Erklärung, in der sie gemeinsam die erneute Of-
fensive Serbiens verurteilten und dazu die BRJ aufforderten, sich an das Abkom-
men vom Oktober zu halten. (Vgl. Thomashausen 2002: 96) Am 28. Januar hielt
der Generalsekretär der Vereinten Nationen, Kofi Annan, eine Rede vor dem
NATO-Rat, in der er Racak als Verbrechen gegen die Menschlichkeit bezeichnete
und andeutete, dass auch bei internen Konflikten der Einsatz von Gewalt als letz-
tes Mittel notwendig sein könne, und im Kosovo andere Möglichkeiten der Kon-
fliktbeilegung wohl bald ausgeschöpft sein würden. Er stellte eine Verbindung der
Situation im Kosovo mit den Lehren aus dem Bosnienkrieg her und gab damit
eine ziemlich deutliche Aufforderung an die Adresse der NATO, Gewalt einzuset-
zen. (Vgl. NATO 1999)
Am 29. Januar stellte die Kontaktgruppe beiden Seiten ein Ultimatum, mit ih-
nen besprochenen Vorschlägen der Kontaktgruppe für eine Übergangslösung zu-
zustimmen, und forderte sie auf, zu Friedensgesprächen nach Rambouillet in
Frankreich zu kommen. Für den Fall des Nichterscheinens wurden Konsequenzen
angedroht – wobei nicht offen mit militärischen Mitteln gedroht wurde, um Russ-
lands Unterstützung nicht zu verlieren. Diese Vorschläge enthielten eine sofortige
Beendigung aller Feindseligkeiten und eine Rückkehr des Kosovo zu dem in der
Verfassung von 1974 festgelegten Autonomiestatus. Eine Zusammenfassung der
Verhandlungen innerhalb der NATO findet sich bei Loquai (2003:111-116). Im
Ergebnis verhärtete die NATO auf Betreiben der USA ihre Haltung gegenüber der
BRJ und ermächtigte den NATO-Generalsekretär, Javier Solana, nach Konsulta-
tion mit den NATO-Mitgliedsstaaten Luftangriffe anzuordnen. (Vgl. Loquai
2003:114) Am 31. Januar drohte der NATO-Generalsekretär mit Luftangriffen der
NATO, wenn die Forderungen der internationalen Gemeinschaft und alle relevan-
ten Resolutionen des Sicherheitsrates nicht erfüllt würden. (Vgl. Thomashausen
2002: 97) Die BRJ sah in dieser Drohung eine Bedrohung für die politische Unab-
hängigkeit und territoriale Integrität in Verletzung von Art. 2 Abs.4 der UN-
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Charta und forderte eine außerordentliche Sitzung des Sicherheitsrates. Es wurde
aber keine Resolution verabschiedet, die die Drohung der NATO verurteilte. (Vgl.
Thomashausen 2002: 98)
Friedensverhandlungen von Rambouillet
Am 6. Februar begannen die Friedensverhandlungen von Rambouillet, an der
tatsächlich beide Seiten teilnahmen. Leiter der albanischen Delegation war Hakim
Thaci, damals politischer Sprecher der UCK. Seine Ernennung bedeutete eine
Schwächung Ibrahim Rugovas, der insbesondere bei der städtischen Bevölkerung
an Zustimmung verloren hatte. (Vgl. Reuter 2000:179)
Milosevic selbst kam allerdings nicht, da er befürchten musste, wegen ihm
voirgeworfener Kriegsverbrechen verhaftet zu werden. Im Kern sah der Friedens-
plan vor, dass eine NATO-geführte, 26 000 Mann starke Friedenstruppe in Jugo-
slawien – also nicht nur Kosovo – für die Dauer einer dreijährigen Übergangs-
phase stationiert werden sollten. In dieser Zeit sollte Kosovo zwar weitgehend
autonom, aber kein eigenständiger Staat sein. Nach dem Ende der Übergangszeit
sollte dann aber – entgegen der Forderung der ethnischen Albaner – kein Referen-
dum über den Status des Kosovo abgehalten werden. Vielmehr sollte die Status-
frage auf einer späteren internationalen Konferenz besprochen werden.
Die Stationierung der Friedenstruppe, die sich de facto in ganz Jugoslawien
frei bewegen konnte, wurde von der Kontaktgruppe erst kurz vor Schluss der Ver-
handlungen als Anhang zu den militärischen Aspekten eingebracht, über den nicht
verhandelt wurde. Diese Bestimmung war für die von Milan Milutinovic geleitete
jugoslawische Delegation unannehmbar, da sie die Souveränität und die Integrität
Jugoslawiens verletzte.
Auch die UCK war von einer Stationierung der NATO-Truppen nicht über-
mäßig begeistert, da sie darauf fixiert war, eine Unabhängigkeit mit militärischer
Gewalt durchzusetzen. Unter diesen Umständen konnte eine übereinstimmende
Einigung nicht erzielt werden. Es kam zu keiner endgültigen Einigung, aber im-
merhin zur Einigung auf eine zweite Verhandlungsrunde. 
Die kosovo-albanische Seite (UCK und LDK) einigte sich am 23. Februar, dem
letzten Tag der Verhandlungen von Rambouillet, auf die Bildung einer gemeinsa-
men Übergangsregierung für Kosovo, die allerdings nicht zustande kam. (Vgl.
Reuter 2000: 181)
Bei der zweiten Verhandlungsrunde, die in Paris stattfand, unterbreitete die ser-
bische Delegation einen anderen Plan, der eine formelle Unterwerfung Kosovos
bedeutet hätte. Dieser Plan wurde von allen Mitgliedern der Kontaktgruppe abge-
lehnt. (Vgl. Thomashausen 2002: 99) Die USA machten deutlich, dass eine Bom-
bardierung Serbiens erfolgen werde, wenn der von der NATO vorgeschlagene
Friedensplan nur an der Blockadehaltung der serbischen Delegation scheitern
würde. Daraufhin unterzeichnete die kosovoalbanische Delegation den Friedens-
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plan der Kontaktgruppe – in Erwartung dessen, dass Serbien sich verweigere und
die NATO ihre militärische Drohung wahrmachen würde. (Vgl. Rabehl 1999: 218)
Die Lage in Kosovo war auch nach dieser Verhandlungsrunde, noch am 18. März
Berichten der OSZE zufolge angespannt, aber ruhig. (Vgl. Loquai 2003: 142)
Am 20. März, als sich die 1 380 KVM-Beobachter in Erwartung eines NATO-
Angriffs auf Serbien aus dem Kosovo zurückzogen – was durch das serbische
Parlament verurteilt wurde –, begannen die jugoslawischen Streitkräfte mit einer
neuen Offensive gegen Dörfer in der Drenica-Region im Kosovo. Berichten der
US-Geheimdienste zufolge bewegten sich zwischen 3 000 bis 5 000 Mann auf
Pristina, die Hauptsstadt Kosovos, zu. Eine etwa gleichstarke Truppe war auf dem
Weg zur Drenica-Region, um die dortigen 40 000 Mann starken jugoslawischen
Streitkräfte zu verstärken. (Vgl. Thomashausen 2002: 100) Am 22. März stellten
Nachrichtenexperten des deutschen Verteidigungsministeriums allerdings fest,
dass es keine Zunahme an Kampfhandlungen in Kosovo gebe und keinerlei Ten-
denzen zu ethnischen Säuberungen erkennbar seien. (Vgl. Loquai 2003: 143) 
Für einen letzten diplomatischen Versuch flog der US-Gesandte Holbrooke am
23. März 1999 nach Belgrad, konnte aber auch in einer sechsstündigen Diskus-
sion keinen Sinneswandel Milosevics bewirken. Noch am gleichen Nachmittag
lehnte das jugoslawische Parlament das internationale Abkommen ab. Daraufhin
flog Holbrooke zum NATO-Hauptquartier und informierte Generalsekretär
Solana, der daraufhin General Clark anwies, die Luftangriffe auf Jugoslawien
durchzuführen. Der UN-Sicherheitsrat wurde nicht informiert. (Vgl. Thomashau-
sen 2002: 100)
Der Luftkrieg 
Am 24. März 1999 begann die NATO ohne UN-Mandat, militärische Ziele und
die Infrastruktur Jugoslawiens systematisch zu bombardieren, darunter Straßen,
Brücken, Flughäfen, Fabriken, Raffinerien und Rundfunkstationen. (Vgl. Rabehl
2000: 262) Die Bombardierung von Zielen, die für die serbische Kriegsführung
eindeutig wichtig waren – wie Luftabwehrstellungen, Munitionsfabriken, Militär-
flughäfen usw. – war in der NATO unumstritten. Bei Einrichtungen, die nur indi-
rekt dem Erhalt der serbischen Macht dienten und bei deren Bombardierungen
hohe zivile Opferzahlen zu befürchten waren – wie beispielsweise bei einer Un-
terbrechung der Stromversorgung oder der Bombardierung des Hauptquartiers der
milosevictreuen Sozialistischen Partei – war deren Bombardierung innerhalb der
NATO allerdings umstritten, so dass es bei der Erteilung entsprechender Befehle
häufig zu Verzögerungen kam. Der Luftkrieg wurde auch »Operation Allied
Force« genannt. Im Verlauf stockte die NATO ihre Luftflotte auf über 900 Flug-
zeuge auf. Ziele der NATO waren eine erhebliche Schwächung der jugoslawi-
schen Armee, der vollständige Rückzug serbischer Truppen aus dem Kosovo, die
Stationierung einer internationalen Friedenstruppe in Kosovo, eine Rückkehr der
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albanischen Flüchtlinge und der Aufbau eines multiethnischen Staates. Der UCK
wurde zugesichert, sie werde später in eine Nationalgarde umgewandelt und sollte
zumindest den Kern der künftigen Polizei und Verwaltung stellen. (Vgl. Reuter
2000: 180) 
Vermittlungsbemühungen Russlands, das die Bombardierung scharf verur-
teilte, scheiterten an der Weigerung der NATO, vor Beginn neuer Verhandlungen
die Luftangriffe einzustellen.
Die serbische Führung konnte die NATO als Aggressor darstellen, was ihre
durch eine ökonomische Krise angeschlagene Machtposition stärkte. Die serbi-
sche Opposition verlor an Einfluss. Darüber hinaus ließ das militärische Vorgehen
der NATO die Kritik am Vorgehen der serbischen Sicherheitskräfte ins Leere lau-
fen. (Vgl. Rabehl 2000: 219) Die Verluste der jugoslawischen Armee durch die
Luftschläge, auf die sie vorbereitet gewesen war, blieben relativ gering.
»Operation Hufeisen« 
Anfang April wurde u. a. von dem damaligen deutschen Verteidigungsminister
Rudolf Scharping behauptet, die gegenwärtige Lage in Kosovo und die große An-
zahl der Flüchtlinge sei Ergebnis eines bereits 1998 ausgearbeiteten Planes der
Führung der BRJ, des sogenannten Hufeisenplans. Dieser sei, so der Bundeskanz-
ler am 15. April im deutschen Bundestag, ein »Feldzug der ethnischen Säube-
rung« (zit. n. Loquai 2000:140). Der SPD-Fraktionsvorsitzende ließ seine Sicht
des Konflikts ebenfalls deutlich werden: »Seit Frühjahr 1998 führt Milosevic in
großem Stil Vertreibungsaktionen und Dorfzerstörungen durch. Nach und
während des Holbrooke-Abkommens ist der Vertreibungsplan »Hufeisen« ent-
worfen worden, während Milosevic seine Leute am Verhandlungstisch sitzen ließ.
Dieser Plan sieht die Entvölkerung des Kosovo von Albanern vor.« (zit. n. Loquai
2000:140) Vertreibungsaktionen und Dorfzerstörungen in großem Stil fanden
während der Präsenz der OSZE-Berichterstatter allerdings nicht statt; diese Be-
merkung scheint sich also auf die Zeit nach dem 20. März zu beziehen – und nur
vier Tage später begannen die Luftangriffe. Die – vielleicht bewusst – unpräzise
Ausdrucksweise erweckt den Eindruck, besagte Aktionen seien weit vor den Luft-
angriffen anzusiedeln. 
Auch die Behauptung, alle Kosovo-Albaner sollten vertrieben werden, ist frag-
würdig. Eine am 22. April 1999 in der FAZ abgedruckte Darstellung des Bundes-
ministeriums der Verteidigung beschreibt es merkwürdig verhalten: »Hauptziel
der ›Operation Hufeisen‹ ist aus unserer Sicht die Zerschlagung bzw. Neutralisie-
rung der UCK im Kosovo. ... Vor allem in den UCK-Hochburgen in der Llap-,
Shala- und Drenica-Region wurden mit Vertreibung von Kosovo-Albanern der
UCK ihre Basis und ihr Rückhalt (genommen).« (FAZ vom 22.4.1999) Demzu-
folge waren Vertreibungsaktionen in bestimmten Gebieten eingesetzt worden, um
der radikalen UCK die Basis zu entziehen; von einer ethnischen Säuberung ist
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nirgends die Rede. Die Formulierung legt im Übrigen den Schluss nahe, dass es
sich in erster Linie um eine Beschreibung der gegenwärtigen Lage in Kosovo
handelt, auf deren Grundlage Schlüsse über die Ziele der Regierung der BRJ ge-
zogen werden. (Vgl. auch Loquai 2000: 138-144)
Bis April 1999 waren die Flüchtlingszahlen auf eine Million gestiegen. Anga-
ben des UN-Flüchtlingswerkes zufolge führte die serbische Vertreibungspolitik –
und man möchte hinzufügen: die NATO-Bombardierungen aus der Luft – zu
860 000 Flüchtlingen in andere Länder und 200 000 Binnenflüchtlingen. In der
zweiten Maihälfte erreichte die Zahl der Flüchtlinge mit 500 000 Binnenflüchtlin-
gen und 850 000 Vertriebenen einen neuen Höhepunkt. Den NATO-Bomben fie-
len etwa 500 Zivilisten zum Opfer (selbst die chinesische Botschaft in Belgrad
wurde getroffen und weitgehend zerstört). Kritik am Vorgehen der NATO kam
auch von Seiten der UN-Menschenrechtskommissarin Mary Robinson, be-
schränkte sich aber auf den Einsatz von Splitterbomben und die Zerstörung ziviler
Einrichtungen wie Schulen und Krankenhäusern.
Im April erreichten die Spannungen zwischen der UCK einerseits und dem
Präsidenten Rugova, seinem Premier Bukoshi und dem Oberkommandierenden
der FARK andererseits einen vorläufigen Höhepunkt, als der politische Sprecher
der UCK, Hashim Thaci, die letzteren als »Verräter, die bald bestraft werden wür-
den« (Reuter 2000:182) bezeichnete. 
Am 27. Mai 1999 erhob das Internationale Tribunal für Verbrechen im früheren
Jugoslawien Anklage gegen Milosevic und vier führende serbische Politiker, de-
nen die Verantwortung für die Vertreibung von 740 000 Menschen aus dem Ko-
sovo seit Februar 1998 und die Ermordung von über 340 Kosovo-Albanern seit
Januar 1999 angelastet wurde.
Ende Mai gelang es der UCK, im Süden Kosovos eine neue Offensive zu starten.
Am 25.Mai beschloss die NATO die Aufstellung der »Kosovo Force« (KFOR) und
stockte dafür die 14 000 in Mazedonien stationierten Truppen auf 50 000 Mann auf.
Auch Russland drängte die serbische Führung dazu, den westlichen Friedensbe-
dingungen zuzustimmen. Eine Diskussion über den Einsatz von Bodentruppen
war innerhalb der NATO in vollem Gange. (Vgl. Rabehl 2000: 263)
Ende der Bombardierung
Die serbische Führung lenkte Anfang Juni ein. Am 3. Juni 1999 nahm die jugosla-
wische Führung einen internationalen Friedensplan an, auf den sich die sieben
führenden Industrienationen und Russland (G8) geeinigt hatten, und der ihr von
dem EU-Vermittler Ahtisaari und dem russischen Jugoslawien-Beauftragten
Tschernomyrdin unterbreitet wurde. Dieser sah unter anderem eine substantielle
Beteiligung der NATO an einer internationalen Friedenstruppe vor. Am 9.6. ver-
pflichtete sich Belgrad mit der Unterzeichnung eines militärtechnischen Abkom-
mens zum Rückzug aller bewaffneten Kräfte aus Kosovo innerhalb von elf Tagen.
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Am 10. Juni bestätigte die NATO den Rückzug der jugoslawischen Sicherheits-
kräfte und stellte die Bombardierung ein. 
Am selben Tag, wenige Stunden später, verabschiedete der Sicherheitsrat Re-
solution 1244, die die Einrichtung einer internationalen Zivilverwaltung des Ko-
sovo unter der Schirmherrschaft der UN vorsah (UNMIK) und »Mitgliedstaaten
und die relevanten internationalen Organisationen« dazu autorisierte, Frieden und
Sicherheit im Kosovo zu etablieren. Sie sah die zeitlich unbegrenzte Stationierung
einer Friedenstruppe vor, die Feindseligkeiten zwischen Albanern und Serben ver-
hindern sollte, kosovo-albanische Kampftruppen entwaffnen und ein sicheres
Umfeld für eine Rückkehr der Flüchtlinge sowie die Entwicklung geordneter Ver-
hältnisse schaffen sollte. Eine Anzahl serbischer Militärs und Polizei sollte nach
dem vollständigen Rückzug in den Kosovo zurückkehren und die UCK sollte de-
militarisiert werden. Für Kriegsverbrechen und Verbrechen gegen die Mensch-
lichkeit wurde das in Den Haag sitzende Internationale Tribunal für Verbrechen
im früheren Jugoslawien für zuständig erklärt. Die Resolution erwähnte die Bom-
bardierung der NATO überhaupt nicht und vermied dadurch, sie zu verurteilen
oder im Nachhinein zu befürworten. Der Entwurf der Resolution war von den
Außenministern der G8 vorbereitet worden.
Daraufhin wurde eine gemeinsame Sicherheitstruppe – KFOR – aufgestellt.
Sie bestand aus 37 000 Mann und wurde von der NATO geführt. Sie begann am
11. Juni, in Kosovo einzurücken. Bis zum 20. Juni hatten sich alle serbischen
Streitkräfte zurückgezogen. Die KFOR war vollständig vor Ort und UNMIK (UN
Interim Administration Mission in Kosovo) in Pristina eingesetzt.
Humanitäre Lage
Laut dem UNHCR gab es am Tag der Annahme des Friedensplans, dem 3. Juni
1999, ca. 816 500 Vertriebene. Die Zahl der Binnenflüchtlinge variierte in unter-
schiedlichen Schätzungen. Schätzungen über Opferzahlen reichen von 2 500 bis
30 000 Tote. Die Verwendung von Splitterbomben durch die NATO sorgte aller-
dings auch für eine anhaltende Gefährdung der Zivilbevölkerung. (Vgl. Rabehl
2000: 264)
Die Transformation der UCK
Am 21. Juni unterschrieb Hashim Thaci als politischer Sprecher der UCK mit der
KFOR ein Abkommen, in dem sich die UCK verpflichtete, innerhalb einer Woche
alle schweren Waffen abzugeben und sich bis auf Handfeuerwaffen vollständig
demilitarisieren zu lassen. In dem Abkommen wurde ebenfalls festgelegt, dass
Teile der UCK an der Verwaltung und den Polizeikräften Kosovos beteiligt wer-
den sollten, während andere Teile eine Armee nach dem Vorbild der US-National-
garde bilden sollten. Diese Einbindung erschien sinnvoll, da die UCK die einzige
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funktionierende Ordnungsmacht der Kosovo-Albaner darstellte. Bis Ende Sep-
tember gab die UCK eine relativ hohe Zahl an Waffen ab. Da allerdings keine ge-
sicherten Angaben existieren, über wie viele Waffen die UCK vor der freiwilligen
Entwaffnung verfügte, lässt sich nicht abschätzen, wie viele Waffen die UCK
zurückhielt. Eine Abgabe aller vorhandenen Waffen erscheint außerordentlich un-
wahrscheinlich. (Vgl. Reuter 2000: 183-184)
Nach der – von Russland heftig kritisierten – Umwandlung der UCK in ein
ziviles Schutzcorps befehligte der vormalige Chef des UCK-Generalstabs, Gene-
ral Agim Ceku, eine Truppe von 2 000 Mann und eine 3 000 Mann starke Reser-
vetruppe. Damit war nur ein kleiner Teil der UCK-Kämpfer in das Corps inte-
griert. Für die Aufnahme war eine UCK-Mitgliedschaft nicht verpflichtend; ein
von General Ceku geleitetes Team traf allerdings die Entscheidung über die Auf-
nahme der Mitglieder, so dass eine Dominanz der UCK und ihrer ehemaligen
Führungskräfte gesichert wurde. (Vgl. Reuter 2000: 184) Die Interimsregierung
Kosovos bestand hauptsächlich aus Führungsmitgliedern der UCK, mit Hashim
Thaci an der Spitze. Auch wirtschaftliche Macht übernahm die UCK weitgehend.
(Vgl. Reuter 2000: 185)
»Normalisierung«
Damit kehrte in Kosovo leider kein Frieden ein. Vielmehr hielten die ethnische
Spaltung und die Kämpfe weiterhin an. Während der allmählichen Rückkehr
kosovo-albanischer Flüchtlinge kam es zu diversen Gewalttaten gegen Serben
und Roma, die mitunter den Charakter einer ethnischen Säuberung annahmen und
von der KFOR nur teilweise unterbunden werden konnten. Diese seit Juni 1999
akute Welle der Gewalt gegen Serben wurde von der provisorischen Regierung
Kosovos unter Hashim Thaci nicht verurteilt. Damit wurde die Regierung das Ziel
vereinzelter innen- und außenpolitischer Kritik. Auf innenpolitische Kritik rea-
gierte die Nachrichtenagentur der Übergangsregierung mit einer Beschuldigung
der Journalisten, die Sache Kosovos zu verraten und warnte, eine Rache sei sehr
verständlich – was die Journalisten als eindeutigen Aufruf zum Mord verstanden.
(Vgl. Reuter 2000: 184-185)
Bis Anfang Juli flohen ca. 72 000 der etwa 200 000 im Kosovo lebenden Ser-
ben, bis Ende Oktober 1999 hatte Schätzungen zufolge mindestens die Hälfte der
nichtalbanischen Bevölkerung Kosovo verlassen.
Außenpolitische Kritik wurde am 8. August 1999 laut, als der damalige Ober-
kommandierende der KFOR, Michael Jackson, kommentierte, die UCK habe
womöglich die Kontrolle über die »Hardliner« in den eigenen Reihen verloren.
Nur so könne er sich erklären, dass Kosovo-Albaner Racheakte gegen serbische
Zivilisten verübten und dabei auch KFOR-Soldaten angriffen. Ständige Auseinan-
dersetzungen gab es insbesondere in der Stadt Mitrovica, die durch einen Fluss in
einen albanisch und einen serbisch dominierten Stadtteil geteilt wurde. Men-
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schenmengen, die offensichtlich durch die UCK aufgehetzt worden waren, ver-
suchten wiederholt, den KFOR-Kontrollpunkt zu stürmen, um in das serbische
Viertel vordringen zu können. KFOR-Soldaten wurden zum Teil erheblich ver-
letzt und als »NATO-Terroristen« beschimpft. Wie stark die antiserbische Haltung
war, zeigt auch die Ermordung eines bulgarischen UN-Diplomaten, der am
13. Oktober 1999 von jungen Männern in Prishtina auf offener Straße nur deshalb
erschossen wurde, weil er die harmlose Frage nach der Uhrzeit auf serbisch beant-
wortete. (Reuter 2000:185-186)
An Regierungen herrschte kein Mangel: es gab die LDK-Regierung Rugovas,
eine selbsternannte Regierung der UCK unter Hashim Thaci und die serbische
Regierung. UNMIK schuf vorerst den Kosovo-Übergangsrat Kosovo Transition
Council (KTC), der alle wichtigen politischen Gruppierungen Kosovos ein-
schloss, aber keine wirkliche Macht besaß. Er war der Vorläufer des Übergangs-
verwaltungsrates, einer Art Koalitionsregierung. Eine Übereinkunft über dessen
Bildung wurde am 15.12.1999 von Thaci für die UCK, Rugova für die LDK so-
wie Rexhep Qosja, dem Anführer der vereinigten Demokratischen Bewegung, un-
terzeichnet. (Vgl. Reuter 2000: 333)
(Völker-)Rechtlicher Aspekt der NATO-Intervention
Die unautorisierte Drohung und erst recht der Einsatz von Gewalt gegen einen
souveränen Staat verletzen grundsätzlich die Ächtung von Gewalt gegen die ter-
ritoriale Integrität und politische Unabhängigkeit eines Staates, die in Art. 2 Abs.
4 der UN-Charta festgelegt sind. Ebenfalls zu prüfen wäre ein möglicher Verstoß
gegen die in Art. 2 Abs. 3 der UN-Charta festgelegte allgemeine Verpflichtung
zur Streitbeilegung mit friedlichen Mitteln. Diese ist für alle Mitglieder der UN
verbindlich. Alle Mitglieder der NATO sowie die BRJ waren während der fragli-
chen Zeit auch Mitglieder der UN, so dass die Charta für alle verbindliches
Recht war.
Eine Rechtfertigung der Intervention könnte sich aus Kapitel VII, Art. 51 der
UN-Charta ergeben. Dort ist das Recht auf individuelle oder kollektive Selbstver-
teidigung festgeschrieben. Es könnte etwa argumentiert werden, die NATO habe
befürchten müssen, ihre Verbündeten Türkei und Griechenland könnten durch den
Konflikt destabilisiert werden; es handele sich daher um – präventive – kollektive
Selbstverteidigung. Die NATO rechtfertigte den Krieg aber ausschließlich mit ei-
ner angeblich bevorstehenden »humanitären Katastrophe«, nicht aber mit der Ge-
fahr einer Destabilisierung der NATO-Mitgliedsländer. Damit verstieß die mi-
litärische Intervention gegen geltendes Völkerrecht.
Ob eine humanitäre Intervention generell vom Völkerrecht ausgeschlossen ist,
ist umstritten. Sie verstößt gegen das Gewaltverbot (Art. 2 Abs. 4 UN-Charta) und
gegen den Grundsatz der Nichteinmischung in die inneren Angelegenheiten eines
anderen Staates (Art. 2 Abs. 7). Es gibt allerdings die Meinung, im Völkerge-
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wohnheitsrecht würde dieser Grundsatz im Zuge der Internationalisierung der
Menschenrechte relativiert, so dass Interventionen zum Schutz fundamentaler
Menschenrechtsnormen rechtlich zulässig sind. Besagte Fundamentalnormen sind
demnach das Recht auf Leben, die Freiheit von Folter und Sklaverei sowie die
Freiheit von (Rassen-)Diskriminierung. Insbesondere eine Diskriminierung einer
Bevölkerungsgruppe fand im Kosovo eindeutig statt. (Steinkamm 2000:344) 
Eine andere Argumentation bezieht sich auf das im Zuge der Dekolonisierung
gestärkte Selbstbestimmungsrecht der Völker. Schwierig ist insbesondere die Defi-
nition des Begriffs Volk und dessen Anwendung auf Minderheiten in Staaten, die
mit der Souveränität der Staaten kollidieren kann. (Vgl. Brunner 2000: 119-125)
Nach Brunner gibt es drei Merkmale eines Volkes: ein aus tatsächlichen Gescheh-
nissen abgeleitetes Identitätsbewusstsein, ein Territorialbezug und – sofern Unab-
hängigkeit angestrebt wird – die Staatsfähigkeit. Nach seiner Meinung treffen
diese Merkmale auf die Kosovoalbaner zu. (Vgl. Brunner 2000: 126-132) Stimmt
man ihm insofern zu, als dass die Kosovoalbaner eine von den Serben abwei-
chende Identität haben, stellt sich allerdings die Frage, ob diese mit der albani-
schen Identität identisch ist. Sollte das so sein, würde logischerweise folgen, dass
sie zu dem albanischen Volk als solchem gehören, das bereits über einen Staat
(Albanien) verfügt und daher auch nach dem Selbstbestimmungsrecht der Völker
keinen Anspruch auf einen zweiten albanischen Staat in Kosovo haben. Brunner
entzieht sich diesem Dilemma, indem er die Kosovoalbaner als Volksgruppe be-
zeichnet und damit indirekt auch jeder Volksgruppe ein Selbstbestimmungsrecht
zuspricht. Diese Ansicht überzeugt allerdings nicht, da sie grundsätzlich allen in
einem Gebiet die Mehrheit stellenden Volksgruppen, die einigermaßen eine ei-
gene Identität begründen können, das Recht auf einen eigenen Staat zuspricht,
was Sezessionsabsichten Tür und Tor öffnet.
Differenzierungen in Form eines Kataloges von Kriterien für eine humanitäre
Intervention wurden beispielsweise vom Europäischen Parlament vorgenommen.
Dieser sieht u. a. vor, dass es »sich um eine außerordentliche und äußerst ernst-
hafte humanitäre Notsituation« handeln muss und die »Machthaber auf andere
Weise als mit militärischen Mitteln nicht zur Vernunft zu bringen sind« sowie
dass alle anderen vernünftigen Lösungsversuche ausgeschöpft und erfolglos ge-
blieben sein müssen. (Steinkamm 2000: 346-347) Ob im Kosovo-Konflikt diese
Kriterien erfüllt wurden, ist äußerst fraglich. Zu den Friedensverhandlungen von
Rambouillet hatte die NATO schon einen Friedensvertrag entworfen, bei dem sie
nur 20 Prozent als Verhandlungsmasse bezeichnete. (Vgl. Reuter 2000: 326) Es
waren vorab Regelungen als nicht mehr verhandelbar festgeschrieben worden,
wissend, dass eine Zustimmung durch Serbien praktisch ausgeschlossen war. Un-
abhängig von ihrer militärischen Notwendigkeit war beispielsweise bei der nicht
zur Disposition stehenden Bestimmung, den NATO-Streitkräften müsse auf dem
gesamten jugoslawischen Gebiet freier Zugang gewährt werden, offensichtlich,
dass die jugoslawische Führung dieser Klausel keinesfalls zustimmen würde.
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Am 29. April 1999 erhob die Bundesrepublik Jugoslawien vor dem Internatio-
nalen Gerichtshof (IGH) Anklage gegen zehn NATO-Staaten, deren Luftangriffe
aus Sicht der BRJ den Tatbestand des Angriffskrieges und des Völkermords er-
füllten. Der Antrag auf eine einstweilige Einstellung der Bombenangriffe wurde
über einen Monat später, am 3. Juni, zurückgewiesen, wobei der IGH einräumte,
das Vorgehen der NATO werfe »ernsthafte Fragen« für das Völkerrecht auf. 
Weitere Entwicklung
Nach den Luftschlägen wurde Kosovo faktisch zu einem internationalen Protekto-
rat, offiziell blieb es allerdings ein Teil Jugoslawiens. Die grundsätzliche Frage
nach dem Status Kosovos wurde durch den Krieg nicht gelöst. Völkerrechtlich
gesehen bezeichnet ein Protektorat die Schutzherrschaft eines oder mehrer Staa-
ten über einen anderen Staat. Diese Schutzmacht vertritt das Protektorat häufig in-
ternational und beaufsichtigt und beeinflusst die inneren Angelegenheiten. Kosovo
war allerdings 1999 kein eigenständiger Staat, sondern eine Provinz der BRJ.
Nach jahrelangen Verhandlungen legte der UN-Sondergesandte Martti Ahti-
saari am 15. März 2007 einen Bericht vor, in dem er eine von der EU überwachte
Unabhängigkeit Kosovos vorschlug. Damit löste er heftige Proteste Serbiens aus,
das Kosovo als serbische Provinz betrachtet und eine Unabhängigkeit als nicht
hinnehmbar bezeichnete. Auch Russland protestierte, wobei hier das Augenmerk
eher auf die Verletzung der Souveränität und Integrität eines Staatsgebietes gelegt
wurde. Auch kosovarische Politiker protestierten; sie lehnten eine Überwachung
durch die EU vollständig ab. Da der Sicherheitsrat sich in der Frage nicht einigen
konnte, ergriff Kosovo die Initiative und erklärte sich am 17.2.2008 für unabhän-
gig. Von den meisten europäischen Staaten und den USA wurde Kosovo als ei-
genständiger Staat anerkannt. Manche Länder mit Minoritätenproblemen fürchten
die Schaffung eines Präzedenzfalls, auf den sich Separatisten im eigenen Land be-
rufen könnten. (Vgl. Orth)
Schon im Dezember 2007 beschloss der Europäische Rat die Einrichtung von
EULEX, einer zivilen Mission der EU zur Stabilisierung Kosovos durch den Auf-
bau einer multiethnischen Polizei, Justiz und Verwaltung. Mehr als 1 800 Fach-
leute sollten beratend wirken und begrenzt auch selbst zur Verfolgung organisier-
ter Kriminalität, Kriegsverbrechen, Korruption und interethnischer Kriminalität
sowie Aufrechterhaltung der öffentlichen Ordnung eingreifen dürfen. Die Mission
sollte die größte werden, die die EU jemals durchgeführt hat und zum größten Teil
die bisherige UN-Mission UNMIK ersetzen. (Vgl. Auswärtiges Amt)
Die Größe der Mission wird wohl auch notwendig sein. Organisierte Krimina-
lität blüht in Kosovo. Kosovo gehört inzwischen zu den wichtigsten Transitzen-
tren im Drogenschmuggel von Afghanistan über die Türkei nach Westeuropa.
(Vgl. Reljic 2008: 83) In den 90ern entwickelte sich eine grenzüberschreitende
organisierte Kriminalität. Als während des Zerfallsprozesses von Jugoslawien be-
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waffnete Konflikte ausbrachen, entstand ein Markt für Waffen und militärische
Ausrüstung, der vor allem von Paramilitärs angeheizt wurde. Drogen dienten als
wichtiges Zahlungsmittel; die UCK finanzierte sich teilweise über Drogen-
schmuggel. (Vgl. Reljic 2008: 84) Mittlerweile besetzen viele der ehemaligen
UCK-Kämpfer Schlüsselpositionen auch in der Politik. Das vielleicht deutlichste
Beispiel dafür ist der gegenwärtige Ministerpräsident Hashim Thaci, der ehema-
lige politische Sprecher der UCK. 
Kriminelle Netzwerke sind tief in Gesellschaft, Wirtschaft und Politik veran-
kert. (Vgl. Reljic 2008: 86) Der ehemalige Ministerpräsident Ramush Haradinaj
war nebenbei auch Clan-Anführer und Bandenchef in Personalunion, was durch-
aus nicht unüblich ist. Als Clanchef war er an Drogen- und Waffenschmuggel be-
teiligt; als Ministerpräsident wurde er von UN-MIK als Garant für Ordnung gese-
hen und trotz einer Anklage vor dem Haager Kriegsverbrechertribunal wegen der
mutmaßlichen Beteiligung an der Verschleppung und Ermordung von Zivilisten
in Kosovo 1998/1999 bis zu seiner Abreise nach Den Haag von UNMIK als wich-
tiger politischer Partner behandelt. Er nahm sogar noch an Parlamentswahlen teil.
(Vgl. Reljic 2008: 87)
Die Justiz – soweit überhaupt integer und nicht korrupt – ist überfordert und
weitgehend machtlos, so dass Kosovo weitgehend zu einem rechtsfreien Raum
wurde. Ethnische Spannungen halten sich auch über 1999 hinaus. Nichtalbanische
Minderheiten leben noch immer in geschützten Enklaven ohne Kontakt zum rest-
lichen Kosovo und sind auf schattenstaatliche Strukturen angewiesen. (Vgl. Mutz
2008: 17) 
Wie intensiv diese ethnische Trennung nach wie vor ist, zeigte sich im Frühjahr
2004 sehr deutlich, als es nach dem Tod dreier kosovo-albanischer Kinder zu ei-
nem dreitägigen gegen die Kosovoserben gerichteten Aufruhr kam – wobei aller-
dings nie geklärt werden konnte, ob tatsächlich Kosovoserben an ihrem Tod
schuld waren. Fast alle Enklaven der Kosovoserben wurden von Kosovoalbanern
angegriffen. Die Bilanz: 19 Tote und über 1 100 Verletzte, über 120 zerstörte Häu-
ser, 17 orthodoxer Kirchen und Klöster geplündert und niedergebrannt, weitere
4 000 Serben geflohen bzw. vertrieben. (Vgl. Chiari 2006: 101)
Die tiefe Verankerung der organisierten Kriminalität lässt sich nicht zuletzt mit
der desolaten wirtschaftlichen Lage Kosovos erklären. Die Arbeitslosigkeit ist ex-
trem hoch – inoffiziell 50 Prozent – und  der Bildungsgrad sehr gering. Nur die
Hälfte der Jugendlichen erwirbt überhaupt einen Schulabschluss; etwa die Hälfte
der Bevölkerung ist jünger als 24 Jahre. Mit derart schlechten Perspektiven bietet
die organisierte Kriminalität häufig noch die beste Beschäftigungsmöglichkeit in-
nerhalb Kosovos. (Vgl. Reljic 2008: 85)
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Evaluation
Die westlichen Staaten und die UN griffen in den seit 1989 offensichtlichen Kon-
flikt erst sehr spät mit ernsthaften diplomatischen Bemühungen ein. Kosovo
wurde zunächst als international handlungsunfähiger Teil Serbiens behandelt, bei
dem sich die Frage nach einem Selbstbestimmungsrecht nicht stellte. Die Ausein-
andersetzungen wurden als ein innerstaatlicher Konflikt behandelte. Zweifellos
gab es gute und durchaus pragmatische Gründe für diese Ansicht; da Belgrad
schon in Kroatien und Bosnien Einbußen hinnehmen musste, konnte man nicht
auch noch den Verzicht auf den Kosovo verlangen. Dennoch wäre es vielleicht
möglich gewesen, wenigstens auf Verhandlungen zwischen Vertretern des Schat-
tenstaates und Serbiens bzw. der Bundesrepublik Jugoslawien zu drängen. An-
scheinend bestand von Seiten der westlichen Mächte kein großes Interesse an an
dem Konflikt und demzufolge auch nicht an einer friedlichen Konfliktbeilegung
durch Verhandlungen – wie sie von Rugova gefordert worden war. Möglicher-
weise hatten die westlichen Staaten auch das gewaltige Potential dieses Konflik-
tes zunächst einfach unterschätzt.
1998 hatte sich die Situation zugespitzt und die Fronten verhärtet. Die Bereit-
schaft zu einer friedlichen Lösung war auf Seiten der Kosovoalbaner deutlich ge-
sunken, nicht zuletzt weil eine solche für völlig unrealistisch gehalten wurde. Die
Positionen der Konfliktparteien hatten sich  immer weiter von einander entfernt
und waren schließlich kaum mehr zu vereinbaren. In den Augen der Albaner mus-
ste eine Autonomie auch den Abzug aller serbischen Polizei- und Militäreinheiten
beinhalten. Aus serbischer Sicht war das allerdings unannehmbar, da ein Rückzug
aller Streitkräfte wie eine Einladung zur Sezession ausgesehen hätte. Es ist vor-
stellbar, dass internationale Garantien der territorialen Integrität Serbiens diese
Befürchtung hätten beschwichtigen können – sofern sie für Belgrad glaubwürdig
gewesen wären, was allerdings angesichts des Verhaltens der westlichen Staaten
im Jahr 1998 fraglich war.
Direkt vor Beginn der Kampfhandlungen 1998 hatte der US-Gesandte Gelbard
noch die offizielle Linie der USA, die UCK sei eine terroristische Vereinigung,
wiederholt. Die Reaktion auf das gewaltsame Vorgehen der serbischen Sicher-
heitskräfte fiel daran gemessen erstaunlich scharf aus. Die US-dominierte NATO
baute eine militärische Drohkulisse auf, während der UN-Sicherheitsrat ein Waf-
fenembargo verhängte. Die militärische Offensive der BRJ war unterdessen von
Erfolg gekrönt; als das Holbrooke-Milosevic-Abkommen unterzeichnet wurde,
war die UCK zerschlagen oder aus Kosovo vertrieben. Inwiefern der Einsatz der
serbischen Streitkräfte unverhältnismäßig, brutal und menschenverachtend war,
ist umstritten, steht aber nicht im Mittelpunkt dieser Argumentation. Am selben
Tag – allerdings nach der Unterzeichnung des Abkommens – beschloss die NATO
die Activation Order, mit der sie den Weg für Luftangriffe auf die gesamte BRJ
frei machte.
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Von allen Beteiligten profitierte die UCK von dem Holbrooke-Milosevic-
Abkommen am meisten. Sie konnte sich in den von Polizisten und Armeean-
gehörigen verlassenen Gebieten Kosovos festsetzen und sich besser bewaffnen als
je zuvor. Hier stellt sich die Frage, warum die UCK nicht zumindest nachträglich
in das Abkommen mit eingebunden wurde, da doch vorhersehbar war, dass es
durch ihr Erstarken nur eine Frage der Zeit war, bis Kämpfe aufs Neue auf-
flackern würden.
Laut der Beobachtermission der OSZE blieb es erstaunlich lange verhältnis-
mäßig ruhig. Es kam zwar zu gelegentlichen Übergriffen beider Seiten, die ange-
sichts der Situation nicht überraschen, aber nicht zu weiteren großflächigen
Kampfhandlungen. Die Berichterstattung in den Medien und die Wirklichkeit gin-
gen allerdings weit auseinander; berichteten Zeitungen von mindestens 10 000
Flüchtlingen, so sprach das Verteidigungsministerium von lediglich 100 Flücht-
lingen. Auch das »Massaker von Racak« scheint, so schlimm der Verlust von
45 Menschenleben auch ist, angesichts seiner ungeklärten Umstände sowohl in
den Medien als auch von westlichen Politikern überbewertet worden zu sein. Es
wurde zum Startschuss für die Bemühungen der USA, die Activation Order der
NATO wieder in Kraft zu setzen.
Gleichzeitig versuchte man sich in Form der Konferenz von Rambouillet an-
scheinend auch an einer friedlichen Lösung. Seltsam nur, dass die Konfliktpar-
teien BRJ und Kosovoalbaner nur über 20 Prozent des Entwurfs der westlichen
Staaten verhandeln durften – obwohl es durchaus diverse fragwürdige Klauseln
gab. Zu nennen ist hier der Annex B, der den Status des NATO-Personals regelt.
Demnach hätte es sich frei innerhalb der gesamten BRJ bewegen sowie dort belie-
big Stützpunkte errichten dürfen. (Annex B Ziffer 8: »NATO personnel shall
enjoy, together with their vehicles, vessels, aircraft, and equipment, free and un-
restricted passage and unimpeded access throughout the FRY including associated
airspace and territorial waters. This shall include, but not be limited to, the right of
bivouac, maneuver, billet, and utilization of any areas or facilities as required for
support, training, and operations.«) Eine Unterwerfung unter die Gesetze und
Autoritäten der BRJ war ausdrücklich ausgeschlossen. (Annex B Ziffer 6 a und b:
»NATO shall be immune from all legal process, whether civil, administrative, or
criminal. NATO personnel, under all circumstances and at all times, shall be
immune from the Parties’ jurisdiction in respect of any civil, administrative,
criminal, or disciplinary offenses which may be committed by them in the FRY.
The Parties shall assist States participating in the Operation in the exercise of their
jurisdiction over their own nationals.«)
Kapitel IV Art 1 der im Entwurf enthaltenen vorläufigen Verfassung für Kosovo
legte fest, dass die Wirtschaft nach den Prinzipien der freien Marktwirtschaft
funktionieren solle. Hier wurde der BRJ außerdem vorgeschrieben, sie habe Sol-
daten fremder Länder auf ihrem Gebiet uneingeschränkt zu dulden, die der staatli-
chen Strafgesetzgebung nicht unterworfen sind. Ebenso wurde ihr aufgezwungen,
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die Wirtschaft einer ihrer Provinzen den Vorstellungen anderer Länder ent-
sprechend zu strukturieren. Diese Bedingungen haben augenscheinlich mit der
politischen Entspannung eines (Sezessions-)Konfliktes nichts zu tun. Dass die
Delegation der BRJ diesen Entwurf nicht unterschrieb, ist jedenfalls ohne weite-
res nachvollziehbar. Welche Regierung eines souveränen Staates hätte anders ge-
handelt?
Dass diese Punkte aufgenommen und als unverhandelbar bezeichnet wurden,
bietet einen Anlass, die proklamierte Neutralität der westlichen Staatengemein-
schaft, insbesondere der USA, zu hinterfragen. Nach dem Ende der Kampfhand-
lungen 1998 blieb die UCK weitgehend unbehelligt (wobei sich doch die Frage
stellt, woher die schweren Waffen der UCK überhaupt kamen) und einige Mitglie-
der der OSZE gaben Informationen über die inspizierten serbischen Armeestütz-
punkte, Kasernen und Waffen an die NATO weiter. Die USA beeinflussten die
OSZE über den amerikanischen Leiter William Walker und drangen nach Racak
auf die Reaktivierung der Activation Order – und damit den Luftkrieg. Die »Ver-
handlungen« in Rambouillet waren dann kaum mehr als ein Feigenblatt friedli-
cher Bemühungen. Die Entscheidung für eine militärische Lösung war offensicht-
lich bereits zuvor gefallen. Obwohl die humanitäre Situation sich nicht verändert
hatte, also keine akute humanitäre Notlage bestand, wurde die OSZE abgezogen,
damit die NATO mit Luftangriffen beginnen konnte.
Warum also kam es zu dem Luftkrieg? Was bewegte die USA und die NATO,
diesen Krieg zu fördern und zu führen? Offizielle Begründung war die humanitäre
Notlage der Bevölkerung. Bei genauerem Hinsehen lässt sich eine humanitäre
Notlage jedoch nicht ausmachen. Es muss andere Gründe gegeben haben. Nahe-
liegend ist die Befürchtung der westlichen Staaten, Flüchtlingsströme können die
gesamte Region, insbesondere Mazedonien, destabilisieren und auch Griechen-
land und die Türkei erreichen – allein, es gab zu dem Zeitpunkt keine Flüchtlings-
ströme, es gab im Gegenteil eine deutliche Rückkehrbewegung.
Nicht abwegig erscheint die Vermutung, dass es für die USA von Bedeutung
war, dass die BRJ und damit auch Kosovo auch nach dem Ende des Kalten Krieges
»kommunistisch« waren, bzw. nicht das westliche Gesellschafts- und Wirtschafts-
modell übernehmen wollten. Alte Feindbilder sterben langsam; möglicherweise
war die bewaffnete Unabhängigkeitsbewegung für die USA eine Möglichkeit, die
BRJ zu schwächen und ihre eigene Ideologie des freien Marktes weiter durchzu-
setzen.
US-Präsident Clinton versuchte zudem recht offen, den Kosovo-Krieg als Prä-
zedenzfall für eine humanitäre Intervention (und das moralische Recht darauf.) zu
reklamieren. (Vgl. Pfoh 2000: 58) Damit war Kosovo ein weiterer Meilenstein
zur Etablierung der internationalen Akzeptanz humanitär begründeter Militär-
interventionen gegen den Willen des betroffenen Staates. Das Drängen der USA
auf eine militärische Intervention hatte auch innenpolitische Gründe. Sie bot eine
Möglichkeit, von dem Lewinsky-Skandal abzulenken. Gleichzeitig drängten die
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Medien auf ein Einschreiten. Daher vertraten die USA die Meinung, das Eingrei-
fen sei auch ohne Mandat des UN-Sicherheitsrats zulässig, und versuchten im
Sommer 1998, die anderen NATO-Mitglieder für eine Intervention zu gewinnen. 
Für das Selbstverständnis der NATO stellte das Ende des Kalten Krieges einen
bedeutenden Einschnitt dar. War sie ursprünglich als Schutz vor einer potenziellen
Bedrohung aus dem Osten gegründet worden, so musste sie sich nun neue Auf-
gaben suchen und ihre Existenzberechtigung neu begründen. Der Einsatz im
Kosovo wurde ohne Vorliegen eines Bündnisfalles und ohne UN-Mandat be-
schlossen. Es war also eindeutig ein Präzedenzfall, in dem die NATO erstmals für
sich das Recht reklamierte, bei einer tatsächlich bzw. behaupteten humanitären
Katastrophe militärisch einzugreifen. (Zur Veränderung der NATO von der Vertei-
digung- zur Interventionsallianz Vgl. auch Mutz 2008: 18) Hinzu kommt, dass die
BRJ geographisch doch so nahe an den damaligen Grenzen der EU verlief, dass
eine quasi persönliche Betroffenheit angesichts eines Konfliktes in Europa selbst
auch eine Rolle gespielt haben mag. Für die Europäer war ein integriertes Europa
mit einem derart heftigen ethnischen Konflikt nicht vorstellbar.
Um das Vorgehen der NATO zu bewerten, reicht eine Vermutung der Gründe
allerdings nicht aus. Die offiziellen Kriegsziele der NATO variierten im Verlauf
des Krieges. Dazu gehörten eine erhebliche Schwächung der jugoslawischen Ar-
mee, der vollständige Rückzug serbischer Truppen aus dem Kosovo, die Statio-
nierung einer internationalen Friedenstruppe in Kosovo, eine Rückkehr aller
Flüchtlinge und weitgehende Autonomie für einen multiethnischen Kosovo.
Inwiefern die Armee der BRJ tatsächlich geschwächt wurde, ist ebenso umstritten
wie die grundsätzliche Wirksamkeit von Luftschlägen. Dabei handelt es sich
allerdings um eine militärische Diskussion, die in diesem Rahmen nicht weiter
verfolgt werden kann. 
Durchgesetzt wurden der Rückzug der serbischen Truppen und die Stationie-
rung einer internationalen Friedenstruppe. Eine Rückführung aller Flüchtlinge
und die Bewahrung der multi-ethnischen Qualität Kosovos wurden aufgrund der
sich schnell ausbreitenden ethnischen Gewalt insbesondere gegen Serben und
Roma jedoch nicht erreicht. Nichtalbanische Minderheiten leben nach wie vor in
geschützten Enklaven ohne Kontakt zum restlichen Kosovo und sind auf schat-
tenstaatliche Strukturen angewiesen. Von einer dauerhaften Befriedung der Re-
gion, von tatsächlicher und rechtlicher Sicherheit für die Bevölkerung, von einem
Aufbau annähernd stabiler wirtschaftlicher und kultureller Verhältnisse kann
keine Rede sein.
Die drei offiziellen politischen Ziele der NATO – friedliche und normale Le-
bensverhältnisse für alle Einwohner, sichere und ungehinderte Rückkehr aller
Flüchtlinge sowie ein Autonomiestatus für Kosovo – wurden durch den Einsatz
militärischer Mittel nicht erreicht. 
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Nadine Zollet
Konfliktbearbeitung mit zivilen Mitteln – das Beispiel
Nordirland
Allgemeines
Irland verfügt insgesamt über eine Fläche von 70 282 km2 und ist damit vergleich-
bar mit der Größe Bayerns. Die sechs Counties im Nordosten Irlands (Nordirland)
gehören zu Großbritannien und umfassen eine Fläche von 13 576 km2 (etwa so
groß wie Schleswig-Holstein). Insgesamt hat Nordirland 1 685 267 (2001) Ein-
wohner, wovon 277 200 in der Hauptstadt Belfast leben. 53,1 Prozent der Bevöl-
kerung gehören dem protestantischen, 43,8 Prozent dem katholischen Glauben an.
Nordirland verfügt über den Status einer Teilautonomen Regionalverwaltung. Das
Parlament besteht aus 108 Abgeordneten. Wahlen finden alle fünf Jahre statt. Der
amtierende Erste Minister ist Peter Robinson (DUP), sein Stellvertreter Martin
McGuiness von der Sinn Fein Partei (seit 05. Juni 2008). (Vgl. Fischer Weltalma-
nach 2007: S. 206-215)
Geschichtliche Wurzeln des Konflikts
Bereits ab 1169 begannen erste militärische Anstrengungen zur Besetzung Irlands
durch die Normannen. Unter König Heinrich VIII. (1491-1547) wurde Irland voll-
ständig durch die Engländer besetzt (Anglisierung). Dieser war in seiner Funktion
als englischer König von Irland bestrebt, den Protestantismus auch in Irland ein-
zuführen. Unter seiner Tochter Elisabeth I. (1533-1603) wurde den Iren die angli-
kanische (protestantische) Kichenverassung aufgezwängt. Das führte zu einem
Anwachsen des Widerstandes in Irland. Zugleich wurden die nördlichen Provinzen
Irlands zielstrebig durch Engländer und Schotten besiedelt, verstärkt nochmals
unter Oliver Cromwell (1599-1658), und die irische Bevölkerung enteignet und
vertrieben. Durch diesen Prozess der »Plantation« wurde der Grundstein für den
bis heute andauernden Konflikt zwischen alteingesessenen Iren, die zumeist
Katholiken waren, und neu angesiedelten anglikanischen bzw. protestantischen
Engländern und Schotten gelegt. Insofern hat der Konflikt eine ethnisch-nationale
und eine religiöse Dimension. In Folge der »Plantation« kam es häufig zu Auf-
ständen der benachteiligten irischstämmigen Katholiken. 
Seit 1801 sind Großbritannien und Irland im Rahmen des »Act of Union« zum
Vereinigten Königreich von Großbritannien und Irland zusammengefasst. Im
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19. Jarhundert setzte in Irland die politische Formierung in zwei Lager – Nationa-
listen (Katholiken) und Unionisten (Protestanten) – ein. Die protestantischen
Unionisten aus dem Norden sprachen sich gegen die von den katholischen Natio-
nalisten geforderte Autonomie mit eigenständigem Parlament (»Home Rule«)
aus.
In den Jahren 1845-52 hatten mehrere Hungerskatastrophen zur Folge, dass die
Bevölkerungszahl rapide abnahm. Viele Iren wanderten auf der Suche nach besse-
ren Lebensbedingungen nach Nordamerika aus. Dadurch entstand in den USA
eine starke Lobby (Diaspora), die sich für die Belange der diskriminierten Lands-
leute einzusetzen begann.
Anfang des 20. Jahrhunderts wurden die Unabhängigkeitsbestrebungen in Ir-
land stärker. Der Osteraufstand 1916, angeführt von einer Gruppe von »Sinn
Fein«-Parteimitgliedern und anderen, endete in einer blutigen Auseinanderset-
zung mit den englischen Besatzungstruppen. Die britische Regierung reagierte
mit repressivem Vorgehen, sie verhängte das Kriegsrecht. Dieses Verhalten trieb
die Mehrheit der Bevölkerung auf die Seite der radikalen Unabhängigkeitskämp-
fer. Ab diesem Zeitpunkt wandelte sich die bis dato eher unbekannte Sinn Fein
Partei zu der Interessenvertreterin der Nationalisten. Bei den Wahlen zum Unter-
haus 1918 konnte sie ihre Stimmen nahezu verdreifachen und wurde somit zur
stärksten Kraft (46,9 Prozent der Stimmen). Die Sinn Fein Abgeordneten waren
jedoch nicht gewillt ihre Abgeordnetensitze in Westminster einzunehmen. Damit
beraubte sich die Partei jeglichen politischen Einflusses. 1919 proklamierten Sinn
Fein Parteimitglieder einen eigenständigen Staat und bildeten eine Regierung, die
jedoch vom Vereinigten Königreich nicht akzeptiert wurde. Die Situation eska-
lierte und mündete in einem Unabhängigkeitskrieg (1919-1921). (Vgl. Histori-
sches Institut der RWTH Aachen) 
Die neu formierte Irisch-Republikanische Armee (IRA), die der Sinn Fein Par-
tei nahestand, kämpfte im Unabhängigkeitskrieg gegen die englischen Truppen.
Um diese militärisch zu besiegen griff die IRA auf terroristische Methoden wie
Bombenattentate, Geiselnahmen, Überfälle u. a. zurück. Die militärische Pattsi-
tuation und internationaler politischer Druck führten dazu, dass 1921 ein Waffen-
stillstand zwischen den Akteuren geschlossen wurde.
Nach dem Unabhängigkeitskrieg wurde Irland 1921 im Rahmen des Anglo-Iri-
schen Vertrags geteilt (Vgl. Anglo-Irish Treaty 1921). Der Vertrag stellt einen
Friedensschluss mit den republikanischen Rebellen im Süden des Landes dar. Im
Rahmen des Vertrages wurde Irland der Status eines Freistaates zugesichert (Stor-
mont-Regierung). Dem größten Teil der Provinz Ulster (6 von 9 Grafschaften),
der bereits 1920 durch die »Home of Rule« (»Government of Ireland Act«) zu
Nordirland zusammengefasst worden war, wurde im Rahmen des Anglo-Irischen
Vertrages die Möglichkeit gegeben, innerhalb eines Monats aus dem neu gegrün-
deten Freistaat auszutreten. Somit verblieb Nordirland auf eigenen Wunsch unter
der Regierungshoheit Englands. Die Grenzziehung trennte die rivalisierenden Be-
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völkerungsgruppen keinesfalls. Das Bevölkerungsverhätnis in Nordirland liegt
bei zwei Drittel Protestanten zu einem Drittel Katholiken. In dem irirschen Frei-
staat hingegen steht eine Minderheit von unionistisch orientierten Protestanten ei-
ner Mehrheit von nationalistisch-republikanisch orientierten Katholiken gegen-
über. Hier wurden gesellschaftliche und politische Konfliktlagen schlichtweg
territorialisiert. 
Die Ratifizierung des Anglo-Irischen Vertrags und die damit einhergehende
weitgehende Autonomie des Freistaats Irland (Selbstbestimmung in allen innen-
politischen Angelegenheiten, Außenpolitik jedoch Sache des Vereinigten König-
reichs) sind Gründe für den Ausbruch des Bürgerkrieges 1922-1923.  Die damit
einhergehende Spaltung der Unabhängigkeitskämpfer – genauer der IRA – in
zwei Lager: radikale Nationalisten (die einen vollkommen unabhängigen, geein-
ten irischen Staat anstrebten) und gemäßigtere Nationalisten (die die weitgehende
Autonomie in Form eines Freistaats begrüßten), führte zu bewaffneten Auseinan-
dersetzung dieser Fraktionen und deren Bekämpfung durch den irischen Freistaat. 
1948 trat der irische Freistaat aus dem Vereinigten Königreich aus und die Repu-
blik Irland wurde gegründet. 1949 erließ die britische Regierung als Reaktion dar-
auf den Ireland Act, mit dem die Zugehörigkeit Nordirlands zum Vereinigten Köni-
greich von Großbritannien erneut festgeschrieben wurde. (Vgl. Ireland Act 1949)  
Ausgelöst durch zahlreiche Proteste und Unruhen der katholischen Bevölke-
rungsminderheit Ende der 60er Jahre wurde Nordirland wieder unter Direktver-
waltung des Vereinigten Königreichs gestellt. Die bereits lang anhalte Diskriminie-
rung, die sich unter anderem in der Verweigerung von Bürgerrechten, »kultureller
Enteignung« (keine irischen Bildungseinrichtungen, irischer Sprachgebrauch
nicht erlaubt) und dem Ausschluss von politischer Partizipation ausdrückte, stellt
die Ursache für die Proteste der katholischen Minderheit in Nordirland dar. (Vgl.
Fritzduff, Hauswedell 1999; Vgl. Kandel 2005: S.103-108) Das kommunale Zen-
suswahlrecht wurde in Nordirland auch nach dessen Abschaffung in England
(1945) weiterhin angewendet. Im Rahmen dieses Wahlrechts wurden Stimmen
nach dem Besitztum von Länderei und Infrastruktur vergeben. Dies hatte zur
Folge, dass viele katholische Nordiren über keinerlei Stimmrecht verfügten. Die
protestantisch-unionistische Herrschaft wurde weiterhin durch die Schaffung ei-
ner Polizei (RUC) gestützt, diese bestand zu 90 Prozent aus Protestanten. Die
asymmetrischen Machtverhältnisse zwischen zwei religiös unterschiedlich orien-
tierten Bevölkerungsgruppen mündeten in einer langandauernden bewaffneten
Auseinandersetzung. Corinna Hauswedell beschreibt den Konflikt als Spätfolge
einer kolonialen Politik, die sich »insbesondere im 17. und 18. Jahrhundert in
Nordirland raumgreifend entwickelte und ein Muster der sozialen Separierung
etablierte.« (Fritzduff, Hauswedell 1999)
Die Reduzierung der Konfliktursachen auf die unterschiedliche Religionszu-
gehörigkeit zwischen den Konfliktparteien ist somit zu vereinfacht und schlicht-
weg falsch. Unabdingbar ist hierbei die Betrachtung der strukturellen Ursachen
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von Konflikten. Wenn man diese Ebene betrachtet – also tiefer in den Konflikt
eindringt – erkennt man, dass der Konflikt vielmehr in der sozialen, politischen
und ökonomischen Ungleichbehandlung von Gesellschaftsgruppen begründet ist
und in der Auseinandersetzung um den Status des Landes mündet.
Konfliktausbruch und -verlauf 
Bereits im Jahr 1966 gründete sich die Ulster Volunteer Force (UVF) neu und er-
klärte der IRA den bewaffneten Kampf. Der genaue Beginn der sogenannten
»Troubles« wird auf das Jahr 1968 datiert. (Vgl. Historisches Institut der RWTH
Aachen; Vgl. HIIK Konfliktbarometer 1999)1 Die eingangs beschriebene, anhal-
tende Diskriminierung der katholischen Minderheit in Nordirland führte 1967 zur
Gründung der »Northern Ireland Civil Rights Association« (NICRA), eine Bürger-
rechtsbewegung, die durch friedliche Protestmärsche eine Änderung der politischen
Verhältnisse und ein Ende der Diskriminierung der katholischen Minderheit her-
beiführen wollte. Im Gegensatz zur protestantischen Mehrheit wurden die Demons-
trationen der NICRA teilweise nicht zu gelassen oder durch die RUC zurückge-
drängt. Im Oktober 1968 führte diese Ungleichbehandlung von katholischen und
protestantischen Demonstranten, die sich in der Zerschlagung eines katholischen
Protestmarsches ausdrückte, schließlich zum Ausbruch der »Troubles«. (Vgl.
RWTH Aachen) 
Die Auseinandersetzungen zwischen nordirischen Sicherheitskräften und der
katholischen Minderheit setzten sich in den folgenden Monaten fort. Im August
1969 entsendete die britische Regierung Truppen in die Unruhegebiete um die Si-
cherheit wiederherzustellen.
Das Jahr 1972 wird in der Literatur als das blutigste Jahr des Konflikts bezeich-
net. (Vgl. Kandel 2005: S. 163) Der sogenannte »Bloody Sunday«, der 30. Januar
1972, fällt in dieses Jahr. Während einer nicht genehmigte Demonstration eska-
lierte, ausgelöst durch einige radikale Demonstranten, die Gewalt zwischen den bri-
tischen Truppen und den Demonstranten. Die britische Armee tötete 13 Zivilisten. 
Das brutale Vorgehen der britischen Truppen gegen die Demonstranten führte
dazu, dass die IRA massiven Zulauf von katholischen Zivilisten erhielt. Die fol-
genden 26 Jahre – bis zum Jahr 1998 – waren gekennzeichnet durch Unruhen,
Attentate und gewaltsame Auseinandersetzungen. (Vgl. Kandel 2005: S. 148-164)





Nationalistisch-Republikanisch orientierte Unionistisch-Loyalistisch orientierte
Parteien und Paramilitärs Parteien und Paramilitärs
Parteien Parteien
Social Democratic and Labour Party (SDLP) Ulster Unionist Party (UUP)
Sinn Fein (politischer Arm der IRA) Democratic Unionist Patry (DUP)
Unionist Party of Northern Ireland 
(UPNI)
Paramilitärs Paramilitärs
Irish-Republican Army (IRA) Ulster Defence Association (UDA)
Es existieren mehrere Splittergruppen der IRA
(z. B. »Official IRA« oder »Provisional IRA«)
Irish Liberation Army (INLA) Ulster Freedom Fighters (UFF, seit 1971)
Irish Republican Socialist Party (IRSP, bis 1986) Ulster Volunteer Force (UVF)
Protestant Action Force (PAF, seit 1969)
´
Quelle: Angelehnt an akuf Konfliktarchiv.
Anmerkung: Bei dieser Tabelle wurde nicht der Anspruch erhoben, alle beteiligten Gruppen zu erfassen; es wurde
eine Auswahl der wichtigsten getroffen.
Unterscheiden lassen sich die Konfliktparteien anhand ihrer religiösen Orientie-
rung oder ideologischen Ausrichtung, wobei letztere Unterscheidung hier bevor-
zugt wird. Die SDLP ist dem nationalisitischen Lager zuzuordnen und vertritt eine
gewaltfreie Strategie. Dem Republikanismus hingegen ist die radikale Partei Sinn
Fein und die ihr nahestehende IRA zuzuordnen. Die DUP sowie die gemäßigtere
UUP sind unionistische Parteien. Die progressive PUP hingegen gehört dem loya-
listischen Lager an. Darüberhinaus existiert die unparteiische Alliance Party of
Northern Ireland (APNI). (Sieger 2004: S. 56 f.)
Die Arbeitsgemeinschaft Konfliktursachenforschung (akuf) benennt in ihrem
Kriege- und Konfliktarchiv folgende Hauptakteure des Konflikts: Auf der einen
Seite Großbritannien, die UDA, UFF, PAF sowie die UVF und auf der anderen




Bereits 1973 wurde mit dem sogenannten Sunningdale Abkommen ein Versuch
unternommen, den Konflikt durch einen Friedensschluss zu beenden. (Vgl. Sunning-
dale Agreement 1973) Das Abkommen stellte einen ersten Versuch des »power-
sharings« dar, scheiterte aber an dem Willen der Konfliktparteien eine politische
Lösung des Konflikts herbeizuführen. 
1988 nahmen die Kontrahenten SDLP Anführer John Hume und Sinn Fein Prä-
sident Gerry Adams Gespräche auf. Obwohl diese ohne konkrete Ergebnisse en-
deten, bewirkten sie, dass ein gewisses Vertrauensverhältnis zwischen den Kon-
trahenten hergestellt wurde, was den Friedensprozess begünstigte. (Vgl. Kandel
2005: S. 297 f.; Vgl. Otto 2005: S. 124) 
Die Veränderungen im politischen Umfeld
Der unter Premier Major amtierende Nordirlandminister Brooke setzte sich für
eine politische Lösung des Konflikts ein. Brooke versicherte den republikani-
schen Parteien, dass Großbritannien keine wirtschaftlichen oder strategischen In-
teressen in Bezug auf Nordirland habe, seine Regierung würde die Vereinigung
der Insel unterstützen, wenn die Mehrheit der Bevölkerung dies wünsche. Brooke
war auch einer derjenigen, die betonten, dass Sinn Fein unbedingt am Frieden-
sprozess beteiligt werden müsse – nachdem sie der IRA abgeschworen habe.    
Vom März 1991 bis November 1992 fanden von Brooke initiierte Friedens-
gespräche statt, an denen Vertreter der UUP, DUP, SDLP und APNI teilnahmen.
Gegenstand der Gespräche waren die Beziehungen zwischen den konfessionellen
Gruppen, die zwischen Nordirland und der Republik sowie die Beziehung zwi-
schen der britischen und der irischen Regierung. Die Gespräche endeten ergebnis-
los, wurden jedoch unter Federführung des neuen Nordirlandministers Mayhew
erneut aufgenommen. Um die Verhandlungsbereitschaft auf Seiten der Unionisten
zu steigern, wurde das von ihnen nicht akzeptierte Anglo-Irische-Abkommen für
kurze Zeit außer Kraft gesetzt. Auch diese Gesprächsrunde scheiterte an den fest-
gefahrenen Positionen der Parteien. Durch das unerschütterliche Engagement
John Humes, das darauf abzielte, den Sinn-Fein-Präsidenten zu einer politischen
Lösung zu bewegen, kam es zu einer gemeinsamen Erklärung von Hume und
Adams, einen Friedensprozess initiieren zu wollen. (Vgl. Otto 2005: S. 124-128)
Diese Erklärung setzte vor allem die britische Regierung Major unter Druck,
da die Gesprächstreffen von Hume und Adams gerade auf Seiten des unionisti-
schen Lagers sehr kritisch betrachtet wurden. Die britische Regierung konnte es
sich nicht leisten öffentlich eine Erklärung zu unterstützen, die aus diesen Ge-
sprächen hervorging. Vor allem da die IRA auch in dieser Phase ihre terroristi-
schen Anschläge fortsetzte.
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Die britische und die irische Regierung akzeptierten die vereinbarte Erklärung
zwischen Hume und Adams offiziell nicht. Gleichwohl orientierte sich die 1993
verfasste gemeinsame Erklärung beider Regierungen im Bezug auf den Nordir-
landkonflikt an der Erklärung von Humes und Adams. (Vgl. Kandel 2005: S. 322) 
Die Gespräche zwischen den Kontrahenten führten dazu, dass die IRA am
31. August 1994 einen ersten Waffenstillstand verkündet, den sie jedoch im Jahr
1996 nach gescheiterten Gesprächen mit der britischen Regierung wieder aufkün-
digte. (Vgl. FAZ 27. 09.2005)
Das Zustandekommen des »Belfast-Abkommen« im Jahr 1998 ist unter ande-
rem auf das veränderte politische Umfeld zurückzuführen. Das politische Klima
zu dieser Zeit beeinflusste das Fortschreiten der Friedensbemühungen. Bei den
Wahlen in Großbritannien wurde 1997 die konservative Regierung abgewählt und
die Labour Party mit Tony Blair als Ministerpräsident übernahm die Regierungs-
geschäfte. Ihr Ziel war, die politischen Strukturen zu dezentralisieren und das par-
lamentarische Regierungssystem stärker zu öffnen. 
In der Republik Irland fanden ebenfalls Veränderungen statt, die eine gemein-
schaftliche Lösung des Konflikts begünstigten. Im selben Jahr ging dort die Partei
Fianna Fail als Siegerin aus den Wahlen hervor. Es wurde eine Parteienkoalition ge-
bildet, die eher nationalistisch orientiert war. Staatspräsidentin wurde eine katholi-
sche Nordirin, die im politischenTagesgeschäft vermehrt die Verantwortung ge-
genüber dem Norden der Insel zu thematisieren begann. (Moltmann 1998: S. 37 ff.) 
Zustandekommen und Inhalte des Belfast-Abkommens
George Mitchell wurde 1995 durch Bill Clinton zum »Sonderberater des Präsi-
denten und Außenminister für ökonomische Initiativen in Irland« ernannt. Unter
der Leitung Mitchells, des kanadischen Generals John de Castelein und des ehe-
maligen finnischen Ministerpräsidenten Harri Holkeri wurde eine Kommission
gebildet, die die erneute Initiierung von Friedensgeprächen verfolgte. 
Im gleichen Jahr gaben der britische Premier Major und der irische Regierung-
schef Bruton gemeinsame Leitprinzipien zur Konfliktlösung bekannt. Zwei Ziele
wurden hierbei formuliert (»twin-track system«). Erstens, die Entwaffnung der
beteiligten Konfliktparteien (Decomissioning) und zweitens Regionalisierung und
Dezentralisierung und die damit verbundene Bildung von Regionalparlamenten
(Devolution). Neben der britischen und der irirschen Regierung wurden alle Kon-
fliktparteien Nordirlands mit einbezogen um über mögliche zukünftige politische
Strukturen in Nordirland zu diskutieren. Jedoch sollten nur jene Konflikparteien
an den Gesprächen beteiligt werden, die dazu bereit waren, den Konflikt mit
friedlichen Mitteln zu lösen und auf die Anwendung von Gewalt verzichteten.
(Vgl. Moltmann 1998: S. 41 f.)
1997 erklärt die IRA einen Waffenstillstand. Die »Independent International
Commission on Decomissioning (IICD)« wurde installiert um die Demilitarisie-
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rung der paramilitärischen Organisationen zu begleiten und zu dokumentieren.
(Vgl. Northern Ireland Office: Decomssioning)
Insgesamt wurden drei Kernbereiche festgelegt über die verhandelt werden
sollte: die politischen Verhältnisse innerhalb Nordirlands selbst, die Beziehungen
zwischen Nordirland und der Republik Irland sowie die Beziehungen zwischen
der Republik Irland und Großbritannien. 
Im Jahr 1998 brachten zwei Geschehnisse Schwung in die Verhandlungen, die
durch prozedurale Unstimmigkeiten und die schleppende Entwaffnung der para-
militärischen Konfliktparteien nur langsam vorangingen. Die britische und irische
Regierung legten einen Entwurf eines möglichen Abkommens vor. Mitchell legte
eine Zeitgrenze für die Verhandlungen fest, den 9. April 1998. Der Entwurf der
beiden Regierungen für ein mögliches Friedensabkommen beinhaltete Elemente
aus früheren, gescheiterten Friedensvereinbarungen, wie z. B. dem Sunningdale
Abkommen. (Vgl. Moltmann 1998: S. 41 f.)
Eine Schwierigkeit bestand vor allem in der Notwendigkeit, dass die jeweili-
gen Verhandlungsführer der gewaltbereiten Gruppierungen die Zustimmung der
hinter ihnen stehenden Bevölkerungsgruppen zu dem Abkommen gewinnen mus-
sten. Beide Konfliktparteien mussten einen Vorteil für sich selbst darin erkennen,
das Friedensabkommen zu unterstützen. 
Das auf den 9. April 1998 festgelegte Verhandlungsende wurde nicht eingehal-
ten. Clinton nahm mehrere Stunden nach Ablauf der von Mitchell gesetzten Frist
telefonisch Kontakt mit David Trimble (UUP) und auch Gerry Adams (Sinn Fein)
auf. Dieser politische Druck des US-Präsidenten trug maßgeblich zum Abschluss
der Friedensverhandlungen bei. Somit konnte nach fast zweijährigen Verhandlun-
gen das »Ungeheuerliche« (Moltmann 2002: S. 8) – die Zustimmung der Konflikt-
parteien zu einem Vertragswerk für den Frieden – in den frühen Morgenstunden
des 10. April 1998 erreicht werden. (Vgl. Moltmann 1998: S. 42 f.)
Bis zuletzt bestand bei allen beteiligten Akteuren Skepsis, ob dem Abkommen
zugestimmt werden würde und ob sich gerade die radikaleren Parteien auf Seiten
der Republikaner und Loyalisten an die vereinbarten Regelungen halten würden.
Der Premier Tony Blair und auch der amerikanische Vermittler Mitchell betonten
nach Abschluss der Verhandlungen, dass dieses Vertragswerk keineswegs einen
stabilen Frieden einleite sondern lediglich einen wichtigen Schritt in diese Rich-
tung darstelle. (FR 14.04.1998)
Am 22. Mai 1998 wurde ein Referendum über das Abkommen durchgeführt. In
Nordirland beteiligten sich 80,9 Prozent der Bürger an der Wahl. 71,1 Prozent
stimmten zugunsten des Abkommens, 28,8 Prozent dagegen. Die Anzahl an positi-
ven Stimmen lag auf Seiten der Katholiken bei 99 Prozent, im protestantischen Lager
stimmten jedoch nur 51 Prozent zu. In der Republik Irland lag die Wahlbeteiligung
bei 55,4 Prozent, wovon 94,4 Prozent positiv stimmten. (vgl Moltmann 2002: S. 11)
Das »Belfast-Abkommen« gliedert sich in mehrere Teile. Die Basis stellen Änderun-
gen in den Verfassungen des Vereinigten Königreichs und der Republik Irland dar. 
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Der »Government of Ireland Act« von 1920 wurde von Großbritannien annu-
liert und der nordirischen Bevölkerung die alleinige Entscheidungsgewalt über
den Status Nordirlands zugestanden. Die irische Republik verpflichtete sich dazu,
die territorialen Ansprüche auf das nordirische Gebiet aus ihrem Verfassungstext
herauszustreichen.
Darauf aufbauend wurde die Installation einer parlamentarischen Versamm-
lung in Nordirland inklusive eigener Exekutive beschlossen; die Nord-Süd-Bezie-
hungen und die Zusammenarbeit auf der gesamten Insel sollten institutionalisiert
werden. 
Um die politischen Verhältnisse im Gleichgewicht zu halten, wurde eine Ver-
sammlung nach dem Verhältniswahlrecht eingeführt. Hierbei werden die Mini-
sterposten an die Parteien im Verhältnis zu der Anzahl ihrer Sitze vergeben. Eine
Allparteien-Regierung mit einem First Minister an der Spitze, der von der stärk-
sten Partei gestellt wird und einem Stellvertreter, den die stärkste Partei aus dem
Lager der Kontrahenten stellt.
Das parallele Konsensprinzip wurde explizit festgeschrieben: »... wichtige Ent-
scheidungen (müssen, Anm. d. Verf.) bei den Abgeordneten beider Konfessionen
Mehrheit finden. Als verabschiedet gilt eine Vorlage aber auch, wenn 60 Prozent
des Parlamentes und mindestens je 40 Prozent der Protestanten und Katholiken
zustimmen.« (FR 14.04.1998; Vgl. Agreement on the multi-party-negotiations:
Strand One, 5 (ii))
Das politische Konzept für das zukünftige Nordirland entsprach dem Konzept
einer Konkordanzdemokratie, in der die Dominanz einer Bevölkerungsmehrheit
durch politische Mechanismen abgeschwächt wird.2
Die paramilitärischen Organisationen wurden dazu verpflichtet, innerhalb von
zwei Jahren abzurüsten. Großbritannien verpflichtete sich, eine neue Wirtschafts-
strategie für Nordirland vorzulegen.3 Die Verantwortung für das Polizei,- und
Justizwesen wurde an die nordirischen Behörden übergeben und Großbritannien
verringert seine Truppenpräsenz in Nordirland. (Vgl. Moltmann 1998: S. 44 f.)
Der Ablauf der Entwaffnung der Paramilitärs und die Umstrukturierung des
Justiz- und Polizeisystems sollten die zentralen Streitfragen in den kommenden
Jahren darstellen. (Vgl. Hauswedell 2002: S. 254-262)
2 Zur Konkordanzdemokratie siehe z. B.: Lehmbruch, Gerhard: Das konkordanzdemokratische Modell in der ver-
gleichenden Analyse politischer Systeme, in: Michalsky, Helga (Hrsg.): Politischer Wandel in konkordanzdemo-
kratischen Systemen (Lichtenstein Politische Schriften, Bd. 15), Vaduz 1991, S. 13-24.
3 Ein Bestreben der britischen Regierung bestand darin, Nordirland wirtschaftlich unabhängig von den Subventio-
nen zu machen, die Großbritannien jährlich an Nordirland zahlte. In den Jahren 1995-96 betrugen die Subven-




In den Folgejahren nach der Unterzeichnung des Belfast-Abkommens zeigte sich,
dass zwar die gemäßigten Parteien wie UUP und SLDP das Abkommen anerkann-
ten, bei den radikaleren Parteien jedoch, allen voran der DUP und Sinn Fein,
konnte hiervon nicht die Rede sein.
Im Friedensgutachten aus dem Jahr 1999 stellt Moltmann fest, dass nach der
starken Zustimmung für das Abkommen bei den Wahlen zur parlamentarischen
Vollversammlung am 25. Juni 1998 genügend Abgeordnete ins Amt gewählt wur-
den, die das Abkommen unterstützten. 28 Sitze gewann die UUP, 24 Sitze die
SDLP, die DUP erhielt 20 Sitze und Sinn Fein schaffte es immerhin auf 18 Sitze.
David Trimble (UUP) wird First Minister. (Vgl. CAIN Web Service 1998)
Die positiv veänderten britisch-irischen Beziehungen wurden von den Staats-
vertretern in der Öffentlichkeit zunehmend demonstriert. Im November erhielten
John Hume (SDLP) und David Trimble (UUP) den Friedensnobelpreis für ihr En-
gagement im Friedensprozess, die Bemühungen Mitchells wurden unter anderem
mit dem Hessischen Friedenspreis ausgezeichnet. (Vgl. Moltmann 1999: S. 129 f.;
Vgl. Eickhoff 1998: S. 1431)
Das vorgesehene Datum, an dem Nordirland in die Teilautonomie entlassen
werden sollte, konnte nicht eingehalten werden. Ein Grund hierfür waren die feh-
lenden institutionellen Voraussetzungen. Das bestehende Machtvakuum in dieser
Zeit belastete den Friedensprozess zunehmend, die Sicherheitssituation für die Zi-
vilbevölkerung besserte sich nicht. 
Einen wichtiger Streitpunkt stellte die Entwaffnung der paramilitärischen Or-
ganisationen dar (Decomissioning). Vertraglich vereinbart war die Entwaffnung
der Paramilitärs bis zum Jahr 2000. Die unionistischen Parteien forderten jedoch
die Einleitung dieses Entwaffnungsprozesses bereits vor einer gemeinsamem Re-
gierungsbildung mit der Sinn Fein Partei. Dies war einer der Streitpunkte, an de-
nen sich die gegensätzlichen Fronten immer wieder verhärteten und der Grund
dafür, warum die auf den 10. März 1999 datierte Regierungsbildung – trotz des
starken Engagements der britischen Nordirlandministerin Mowlam – nicht statt-
fand. (Vgl. FR 5.2.1999; Vgl. FR 16.2.1999, Vgl. FR 23.2.1999; Vgl. FR 10.3.1999)
Der gesamte Friedensprozess drohte in der Folgezeit zu scheitern. Die Kontra-
henten ließen sich zu keinem Kompromiss hinreißen und angesetzte Termine der
Regierungbildung mussten immer wieder verschoben werden.4
Ein erneuter Termin wurde von Tony Blair auf den 30. Juni angesetzt. Im Vor-
feld reiste der britische Premier zusammen mit dem irischen Staatschef Ahern
nach Nordirland um den Konfliktparteien einen umfassenden Plan zur Regie-
rungsbildung vorzulegen. Mit seinem Kompromissvorschlag bot Blair den Repu-
blikanern eine Möglichkeit der Regierungbeteiligung. Im Gegenzug verlangte er
4 Die Zeitungen berichteten ab März des Jahres 1999 gehäuft über die Kompromisslosigkeit der Kontrahenten und
über geplatzte Termine zur Regierungsbildung.
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von der Sinn Fein die Zustimmung, dass die ihr nahestehende IRA bis zum April
2000 ihre Waffen vernichtet haben muss. Ahern und Blair betonten, dass bei die-
sem Treffen weitreichendere Zugeständnisse als je zuvor gemacht worden seien.
Die schrittweise Abrüstung der IRA innerhalb von zwölf Monaten war beschlos-
sen worden. Jedoch scheiterte Blair mit seinen Vermittlungsversuchen erneut an
der Kompromisslosigkeit und an dem Misstrauen der verfeindeten Akteure. (Vgl.
SZ 16.07.1999)
Ende November 1999 berichteten die Medien endlich von dem Durchbruch zur
Regierungsbildung. Die größten protestantischen Parteien sprachen sich für eine
Regierungsbildung mit der Sinn Fein aus. (Vgl. HB 29.11.1999) Die Partei Trim-
bles rückte davon ab, die Entwaffnung der IRA zur Voraussetzung für eine Regie-
rungsbildung mit der Sinn Fein zu machen. Die Regierungsbildung erfolge jedoch
nur, wenn die IRA im Januar 2000 mit der Vernichtung ihrer Waffen beginne. Der
Leiter der unabhängigen Entwaffnungskommisssion, John de Chasterlein, kam in
seinem Bericht zu dem ernüchternden Ergebnis, dass diese Vereinbarung nicht er-
füllt wurde. Der Prozess geriet erneut ins Stocken. Trimble erklärte die Vereinba-
rungen für gescheitert, Sinn Fein Chef Adams hingegen hielt an den Vereinbarun-
gen fest und verwies darauf, dass die Waffen der IRA schließlich schweigen
würden. (Vgl. HB 03.02.2000) Die britische Regierung reagierte mit der Aufhe-
bung der nordirischen Autonomieverwaltung. (Vgl. FR 12.02.2000) 
Im Mai des Jahres stimmte die IRA bei erneuten Verhandlungen einer Inspek-
tion ihrer Waffenlager zu. Die Autonomieregierung konnte im Mai erneut ihre Ar-
beit aufnehmen. (Vgl. FR 08.05.2000) Trimble schaffte es innerhalb seiner Partei
eine knappe Mehrheit für die Zusammenarbeit mit den republikanischen Parteien
zu gewinnen. (Vgl. FR 29.05.2000) 
Trotz dieser Entwicklungen war der Friedensprozess in der Folgezeit von Be-
richten überschattet denen zufolge unterschiedliche Splittergruppen weiterhin ter-
roristische Akte verübten oder mit Gewaltanwendung drohten. (Vgl. FR
05.06.2000) Bei der alljährlichen Marschsaison der Protestanten wurden wieder
gewaltsame Zusammenstöße gemeldet und auch Berichte über erneute Auseinan-
dersetzungen zwischen rivalisierenden paramilitärisch-loyalistischen Gruppen
sind in der Presse zu finden. (Vgl. FR 22.08.2000)
2002 wurde die Autonomie Belfasts zum vierten mal ausgesetzt. Die Auseinan-
dersetzung um die Entwaffnung der IRA stellte auch in den folgenden Jahren ein
immer währendes Problem dar. Nachdem vertrauliche Dokumente der Regierung
bei einem Sinn Fein Funktionär gefunden wurden, drohteTrimble im Oktober
2002 mit seinem Rücktritt, woraufhin der amtierende britische Nordirlandmini-
ster Reid die Parlamentsauflösung einleitete. (Vgl. FR 15.10.2000; Vgl. Spiegel
online 08.10.2002)
Nach dem Zusammenbruch der Regierung erhielten bei den Wahlen zum Re-
gionalparlament vor allem die radikaleren Parteien aus den Lagern der Unioni-
sten und Republikaner Zuwachs. Sinn Fein erreichte nunmehr 24 Sitze, die
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SDLP 18, die DUP (Vorsitzender Ian Paisley) erhielt 30 und 27 Sitze gehen an
die UUP. 
Es dauerte weitere Jahre bis es zu einer endgültigen Einigung der Konfliktpar-
teien, zur Einstellung der Gewalt und Abrüstung der paramilitärischen Splitter-
gruppen kam. Erst im Jahr 2005 stellt die IICD in ihrem Bericht fest, dass die IRA
ihre Waffen unbrauchbar gemacht habe. (Vgl. Report of the Independent Interna-
tional Commission on Decommissioning 2005) Im Oktober berichtet die 2004
eingesetzte »International Monitoring Commission« (IMC), die IRA würde sich
an das Friedensabkommen von 1998 halten, die »Real IRA« hingegen sei weiter-
hin aktiv. (Vgl. FR 20.10.2005; Vgl. Seventh Report on the Independent Monito-
ring Commission 2005)
Ein im November 2006 angesetzter Termin zur Nominierung des First Mini-
sters wurde durch einen Bombenattentat eines pro-britischen Attentäters erneut
aufgeschoben. (vgl Grandel 2006) 
Das St. Andrews’Agreement im Jahr 2006
Moltmann beschreibt in den Jahren 2005-2007 eine Wende in der Handhabung
der Nordirlandthematik durch die britische und irische Regierung. Weg vom ko-
operativen Verhandlungsstil der jahrelang angewendet wurde. Der britische Pre-
mier drohte nunmehr damit, Nordirland keine Autonomie mehr zuzugestehen son-
dern eine gemeinsame britisch-irische Verwaltung zu installieren. Im Oktober
2006 wurden die nordirischen Konfliktparteien mit dem Umschwung des Poli-
tikstils der beiden Regierungen konfrontiert. Angesichts des drohenden Machtver-
lusts unterzeichneten die nordirischen Politiker am 13. Oktober 2006 das St. An-
drews’ Agreement. (Vgl. Moltmann 2007: S. 13) Die zentralen Akteure, die an
diesen Verhandlungen teilnahmen, waren neben der britischen und irischen Re-
gierung die stärksten Kräfte der beiden Lager: DUP (Ian Paisley) und Sinn Fein
(Gerry Adams). 
Das Schriftstück bezog sich im Wesentlichen auf das Belfast-Abkommen und
bekräftigte dessen Aussagen. Im Bereich der Regierungsbildung sah es jedoch ei-
nige veränderte Praktiken vor. Nachdrücklich bekräftigten die irische und die bri-
tische Seite die Notwendigkeit zur Annerkennung des Justiz- und Polizeiwesens.
Von den Parteien wurde erwartet bei ihren Anhängern um Zustimmung für das
Abkommen zu werben, die Zeitgrenze hierfür war auf den 10. November festge-
legt. Die Ernennung der Minister musste bis zum 24. November erfolgen. Im
Falle einer Regierungsbildung wurde der neu gebildete Regierung großzügige fi-
nanzielle Unterstützung zugesichert. (Vgl. The St. Andrews Agreement 2006)
Nach weiteren Verzögerungen konnte die erneute Regierungsbildung am 08.
Mai 2007 endgültig abgeschlossen werden und Nordirland wird seit diesem Zeit-
punkt wieder selbstverwaltet. (Vgl. Zeit online 26.03.2007) 
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Internationale Dimension des Konflikts. Interessen entfernter
(externer) Akteure
Die gewaltsame Austragung des Konflikts in Nordirland Ende der 60er Jahre
setzte zu einer Zeit ein, in der das Souveränitätsgebot und somit die Nichteinmi-
schung in innerstaatliche Angelegenheiten eines Mitgliedsstaates auf UN-Ebene
oberste Priorität darstellte. (Vgl. Fritzduff, Hauswedell 1999) Dies führte dazu,
dass die UN sich nicht mit den nationalistisch-republikanischen Bestrebungen der
Bevölkerung in Nordirland beschäftigten, sondern nach dem Prinzip der Nichtein-
mischung agierte. Der Nordirlandkonflikt wurde somit als innerstaatlicher Kon-
flikt anerkannt. Zwar schlugen die Vereinten Nationen in der Amtszeit Majors
ihre Hilfe zur Konfliktregelung vor, dies wurde jedoch abgelehnt. (Vgl. Sieger
2004: S. 70)
1973 traten Großbritannien und die Republik Irland der Europäischen Union
bei. 1985 erkannte Großbritannien im Rahmen des Anglo-Irischen Abkommens
die Republik Irland als eigenständigen äußeren Akteur an. Damit war der Repu-
blik Irland das Recht zur politischen Auseinandersetzung mit und der Einmi-
schung in den Nordirlandkonflikt formal gestattet und erste Grundsteine für ein
gemeinsames Engagement zur Lösung des Nordirlandkonflikts durch Großbritan-
nien und die Republik Irland wurden gelegt.
Das gesteigerte internationale Interesse an dem Konflikt – vornehmlich von Sei-
ten der USA – ist primär auf die in den USA existierende irische Interessenvertre-
tung bzw. Lobby zurückzuführen, deren politischer Einfluss nicht unerheblich ist.
Finanzielle Unterstützung für politische und gewalttätige Aktionen erhielten die Re-
publikaner von Seiten der irisch-amerikanischen Diaspora. Neben den republika-
nisch orientierten Gruppen waren jedoch auch viele moderat-nationalistisch orien-
tierte Gruppierungen in den USA vertreten, die ihren politischen Einfluss nutzten,
um eine Lösung der Nordirlandfrage zu erlangen. (Sieger 2004: S. 73 f.)
Erstmals trat der Nordirlandkonflikt unter Carter im Jahr 1977 auf die US-
außenpolitische Agenda. Dies geschah maßgeblich durch den Druck der oben er-
wähnten Lobbyisten auf US-Politiker. Moltmann stellt fest, dass auch die Gefah-
renabwehr terroristischer Gewalt ein Interesse der USA darstellte. Auffällig ist,
dass das erstarkende Engagment der US-amerikanischen Regierung im Nordir-
landkonflikt in die Zeit fällt, in die auch die nach dem Ende der Bipolarität einset-
zende Relativierung des Nichteinmischungsgebots fällt. (Fritzduff, Hauswedell
1999)
Clinton machte die Lösung des Nordirlandkonflikts zu seinem Wahlverspre-
chen. Er empfing Sinn Fein Präsident Adams bereits zu jener Zeit (1994), als in
Großbritannien noch keine Gespräche mit republikanischen Parteien/Organisatio-
nen geführt wurden. (Vgl. Moltmann 2007: S. 16 f.)
In der Amtszeit des Präsidenten Georg W. Bush (seit 2001) ist das US-Interesse
an der Situation in Nordirland primär auf die Vermutung der finanziellen Unter-
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stützung der IRA von Seiten irisch-amerikanischer Gruppierungen und auf die
Annahme zurückzuführen, die IRA unterstütze weitere terroristische Gruppierungen
(FARC und ETA). (Vgl. Moltmann 2007: S. 16 f.; Vgl. Spiegel online 24. 4. 2002) 
Die US-Regierung übte verstärkt Druck auf die agierenden paramilitärischen
Gruppierungen aus. Dieses Vorgehen war angelehnt an die Sicherheitsstrategie
der USA, in der die Bekämpfung des internationalen Terrorismus eine wichtige
Rolle einnimmt. Im Jahr 2001 wurde von der Bush-Regierung ein »special en-
voy« entsandt, der den Stand des Friedensprozesses prüfen sollte, durch seine
Präsenz aber auch Druck auf die Konfliktparteien ausübte. Die Bereitwilligkeit
der IRA zur Entmilitarisierung wird in der Literatur in Verbindung mit der US-
Außenpolitik nach dem 11. September 2001 gebracht. (Vgl. Moltmann 2007: S. II)
Allerdings meldete die FR bereits am 7. August 2001, die IRA habe einen Plan
zur eigenen Entwaffnung vorgelegt. Diesen suspendierte sie jedoch wieder, nach-
dem die Unionisten unter Trimble mißtrauisch reagiert und die sofortige Abgabe
der Waffen eingefordert hatten. (Vgl. FR 7. 8. 2001: S. 3; Vgl. FR 15. 8. 2001: S. 7)
Eine wichtige Rolle bei der Konflikttransformation spielt die EU, die mit ihren
integrativen Projekten die Förderung der Verständigung zwischen verfeindeten
Bevölkerungsgruppen zum Ziel hat. So wurde z. B. 1995 mit der Installation eines
»Special Support Programme for Peace and Reconciliation« in Zusammenarbeit
mit lokalen Organisationen im Rahmen verschiedener Projekte damit begonnen,
die Kommunikation und die Kooperation zwischen den unterschiedlichen Bevöl-
kerungsgruppen (Konfessionen, Generationen, Geschlechter) zu fördern. (Vgl.
Website Peace and Reconciliation Group; Vgl. Moltmann 1998: S. 39)
Die Europäische Kommission legte im November 1999 ein gemeinschaftliches
Förderkonzept für Nordirland vor, in dem der Förderung des Friedens und der
Versöhnung neben der wirtschaftlicher Förderung oberste Priorität (suis generis)
zugesprochen wurde. (Vgl. Europäische Kommission 1999)
Heutige Situation
Der Konflikt in Nordirland – oder treffender formuliert – dessen gewaltsame Aus-
tragung zwischen den unterschiedlichen Bevölkerungsgruppen ist befriedet.
Gleichwohl besteht weiterhin bei vielen Nordiren Misstrauen gegenüber den alten
Kontrahenten. Somit wird der herrschende Friede in Nordirland weiterhin als
»kalter Friede« (Vgl. Weis 2007) bezeichnet. Die jahrelang gewachsenen und
verhärteten Fronten zwischen den unionistisch und nationalistisch orientierten
Bevölkerungsgruppen haben zu einer tiefgreifenden Spaltung der Gesellschaft
geführt. Deshalb muss gerade bei der jungen heranwachsenden Generation Ver-
söhnungs- und Verständigungsarbeit betrieben werden um dieser psychisch-ideo-
logischen Spaltung bereits im Jugendalter entgegen zu wirken. Hier setzt, wie
erwähnt, die Europäische Union mit ihren integrativen Projekten an. Marcel Bau-
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mann kritisiert jedoch, dass trotz der ausreichenden finanziellen Förderung von
solchen Projekten bis dato noch nicht mal eine »friedliche Koexistenz« zwischen
den Bevölkerungsgruppen entstanden sei. Er verweist in diesem Zusammenhang
darauf, dass keine »nachhaltigen Strategien konstruktiver Vergangenheitsbearbei-
tung« (Baumann, M. 2008: S. 28 f.) vorhanden sind und die angewendeten Kon-
zepte nicht greifen. Der Förderung des Friedens auf der untersten Ebene – das
heißt innerhalb der Gesellschaft – sei im Gegensatz zu dem auf der politischen
Ebene erreichten Frieden nicht genügend Beachtung geschenkt worden. Die mas-
sive Anzahl der seit dem politischen Friedensschluss entstandenen Nichtregie-
rungsorganisationen hat dazu geführt, dass der Friedenssektor zu einer »Frieden-
sindustrie« pervertiert. (Vgl. Baumann, M. 2008) Eine solche »Industrie« ist
primär mit ihrem Selbsterhaltungstrieb beschäftigt. Die Entwicklung angemesse-
ner Strategien zur Erlangung eines umfassenden Friedenszustandes mit versöhn-
ten Bevölkerungsgruppen gerät hierbei schnell ausser Acht. Doch genau dieser
Zustand müsste angestrebt werden um einen »nachhaltigen Frieden« in Nordir-
land zu erreichen.  
Ende Januar 2007 wurde ein Durchbruch im Bezug auf die Anerkennung
des Polizei- und Justizwesens durch die Sinn Fein Partei erzielt. (Vgl. Kertesz
27.1.2007)
Im August des gleichen Jahres endete nach fast 38 Jahren die Stationierung bri-
tischer Truppen auf nordirischem Boden. Nur einige Truppen (5 000 Mann Stärke)
verbleiben in der Region, sie haben jedoch keinen Auftrag mehr. Die Stabilisirung
der Sicherheitssituation liegt nunmehr im Verantwortungsbereich der nordirischen
Polizei. 
Der Truppenabzug wurde von Seiten des britischen Militärs damit begründet,
dass die Sicherheitssituation stabil genug sei. Ein Engpass an Personal – verursacht
durch die starke  Truppenpräsenz Großbritanniens im Irak und in Afghanistan – er-
klärt dieses Verhalten jedoch eher. (Vgl. Spiegel online 31.7.2007) Die Sicherheits-
situation zeigt sich indes keineswegs so stabil, wenn man die wiederkehrenden Mel-
dungen über Gewaltakte in den Medien verfolgt. (Vgl. Osuch, Florian 15. 5. 2005) 
Nach knapp einem Jahr Regierungszeit ist der Erste Minister Ian Paisley
(DUP) zurückgetreten. Genaue Gründe hierfür sind nicht bekannt, was allerlei
Spekulationen über seinen Rücktritt aufwirft. Neuer Erster Minister ist nun Peter
Robinson von der DUP. (Vgl. Zeit online 27. 3.2007)
Bezogen auf die Umsetzung der Friedensvereinbarungen auf politischer Ebene
beschreibt Baumann die Situation im Jahr 2008 wie folgt: »Die gemeinsame
Regierungsarbeit erweist sich seit fast einem Jahr als stabil und nachhaltig, es
herrscht eine optimistische Grundstimmung. Die öffentliche Sicherheitslage ist
weitgehend konsolidiert, Gewalteskalationen finden nur noch selten statt. Die bri-
tische und die irische Regierung halten sich weitgehend aus den Belangen Nord-
irlands heraus und nehmen lediglich eine konsultative Rolle wahr.« (Baumann
5. 2. 2008)
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Erfolge – Misserfolge – Evaluation
In der wissenschaftlichen Literatur wird dem nordirischen Friedensprozess über-
wiegend eine positive Anerkennung entgegen gebracht. Er wird sogar oft als ein
Modell der Konfliktregelung gehandelt, welches auch als Vorbild zur Transforma-
tion andere Konflikte dienen könne.5
Neben den dargelegten, den Friedensprozess begünstigenden Faktoren, muss
vor allem auf das Engagement und die Mediationsfähigkeit der beteiligten Ver-
mittler verwiesen werden: Georg Mitchell, Tony Blair und der/die jeweilige von
der britischen Regierung beauftragten Nordirlandminister/-ministerin. Vor allem
das Engagement des US-Vermittlers Mitchell und von Bill Clinton selbst sind hier
hervorzuheben. Die Rolle der externen Akteure als Mediatoren im Rahmen des
Konflikts hat Lisa Sieger 2004 in ihrer Dissertation untersucht. Sie sieht einen
Grund für das Zustandekommen und der schlussendlichen Durchsetzung des Bel-
fast-Abkommens in dem zunehmenden Engagement von internationalen Akteu-
ren. Das weiter oben erläuterte Interesse der amerikanischen Regierung an der
Lösung des Konflikts spielt hierbei eine tragende Rolle. Nur durch den Druck
Washingtons konnte erreicht werden, dass das Belfast-Abkommen doch noch von
den verhandelnden Parteien akzeptiert wurde.  
Durch das twin-track-system, welches als Grundlage zum Vorgehen im Rah-
men des Friedensprozesses diente, wurde die Bildung eines Regionalparlaments
und die Entwaffnung der Paramilitärs als parallele Aufgaben begriffen. Die Bil-
dung des Parlaments war jedoch fast unmöglich, bevor nicht die Entwaffnung der
Paramilitärs, vor allem der IRA, stattgefunden hatte. Kritisch anzumerken ist,
dass mit diesem Vorgehen den Konfliktparteien (allen voran der DUP, UUP und
der IRA) die Möglichkeit geboten wurde, die Etablierung eines Regionalparla-
ments mit einer stabilen Regierung zu verzögern. Auch die Einigung in Bezug auf
das Polizei- und Justizwesen stellte eine große Hürde im Rahmen des Frieden-
sprozesses dar.
Der Einsatz positiver und negativer Sanktionen ziviler Art führte schließlich
dazu, dass eine Regierung gebildet werden konnte. Finanzielle Zugeständnisse im
Falle einer Regierungsbildung (positive Sanktion) sowie die Androhung des
Selbstverwaltungsentzugs und der damit einhergehende Verlust von politischer
Macht (negative Sanktion) gehörten zu solchen Maßnahmen. Hier spielte vor al-
lem der britische-irische Zusammenhalt eine tragende Rolle. Vergessen werden
darf jedoch nicht, dass die britische Regierung eine dauerhafte Truppenpräsenz
(bis 2007) in Nordirland stationiert hatte (Intervention im eigenen Staatsgebiet).  
Zu erwähnen bleibt, dass zwar das amerikanische Engagement zur Lösung des
Nordirlandkonflikt beigetragen hat, der Prozess ist damit aber abhängig geworden
5 Horst Grabert sieht ihn als Modell zur Lösung der Balkanfrage, Christina Schmidt wirft die Frage auf, ob die
Konfliktregulierung im Fall Nordirland auch auf den Israel/Palästina Konflikt angewendet werden kann. 
(Vgl. Grabert 1998: S. 1458.; Vgl. Schmidt 2007: S. 222-224)
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von dem Willen der amerikanischen Regierung sich in der Nordirland Frage ein-
zumischen. (Vgl. Moltmann 2007: S. 18)
Eine weitere wichtige Rolle spielten einzelne Persönlichkeiten wie Gerry
Adams (Sinn Fein), David Trimble (UUP) und John Hume (SDLP), die entschei-
dende Arbeit zur Anerkennung des Friedensabkommens in ihren eigenen Lagern
geleistet haben. Während Trimble und Hume den Friedensnobelpreis erhielten
blieb dieser Gerry Adams versagt.
Insgesamt konnte der Konflikt durch das Zusammenspiel und Mediationsge-
schick der unmittelbar beteiligten Regierungen und durch die von ihnen einge-
setzten Vertreter und andere Vermittler befriedet werden. Jedoch zeigen neuere
Meldungen dass, wie bereits erwähnt, Splittergruppen weiterhin Gewaltakte bege-
hen, dies jedoch ohne klar erkennbare Motive. Die Mehrheit der Bevölkerung und
die amtierenden Parteien unterstützen den Aufbau eines demokratischen Staats
ohne gewalttätige Konfliktaustragung. Corinna Hauswedell hebt folgende verän-
derte Voraussetzungen innerhalb der Gesellschaft hervor, die die Transformation
des Konflikts begünstigten: »In den 70er-Jahren begann ein langsamer Prozess
des Eindringens der Katholiken in den Business-Sektor und in Positionen des
öffentlichen Lebens. Eine inzwischen fast drei Jahrzehnte währende neue Gesetz-
gebung sichert den Katholiken inzwischen grundsätzlich den gleichen Zugang zu
allen Positionen in Nordirland. So konnte sich das 1969 bei der katholischen Min-
derheit vorherrschende Grundgefühl der Ausgrenzung und Zurückweisung von
der Teilhabe am gesellschaftlichen Leben wandeln.« (Fritzduff, Hauswedell 1999) 
Zusammenfassend begünstigten folgende Entwicklungen die Transformation
des Konflikts:
• Die Einsicht der stärksten Konfliktparteien, dass eine militärische Lösung des
Konflikts nicht zu erreichen ist,
• die Bemühungen einzelner starke Persönlichkeiten aus den Lagern der unter-
schiedlichen Parteien,
• veränderte Verhältnisse in Nordirland selbst, z. B. wachsende Wirtschaft, Um-
denken in der Bevölkerung,
• das veränderte Verhältnis Großbritanniens gegenüber Nordirland,
• das veränderte Verhältnis in den Beziehungen zwischen der britischen und iri-
schen Regierung ab 1985 sowie das gesteigerte Interesse der Vereinigten Staa-
ten an der Lösung des Konflikts,
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Elfenbeinküste (im Folgenden »E.«) liegt in feucht-tropischem Gebiet.  Das Land
grenzt im Süden an den Atlantik, im Westen an Liberia und Guinea, im Norden an
Mali und Burkina Faso, im Osten an Ghana. Die Fläche beträgt 322 000 km2. Die
Bevölkerung beträgt knapp 19 Millionen Einwohner. Diese Angabe ist jedoch
sehr vage, ist doch gerade die Frage der Staatsangehörigkeit Kern des Konflikts.
Die Angaben über das Bevölkerungswachstum sind sehr unterschiedlich und
schwanken zwischen 1,6 Prozent und 3,5 Prozent. Landessprache ist Französisch,
daneben gibt es rund 60 einheimische Sprachen. Die wichtigsten Ethnien sind
Akan (42 Prozent), Kru/Bété (12 Prozent), Volta (10 Prozent), Malinké, Senoufo.




Von 1883-1960 war E. französische Kolonie (Bouquet 2005, 19-45). Bis 1993
wurde das Land mittels eines Einparteiensystems autoritär regiert von Felix Hou-
phouet-Boigny, der als Häuptling in die Politik eintrat und als einziger aus den
Kolonien stammender Schwarzafrikaner von 1956 bis 1958 ein Ministeramt in
der französischen Regierung bekleidete. Zu seinen Großtaten gehört der Bau der
weltweit größten Basilika, die dem Petersdom in Rom nachempfunden wurde, in
der von Abidjan an der Küste in seinen Geburtsort Yamassoukrou im Landesin-
nern verlegten Hauptstadt. 
Houphouet-Boigny förderte – ganz im Sinne des nation-buildung – einen ivori-
schen Nationalismus, die »Ivorität« (ivoireté). Hatte sich noch das 1961 beschlos-
sene Staatsangehörigkeitsrecht am französischen Prinzip des ius soli orientiert, so
galt seit 1972 das ius sanguinis: mindestens ein Elternteil muss in Elfenbeinküste
geboren sein, damit die ivorische Staatsangehörigkeit zuerkannt werden kann
(Doh-Djanhoundy 2006, insbes. 21-41) . Die soziale Wirklichkeit ist gekenn-
zeichnet durch die schon in der Kolonialzeit begonnene Einwanderung oft
zwangsrekrutierter Arbeitskräfte aus benachbarten Ländern, die auf den Kaffee-
und Kakao-Plantagen beschäftigt wurden. Ihre Zahl wird auf etwa 1,5 Mio. ge-
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schätzt. 1970 hatte Houphouet-Boigny erklärt, das Land gehöre denen, die es be-
arbeiten. Hieraus ergaben sich schwer wiegende Konsequenzen für die rechtliche
Situation vieler Menschen. Da viele Völker und Stämme der Elfenbeinküste in
Gebieten leben, die die von der Kolonisation gezogenen Grenzen überschreiten,
führt die Migration dazu, dass Angehörige eines und desselben Volkes oder Stam-
mes ivorische Vollbürger oder aber Ausländer (Nigerianer, Nigrer, Tschader, Bur-
kinabé, Malier, Senegalesen sowie Franzosen etc.) sein können. 
Konflikte um Land wurden in der Folge zwischen den das Land bearbeitenden
Menschen und den genuinen »Ivorern« zunehmend gewalttätig ausgetragen und
nahmen rassistische Züge an: Die Debatte um die »Ivorität« (Hofnung 2005).
wurde zum Kern der Ausgrenzung von »Ausländern« in Wirtschaft und Politik,
aber auch zum Nährboden eines militanten, gegen die in allen Bereichen der Öko-
nomie noch immer massiv präsente ehemalige Kolonialmacht, wie Teile der Lite-
ratur zeigen (Doh-Kjanhoundy 2006; Blé Kessé, 2005; Djéréké 2003; Gnakalé
2006). Die ehemalige Einheitspartei PDCI (Parti Démocratique de Côte d’Ivoire)
spaltete sich entlang des immer deutlicher werdenden Nord-Süd-Gegensatzes:
Ethnizität wurde so zu einem entscheidenden politischen und ökonomischen Ins-
trument zur Erlangung bzw. Sicherung von Besitz wie für politische Manipulation
und Instrumentalisierung (AKUF http://www.sozialwiss.uni-hamburg.de/
publish/Ipw/Akuf/kriege/293_elfenbeinkueste.htm:). Nicht nur das Wahlrecht
sondern auch Grundbesitz wurden den »Nicht-Ivorern« genommen. Die fast aus-
schließlich muslimischen Bewohner des Nordens oder die aus dem Norden stam-
menden Einwohner wurden nun unter dem Sammelbegriff »Dioula« identifiziert,
obwohl diese Bezeichnung ursprünglich nur für eine kleine Ethnie stand. Da Na-
men oft auf die Abstammung hinwiesen, wurden sie für die weitere Ethnisierung
der Gesellschaft instrumentalisiert. 
Die »Ivorität« war zu einem politischen Kampfbegriff geworden, mit dessen
Hilfe die neu gegründete Partei FPI (Front Populaire Ivoirien) unter Laurent
Gbagbo vor allem die südlichen, mehrheitlich christlichen Wähler zu mobilisieren
suchte. In der Folge vervielfachten sich die Parteien, die sich spalteten, neu einig-
ten, neu gründeten. Lt. CIA-factbook gibt es derzeit mehr als 144 anerkannte Par-
teien (https://www.cia.gov/library/publications/the-world-factbook/geos/iv.html;
Koui, 2006). Ihnen geht es nicht um die Durchsetzung politischer Programme,
sondern um die Festigung bzw. Teilhabe an Macht und Pfründen, entlang ethni-
scher und clanischer Strukturen. Ein neues Wahlgesetz, das zur Kandidatur für die
Präsidentschaftswahlen nur Personen zuließ, deren Eltern beide Ivorer waren, ver-
schärfte die Gegensätze. 1999 putschte General Guei. Es folgten im Jahre 2000
chaotische Präsidentschaftswahlen, von denen ein aus dem Norden stammender
Bewerber, Alassane Dramane Ouattara, ausgeschlossen wurde, da sein Vater an-
geblich ein Burkinabé war. Gbagbo gewann die Präsidentschaftswahlen gegen
General Guei, der schließlich floh. Mit Hilfe der audiences foraines (http://www.
rdrci.org/main/cspisnelire.asp?id=15&rid=2), einer Art mobiler Gerichte, die
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durch das Land zogen, wurden nun Staatsangehörigkeitsnachweise ausgegeben.
Gbagbo wird beschuldigt, hierbei massive Manipulationen zu Ungunsten der
»Dioula« organisiert zu haben
Ökonomische und soziale Lage und Entwicklung
Die Elfenbeinküste erreicht ein BIP von 762 Euro pro Kopf, das ist das höchste in
Westafrika. Allerdings leben 42 Prozent der Bevölkerung unterhalb der Armuts-
grenze (weniger als 2 US-Dollar pro Kopf und Tag. https://www.cia.gov/library/
publications/the-world-factbook/geos/iv.html). Das Land hat einen beständigen
Außenhandelsüberschuss. E. ist der größte Kakao- und Robusta-Kaffee-Produ-
zent der Welt. Ferner exportiert es Baumwolle, Naturkautschuk, Palmöl und Holz.
Die Außenwirtschaft ist eindeutig determiniert durch die (alte) internationale Ar-
beitsteilung, die das Land zu einem Rohstoffproduzenten für den industrialisierten
Norden (Europa, USA) macht. Die Preise der exportierten Rohstoffe sind starken
Schwankungen am Weltmarkt unterworfen. In den letzten Jahren wurden bemer-
kenswerte offshore-Reserven an Öl und Erdgas entdeckt. Die Erlöse aus dem Koh-
lenwasserstoffexport übersteigen inzwischen die Einnahmen aus dem Kakao-Ex-
port. Die Tagesproduktion von Erdöl soll bis Ende des Jahrzehnts auf 200 000 Fass
gesteigert werden (https://www.cia.gov/library/publications/the-world-factbook/
geos/iv.html). E. exportiert mit Öl und Gas produzierte Elektrizität nach Ghana,
Togo, Benin, Mali und Burkina Faso. Der IWF prognostiziert für 2008 ein Wirt-
schaftswachstum von 2,9 Prozent. Trotz dieser relativ guten Daten liegt die
Arbeitslosenquote bei etwa 40 Prozent, für die Jugendlichen bei 60 Prozent. Die
Analphabetenrate liegt noch immer bei 50 Prozent. Es gibt drei Universitäten und
relativ gut ausgestattete private Eliteschulen. Das nationale Bildungssystem ist
noch immer völlig abhängig vom französischen. Allerdings wird derzeit in Koopera-
tion mit anderen westafrikanischen Ländern eine Orientierung am angelsächsischen
System angestrebt (http://www.auswaertiges-amt.de/diplo/de/Laenderinformationen/
CoteDIvoire/Kultur-UndBildungspolitik.htm). In der Wahrnehmung des offiziel-
len Frankreich bedroht dies die französische Vorherrschaft, die Frankreich noch
immer durch eine militante Sprachpolitik mit Hilfe der Organisation der franko-
phonen Staaten zu sichern versucht.
Die Wirtschaft der E. war schon immer charakterisiert durch blühende Korrup-
tion und Nepotismus (http://www.heritage.org/Index/country.cfm?id=IvoryCoast),
der wiederum oft auf der Familien- und Clanzugehörigkeit basiert und den harten
Kern der ivorischen Ökonomie bildet. In den 70er Jahren, als Kredite wohlfeil
waren und die Entwicklungsländer unter Verweis auf die Theorie der komparati-
ven Kostenvorteile zur Mono-Produktion und Weltmarktintegration angetrieben
wurden, hatte sich das Land erheblich verschuldet. Mit dem Anstieg des Dollar-
Kurses und dem Verfall der Rohstoffpreise und tropischen Agrarprodukte explo-
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dierten die Schulden. 1981 war Elfenbeinküste zahlungsunfähig, es folgten bru-
tale Sturkturanpassungsprogramme von Weltbank und IWF, die vor allem die bis-
her beachtlichen Sozialleistungen (Bildungswesen, das zu Houphouet-Boignys
Zeiten 32 Prozent des Staatshaushalts erhielt, Gesundheitswesen, sozialer Woh-
nungsbau, Transportwesen) abschafften. Eine weitere Folge war die Abwertung
des Franc CFA,1 die die Schuldenlast abermals nach oben trieb (Bouquet 2005).
Diese ökonomische Krise schlug auf die politischen Auseinandersetzungen durch
und verschärfte die ethnisch geprägten Konflikte massiv, ging es dabei doch um
den Zugang zu Ressourcen und vor allem um den Besitz von Land.
Die Wirtschaft insgesamt bleibt abhängig von den schwankenden Weltmarkt-
preisen für Kakao, Kaffe und Palmöl. 68 Prozent der Bevölkerung sind in der ganz
überwiegend exportorientierten Landwirtschaft tätig. Seit 2006 gewann die Erdöl-
und Gasproduktion im Golf von Guinea an Bedeutung und spülte ca. 3 Mrd. US-
Dollar in die Staatskasse. Hinzu kommen die Einnahmen aus dem Elektrizitäts-
export. Die andauernde politische Instabilität wirkt sich negativ auf ausländische
Investitionen aus. Menschenhandel ist weiterhin verbreitet: Vor allem Frauen und
Kinder werden aus dem Norden in die Städte des Südens verschleppt, wo sie als
eine Art Haussklaven arbeiten, aber auch als Sexarbeiterinnen ausgebeutet wer-
den. Junge Männer werden in Arbeitsverhältnisse in der Landwirtschaft und im
Baugewerbe gezwungen (https://www.cia.gov/library/publications/the-world-fac-
tbook/geos/iv.html).
Bürgerkrieg und Eingreifen Dritter
Die beiden Gliederungspunkte werden hier gemeinsam behandelt, da Frankreich
von Anfang an Akteur in diesem Konflikt war. Dies gilt auch – und erst recht –
nachdem der Sicherheitsrat der VN sich mit dem Konflikt befasste, da er die be-
reits im Gang befindliche französische Militäroperation Licorne während des ge-
samten (noch nicht beendeten) Konfliktverlaufs zusammen mit Aktionen der
westafrikanischen Wirtschaftsgemeinschaft ECOWAS mandatierte.
Der aktuelle Konflikt begann mit einem neuerlichen Putsch (19. September
2002) gegen Präsident Gbagbo: Ehemalige Unteroffiziere, die von Gbagbo wegen
vermuteter politischer Unzuverlässigkeit entlassen worden waren, versuchten von
Burkina Faso aus den Umsturz. Dieser Putsch führte zur Teilung des Landes: Der
südliche Teil blieb unter Kontrolle der Regierung, der nördliche unter Kontrolle
von Rebellen, die sich in den »Forces Nouvelles« (Neue Kräfte, FN) zusammen-
schlossen (http://www.auswaertiges-amt.de/diplo/de/Laenderinformationen/01-
Laender/CoteDIvoire.html. In der Folge des Putsches wurden im Süden Hunderte
1 Im ganzen ehemaligen französischen Schwarzafrika ist nach wie vor der – im Prinzip – von der französischen
Zentralbank gedeckte Franc CFA die gültige Währung. Auf den neokolonialen Charakter dieses Instruments kann
hier nicht eingegangen werden.
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Oppositionelle durch regierungsnahe Todesschwadronen ermordet. Im Westen des
Landes bildeten sich zwei weitere Oppositionsgruppen, die – auf ethnischer Basis
– mit Liberianern und Guineanern zusammenarbeiteten. Frankreich, das im Lande
eine Militärbasis und kleinere Stützpunkte unterhält, verhinderte ab Oktober 2002
das weitere Vordringen der Rebellen und evakuierte rd. 12 000 französische Staats-
bürger. 
Die französische Militärpräsenz im Lande basiert – wie in fast allen ehemali-
gen afrikanischen Kolonien Frankreichs (Dossiers…) – auf einem Verteidigungs-
abkommen zwischen Elfenbeinküste und Frankreich, das unmittelbar nach der
Unabhängigkeit des Landes geschlossen wurde (24. April 1961, Koulibaly 2003,
67-70). Es bestimmt, dass E. seine militärische Ausrüstung ausschließlich in
Frankreich kauft, die französischen Militärausbilder der ivorischen Armee werden
von E. besoldet. Frankreich verfügt frei über die Stationierungsorte seiner Armee,
die Bedingungen ihrer Nutzung sollten durch ein gemeinsam auszuhandelndes
Abkommen festgelegt werden. Relevant für den Konflikt ist die Bestimmung, dass
beide Armeen zwar einer unterschiedlichen Jurisdiktion unterstehen (Rechtsver-
letzungen französischer Soldaten können nur von französischen Gerichten geahn-
det werden), aber gemeinsam agieren. Insbesondere arbeiten beide Armeen so-
wohl gegen äußere wie innere Bedrohungen zusammen, so wie es auch einen
gegenseitigen Unterstützungsmechanismus im Falle eines Angriffs auf eine der
beiden Armeen gibt.  
Nach Beginn des Aufstands errichteten die französischen Truppen im Lande ei-
nen Korridor zwischen den Aufständischen im Norden und der Regierung im Sü-
den und drangen in die Hauptstadt Yamassoukrou vor. Von der im Militärabkom-
men festgelegten operationellen Gemeinsamkeit beider Armeen konnte also nicht
mehr die Rede sein. Daraufhin bombardierte die ivorische Luftwaffe die französi-
sche Militärbasis von Bouaké. Präsident Chirac befahl persönlich die Zerstörung
der beiden Flugzeuge, die den Angriff geflogen hatten. Darüber hinaus zerstörte
die französische Armee, abermals auf Befehl Chiracs, kurz darauf auch die fünf
ivorischen Armeehubschrauber, womit die gesamte Luftwaffe des Landes ver-
nichtet war (Doh-Djanhoundy 2006, 57 f.). 
Frankreich schaltete sich als »Vermittler« ein und lud die Akteure des Kon-
flikts zu einer Konferenz nach Linas-Marcoussis in der Nähe von Paris. An den
Verhandlungen nahmen insgesamt zehn politische Parteien und Bewegungen der
E., nicht aber Präsident Gbagbo teil2 Frankreich erreichte damit, dass in Linas-
Marcoussis die in der Rebellenbewegung zusammengeschlossenen Gruppierun-
gen gleichberechtigt neben den die Regierung des Landes tragenden Parteien
saßen, wodurch die Rebellen eine internationale Anerkennung erfuhren. Das Li-
nas-Marcoussis-Abkommen hat in der Literatur eine heftige Debatte ausgelöst, in
2 Daran nahmen die folgenden ivorischen Parteien teil: FPI, MFA, MJP, MPCI, MPIGO, PDCI-RDA, PIT, RDR,
UDCY und UDPCI.
158
der seitens der Vertreter des Südens vom »Krieg Frankreichs gegen die Elfenbein-
küste« (Koulibaly 2003) die Rede ist. In der Tat deutet schon die Wahl des Konfe-
renzortes auf den Willen Frankreichs, den Konflikt unter seiner Kontrolle zu hal-
ten. Zu Recht sprechen Banégas/Marshall-Fratani (2003) von einer parteilichen
Einmischung Frankreichs mit dem Ziel, eine Art NeoProtektorat zu errichten.
Als Ergebnis des Linas-Marcoussis-Abkommens (http://www.usip.org/library/
pa/cote_divoire/cote_divoire_01242003en.html) sollte ein Waffenstillstand einge-
halten und eine Regierung der nationalen Versöhnung von den Vertretern der teil-
nehmenden Bewegungen und Parteien gebildet werden; ein Kalender für die Ab-
haltung von Wahlen sollte ausgearbeitet werden; basierend auf dem Konsens der
Teilnehmer sollte ein Premierminister berufen werden, der die Regierungsge-
schäfte bis zur Abhaltung der Präsidentschaftswahlen führen und die exekutive
Gewalt auf sich vereinigen sollte, also de facto den Präsidenten entmachtete; die
neue Regierung, der sämtliche in Linas-Marcoussis anwesenden Parteien und
Gruppierungen angehören sollten, sollte eine neue Armee aufbauen, die »den
Werten der Integrität und der republikanischen Moral verpflichtet« sein sollte. Für
die Restrukturierung der Armee und der Sicherheitskräfte kann die Regierung
ausländische Berater heranziehen, darunter »insbesondere die von Frankreich an-
gebotene Unterstützung.« ECOWAS (Economic Community Of West African
States) und die französische Regierung wurden dazu aufgerufen, für die Sicher-
heit der Teilnehmer an der Konferenz Sorge zu tragen.
Außerdem sollte diese Regierung der nationalen Versöhnung die im Gang be-
findliche Prozedur zur Anerkennung der Staatsangehörigkeit beschleunigen und
binnen sechs Monaten ein Staatsangehörigkeitsgesetz vorlegen, welches die Si-
tuation von Personen regeln sollte, die als illegal galten. Diese Regelung sollte
vor allem Personen betreffen, die bereits vor 1960 (Unabhängigkeit) in E. lebten,
sowie Personen, die mit ivorischen Frauen verheiratet waren. Die Anerkennung
der Staatsangehörigkeit sollte großzügig gehandhabt werden, Missbrauch der
Behörden in der Frage der Anerkennung der Staatsangehörigkeit sollte abgestellt
werden. Die Unparteilichkeit bei der Identifizierung von Staatsangehörigen (d. h.
Abstimmungsberechtigten) sollte sichergestellt werden. Die Rechte von Grundbe-
sitzern sollten durch eine Gesetzesänderung zugunsten von de-facto-Grundei-
gentümern geändert werden, wobei als Orientierung das Konzept gelten sollte,
dass das Land denen gehört, die es bearbeiten. Die mangelhafte Präzision dieser
Vereinbarung musste wegen der brüchigen und korripten Administration des Lan-
des zwangsläufig zu Konflikten führen. Vor allem änderte die Konferenz den Arti-
kel 35 der Verfassung, der die Wählbarkeit des Präsidenten zum Gegenstand hat:
Hinfort sollten die Kandidaten (weiterhin) die ivorische Staatsangehörigkeit ha-
ben, es reichte aber aus, wenn ein Elternteil die Staatsangehörigkeit besaß, statt
wie bisher beide Elternteile.
Damit entschärften diese Vereinbarungen zumindest auf dem Papier die bishe-
rige Diskriminierung jener Personengruppen, die im Laufe der Geschichte, vor al-
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lem zur Kolonialzeit, nach E. eingewandert waren. Jenseits der Tatsache, dass
diese Bestimmungen fair und moralisch gerechtfertigt erscheinen, stellen sie im
Kontext der E. doch eine Parteinahme zugunsten der aus dem Norden stammen-
den Einwohner dar, die auf den Widerstand der Parteien und Gruppierungen des
Südens stoßen mussten und den amtierenden Präsidenten Gbagbo, der persönlich
nicht an den Verhandlungen teilnahm, zum Gegenspieler der Vereinbarungen
machten, war doch klar erkennbar, dass seine Position geschwächt und er durch
baldige Wahlen abgesetzt werden sollte. 
Kompliziert wurde der Konflikt zeitweilig durch grenzübergreifende gewalt-
förmige Aktionen und Formen der Zusammenarbeit mit bewaffneten Akteuren
vor allem aus Sierra Leone. Eingesetzt wurden zumindest zeitweise auch Kinder-
soldaten. Ebenso setzten beide Seiten zeitweise Söldner ein, was vom Sicherheits-
rat in seiner Resolution 1584 vom 1. Februar 2005 scharf verurteilt wurde. Im
Verlauf des Konflikts scheinen solche Kämpfer weitgehend verschwunden zu
sein. Derartige Aktionen konnten im Konfliktverlauf von ECOWAS und Licorne
eingedämmt und schließlich beendet werden. Die Beendigung der Tätigkeit sol-
cher Gewaltakteure ist ohne Zweifel als Erfolg der Intervention zu sehen. 
Der Sicherheitsrat der Vereinten Nationen befasste sich erstmalig am 4. Fe-
bruar 2003 mit der ivorischen Krise. In der Resolution 1464 unterstützte er unein-
geschränkt die Anstrengungen der Westafrikanischen Wirtschaftsgemeinschaft
ECOWAS und der Afrikanischen Union (AU), aber auch die Aktionen der franzö-
sischen Armee zur Lösung des Konflikts. Seine Zuständigkeit unterstrich er, in-
dem er die Lage in E. als Bedrohung des internationalen Friedens und der Sicher-
heit in der Region bezeichnete und den Konflikt unter Kapitel VII der Charta
behandelte. Der Sicherheitsrat unterstützte nachdrücklich das am 24. Januar 2003
in Linas-Marcoussis von allen Konfliktparteien unterzeichnete Abkommen3 und
forderte alle politischen Kräfte zu dessen sofortiger Umsetzung auf. Ferner be-
grüßte der Sicherheitsrat die Entsendung von Truppen der ECOWAS wie auch der
französischen Truppen als Beitrag zu einer friedlichen Lösung und zur Umset-
zung des Linas-Marcoussis-Abkommens. Der Generalsekretär wurde beauftragt,
»schnellstmöglich einen Bericht zu erstellen, wie die VN die volle Umsetzung des
Linas-Marcoussis-Abkommens unterstützen können«. Die Umsetzung des Ab-
kommens durch Bildung einer gemeinsamen und handlungsfähigen Regierung
scheiterte vor allem am Widerstand des ivorischen Präsidenten Gbagbo. 
Der Sicherheitsrat mandatierte in seiner Resolution 1479 vom 13. Mai 2003 –
zunächst für sechs Monate – die Entsendung der MINUCI – Mission des Nations
Unies en Cóte d’Ivoire, einer rein politischen Mission. Sie wurde ersetzt durch die
3 http://www.usip.org/library/pa/cote_divoire/cote_divoire_01242003en.html 
Beteiligt waren: Die Ivorian Popular Front (FPI), die Ivorian Worker’s Party (PTI), die Rally For The Republi-
cans (RDR), die Union for Democracy and Peace in Ivory Coast (UDPCI), das Popular Movement of Ivory Coast
(MPCI), das Popular Movement of the Great West (MPIGO), die Democratic Party of Cote d’Ivoire – African
Democratic Rally (PDCI-RDA), die Democratic and Citizenship Union (UDCY), the Movement of the Forces of
the Future (MFA).
160
von der Resolution 1528 des Sicherheitsrats (27. Februar 2004) eingerichtete UN-
OCI, United Nations Organisation in Côte d’Ivoire, die auch mit militärischen
Kompetenzen ausgestattet war und »die Operationen der französischen und der
ECOWAS-Streitkräfte ergänzen« sollte. 
Die Motive des Verhaltens Frankreichs sind nicht leicht erkennbar. Nationalis-
tische ivorische Kräfte des Südens vertreten die These, es ginge Paris um den
Schutz französischer Gesellschaften wie France-Telecom, der Wasser- und Elek-
trizitätsgesellschaften, der omnipräsenten Baufirma Bouyges, des Schokoladen-
herstellers Barry-Dallebaut und anderer französischer Unternehmen, die die Öff-
nung der Märkte und die Kräfte der Globalisierung fürchten (Koulibaly 2003).
Wichtiger ist wohl die Tatsache, dass die Ölvorkommen vor der ivorischen Küste
internationale Begehrlichkeiten geweckt haben, die die monopolistische Präsenz
französischer Firmen in diesem Sektor der Ökonomie bedrohen (Favennec, Co-
pinschi 2003; Ruf 2008). Die These scheint nicht von der Hand zu weisen, dass
Frankreich in Afrika »gelehrige und unterwürfige Staatsoberhäupter« haben will
(Djéréké 2003). Gbagbo scheint sich diesem Ziel widersetzt zu haben, indem er
die Ökonomie des Landes zu internationalisieren suchte.
Gbagbo gelang es vor diesem Hintergrund, vor allem die anti-französischen
nationalistischen Gruppen zu mobilisieren und zumindest im Süden seine Legiti-
mität zu stärken. Das Verhalten des Sicherheitsrats deutet darauf hin, dass im
Falle dieses Konflikts im unmittelbaren Interessengebiet Frankreichs (Toualy
2005) die übrigen Ständigen Mitglieder Frankreich weitgehende Handlungsfrei-
heit einräumten, die durch ECOWAS und die AU auch eine afrikanische Legiti-
mität erhielt. Die Rolle der ECOWAS ist insofern bedeutsam, als der Konflikt vor
allem in seiner Anfangsphase auch unmittelbare transnationale Dimensionen auf-
grund der Einmischung von Gewaltakteuren aus Liberia und Burkina Faso hatte
(Ero 2003; Banégas/Otayek 2003), worauf hier deshalb nicht näher eingegangen
wird, weil diese Akteure im jüngeren Verlauf des Konflikts keine nennenswerte
Rolle mehr spielen.
Dass Frankreich nach wie vor eine entscheidende Rolle im Konflikt spielte,
zeigte sich auch im November 2004, als Gbagbo mit einer Offensive gegen die
FN versuchte, die militärische Pattsituation zwischen den beiden Gegnern zu be-
enden: Frankreich intervenierte sofort militärisch und verhinderte diesen Angriff
der Regierungstruppen. Im Lande selbst kam es erneut zu gewaltsamen Angriffen
von der Regierung nahe stehenden Milizen gegen die französische Bevölkerungs-
gruppe. 8.300 Franzosen wurden vom französischen Militär evakuiert.
Trotz (oder wegen) des Linas-Marcoussis-Abkommens verschärfte sich die
Krise in E.: Gbagbo weigerte sich, dem neuen Premier Teile seiner Kompetenzen
zu übertragen, die Minister der die FN  bildenden Koalition verließen die Regie-
rung, Gbagbo-treue Milizen plünderten die von der Opposition geführten Ministe-
rien. Der ghanaische Präsident John Kuofor und der UN-Generalsekretär luden
vom 29. – 30. Juli 2004  zu einer Konferenz in Accra, wo ein weiteres Abkommen
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(Accra III Agreement) unterzeichnet wurde, das im Wesentlichen die Umsetzung des
Linas-Marcoussis-Abkommens zum Ziele hatte (http://businessafrica.net/africabiz/
ezine/wa/accraIII_agreement.php). An der Konferenz nahmen neben Gbagbo, der
Ministerpräsident der Regierung der nationalen Versöhnung  und Thabo Mbeki
(Südafrika) sämtliche Präsidenten der Nachbarstaaten von E. teil. Ebenso waren
präsent die bereits in Linas Marcoussis vertretenen Parteien und Bewegungen.
Die Beschlüsse der Konferenz unterstützten im Kern nachdrücklich die Ergeb-
nisse von Linas Marcoussis, forderten Gbagbo auf, dem Premierminister die dort
festgelegten Kompetenzen zu übertragen. Ferner forderte sie die Entwaffnung,
Demobilisierung und Reintegration sämtlicher Milizen. Nichts davon wurde aller-
dings verwirklicht. Ein ähnlich lautendes Abkommen, das unter der Schirmherr-
schaft von Thabo Mbeki am 6. April 2005 in Pretoria geschlossen wurde, blieb
ebenfalls folgenlos.
Zwar gibt es seither keine größeren Kampfhandlungen zwischen den beiden
Hauptkontrahenten, weshalb AKUF das Geschehen in E. nicht mehr als Krieg,
sondern als bewaffneten Konflikt einstuft. Grundkonstante dieses Konflikts bleibt
die Auseinandersetzung um Landbesitz vor allem im Westen zwischen Alteinge-
sessenen und zugewanderten »Dioulas« aus dem Norden, der teilweise immer
heftiger ausgetragen wurde. Die nach dem Plan des UN-Sicherheitsrates für Okto-
ber 2005 vorgesehen Wahlen scheiterten, weil sich weder die FN noch die zahlrei-
chen inzwischen entstandenen Milizen unterschiedlicher politischer Zugehörig-
keit oder auch lokale Warlords entwaffnen ließen und weil eine transparente und
faire Registrierung der Wähler in der von Gewalt und Unsicherheit geprägten Si-
tuation nicht erfolgen konnte – vom politischen Willen der Regierung ganz abge-
sehen. Daher verschob der UN-Sicherheitsrat die vorgesehenen Wahlen um ein
weiteres Jahr, was gleichzeitig die Amtszeit von Präsident Gbagbo entsprechend
verlängerte. Um diesen zu schwächen, übertrug der Sicherheitsrat dem von den
Konfliktparteien gemeinsam bestimmten Premierminister Charles Konan Banny
weitere Kompetenzen. Vor der Durchführung der verschobenen Wahlen sollten
die Milizen entwaffnet und ein neues Wählerverzeichnis erstellt werden. 
Gbagbo nutzte diese Zeit, um die parallelen Sicherheitsstrukturen zur Bekämp-
fung der Opposition weiter auszubauen. Die ihm ergebenen Milizen werden auf
mehrere Zehntausend (AKUF) geschätzt. Rekrutiert wurden sie durch staatsnahe
Jugendorganisationen aus der Masse von Jugendlichen, die angesichts der inexi-
stenten sozialen Sicherung und versagender traditioneller Netzwerke jede Perspek-
tive verloren haben. Die wichtigste Miliz sind die sogenannten Jungen Patrioten,4
die gezielt aus der Ethnie Gbagbos, den Bété, rekrutiert wurden. Sie zeichnen sich
– im Gegensatz zu vielen anderen Milizen – aus durch eine militante nationalisti-
4 Der volle Titel lautet »Junge Patrioten für den nationalen Aufsprung«. Sie stehen stellvertretend neben anderen
milizähnlichen Gruppierungen für eine sich ausbreitende Kultur der Gewalt. S. Konate, Yacouba: Les Enfants de
la Balle (die Kinder der Kugel), in: Politique Africaine Nr. 89 (2003) S. 49-70. Enthusiastisch für den anti-fran-
zösischen Kurs Gbagbos ist  Djéréké, Jean-Claude: Fallait-il pren-dre les armes en Côte d’Ivoire? Paris, 2003.
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sche Ideologie, die sich in erster Linie gegen Frankreich und seine neokoloniale
Politik, aber auch die »Dioulas« aus dem Norden richtet. Die »Jungen Patrioten«
wurden von den Sicherheitskräften ausgebildet und teilweise logistisch unter-
stützt. Der »private« Charakter der Milizen ermöglicht es Gbagbo, sie als wichti-
ges militärisches und politisches Instrument zu nutzen und zugleich jede Verant-
wortung für ihre Taten abzustreiten. Finanziert werden sie aus dem Kakao-Export
und den steigenden Einnahmen aus der Erdölförderung, die beide von Gbagbo
kontrolliert werden. Daneben kam es wiederholt zu Rebellionen von Einheiten
der 24 000 Mann starken, schlecht oder gar nicht bezahlten Armee. 
Finanzielle Basis der etwa 40 000 Kämpfer der FN im Norden sind Schmuggel,
der Handel mit Diamanten (vor allem aus Sierra Leone) sowie alltägliche Wegela-
gerei mit Straßensperren und dem Abpressen von Transitgebühren und Schutzgel-
dern. Zwar gelang es dem Ministerpräsidenten Banny, die Rückkehr von Staatsbe-
amten in den Norden und die Durchführung staatlich anerkannter Schulprüfungen
zu erreichen, jedoch verhinderte Gbagbo die Umsetzung der ihm abgerungenen
Zugeständnisse mit Hilfe der »Jungen Patrioten«. Deren Aktionen richteten sich
zunehmend gegen die Einrichtungen der UN in Abidjan und im Westen. Die offi-
ziellen Sicherheitskräfte blieben gegenüber den Aktionen untätig, ja unterstützten
sie teilweise logistisch. Derweil eskalierten die interethnischen Konflikte im We-
sten. Verstärkte Kontrollen der UNOCI (8 000 Mann) und der französischen Trup-
pen (3 500 Mann) konnten diese gewalttätigen Zwischenfälle nicht verhindern. 
Für Oktober 2005 waren abermals Wahlen unter der Ägide des Sicherheitsrats
angesetzt. Diese aber sagte Gbagbo mit der Begründung ab, die FN seien nicht
entwaffnet worden. Auch erklärte er, die Verfassung gebiete, dass er weiter im
Amt bleibe, was seitens der AU und schließlich auch vom Sicherheitsrat akzep-
tiert wurde. Gegen diese Maßnahmen protestierten die FN und andere oppositio-
nelle Gruppen, Gbagbo sagte kurzfristig ein in New York für den 20. September
2006 geplantes Treffen der Konfliktparteien unter internationaler Vermittlung ab:
Die für den Folgemonat angesetzten Wahlen waren damit gescheitert. Der UN-Si-
cherheitsrat verschob diese daher um ein weiteres Jahr. Angesichts fortgesetzter
und teilweise eskalierender Gewalt erhöhte der Sicherheitsrat (Res. 1682 vom
2. Juni 2006) die Stärke der UNOCI um weitere 1 500 Mann. Schließlich zog der
Sicherheitsrat – vor allem mit der Resolution 1721 vom 1. November 2006 – im-
mer mehr Kompetenzen an sich, indem er die für Oktober 2006 geplanten Wahlen
um ein weiteres Jahr verschob und das Mandat von Präsident Gbagbo und Pre-
mierminister Banny gleichfalls um dieselbe Zeit verlängerte. Letzterer erhielt die
Kompetenz, die zuvor geschlossenen Vereinbarungen umzusetzen, als da sind:
Entwaffnung, Demobilisierung und Reintegration von Kämpfern; Identifizierung
der Bevölkerung und Registrierung von Stimmberechtigten; Entwaffnung und
Auflösung von Milizen; Wiederherstellung der Staatsautorität, der Verwaltung
und des öffentlichen Dienstes; die technische Vorbereitung der Wahlen; die Re-
strukturierung der Streitkräfte. Vor allem forderte der Sicherheitsrat, dass der Pre-
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mierminister hierfür alle notwendige Gewalt haben müsse, ebenso wie die not-
wendigen finanziellen, materiellen und personellen Ressourcen.
Wieder und wieder fanden Verhandlungen zwischen der Regierung und den FN
statt, in denen schließlich vereinbart wurde, die »papierlosen« Bevölkerungsteile
zu identifizieren und ihnen gegebenenfalls die Staatangehörigkeit zuzuerkennen,
wodurch sie sich als Wähler hätten registrieren lassen können. 2 000 regierungs-
nahe Milizionären sollten durch die UNOCI entwaffnet werden, danach sollten
die FN ihre Waffen niederlegen, damit am 31. Oktober 2006 endlich die Wahlen
stattfinden könnten. Jedoch verhinderten die Gbagbonahen Milizen die Arbeit der
mobilen Gerichte (audiences foraines), die die Identifizierung der Staatsbürger
vornehmen sollten: Von geschätzten 3 Mio. möglichen Bewerbern erhielten so bis
September 2006 nur etwa 70 000 ihre Papiere. 
Angesichts der Situation im Lande und der realen Machtverhältnisse mutet es ge-
radezu zynisch oder auch hilflos an, wenn der Sicherheitsrat in Ziffer 13 der Resolu-
tion  formuliert: »13. Fordert den Premierminister dringend auf, umgehend alle ge-
eigneten Maßnahmen zu ergreifen, indem er die einschlägigen Erlasse (für die
Umsetzung der Beschlüsse des SR) unterzeichnet …« – als ob mit der Unterzeich-
nung von Anordnungen Wirklichkeit geschaffen werden könnte! Gleiches gilt für
die in Ziff. 32 getroffene Feststellung, in der nochmals wichtige Rolle der französi-
schen Streitkäfte unterstrichen wird: »32. Er hebt hervor, dass er fest entschlossen
ist, gezielte Maßnahmen zu ergreifen gegen Personen …, die u. a. entschlossen sind,
die Umsetzung des Friedensprozesses zu blockieren, einschließlich Angriffe auf
oder Widerstand gegen UNOCI, die Französischen Streitkräfte… oder die verant-
wortlich sind für schwere Verletzungen der Menschenrechte und des humanitären
Völkerrechts, begangen in Elfenbeinküste seit dem 19. September 2002, die öffent-
lich zu Hass und Gewalt anreizen oder das Waffenembargo verletzen …« 
Im März 2007 schlossen Gbagbo und der Führer der FN Guillaume Soro in
Ouagadougou das sog. Ouagadougou political agreement, das die Wiedervereini-
gung des Landes und die Auflösung der »vertrauensbildenden Zone«, die die bei-
den Landesteile trennt, vorsieht. Mehrere tausend französische und UN-Truppen
sollen weiter im Lande stationiert bleiben (http://www.crisisgroup.org/home/
index.cfm?id=4916).  Auch dieses Abkommen stützte sich im Kern auf die Ver-
einbarungen von Linas-Marcoussis, wie sie vom UN-Sicherheitsrat übernommen
und immer wieder bestätigt worden waren.
In seinem Bericht vom 10. Juli 2008 (S/2008/451) fasst der UN-Generalse-
kretär die aktuelle Lage zusammen. Zwar verweist er auf Fortschritte der mobilen
Gerichte zur Überprüfung der Staatsangehörigkeit und der damit einhergehenden
Wahlberechtigung, den beginnenden Rückzug der bewaffneten Kräfte der Forces
Nouvelles in Lager und die beginnende Zahlung von Abgaben seitens dieser an
staatliche Stellen im Norden (!) des Landes: Damit wird die Abspaltung des Nor-
dens zementiert und indirekt anerkannt. Zugleich gelang es nicht, die Milizen zu
entwaffnen und aufzulösen. Ein Mangel an finanziellen Mitteln verhinderte auch
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die Wiedereingliederung ehemaliger Kämpfer (der FN) in die regulären Streit-
kräfte und den Aufbau effizienter staatlicher Strukturen im Norden. Der Korridor,
der den Süden vom Norden trennt, sei nunmehr frei passierbar, und Präsident
Gbagbo habe Wahlen für den 30. November 2008 angekündigt. Diese würden von
allen politischen Parteien (genannt werden insgesamt 37 Parteien und politische
Gruppierungen) und der Zivilgesellschaft unterstützt. 
Zwischen Truppenteilen der FN und deren Kommandanten kommt es ange-
sichts der bevorstehenden Demobilisierung dieser Bewaffneten vermehrt zu teil-
weise heftigen Konflikten mit Schießereien und Toten. Die Kriminalität, verbun-
den mit bewaffneten Auseinandersetzungen zwischen den Banden, wächst ebenso
wie die Zahl der Vergewaltigungen. Insgesamt fehlt die Finanzierung für den Auf-
bau von Strukturen der UNOCI, während militärische Operationen, wie vom Si-
cherheitsrat mandatiert, stets gemeinsam von UNOCI und Licorne durchgeführt
werden, Frankreich also an allen militärischen Maßnahmen beteiligt bleibt. Zwar
mache die Zusammenfassung der FN-Truppen in Lagern Fortschritte, die Ent-
waffnung scheint jedoch geradezu lächerlich: Insgesamt wurden 86 Schusswaffen
abgegeben, von denen jedoch noch zehn in brauchbarem Zustand waren. Die Zah-
lungen von monatlich 216 US-Dollar für die demobilisierten Soldaten (darunter
bisher rd. 300 Frauen) der FN unterbleiben, da Mittel hierfür nicht in ausreichen-
dem Maße zur Verfügung stehen. Die demobilisierten Kämpfer der FN haben im
Prinzip die Wahl zwischen der Integration in die ivorischen Streitkräfte und der
Rückkehr ins Privatleben. Jedoch ist ihre Zahl ebenso umstritten wie die Ränge,
die sie in der Armee bekleiden sollen. 
Die Identifizierung von Staatsangehörigen scheint zwar voran zu schreiten,
bleibt aber kompliziert. Auch sind die Kosten noch nicht gesichert, obwohl die
EU 12 der erforderlichen 16,5 Mio. US-Dollar zugesagt hat. Für die Durch-
führung der geplanten Wahlen fehlen gleichfalls noch 18,5 von 86,5 Mio. Dollar.
Die Verhandlungen mit den FN und einigen Milizen konnten dadurch intensiviert
werden, dass der Generalsekretär der VN ihnen zusagte, sie von der Liste jener
Gruppierungen zu streichen, die Kindersoldaten einsetzen.
Am 29 Juli 2008 befasste sich der Sicherheitsrat abermals mit der Lage in E.
und fasste die Resolution 1826. Er betonte nochmals die Bedeutung des in Oua-
gadougou am 14. März 2007 unterzeichneten Abkommens zwischen Laurent
Gbagbo und dem Führer der FN Guillaume Soro, in dessen Folge letzterer Mini-
sterpräsident wurde. Die immer wieder vom Sicherheitsrat beschlossene Stärkung
des von ihm bestimmten Ministerpräsidenten zielt letztlich auf eine Stärkung des
Einflusses Frankreichs auf die ivorische Politik ab. Zugleich ruft der SR auf zu fi-
nanzieller Unterstützung des Friedensprozesses, insbesondere bei der Vorberei-
tung der Wahlen und der Eingliederung der demobilisierten Soldaten der FN in
die ivorischen Streitkräfte bzw. ins zivile Leben. Im Bericht des Generalsekretärs
(S/2008/645 vom 13. Oktober 2008) wird auf eine relativ ruhige Sicherheitslage
verwiesen, jedoch kam und kommt es zu gewaltförmigen Angriffen von regie-
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rungsnahen Jugendbanden und Milizen, die z. B. in Abidjan den Identifizierungs-
prozess von Wählern verhinderten, und zu Protesten von Angehörigen der Forces
Nouvelles und der nationalen Streitkräfte betr. die Art und Weise ihrer Integration
in die neu zu strukturierende Armee. Beide forderten auch die Auszahlung ihres
seit Monaten überfälligen Soldes. Darüber hinaus ereigneten sich besonders im
Westen des Landes Zusammenstöße wegen Streitigkeiten um Landbesitz, landes-
weit gab es Demonstrationen gegen die steigenden Lebenshaltungskosten. Im
Westen wie in der so genannten »Vertrauenszone« zwischen dem nördlichen und
dem südlichen Teil des Landes sind Straßenraub, Gewalt und Vergewaltigungen
häufig. Im Hinblick auf die bevorstehenden Wahlen wurde der Alarmzustand der
Truppen von UNOCI und Licorne erhöht, insbesondere die Grenzen zwischen El-
fenbeinküste einerseits und Liberia, Ghana, Guinea und Burkina Faso sollen
scharf überwacht werden, um das Einsickern bewaffneter Banden zu verhindern. 
Verschärft hat sich die Ernährungssituation der Bevölkerung, vor allem im
Norden. 17,5 Prozent der Bevölkerung (2006: 12,5 Prozent) leiden an Unte-
rernährung. Die vorgesehene Demobilisierung der Truppen kann als Misserfolg
angesehen werden: Die Forces Nouvelles hatten ihren Bestand an Kämpfern mit
34 678 angegeben. Am 1. Oktober 2008 waren 11 364 in Lagern erfasst worden,
darunter etwa 500 Frauen. Davon wollten 7 598 demobilisiert werden, 3 766 ent-
schieden sich für die Integration in die nationale Armee, nur zehn Waffen und eine
kleine Menge Munition wurden abgeliefert. Das Rehabilitierungs- und das Rein-
tegrationsprogramm stockt wegen mangelnder finanzieller Mittel, trotz Program-
men der Weltbank, der UN und der EU für die Integration »ehemaliger Kämpfer
und gefährdeter Jugendlicher.« Die letztere Formel deutet auf den Einsatz von
Kindersoldaten, der in diesem Falle offensichtlich nicht verfolgt wird … Zur Rein-
sertion von mehr als 15 000 ehemaligen Kämpfern sollte für rd. 5 000 von ihnen
1 000 Mikro-Projekte geschaffen werden. Davon existierten am 1. Oktober 2008
gerade drei, die 30 Kämpfer erfassten, 14 weitere Projekte wurden beschlossen.
Ungelöst bleibt die Auflösung der regierungsnahen Milizen, für die die Regierung
noch kein Programm vorgelegt hat. Sie umfassen – nach Regierungsangaben –
1 019 Kämpfer, dürften aber in Wirklichkeit um ein Vielfaches höher sein.  
Zwar wurden wieder Staatsbeamte im Norden eingesetzt, diese üben jedoch
keinerlei Autorität aus, da die Forces Nouvelles nicht bereit sind, die von ihnen
ausgeübte Kontrolle aufzugeben. Das Nicht-Funktionieren der Verwaltung im
Norden, aber auch in der Mitte und im Westen des Landes wird im Bericht des
Generalsekretärs als Gefahr für den Wahlprozess angesehen. Trotz Erhöhung der
Zahl der mobilen Gerichte ist zu erwarten, dass bei weitem nicht alle Wähler bis
zum Wahltag identifiziert und mit entsprechenden Papieren ausgestattet sind. Die
möglichen Folgen für den Wahlprozess und dessen Legitimität werden nicht
angesprochen. Zugegeben wird, dass die sowohl technischen wie logistischen
Schwierigkeiten geschuldeten Verzögerungen in den Wahlvorbereitungen den
vorgesehen Wahltermin in Frage stellen könnten. 
5 http://www.spiegel.de/parnorama/justiz/0,1518,445221,00. html [12-09-08]. Tausende Tonnen Giftmülls waren
von den Niederlanden nach Abidjan verschifft und auf Deponien abgekippt worden. Mindestens 16 Menschen
starben, etwa 100.000 leiden z. T. noch immer an gesundheitlichen Schäden. Die giftigen Substanzen wurden
schließlich nach Europa zurück transportiert, vergiftet blieben jedoch die Lagune und das Abwassersystem. 
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Derzeit sind knapp 9 500 Soldaten der UNOCI stationiert, hinzu kommt eine
schnelle Eingreiftruppe von 1 800 Mann der Licorne. Diese Truppen stehen haupt-
sächlich im Westen, im Osten und in Abidjan. Im Norden wird ihnen nach wie vor
der Zugang zu einer Reihe von Gebieten verweigert. Die Grenze zu Liberia soll
militärisch gesichert werden, eine Zusammenarbeit gibt es mit den Behörden in
Ghana, Guinea und Burkina Faso. 
Der Bericht muss zugeben (Ziff. 44), dass die Ordnungskräfte nicht in der Lage
sind, Gewalttäter zu identifizieren, dass die Gewalt »das brüchige Verhältnis in
ethnisch gemischten Gemeinschaften verschlimmert hat und zu Zusammen-
stößen, Angriffen und Gegenangriffen« zwischen den ethnischen Gruppierungen
führt. »Das niedrige Niveau der Verfolgung solcher Fälle hat den Eindruck der
Straflosigkeit im Lande erhöht.« Insbesondere im Norden (Ziff. 45) wächst die
Zahl der schwer wiegenden Menschenrechtsverletzungen. Elemente der FN ent-
führen Menschen und erpressen Lösegeld. Häufig sind die Entführung, der sexu-
elle Missbrauch und Tötung von Kindern. Da mutet es seltsam an, wenn der Be-
richt (Ziff. 59) zu dem Schluss kommt, dass »Elfenbeinküste während der letzten
18 Monate nachhaltigen Frieden und Stabilität« erlebt hat. 
Unter Bezugnahme auf den Bericht des Generalsekretärs verabschiedete der
Sicherheitsrat am 29. Oktober 2008 die Resolution 1842, in der er die in den vori-
gen Resolutionen beschlossenen Maßnahmen (auch das Importverbot von Roh-
diamanten aus Elfenbeinküste) bis Oktober 2009 verlängert und UNOCI und die
französischen Truppen zu voller Unterstützung bei der Entwaffnung auffordert,
wie sie in den Resolutionen 1739 (2007) und 1826 (2008) festgehalten ist. Er be-
tont, dass jede Bedrohung des Wahlprozesses und jeder Widerstand oder Angriff
auf die Wahlkommission als Bedrohung des Friedens- und Versöhnungsprozesses
gewertet werden wird. 
Die Situation vor Ort lässt sich jedoch folgendermaßen zusammenfassen: 
• Die FN kontrollieren weiterhin den Norden.
• Die Identifizierung der Staatsangehörigen/Wahlberechtigten ist noch lange
nicht abgeschlossen.
• Die Demobilisierung bruchstückhaft, Wiedereingliederung ehemaliger Kämp-
fer minimal, Waffen weiter im Umlauf.
• Demobilisierung der regierungsnahen Milizen ist nicht erfolgt, ihre angegebe-
nen Zahl lächerlich.
• Hunger und Elend nehmen zu, die Korruption beeinträchtigt die wirtschaftliche
Entwicklung und führt zu ökologischen Katastrophen.5
Inzwischen haben die Unterzeichner des Friedensabkommens zwischen den Bür-
gerkriegsparteien in der Elfenbeinküste die für den 30. November 2008 geplanten
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Wahlen verschoben. Laurent Gbagbo, der frühere Rebellenführer Guillaume Soro
und andere politische Führer teilten in einer gemeinsamen Erklärung mit, es sei
nicht möglich, die Abstimmung bis Ende des Monats zu organisieren. Unter ande-
rem gebe es Probleme bei der Wählerregistrierung (http://de.news.yahoo.com/1/
20081110/tpl-wahlen-in-der-elfenbeinkste-verschob-cfb2994.htm ). Fristgerecht
reagierte der Sicherheitsrat mit seiner Resolution 1865 vom 27. Januar 2009, in
der er das Mandat von »UNOCI und den französischen Truppen, die sie unterstüt-
zen« bis zum 31. Juli 2009 verlängerte. Im Übrigen bringt der Sicherheitsrat sein
»tiefes Bedauern« über die (unbefristete) Verschiebung der Wahlen zum Ausdruck
und fordert eine Vereinbarung der Konfliktparteien, baldmöglichst eine »freie, of-
fene, faire und transparente«  Wahl durchzuführen. Ansonsten besteht die Resolu-
tion aus dringenden Appellen an die Konfliktparteien, die die in den früheren Re-
solutionen erhobenen Forderungen wiederholen, als da sind: baldigst freie, faire
und transparente Wahlen abzuhalten, die Menschenrechte zu respektieren, sexu-
elle Gewalt zu unterlassen und mit dem Sondergesandten des Generalsekretärs
konstruktiv zusammenzuarbeiten.
Evaluation
In den Medien finden sich immer wieder Kommentare, die den Friedensprozess in
E. als Erfolgsgeschichte der VN bezeichnen. Jedoch ist festzustellen, dass nichts
davon Wirklichkeit ist: Seit sich der UN-Sicherheitsrat Anfang 2003 erstmals  mit
dem Konflikt befasst hat und erst recht seit der militärischen Intervention hat sich
die Lage in den vergangenen sechs Jahren nicht nennenswert verändert. Gbagbo,
sein Clan und die ihn unterstützenden Gruppen und Milizen können vor allem
Dank der Kontrolle des Exports mit der Situation gut leben6 und haben daher kein
Interesse an der Lösung des Konflikts und allfälligen Wahlen. Landkonflikte und
Gewalt, massenhaften Menschenrechtsverletzungen, rund 700 000 Binnenflücht-
linge sowie die weitere Ethnisierung und die Privatisierung der Gewalt in den
Händen von Milizen charakterisieren den Zerfall von Staatlichkeit, der weit über
die Spaltung des Landes in den mehr oder weniger von Gbagbo regierten Süden
und den von den FN beherrschten Norden hinausreicht: Die Tribalisierung der
Gesellschaft und »moderne« Gewaltökonomien,7 die Aneignung von Renten und
Pfründen  durch Clans und ihre Milizen zerstören weiterhin das Gewaltmonopol
des Staates, das trotz aller Konferenzen und Beschlüsse des Sicherheitsrats nur
schwer wieder herstellbar zu sein scheint. Der Norden hat sich in einem prekären
6 Lt. CIA-factbook betrugen allein die Einnahmen aus der Öl- und Gasproduktion im Jahre 2006 1,3 Mrd US
Dollar. https://www.cia.gov/library/publications/the-world-factbook/geos/iv.html [16-09-08].
7 Hiermit ist gemeint, dass einerseits die traditionellen Strukturen, gekennzeichnet durch Häuptlingswesen und die
Autorität der Ältesten weitgehend schwinden, während gleichzeitig die Ethnizität dazu benutzt wird, um Sekto-
ren der weltmarktorientierten Ökonomie profitabel unter Kontrolle zu bringen. 
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Herrschaftssystem installiert, das von parakriminellen Einkünften alimentiert
wird. Die Entwaffnung der Kämpfer der »Forces Nouvelles« macht keine nen-
nenswerten Fortschritte, da vor allem deren Alimentierung und Rückführung ins
Zivilleben an nicht vorhandenen Finanzmitteln scheitert. 
Der UN-Sicherheitsrat hat formal wesentliche Teile der Souveränität des Lan-
des übernommen, indem er eine Verfassungsänderung verfügte, die Amtszeiten
des Präsidenten und des von ihm eingesetzten Ministerpräsidenten verlängerte.
Zur Durchsetzung seiner Beschlüsse fehlen ihm jedoch Autorität und Gewaltmit-
tel, die in diesem Falle enorm sein müssten. Es ist nicht erkennbar, wie der Si-
cherheitsrat aus dieser selbst gestellten Falle herauskommen und eine politische
Neuordnung gestalten will, die ihm weder zusteht, noch angesichts der verworre-
nen Machtverhältnisse vor Ort geleistet werden kann. Formal ist das Land zu ei-
ner Art UN-Protektorat geworden, in dem Frankreich den entscheidenden Ein-
fluss ausübt. Interesse Frankreichs war und ist es offensichtlich, durch Wahlen
einen der alten Kolonialmacht freundlicher gesinnten Präsidenten einzusetzen.
Das Gegenteil wurde erreicht: Nach der Absage des für November 2008 vom Si-
cherheitsrat angesetzten Wahltermins bleibt Gbagbo bis auf weiteres im Amt. Die
Krise wird sich weit über das bis Ende Juli 2009 verlängerte Mandat hinziehen,
der fortgesetzte Zerfall von Staatlichkeit fällt damit auch in die Verantwortung des
Sicherheitsrats. 
Die immer wieder beschworenen Wahlen erscheinen geradezu als Fetisch: Im
ivorischen Kontext bleiben sie nicht nur wegen der schwierigen Identifikation
von Wählern problematisch, sie dürften auch – im Falle ihrer Durchführung – kei-
neswegs zu einer Lösung des Konflikts führen: Zwar dürfte durch die Arbeit der
Identifizierungskommissionen die Zahl der aus dem Norden stammenden Wahl-
berechtigten erhöht werden, dies aber könnte den Konflikt eher anheizen als einen
nationalen Konsens hinter einem wie auch immer gewählten Präsidenten schaf-
fen. Das Grundproblem des Konflikts, die Frage des Landbesitzes findet in keiner
Resolution des Sicherheitsrats auch nur Erwähnung und ist durch ihn auch nicht
zu lösen. Schließlich erscheint das westliche Konzept von Wahlen als Scheinlö-
sung: Ethnisch-ökonomische Konflikte können nicht durch wie auch immer gear-
tete »Wahlen« gelöst werden. Ferner sind Wahlen und »Parteien« in Gesellschaf-
ten, die von Tribalismus, Nepotismus und Korruption geprägt sind, keine Träger
der politischen Willensbildung, sondern Mittel zum Zugang zu Pfründen und In-
strumente zur Schaffung von Loyalitäten. 
Die Gründe der ivorischen Krise sind: Die koloniale Grenzziehung, die Proble-
matik des Landbesitzes und seine Kopplung an ein aus Europa importiertes Natio-
nalitätskonzept. Die Lösung der Krise müsste ansetzen an der ökonomisch-politi-
schen Frage des Landbesitzes und ihrer erst lange nach der Unabhängigkeit
erfolgten Kopplung an die Staatangehörigkeit. Auch hat der Sicherheitsrat an keiner
Stelle bedacht, was mit den Menschen (schätzungsweise 1.5 Mio, also ca. 10 Pro-
zent der Einwohner) werden soll, denen die ivorische Staatangehörigkeit voraus-
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sichtlich nicht zugestanden werden wird – so die Identifizierung je zu Ende ge-
bracht wird. Werden diese »Papierlosen« ausgewiesen? Wohin? Welche Konflikte
drohen mit den Nachbarstaaten, wenn diese Menschen in vermutete Herkunfts-
staaten abgeschoben werden? 
Der Sicherheitsrat hat seit seiner ersten Befassung mit dem Konflikt in E. das
hoch problematische Linas-Marcussis-Abkommen übernommen und dieses seit-
her immer wieder bekräftigt und die Aktionen der französischen Armee im Lande
in Kooperation mit UNOCI zur Grundlage seiner Resolutionen gemacht. Seine
Rolle als supranationaler Schiedsrichter hat er damit im Kern an sein Mitglied
Frankreich abgetreten, dessen Ziel die Ablösung Gbagbos zugunsten eines ande-
ren willfährigen Herrschers war und ist. Die militärischen Aktionen der Operation
Licorne, der ECOWAS und die Präsenz von UNOCI mögen es vermocht haben,
die drohende Internationalisierung des Konflikts an den Grenzen von E. vorüber-
gehend zu beenden, an manchen Orten Exzesse der Gewalt einzudämmen. Eine
überparteiliche Konfliktlösung, die an die Wurzel des Problems gegangen wäre,
war jedoch niemals Bestandteil des UN-Mandats wie der Vereinbarungen von Li-
nas-Marcoussis bis Ouagadougou. Aber selbst deren elementare Forderungen
bleiben nach wie vor ungelöst: So mahnt der Generalsekretär in seinem jüngsten
Bericht vom 8. Januar 2009 abermals an, das Ouagadougou-Abkommen, welches
auf dem Linas-Marcoussis-Abkommen basiert, müsse erfüllt werden, die Kämp-
fer und die Milizen müssten entwaffnet werden, die Vereinigung der Streitkräfte
müsse erreicht und die staatliche Verwaltung müsse im ganzen Land wieder her-
gestellt werden,  der Prozess der Wähler-Identifikation müsse weitergeführt wer-
den, ein Zeitpunkt für die ausstehenden Wahlen müsse festgelegt werden. Die Re-
solution 1865 übernimmt diese hohlen und unter den gegebenen Bedingungen
unrealistischen Forderungen. Allein die Tatsache, dass sie seit Jahren dieselben
sind, zeigt, dass ein substanzieller Fortschritt nicht zu verzeichnen ist.
Die Ursache der Gewalt beseitigen hieße, eine neue Eigentumsordnung zu ok-
troyieren, die ihrerseits der Auslöser für neue Gewalt wäre. Damit ergibt sich als
Fazit nicht nur, dass Militär – auch wenn UN-mandatiert – zur Konfliktlösung un-
tauglich ist, es zeigt sich auch, dass Konfliktlösungen auf rein politischer Ebene
unmöglich sind, wenn die ihnen zugrunde liegenden sozialen und ökonomischen
Probleme unbeachtet bleiben. Wie, von wem, mit welchen Mitteln diese jedoch
gelöst werden sollen, übersteigt auch die friedensforscherische Phantasie. 
Als einzige vage Perspektive erscheint eine Lösung im regionalen Rahmen, die
den transnationalen tribalen Strukturen Rechnung trüge, den nicht als ivorische
Staatsangehörige Identifizierten Entschädigungen anböte und Ansiedlungsmög-
lichkeiten – ggf. auch in benachbarten Staaten – schaffen würde. Dies würde eine
einvernehmliche Lösung im Rahmen der ECOWAS-Staaten voraussetzen  – und
sehr viel Geld, das noch nicht einmal für die Demobilisierung der Kämpfer zur
Verfügung gestellt wird. Eine solche regionale afrikanische Lösung ist aber, wenn
überhaupt, nur zu erreichen, wenn der Einfluss Frankreichs auf die ivorischen An-
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gelegenheiten und seine militärische und politische Präsenz im Lande definitiv
beendet würde. In der gegenwärtigen Situation besteht die Gefahr, dass das Land
endgültig in eine Bürgerkriegsökonomie abgleitet und dass die Vereinten Natio-
nen sich selbst delegitimieren. Die militärische Intervention hat den Konflikt um
keinen Millimeter einer Lösung näher gebracht hat. Statt dessen deutet alles dar-
auf hin, dass er zu einer weiteren Kriminalisierung der Ökonomie und der Zu-
nahme nicht mehr zählbarer und kontrollierbarer Milizen geführt hat, die ihrer-
seits Resultat zunehmender Verelendung sind. Statt state building schreitet der
Staatszerfall voran. 
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Osttimor/Timor-Leste – ein erfolgreiches Beispiel
für Konfliktbearbeitung?
Allgemeines
Mit einer Fläche von 14 604 km2 (einschließlich der Exklave Oecussi-Ambeno
und der Inseln Atauro und Jaco) ist Osttimor vergleichbar mit der Größe Schles-
wig-Holsteins. Insgesamt leben 925 000 Einwohner in Osttimor. Die Hauptstadt
des Landes ist Dili. Der westliche Teil Timors gehört zu Indonesien. Durch die
Timorsee ist Osttimor von der Küste Australiens getrennt. 
Die Bevölkerung Osttimors kann als »Mischbevölkerung« bezeichnet werden,
da ein großer Teil der Bevölkerung seine Wurzeln in der Verbindung zwischen
einheimischen Bevölkerungsgruppen und zugewanderten Portugiesen hat. (Vgl.
Münch-Heubner 2000: S. 22) 98 Prozent der Osttimoresen sind katholisch, 1 Pro-
zent ist moslemisch und 1 Prozent protestantisch. (Vgl. CIA 2008)
Im Jahr 1970 lebten 98,4 Prozent Timoresen in Osttimor, 1,6 Prozent der Be-
völkerung waren somit nicht-timoresischer Abstammung. Im Jahr 1999 hatte sich
dieses Verhältnis stark gewandelt. Durch die fortschreitende Umsiedlung von In-
donesiern nach Osttimor lag der Anteil der Nicht-Timoresen nunmehr bei 19 Pro-
zent. (Vgl. Münch-Heubner 2000: S. 21)
Kurzer geschichtlicher Abriss/Konflikthistorie
Von 1945-1974 und schon früher wurde Osttimor von der Kolonialmacht Portugal
verwaltet. Nachdem sich Portugal 1974 aus Osttimor zurückzog, wurde das Land
nach einer sehr kurzen Phase der Unabhängigkeit in den Jahren 1975/76 von
Indonesien annektiert und seitdem als dessen 27. Provinz verwaltet. 
Obwohl die Infrastruktur schwach ausgebaut war, funktionierte die Subsistenz-
versorgung der osttimoresischen Bevölkerung relativ gut. Importiert werden mus-
sten allerdings Produkte wie Zucker, Mehl und Milch. Bereits 1975 war Kaffee
das Hauptexportgut (80 Prozent). Die Erdöl-, Erdgas,- und Kupfervorkommen
Osttimors wurden durch Portugal nicht genutzt. Jedoch erfolgten bis zum Jahr
1974 bereits verschiedene Explorationsbohrungen durch Erdölunternehmen. Die
Erdölvorkommnisse befinden sich in der Timorsee, dort werden Ressourcen von
einem Wert in Höhe von 30 Milliarden US-Dollar vermutet. (Vgl. Ludwig, Horta
1985: S. 28; Vgl. Seneviratne 2006) 
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Ab 1974 bildeten sich drei wichtige politische Parteien in Osttimor heraus. Die
»Frente Revolucionaria do Timor Leste Independente« (FRETILIN), sie trat für
ein unabhängiges Osttimor ein und bediente sich vereinzelt marxistischer Rheto-
rik, die »Uniao Democratica Timorense« (UDT), die vorerst einen Autonomiestatus
innerhalb eines föderativen Systems mit Indonesien, langfristig aber ein unabhän-
giges Osttimor anstrebte, und die unbedeutendere proindonesische »Associacao
Popular Democratica Timorense« (APODETI). (Vgl. Schlicher, Flor 2003: S. 253)
Nach der »Nelkenrevolution« in Portugal  1974 und dem damit einhergehen-
den Zusammenbruch des portugiesischen Regimes, entließen die neuen portugie-
sischen Machthaber fast alle ihre Kolonien in die Unabhängigkeit. In der End-
phase der Kolonialverwaltung Osttimors bildeten UDT und FRETILIN zunächst
eine Koalition, die die Bildung einer Regierung und ein unabhängiges Osttimor
zum Ziel hatte. Gezielt spielte die indonesische Regierung die Parteien gegenein-
ander aus. Der durch die indonesische Regierung angetriebene Putsch der UDT
gegen die FRETILIN mündete 1975 in einen Bürgerkrieg aus dem die FRETILIN
als Sieger hervorging. 
Die indonesische Regierung stand der bevorstehenden Unabhängigkeit Ost-
timors nicht positiv gegenüber. Auch Australien äußerte diesbezüglich Bedenken.
Begründet war dieses Verhalten unter anderem in der Angst vor der Ausbreitung
kommunistischer Regime in Südostasien.1 (Vgl. Münch-Heubner 2000: S. 29)
Nach dem Bürgerkrieg rief die FRETILIN am 28. November 1975 die »Demokra-
tische Republik Osttimor« aus. Bereits ab Dezember 1975 startete Indonesien
eine Großoffensive zur Besetzung Osttimors und erklärte dieses am 17. Juli 1976,
entgegen internationaler Proteste, zu seiner 27. Provinz. (Vgl. Ludwig, Horta
1985: S. 36; Vgl. Fleschenberg 2006: S. 144) 
Dieses völkerrechtswidrige Vorgehen wurde von der UN nicht akzeptiert und
in den Resolutionen des Sicherheitsrates kritisiert. (Vgl. S/RES/384 vom 22.12.1775
und S/RES/389 vom 22.04.1976) Portugal brach daraufhin die diplomatischen
Beziehungen zu Indonesien ab, andere Staaten hielten sich zurück um die Bezie-
hungen zu dem wirtschaftlich wichtigen Indonesien nicht zu gefährden. (Vgl. For-
ster 2005: S. 79) 
Die Indonesische Militärregierung Suhartos verwies zu ihrer Rechtfertigung
auf die Aufforderung zur Intervention durch die proindonesisch orientierten Par-
teien Osttimors. Tatsächlich forderte die »Movimento Anti Communista« (MAC),
in dem die »Uniao Demcratica de Timor« (UDT) und die proindonesische »Asso-
ciacao Popular Democratica Timorense« (APODETI) zusammengeschlossen wa-
ren, am 30. November 1975 Indonesien zum militärischen Eingreifen auf. (Vgl.
Münch-Heubner 2000: S. 29.)
1 Indonesiens Gründe für die Besetzung Osttimors werden in der Literatur primär mit dem Eindämmen des Kom-
munismus in Verbindung gebracht. Daneben findet sich jedoch auch der Vorwurf der Expansionismustendenzen
an Indonesien. (Münch-Heubner 2000: S. 38)
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Durch Berichte aus dem Jahr 2001 wird die Annahme bestätigt, dass die indo-
nesische Invasion in Osttimor von der damaligen US-Regierung unter Präsident
Ford und Außenminister Kissinger gebilligt, wenn nicht sogar begrüßt wurde.
(Vgl. AG Friedensforschung: Osttimor 1975: USA gaben grünes Licht für Inva-
sion) Jakarta war im Kontext der bipolaren Weltordnung ein verlässlicher, streng
antikommunistischer Partner der USA. (Vgl. Schlicher, Flor 2003: S. 254) Somit
steht die indonesische Invasion im Jahr 1975 in Verbindung mit dem geostrategi-
schen und sicherheitspolitischen Agieren der Akteure vor dem Hintergrund der
Blockkonfrontation.
Die durch die indonesische Invasion ausgelösten Kämpfe zwischen dem indo-
nesischen Militär und der Widerstandsbewegung forderten bereits in den ersten
zwei Jahren bis zu 80 000 Opfer. Für den Zeitraum der indonesischen Besatzung
finden sich in der Literatur Opferangaben zwischen 200 000 und 250 000. (Vgl.
Evers 2001: S. 8; Vgl. Münch-Heubner 2000: S. 30)  
Das Ende der Ost-West Konfrontation lag bereits einige Jahre zurück und mit
der einsetzenden Asienkrise 1997 und dem Ende des Suharto-Regimes im Jahr
1998 bot sich eine neue Möglichkeit, den Konflikt um Osttimor zu lösen. Der
neue indonesische Machtinhaber Habibie verkündete bereits im Januar 1999, dass
den Timoresen die Chance geboten werde, im Rahmen eines Referendums zwi-
schen dem Verbleib bei Indonesien mit weitgehender Autonomie oder der Unab-
hängigkeit zu wählen. Einen Grund hierfür stellt die damalige Finanzkrise Indo-
nesiens dar. Um finanzielle Unterstützung und Investitionen zu erlangen, musste
das internationale Ansehen Indonesien verbessert werden. (Vgl. FR 5. 2. 1999) 
Wirtschaftliche, soziale und politische Lage
Seit der Unabhängigkeit wird Osttimor nach der Verfassung von 1992 als Präsi-
dialrepublik regiert. Dem Parlament gehören 88 Mitglieder an, gewählt wird alle
fünf Jahre.
Das amtierende Staatsoberhaupt ist der Friedensnobelpreisträger Jose Ramos-
Horta, Premierminister der Ex-Präsident und Widerstandskämpfer Xanana Gus-
mao (FRETILIN), Vize Premier Jose Luis Gueterres (seit 2007). Im September
2002 wurde Timor-Leste Mitglied der UN.
Durch die Ausschreitungen im Jahr 1999 wurden 70-90 Prozent der Schulen
auf Osttimor zerstört. Darüber hinaus steht einer zahlreichen schulpflichtigen Ge-
neration ein Mangel an qualifizierten Fachkräften gegenüber. (vgl Gödde 2004:
S. 21) Die Analphabetenrate liegt bei über 50 Prozent. Die Wirtschaftsaktivitäten
Osttimors gliedern sich wie folgt: 32,2 Prozent Landwirtschaft, 12,8 Prozent in-
dustrieller Sektor, Dienstleistungssektor 55 Prozent (2003). Im Jahre 2003 waren
80 Prozent der Erwerbstätigen im landwirtschaftlichen Sektor tätig. Schätzungs-
weise 50 Prozent der Bevölkerung sind erwerbslos. Exportprodukte sind vor al-
2 Die FALINTIL weigert sich noch im Oktober 1999 ihre Waffen abzugeben. (SZ 6.10.1999) Die sich nach Westti-
mor zurückgezogenen proindonesischen Milizen gaben ihre Waffen erst im September 2000 ab. Dies geschah nur
aufgrund der Drohung des indonesischen Präsidenten, sie militärisch entwaffnen zu lassen. (FR 25.09.2000)
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lem Kaffee, der hauptsächlich nach Indonesien exportiert wird und Erdöl. Weitere
Exportpartner Osttimors sind die USA, Deutschland, Portugal und Australien. Im-
portiert hingegen werden Nahrungsmittel. (Vgl. CIA 2008)
Friedensanstrengungen, Eingreifen Dritter, Konfliktbewältigung
In den Jahren 1975 bis 1982 wurden neben den bereits erwähnten Resolutionen
384 und 389 weitere acht Resolutionen verabschiedet, die den Osttimorkonflikt
zum Gegenstand hatten. Portugal sorgte dafür, dass die Osttimor Thematik bis
1982 auf der jährlichen Agenda der Vereinten Nationen zu finden war. Die Gene-
ralversammlung legte in der Resolution 37/30 vom November 1982 fest, dass der
Generalsekretär Gespräche mit den betroffenen Akteuren führen solle um eine
Lösung für das Osttimor Problem zu finden. 
Somit wurden ab 1982 Gespräche über Osttimor zwischen Portugal und Indo-
nesien aufgenommen. Sie blieben jedoch in den folgenden Jahren ergebnislos. In-
donesien hielt daran fest, in der Öffentlichkeit die Integration Osttimors als von
den Timoresen akzeptiert und getragen darzustellen. (Vgl. Schlicher, Flor 2003:
S. 5)
Im Juni 1995 fand das erste Treffen des »All-inclusive Intra East Timorese
Dialogue (AIETD)« in Österreich statt (Vgl. UN Press Release: 20. 10. 1997).
Dieses Gesprächsforum stellte neben den Drei-Parteien-Gesprächen einen Raum
dar, in dem alle Facetten von politischen Meinungen der Osttimoresen vorgetra-
gen werden konnten, um eine gemeinsame Vision über die Zukunft des Landes zu
entwickeln. (Vgl. Münch-Heubner 2000: S. 17 f.)
Nachdem die wirtschaftlichen und politischen Veränderungen Ende der 90er
Jahre eine Lösung des Konflikts begünstigten, mündeten die diplomatischen
Bemühungen in das New Yorker Abkommen zwischen Portugal und Indonesien
vom 5. Mai 1999. Parallel zu diesen Gesprächen arbeiteten die unmittelbar betei-
ligten Konfliktparteien, die FALINTIL, das indonesische Militär und Vertreter der
proindonesischen Milizen ein Friedensabkommen aus. Dieses wurde international
und vor allem von den Osttimoresen selbst sehr kritisch bewertet, da es keine
Aussagen über die Entwaffnung der FALINTIL und der proindonesischen Milizen
traf.2 (Vgl. FR 22. 4. 1999)
Im New Yorker Abkommen wurde vereinbart, dass die Bevölkerung Osttimors
die Möglichkeit bekommt, sich im Rahmen eines Referendums für einen Autono-
miestatus unter Indonesien oder für einen eigenständigen unabhängigen Staat zu
entscheiden. Zur Durchführung des Referendums wurde eine UN Mission einge-
richtet, die freie und geheime Wahlen organisieren und durchführen sollte. Der in-
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donesischen Regierung wurde im Rahmen des Abkommens die Aufgabe zuge-
sprochen, während des Referendums und der Dauer der UN Mission die Sicher-
heit und öffentliche Ordnung zu garantieren. Für den Fall, dass sich die Bevölke-
rung Osttimors im Rahmen des Referendums für einen eigenen, unabhängigen
Staat entscheidet, ist in dem Abkommen festgehalten, dass Indonesien, Portugal
und die VN einen Prozess in die Wege leiten, in dem die Annexion von 1976 rück-
gängig gemacht wird und die Hoheitsgewalt über Timor-Leste den Vereinten Na-
tionen übertragen wird. Die  VN wiederum werden in diesem Fall die Verwaltung
übernehmen und Osttimor auf seine Unabhängigkeit vorbereiten. (Vgl. UN Agree-
ment, 5. Mai 1999) Letzteres trat ein, die Übergangsverwaltungsmission UN-
TAET wurde am 25. Oktober 1999 in der Resolution 1272 autorisiert.  
Jürgen Dauth stellte in seinem Aufsatz »Jakartas falsches Spiel« die Interessen
der indonesischen Regierung dar, die im Zusammenhang mit der Zustimmung zu
der Referendumsdurchführung standen. Durch die von der indonesischen Regie-
rung und das Militär betriebene Vertreibung von Osttimoresen und die Ansiedlung
von indonesischer Bevölkerung bestand die Bevölkerung Osttimors, wie eingangs
beschrieben, im Jahr 1999 zu 19 Prozent aus indonesisch-stämmigen Bürgern. Das
Angebot, im Rahmen eines Referendums zwischen einem Autonomiestatus und der
Unabhängigkeit Osttimors zu wählen, sieht Dauth als Strategie der indonesischen
Regierung, da mit dieser Wahl eine Spaltung der pro-indonesisch orientierten und
der unabhängigkeitsorientierten Bevölkerung einherging. (Vgl. FR 27.4.1999)
Internationale Dimension des Konflikts/Interessen externer Akteure
Die Betrachtung der Interessen der externen Beteiligtenen muss in zwei zeitliche
Phasen eingeteilt werden. Die Phase während der Ost-West-Konfrontation 1975
bis 1990 und die danach, 1990 bis 2008. 
Die Vereinigten Staaten waren in der ersten Phase auf der Suche nach Bünd-
nispartnern in Asien zur Eindämmung des Kommunismus. Indonesien war unter
dem Antikommunisten Suharto ein solch verlässlicher Partner. Es erhielt massive
Militärhilfe von der amerikanischen, aber auch von der französischen und der bri-
tischen Regierung. (Vgl. Howard 2008: S. 269) 
Die US-Regierung lehnte die Annexion Indonesiens rhetorisch ab. Jedoch war
sie nicht gewillt, das geostrategisch wichtige Indonesien zu verprellen. Bei der
Verabschiedung der UN-Resolutionen 1975 und 1976, in denen das Vorgehen In-
donesiens scharf kritisiert wurde, wohnten die USA lediglich der Sitzung im Jahr
1975 bei. Die Mitgliedsstaaten des Sicherheitsrates beschlossen keine Sanktionen,
das völkerrechtswidrige Vorgehen Indonesiens hatte keine weiteren Konsequen-
zen. (Vgl. Howard 2008: S. 169)
Auch die 1967 gegründete Association of Southeast Asian Nations (ASEAN)
war in der Osttimor-Frage untätig. Das Bündnis wurde hauptsächlich von Indone-
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sien dominiert. Zudem bestanden enorme Befürchtungen, dass ein unabhängiges
Osttimor weitere Autonomie- und Sezessionsbestrebungen nach sich ziehen
könnte, bis hin zum Zerfall des Vielvölkerstaates. (Vgl. Münch-Heubner 2000:
S. 94-98)
Ausgelöst durch das Massaker von Santa Cruz, bei dem 1991 mehr als 270
Menschen starben, begann man sich innerhalb der EU mit der Osttimor-Frage zu
beschäftigen. Doch erst im September 1999 verhängten die EU-Mitgliedsstaaten
ein viermonatiges Waffenembargo gegen Indonesien. 
Die Unterstützung der FALINTIL Kämpfer durch das kommunistische China
ist nicht belegbar, Chinas Unterstützung für die Unabhängigkeit Osttimors nahm
in den 70er Jahren stark ab. (Vgl. Howard 2008: S. 269) Heutzutage sind Chinas
Interessen im Bezug auf Timor-Leste hauptsächlich im wirtschaftlichen Bereich
angesiedelt. Es wird eine rege Zusammen-arbeit im Erdölsektor angestrebt.
Insgesamt standen sich das (ehemals) blockfreie Indonesien und China nicht
gerade nahe. Eine militärische Intervention nicht-asiatischer Staaten in Osttimor
war jedoch auch aus der Sicht der chinesischen Regierung nicht hinnehmbar. Das
führte dazu, dass China in Bezug auf die Entsendung einer internationalen Ein-
greiftruppe damit drohte, von seinem Vetorecht im Sicherheitsrat Gebrauch zu
machen. Im September 1999 jedoch verhielt sich der chinesische Außenminister
gemäßigter, rückte vom Veto ab und machte die Zustimmung der indonesischen
Regierung zur Bedingung eines militärischen Einsatzes. Auffällig ist die Tatsache,
dass diese Verhaltensänderung parallel zu den chinesisch-amerikanischen Ver-
handlungen über den WTO Beitritt Chinas stattfand. (Vgl. Münch-Heubner 2000:
S. 101 ff.)
Ein Hinweis für die Unterstützung der FRETILIN/FALINTIL durch die So-
wjetunion könnte die Tatsache sein, dass die Sowjetunion als einziges Sicherheits-
ratmitglied kontinuierlich für die Unabhängigkeit Osttimors eintrat. Im Sicher-
heitsrat und in der Generalversammlung bildeten sich Fronten zwischen
Unabhängigkeitsbefürwortern und Indonesien-Unterstützern. Vor allem die ehe-
maligen Kolonien Portugals sprachen sich für die Unabhängigkeit Osttimors aus.
(Vgl. Howard 2008: S. 269)
Australien hingegen verfolgte eigene Interessen Indonesien und Osttimor
betreffend. Es erkannte die völkerrechtswidrige Annexion Osttimors 1976 als ein-
ziger Staat an. Der Grund hierfür lag vor allem in seinen energiepolitischen Inter-
essen. Zwischen Australien und Portugal war ein Streit um die Nutzung der Er-
dölressourcen in der Timorsee entbrannt. Mit Indonesien liefen die Kooperationen
in diesem Bereich positiver, bereits Anfang der 70er Jahre hatten sich Australien
und Indonesien in einem Abkommen über die Erkundung des Meeresbodens
durch die beiden Staaten geeinigt. Australien sah in der Anerkennung der Anne-
xion Osttimors die Möglichkeit, in den Verhandlungen mit Indonesien positivere
Ergebnisse zu erzielen. (Vgl. Münch-Heubner: 2000, S. 53 f.) 
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Zum Zeitpunkt der Asienkrise und des Regimewechsels in Indonesien Ende
der Neunziger Jahre, war die Ost-West-Konfrontation bereits beendet. Die Sicher-
heitsstrategie der USA hatte sich grundlegend geändert. Die subtile Unterstützung
Indonesiens durch die USA nahm mit dem Einbruch der asiatischen Wirtschaft
Ende der Neunziger Jahre und dem gewaltsamen Vorgehen proindonesischer
Gruppierungen gegen die osttimoresische Bevölkerung ab. 
Als es im Sicherheitsrat um die Entsendung der multinationalen Schutztruppe
INTERFET zur Wiederherstellung der Sicherheit in Osttimor ging, drohte neben
China auch Russland mit einem Veto, falls dies ohne Zustimmung Indonesiens
geschehen würde. Die US-Regierung drohte der indonesischen Regierung mit
umfassenden Wirtschaftssanktionen, falls diese INTERFET nicht zustimmen
würde.
Ab diesem Zeitpunkt stellt Lisa Howard bezogen auf das Verhalten der Mit-
gliedsstaaten des Sicherheitsrates fest: »There was consensus as to the basic na-
ture of the problem, and debates were not acrimonious...« (Howard 2008: S. 271)
In der Literatur lassen sich unterschiedliche Vermutungen über die Gründe
Australiens finden, eine internationale Schutztruppe in Osttimor anzuführen. Aus-
traliens Fehlverhalten gegenüber Osttimor bezüglich der Anerkennung der An-
nexion durch Indonesien und die australische Politik, die lange Zeit gegen eine
Unabhängigkeit Osttimors gerichtet war, stellen sicher keine ausreichende Be-
gründung für dieses Engagement dar.
Eine australische NGO, die sich für die Unabhängigkeit Osttimors einsetzt,
äußerte Bedenken hinsichtlich des australischen militärischen Engagements
(INTERFET Truppen) in Osttimor. Australien verhielt sich diesen Aussagen zu-
folge seit 1999 in Bezug auf die Festlegung der Seenutzungsrechte in der Timor-
see nicht kooperativ. Seit 1999 habe Australien Einnahmen in Höhe von 1,5 Mil-
liarden Dollar aus der Förderung von Erdöl aus der Timorsee kassiert und im
selben Zeitraum Hilfsgelder in Höhe von 300 000 Dollar an Osttimor gezahlt. 
Portugal brachte den Fall 1991 vor den Internationalen Gerichtshof, dieser er-
klärte sich schlussendlich jedoch für nicht zuständig. Ein unabhängiges Osttimor
würde die Ungültigkeit bereits bestehender Verträge über die Ressourcenausbeu-
tung in der Timorsee mit sich bringen. Die Stationierung australischer Truppen
könnte ein Kalkül der australischen Regierung sein, um gewissen Einfluss auf die
osttimoresische Politik zu gewinnen. Der osttimoresische Premier Alkatiri betrieb
in seiner Amtszeit von 2002 bis 2006 eine Politik, die darauf abzielte, mit Part-
nern wie China, Malaysia und Brasilien eine Erdölgesellschaft zu etablieren.
Diese Pläne widerstrebten der australischen Regierung. (Vgl. Seneviratne 2006)
Der Streit um das Erdöl in der Timorsee konnte in der jüngeren Zeit partiell
gelöst werden. Nach der Unabhängigkeit Osttimors wurden Verhandlungen zwi-
schen UNTAET Vertretern und Vertretern der australischen Regierung aufgenom-
men Australien hat hierbei enorme Einbußen hinnehmen müssen. In der »Timor
Sea Treaty« von 2002 ist in Artikel 4a festgehalten, dass die Einnahmen aus der
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Ölproduktion zu 90 Prozent Osttimor gehören, nur 10 Prozent gehören Australien.
(Vgl. Timor Sea Treaty, Art. 4(a)). Die für Osttimor günstige Aufteilung der Ein-
nahmen 90 zu 10 ist vor allem auf die Drohung von UNTAET Vertretern zurück-
zuführen, den Fall erneut vor den IGH zu bringen. Die Verhandlungen hatten
jedoch nur ein Gebiet zum Gegenstand, das 20 Prozent der gesamten Erdölvor-
kommnisse umfasst. (Vgl. Le Monde Diplomatique, 12. 11. 2004)
UN Aktivitäten in Osttimor
United Nations Assistance Mission to East Timor (UNAMET) 
Um den sicheren und fairen Ablauf des Referendums zu gewähren wurde am
11. Juni 1999, wie in dem New Yorker Abkommen vom 5. Mai vereinbart, UNA-
MET mit der Resolution 1246 durch den Sicherheitsrat installiert. Die Resolution
wurde einstimmig verabschiedet. UNAMET war keine Peacekeeping-Mission
sondern eine Wahlbeobachtungsmission. Ca. einen Monat nach der Autorisierung
durch den Sicherheitsrat hatte die Mission ihre komplette Aufstellung erreicht.
(Vgl. UN: S/1999/705)
UNAMET profitierte von erfahrenen Mitarbeitern, die bei dieser Mission her-
angezogen werden konnten. Sie besaßen Kenntnisse über die politischen Struktu-
ren in der Region und verfügten über ausreichende Sprachkenntnise. Darüber hin-
aus profitierte die Mission von einem Japanischen Fond zur Finanzierung. An 200
durch die UN eingerichteten Registrierungspunkten konnten 451 792 wahlberech-
tigte Osttimoresen in und außerhalb des Landes registriert werden. (Vgl. UN:
Press Release, 3. September 1999) 
Das für den 8. August 1999 geplante Referendum wurde im Juni von der UN
verschoben. UN-Generalsekretär Annan begründete den UN-Beschluss mit der la-
bilen Sicherheitslage in Osttimor. (Vgl. FR 24. 6.1999) Offiziell bekannte Indone-
sien sich zwar zu der Verpflichtung zur Sicherheit beizutragen, tatsächlich aber
gab es in den Monaten vor dem Referendum, von Mai bis August, immer wieder
Angriffe durch proindonesische Milizverbände. (Vgl. FR 18.5.1999 und vom
6.7.1999) Im Juli wurde das Referendum auf den 30. August des Jahres termi-
niert. Am Wahltag herrschte eine weitgehend stabile Sicherheitssituation. Mit ei-
ner Wahlbeteiligung von 90 Prozent entschieden sich 78, 5 Prozent der Osttimore-
sen für die Unabhängigkeit von Indonesien. (Vgl. UN: Press Release, 3.9.1999)
Eine durch die proindonesischen Milizen ausgeübte Gewaltwelle folgte auf die
Bekanntgabe der Abstimmung. Vermehrt wurde UN Personal überfallen, mehrere
UN Mitarbeiter verloren ihr Leben. Die Frankfurter Rundschau (4. 9.1999) be-
richtete, dass circa 55 000 Osttimoresen vor den proindonesischen Milizverbän-
den auf der Flucht seien und dass mindestens 170 Menschen getötet wurden. Es
wurden Vorwürfe laut, nach denen das indonesische Militär an den Gewalttaten
gegen die Zivilbevölkerung beteiligt sei. (Vgl. FR 7. 9. 1999) Vorwürfe, die Ende
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November 1999 von einer unabhängigen indonesischen Menschenrechtskommis-
sion bestätigt wurden.3 (Vgl. FR 22. 11. 1999) 
Die Gründe, die dazu führten, dass Indonesien im Rahmen des New Yorker
Abkommens mit der Aufrechterhaltung der Sicherheit und öffentlichen Ordnung
betraut wurde, sind bisher nicht anhand von Dokumenten aufgearbeitet, und die
Frage wird innerhalb der wissenschaftlichen Literatur bisher nicht erörtert. Jedoch
spricht alles dafür, dass die UN gegenüber dem neuen indonesischen Präsidenten
Habibie ein Zeichen des Vertrauens setzen wollten. Tatsächlich ist auch nicht
deutlich auszumachen, inwieweit Habibie (überhaupt) Einfluss auf das indonesi-
sche Militär und somit auch indirekt auf die proindonesischen Milizen hatte.
Die Gewalt eskalierte weiter, so dass die UN ihre Mitarbeiter abzog. Internatio-
naler Protest und Vorwürfe gegen die indonesische Regierung wurden laut. Die
Clinton Regierung warnte Indonesien vor wirtschaftlichen Konsequenzen, wenn
Indonesien Timor-Leste nicht den Weg für den Transformationsprozess bereiten
würde. (Vgl. FR 11.9.1999)
International wurden Stimmen laut, die eine Internationale Friedenstruppe zur
Wiederherstellung der Öffentlichen Ordnung und Sicherheit forderten.4 Gusmao
sorgte dafür, dass die FALINTIL der Gewalt durch die proindonesischen Milizen
nicht mit Gegengewalt begegnete: »By not fighting back, the East Timorese ac-
centuated their position as a victim and hoped the one-sided battle would necessi-
tate international intervention in their favor.« (Howard 2008: S. 267)
Die indonesische Regierung beugte sich dem internationalen Druck und
stimmte schließlich der Entsendung einer internationalen Truppe zu. Jakarta ver-
langte, dass die Truppe sich aus befreundeten Staaten zusammensetzen müsse.
Demnach wäre die Teilnahme Australiens und der USA an INTERFET ausge-
schlossen gewesen. Dieses Verhalten wurde durch den Sicherheitsrat stark gerügt.
Da die UN die völkerrechtswidrige Annexion Osttimors durch Indonesien nie an-
erkannt hat, stellt die Entsendung einer internationalen Friedenstruppe keines-
wegs eine Verletzung der territorialen Integrität bzw. Souveränität Indonesiens
dar. Demnach habe Indonesien keinerlei Berechtigung bei der Zusammensetzung
der Truppe mitzubestimmen. (Vgl. FR 13. 9. 1999; Vgl. FR 14.9.1999) 
Die internationale Schnelle Eingreiftruppe INTERFET wurde  durch die VN
am 15.9.1999 in der Resolution 1264 und unter Anlehnung an das Kapitel VII der
UN-Charta sowie unter Achtung der »Souveränität und territorialen Unversehrt-
3 Für die proindonesischen Milizen stellte der Kampf in Osttimor Identifikations- und Einnahmequelle dar, die ih-
nen nun zu schwinden drohte. Die neuen politischen Entwicklungen, hin zur Lösung des Osttimor Konflikts, wa-
ren somit nicht in ihrem Sinne und sie weigerten sich vor dem »Gang in die Bedeutungslosigkeit«. (FR
23.11.1999)
4 Der osttimoresische Bischof und Friedensnobelpreisträger Carlos Belo forderte ein Eingreifen auch gegen die
Zustimmung Indonesiens. Australien erklärte sich bereit, die Führung einer solchen Truppe zu übernehmen. Die
australische Regierung bot die Entsendung von 7000 Mann an. Die UN machten deutlich, dass sie eine interna-
tionale Friedenstruppe nur mit Zustimmung Indonesiens versenden würde. China zeigte sich zwar besorgt über
die Situation in Osttimor, sprach sich jedoch grundlegend gegen eine Intervention aus. (FR 9.9.1999)
180
heit Indonesiens« autorisiert. Der Sicherheitsrat äußert sich in der Resolution be-
sorgt über die humanitäre Lage in Osttimor und stellt fest, dass die momentane
Lage eine Bedrohung der Sicherheit und des Friedens darstellt. (Vgl. S/RES/
1264: S. 2)  
Die Aufgaben INTERFETs umfassten die Wiederherstellung von Frieden und
Sicherheit in Osttimor, den Schutz der UNAMET Mission und die Unterstützung
von UNAMET im Bereich der humanitären Versorgung. In Bezug auf Kapitel VII
UN Charta ist folgender Wortlaut in der Resolution zu finden: »... and authorizes
the States participating in the multinational force to take all necessary measures to
fulfil this mandate.« 
In der Resolution ist weiterhin festgehalten, dass INTERFET nur übergangs-
weise autorisiert wird, bis diese von einer Friedenstruppe der VN selbst abgelöst
werden soll. (Vgl. S/RES/1264: Par. 10)
Von der Zustimmung Habibies am 12. September bis zur Verabschiedung der
Resolution am 15. September und der Ankunft der ersten Truppen am 20. Septem-
ber vergingen gerade einmal 8 Tage. Trotz dieses schnellen Handelns trafen die
INTERFET Truppen auf ein bereits völlig zerstörtes Osttimor – bis zu 90 Prozent
der Bevölkerung war vertrieben worden, circa 70 Prozent der Infrastruktur waren
zerstört. (Vgl. Schlicher, Flor 2003: S. 252)
Australien war die führende Nation der etwa 7 000 Mann umfassenden Truppe.
Daneben entsandten Malaysia, die Philippinen, Südkorea, Brasilien, Frankreich,
Deutschland, Norwegen, England, die USA und weitere Staaten Truppen. Die IN-
TERFET Truppen konnten die Sicherheitslage zügig stabilisieren. Ende Septem-
ber hatten sich die indonesischen Militärs weitgehend zurückgezogen und das
Kommando an die UN abgegeben. (Vgl. FR 21. 9.1999) 
Das Mandat von UNAMET endete am 25. Oktober 1999. Am 19. Oktober 1999
erkannte die indonesische Regierung das Unabhängigkeitsvotum an, und die Fol-
gemission UNTAET konnte ihre Arbeit aufnehmen. Am 21. Februar 2000 wurde
INTERFET durch UNTAET-Blauhelmsoldaten ersetzt. (Vgl. FR 24.2.2000)
United Nations Transitional Administration in East Timor (UNTAET) 
UNTAET stützte sich auf das Kapitel VII der UN-Charta und hatte ein sehr um-
fassendes, robustes Mandat, das bis zum 31. Januar 2001 andauerte. Autorisiert
wurde ein maximaler Personaleinsatz von 9.150 Personen Militärpersonal und
eine 1.640 Mann starke zivile Polizei. (Vgl. UN: UNTAET) Am 31. März 2002
umfasste UNTAET 6 281 Mann militärisches Personal, 1 288 Polizistinnen und
Polizisten sowie 118 Militärbeobachter, 737 Mann an internationalem zivilen Per-
sonal und 1 745 lokale zivile Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter. Militärisches Per-
sonal entsandten 29 Staaten, unter ihnen Australien, die USA, Norwegen, Groß-
britannien, Bangladesh, Philippinen, Japan, u. a.. Ziviles Personal entsandten
39 Staaten, auch hierunter Australien, die USA und Großbritannien, aber auch
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Österreich und Nepal. Mit der Resolution 1338 vom 31. Januar 2001 wurde die
Mission um ein weiteres Jahr verlängert. Darauf folgte die Resolution 1392, in
der sie bis Mai 2002 verlängert wurde.
In Paragraph 2 der UN-Resolution ist festgehalten, dass zu den Aufgaben der
UNTAET neben der Aufrechterhaltung der öffentlichen Ordnung und Sicherheit
und der Entwicklung einer effektiven Verwaltung auch die Koordinierung von
humanitären Hilfsleistungen und die Unterstützung von Projekten zum Wieder-
aufbau gehörten. UNTAETs Mission lag vor allem in der Assistenz zur Schaffung
von Rahmenbedingungen für eine nachhaltige Entwicklung Osttimors. (Vgl. S/
RES/1272: Par. 2).  
Der Bericht des Generalsekretärs vom 26. Januar 2000 machte deutlich, dass
sich UNTAET angesichts der Zerstörung des Landes vorerst auf die Leistung von
humanitärer Hilfe konzentrieren musste, um eine minimale Versorgung der Be-
völkerung sicher zu stellen. 
Der Aufbau einer funktionierenden Verwaltung kam dadurch nur stockend
voran. (Vgl. Forster 2005: S. 85) Der zu dieser Zeit noch bestehende und von
Gusmao initiierte CNRT hatte nach dem Referendum vom August de facto die po-
litische Kontrolle über das Land übernommen. In der Anfangsphase der Mission
war von Seiten der UN keine wesentliche Beteiligung von osttimoresischen Ak-
teuren geplant, was zu Auseinandersetzungen mit dem CNRT führte, bis dieser
von den UN-Mitarbeitern als Repräsentant der Bevölkerung anerkannt und als
Ansprechpartner für UNTAET akzeptiert wurde. (Vgl. Forster 2005: S. 85 ff.)
Im Rahmen der Mission wurde der National Consultative Council (NCC) ge-
schaffen. Ihm gehörten 15 Mitglieder an, darunter Vertreter des CNRT, anderen
politischen Gruppierungen, der Kirche und UNTAET. Der NCC konnte keinen
Einfluss nehmen auf Entscheidungen, seine Funktion war eine rein beratende. Bei
den Vertretern politischer Parteien und in der gesamten Bevölkerung entwickelte
sich Unmut wegen der geringen Beteiligung von Osttimoresen an der Verwaltung
des Landes. Diese fühlten sich erneut »fremdbestimmt«. Für die Mission wurde
größtenteils Personal aus dem Ausland rekrutiert, das ein Vielfaches von dem ver-
diente, was osttimoresisches Personal bekam. (Vgl. Forster 2005: S. 85 ff.; Vgl.
FR 9.6.2000)
Verwaltung
Nachdem der Ruf nach Beteiligung immer lauter wurde, strebte die UN nach
schneller Umsetzung dieser Forderung der Osttimoresen. Im Juli 2000 wurden
das Transitional Cabinet und der National Council (NC) installiert. Die beiden In-
stitutionen stellten insgesamt eine Co-Regierung dar. Der Nationalrat trat an die
Stelle des NCC (Vgl. UNTAET/REG/2000/24: Par. 1.2); er verfügte mit seinen 33
ausschließlich osttimoresischen Mitgliedern über mehr Repräsentativität und
hatte weitreichendere Kompetenzen als der NCC. Der NC sollte ein Forum für
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alle legislativen Angelegenheiten darstellen. Ihm wurde das Recht zugestanden,
Verordnungen zu initiieren und zu ändern und er übte eine Kontrollfunktion über
die Exekutive aus, da Kabinettsmitglieder von ihm geladen werden konnten um
Rechenschaft vor dem NC abzulegen. Gusmao wurde zum Nationalratvorsitzen-
den gewählt.
Im Rahmen der East Timor Transitional Administration (ETTA) wurden neun
Ressorts eingerichtet: Wirtschaft, Soziales, Infrastruktur, Interne Verwaltung, aus-
wärtige Angelegenheiten, Polizei, Justiz, Politische Angelegenheiten und Infra-
struktur. Die ersten fünf Ressorts wurden mit Osttimoresen besetzt, die letzten
vier durch UNTAET Mitarbeiter. ETTA war damit an die Stelle der Regierungs-
und Verwaltungskomponente der UNTAET Mission getreten. (Vgl. Forster 2005:
S. 88; Vgl. Howard 2008: S. 277-281)
Polizei und Justiz 
Fortschritte gab es beim Aufbau einer osttimoresischen Polizeieinheit. In Dili
wurde durch CIVPOL5 eine Polizeischule eingerichtet und am Ende der Mission
befanden sich bereits 1 793 Polizisten im Dienst. Auf der Führungsebene gab es
jedoch Personalmangel, so dass 1 250 internationale Polizisten nach dem Ende
der Mission im Land verblieben und der Aufbau der Polizeikräfte unter UNMI-
SET fortgesetzt wurde. 
Ein großes Problem, mit dem UNTAET von Anfang an konfrontiert war, be-
stand in dem  Mangel an geeigneten Fachkräften zum Aufbau eines funktionieren-
den Justizapparates. Da Osttimor selbst nicht über eine Universität verfügte und
es nur wenigen Osttimoresen finanziell möglich war an einer ausländischen Uni-
versität zu studieren, stand kaum Personal mit juristischen Kenntnissen zur Verfü-
gung. Dieses Problem ließ sich bis zum Ende der Mission nicht lösen. (Vgl. S/
RES/2002/432: Par. 17) In dem Bericht vom Januar 2000 äußerte sich der Gene-
ralsekretärs besorgt über die Probleme im Justizbereich: »However, the poor in-
frastructure, including the almost complete absence of law books, buildings and
the most basic equipment is a serious obstacle.« (S/2000/53: Par. 44) 
Militärische Komponente/Friedenstruppen
Laut Mandat bestanden die Aufgaben der Blauhelmtruppen in Anlehnung an Ka-
pitel VII der UN-Charta darin, die Grenzen Osttimors abzusichern, die Milizen zu
entwaffnen und eine neue Armee aufzubauen. Durch die Anwesenheit INTER-
FETs bis zu diesem Zeitpunkt konnten die UNTAET Truppen auf bereits funktio-
nierende Strukturen zurückgreifen. Ein weiterer Vorteil bestand darin, dass durch
die Anwesenheit der INTERFET Truppen keine Sicherheitslücke entstanden war
5 Internationale Polizeieinheit unter UNTAET
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und circa 70 Prozent des INTERFET Personals von UNTAET übernommen wer-
den konnten. Durch militärische Operationen konnten die Milizen ins indonesi-
sche West-Timor zurückgedrängt werden. 
Die Friedenstruppen legten großen Wert auf die Zusammenarbeit mit der Zivil-
gesellschaft, um einer Unterstützung der Milizen durch diese vorzubeugen. Durch
die hohe Beteiligung von regionalem Personal konnte kulturellen Missverständnis-
sen zwischen den Friedens-truppen und der Zivilbevölkerung vorgebeugt werden.
Eine neue Armee »Timore-Leste National Defense Force« (F-FTDL) wurde aufge-
baut und alle ehemaligen FALINTIL-Kämpfer, die die Zugangsvoraussetzungen er-
füllten, in diese Armee aufgenommen. Diejenigen FALINTIL-Kämpfer, die nicht in
die neue Armee aufgenommen wurden, wurden entwaffnet, und man versuchte, sie
durch ein Reintegrationsprogramm zu resozialisieren. (Vgl. Howard 2008: S. 286) 
Wirtschaftliche und soziale Entwicklung
Die Weltbank richtete Fonds zur Entwicklung des ökonomischen und sozialen
Sektors ein. Sie unterstützte Projekte in den Bereichen Gesundheit, Bildung,
Agrarwirtschaft, im Sanitärbereich, community development und Mikrofinanzie-
rung. Der Erfolg der Projekte lag vor allem in der starken Partizipation von Ost-
timoresen bei ihrer Planung und Implementierung begründet. 
Die Rückführung der Flüchtlinge unter dem UN Office for the Coordination of
Humanitarian Affairs (OCHA) stellte eine große Herausforderung dar. Im Rah-
men der Mission wurde erreicht, dass von ca. 250 000 Flüchtlingen 200 000 am
Ende der Mission zurückgekehrt waren. (Vgl. Howard 2008: S. 287 f.) 
Wahlen
Im Jahr 2001 konnte die Volkszählung, die von der UNO vorgenommen wurde,
abgeschlossen werden. Somit stand der ersten Wahl zur Vollversammlung, die für
den 30. August 2001 angesetzt war, nichts mehr im Wege. Mit einer enormen
Wahlbeteiligung von 93 Prozent (bei mehr als 400 000 Wahlberechtigten) fand die
Wahl ohne gewalttätige Zwischenfälle statt. (Vgl. FR 31. 8. 2001) Bei den ersten
freien Wahlen erlangte die FRETILIN 57,3 Prozent der Stimmen und erhielt somit
55 der 88 Sitze in der verfassungsgebenden Versammlung. (Vgl. SZ 7. 9.2001)
Nach diesen ersten demokratischen Wahlen zog sich UNTAET aus den Regie-
rungs- und Verwaltungsgeschäften zurück und das Kabinett wurde durch einen
Ministerrat ersetzt, in dem ausnahmslos Osttimoresen vetreten waren. Darüber
hinaus wurde unter UNTAET die Präsidentenwahl im April 2002 durchgeführt,
Xanana Gusmao wurde hierbei zum Präsidenten des Landes gewählt.
Nachdem grundlegende staatliche Strukturen durch UNTAET geschaffen wor-
den waren, endete die Mission am 20. Mai 2002 mit der Entlassung Timor-Lestes
in die Unabhängigkeit.
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United Nations Mission of Support in East Timor (UNMISET)
und United Nations Office in Timor Leste (UNOTIL)
Nach der Entlassung in die Unabhängigkeit und dem Ende der UNTAET Mission
etablierte der Sicherheitsrat im Mai 2002 mit der Resolution 1410 UNMISET. Die
Mission startete am 20. Mai 2002 und war für ein Jahr mandatiert. »Authorizes
UNMISET, under Chapter VII of the Charter of the United Nations, to take the
necessary actions, for the duration of its mandate, to fulfil its mandate, (...).«
(S/RES 1410: Par. 6)
Ihr Mandat umfasste unter anderem die Förderung der politischen Stabilität
durch Unterstützung von wichtigen administrativen Strukturen, Unterstützung der
Polizei und Aufrechterhaltung der inneren und äußeren Sicherheit.
Am 19. Mai 2003 wurde UNMISET durch die Resolution 1480 für ein Jahr, bis
zum 20. Mai 2004, verlängert. 2004 erfolgte eine erneute Verlängerung um sechs
Monate (Resolution 1543), mit dem Hinweis darauf, eine weitere Endphase von
sechs Monaten zu autorisieren (was mit Resolution 1573 geschah). Das endgül-
tige Missionsende war damit im Mai 2005. 
Am Ende der Mission hatte UNMISET folgende Personalstärke: 134 Ange-
hörige der zivilen Polizei, 428 Militärs und 41 Militärbeobachter (insgesamt eine
Personalstärke von 603 Personen). (Vgl. S/2005/310: Annex)
Im Abschlussbericht des Generalsekretärs macht dieser deutlich, dass trotz
wichtiger Fortschritte im Bereich des capacity building eine Notwendigkeit be-
steht, eine verkleinerte Folgemission durchzuführen. Die Mitglieder des Sicher-
heitsrates unterstützen dies und  beschlossen einstimmig in der Resolution 1599
vom 28. April 2005 UNOTIL. Der Auftrag der Mission, die eine geringe Perso-
nalstärke besaß, bestand vor allem darin, die Entwicklung von staatlichen Institu-
tionen zu unterstützen, die bis dato noch nicht über genügend Kapazitäten verfüg-
ten, wie z. B. die Polizei (PNTL) und die Border Patrol Unit (BPU). 
»Noting also that the emerging institutions in Timor-Leste are still in the pro-
cess of consolidation and that further assitsance is required to ensure sustained de-
velopment and strenghtening of key sectors, mainly rule of law, including justice,
human rights, and support for the Timor-Leste police, and other public admini-
stration,« (S/RES/1599: S. 1)  
Die Mission war bis zum 20. Mai 2006 autorisiert, wurde aber in der Resolu-
tion 1677 vom 12. Mai 2006 verlängert bis zum 20. Juni des Jahres.
United Nations Integrated Mission in Timor-Leste (UNMIT)
Im Januar 2006 war eine Gruppe von rund 600 Soldaten wegen Ungleichbehand-
lung in den Streik getreten. Im Laufe der Auseinandersetzungen wurden die Sol-
daten entlassen. Es kam zu Gefechten zwischen der regulären Armee und den
Rebellen. Die Situation eskalierte, so dass Jose Ramos-Horta, damals Außenmi-
nister, die internationale Gemeinschaft darum bat, eine internationale Friedens-
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truppe zu entsenden. Wieder einmal hielten australische Soldaten (International
Stabilization Force, ISF) Einzug in Osttimor um die lokalen Sicherheitskräfte zu
unterstützen. (Vgl. DW 25. 5. 2006) Monika Schlicher bezeichnete das Aufflam-
men der Gewalt als »hausgemachte Krise«, sie sieht die Gründe dafür in der
Ignoranz und in dem Verhalten des damaligen Premiers Altakari, der nicht auf die
Beschwerden der Soldaten einging. (Vgl. Schlicher 2006)
In dieser Sicherheitslage nahm UNMIT, die Nachfolgemission von UNOTIL,
ihre Arbeit auf. Der Sicherheitsrat beschloss die Mission aufgrund der anhalten-
den Gewalt in Osttimor. Sie wurde am 25. August 2006 in der Resolution 1704 für
6 Monate autorisiert. »expressing it concerns over the still fragile security, politi-
cal and humanitarian situation in Timor-Leste, in light of the threat of  weapons
unaccounted for and the significant number of internally displaced persons…« 
UNMIT verfügte unter anderem über ein 1.608 Mann starkes Polizeikontin-
gent. Das Mandat umfasste vor allem die Unterstützung der politischen Institutio-
nen und die Förderung des politischen Dialoges innerhalb der Institutionen und
der Gesellschaft. Eine weitere Aufgabe stellt die umfassende Unterstützung der
Parlaments- und Präsidentschaftswahlen dar. Darüber hinaus beinhaltete das
Mandat Aufgaben wie die Stärkung der nationalen Polizei, Wiederherstellung der
öffentlichen Sicherheit und Anstrengungen zur Verbesserung der ökonomischen
und sozialen Situation in Timor-Leste. UNMIT beschränkt sich auf Polizei-und
Zivileinheiten, die militärische Sicherung verbleibt in den Händen der ISF unter
australischer Führung. 
Heutige Situation
Trotz massiver Aufbauhilfe ist Timor-Leste vier Jahre nach dem Ende von UN-
TAET noch das ärmste Land im asiatischen Raum. Die Sicherheitssituation im
Land ist weiterhin sehr prekär. Im laufenden Jahr 2008 ist es wieder zu gewalttäti-
gen Ausschreitungen gekommen. Am 11. Februar 2008 wurden auf den Präsiden-
ten Jose Ramos-Horta und auf Premierminister Xanana Gusmao Attentate verübt
wobei Ramos-Horta schwer verletzt wurde. Der ehemalige Major und Täter Al-
fredo Reinado, der nach den Unruhen 2006 mit einigen Soldaten in die Berge ge-
flüchtet war, wurde hierbei getötet. Die Anzahl der sich immer noch im Lande be-
findenden australischen Soldaten der ISF wurde erhöht. (Vgl. Berliner Zeitung
26.5. 2006)
Die hohe Arbeitslosigkeit von geschätzten 50 Prozent hat zur Folge, dass die
Mehrzahl der Osttimoresen noch immer unter der Armutsgrenze lebt. (Vgl. CIA
2008) Die sozialen Missstände führen dazu, dass die Mehrheit der Bevölkerung
sich einer Perspektivlosigkeit ausgesetzt sieht. Diese soziale Unzufriedenheit
kann zu neuen gewaltsamen Konflikten führen. Dazu kommt die Tatsache, dass
Timor-Leste auf keine demokratische Tradition zurückgreifen kann. Der Einsatz
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von Gewalt zur Erlangung politischer Ziele, bzw. zur Lösung von Konflikten hin-
gegen hat eine lange Tradition, was sich in den gewaltsamen Auseinandersetzun-
gen der jüngsten Zeit zeigt.
Hoffen kann die Regierung Timor-Lestes auf die steigenden Einnahmen im Erd-
ölsektor. Doch Erdölförderung stellt keinen nachhaltigen Wirtschaftszweig dar,
die Ressource ist endlich. Darüberhinaus verhindern Rentenökonomien die Ent-
stehung einer sich selbst tragenden Wirtschaft. Es gilt abzuwarten, ob die Regie-
rung Osttimors einen Weg findet, eine langfristig lebensfähige Ökonomie zu eta-
blieren. 
In Anbetracht der Attentate und der gewalttätigen Ausschreitungen wurde das
UNMIT Mandat bis zum 26. Februar 2009 verlängert. (Vgl. S/RES/1802/2008:
Par.1) 
Erfolge/Misserfolge/Evaluation
Das Zustandekommen des New Yorker Abkommen vom 5. Mai 1999 ist primär
auf die veränderte internationale wirtschaftliche und politische Landschaft
zurückzuführen. Daneben stellen die Vermittlungsbemühungen des Generalse-
kretärs der VN einen wichtigen Aspekt in Bezug auf die Lösung des Osttimor-
Konflikts dar. Ein großer Fehler war die im Abkommen verankerte Klausel, die
Indonesien mit der Gewährung von Sicherheit während des Referendums und da-
nach betraute. Die systematische Gewalt gegen die Zivilbevölkerung nach dem
Referendum im August 1999 war, wie aufgezeigt, durch das indonesische Militär
im Vorfeld geplant. Hätte man im Vorfeld darauf eingewirkt, dass nicht Indone-
sien sondern einer internationalen Friedenstruppe die Hoheit über die Sicherheits-
lage übertragen worden wäre, hätten diese Gewalttaten wahrscheinlich ganz oder
zumindest in diesem Ausmaß verhindert werden können. 
Insgesamt gesehen kann UNTAET als eine erfolgreiche Mission betrachtet
werden. In Bezug auf die Mandatierung hat die Mission ihre Aufgaben erfüllen
können und eine grundlegende Struktur für den weiteren Aufbau von staatlichen
Strukturen konnte durch sie geschaffen werden. Gezeigt hat sich jedoch, dass eine
solch umfassend angelegte Mission mit vielen Schwierigkeiten konstruktiv umge-
hen muss. Mehrfach mussten die Mandate der Missionen verlängert werden um
dem Aufbau einer staatlichen Verwaltungs- und Sicherheitsstruktur genügend Zeit
zu geben. Neben dem Mangel an qualifiziertem Personal im Bereich Sicherheit
und Justiz sahen sich die Mitarbeiter der UNTAET Mission mit weiteren, zum
Beispiel sprachlichen Problemen konfrontiert. Da die Infrastruktur des Landes
völlig zerstört war, benötigte der Wiederaufbau enorme Anstrengungen und Zeit. 
Eine Ursache, die maßgeblich zum Erfolg UNTEATs beigetragen hat, war vor
allem die völkerrechtskonforme Unterstützung der Unabhängigkeitsbestrebungen
durch die meisten Mitglieder des UN-Sicherheitsrates. Insbesondere forderte die
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ehemalige Kolonialmacht Portugal immer wieder nachdrücklich die Einhaltung
des Dekolonisationsprozesses. Durch einen weitgehend bestehenden Konsens im
Sicherheitsrat konnten Resolutionen schnell verabschiedet und Finanzmittel ak-
quiriert werden. Nur so war ein derart langes Verbleiben der UNO in Timor-Leste
möglich.  
Die Stärkung zivilgesellschaftlicher Kräfte, die eine demokratische und fried-
liche Ordnung für Timor-Leste befürworten, sollte in den nächsten Jahren weiter
intensiviert werden. Die Unterstützung solcher Kräfte würde die »Nationwer-
dung«, die nicht von außen auferlegt werden kann, sondern aus der Gesellschaft
selbst entstehen muss, begünstigen.  
Eine abschließende Gesamtbewertung der Arbeit der UNO, die nunmehr neun
Jahre andauert, kann hier nicht vorgenommen werden, da sich diese bis heute
nicht aus dem Land zurückgezogen hat. Das zeigt, dass die UNO im Fall Ost-
timor zumindest den erforderlichen »langen Atem« bewiesen hat: wie bereits er-
wähnt verlängerte der Sicherheitsrat das Mandat der UNMIT in seiner bis dato
letzten Resolution 1802 vom 25. Februar 2008 bis zum 26. Februar 2009. UNMIT
soll weiterhin insbesondere die Effizienz der Rechtsstaatlichkeit und den Aufbau
von Sicherheitskräften unterstützen. Zu den Aufgaben von UNMIT gehören fer-
ner, in Zusammenarbeit mit den UN die Hilfsprogramme zu koordinieren, Armut
zu reduzieren und wirtschaftliches Wachstum zu unterstützen. 
Zwar ist damit der beabsichtigte nation- and state building-Prozess nicht abge-
schlossen, jedoch kann die endlich zustande gekommene Intervention der UN ein-
deutig als Erfolg gewertet werden. Dies wurde möglich, weil sich diese Mission –
wenn auch spät – konsequent am geltenden Völkerrecht orientierte und weil die
Mission mit Erlangung der Unabhängigkeit nicht abgeschlossen wurde sondern
über die formale Erringung der Unabhängigkeit hinaus fortgesetzt wurde, mit
dem Ziel der inneren Stabilisierung, der Herstellung von Rechtsstaatlichkeit und
der Bekämpfung von Armut.
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Ein noch nicht mediatisierter Konflikt: Niger
Allgemeines1
Das Staatsgebiet umfasst 1 267 000 km2, die Bevölkerung beträgt rd. 13 Millionen
Einwohner, mit 3,3 Prozent ist das Bevölkerungswachstum extrem hoch. Wie
viele afrikanische Staaten ist Niger ein multiethnisches Gebilde, die jeweiligen
Ethnien sprechen ihre eigenen Sprachen. Die wichtigsten Bevölkerungsgruppen
sind die Haussa (etwa 54 Prozent), die Djerma (über 20 Prozent), die Fulbe und
die Tuareg (je rd. 10 Prozent). Amtssprache ist Französisch, wichtigste Sprachen
sind: Haussa, das als eine Art lingua franca als Verkehrssprache dient, Djerma,
Tuareg (von diesen selbst Tifinagh genannt) und Fulfulbe. 95 Prozent der Einwoh-
ner von Niger bekennen sich zum sunnitischen Islam, daneben gibt es Animisten
und wenige (0,35 Prozent) Christen. 
Niger liegt im Zentrum des Sahel, nördlich grenzt es an Libyen, Algerien und
Mali, östlich an Tschad, westlich an Burkina Faso, südlich an Benin und Nigeria.
Zwei Drittel des Landes bestehen aus Wüste bzw. Halbwüste, 15 Prozent sind
landwirtschaftlich nutzbar. Nur im äußersten Süden gibt es eine Regenzeit mit bis
zu 500 mm Niederschlag im Jahr. Durch den Klimawandel gingen diese Regen-
fälle in den letzten Jahren stark zurück – mit katastrophalen Folgen für die Teile
der Bevölkerung, die von der Weidewirtschaft leben. Dies sind vor allem die Tua-
reg. Der Baumbestand Nigers ist vor allem durch den täglichen Brennholzbedarf
gefährdet. Es wird geschätzt, dass pro Kopf und Jahr in Niger ca. 300 kg Holz
verbraucht werden. Die Abholzung zur Beschaffung von Feuerholz leistet der
durch den Klimawandel beschleunigten Versteppung weiteren Vorschub. Wasser-
knappheit, Überweidung, die Sesshaftwerdung von Nomaden an Wasserstellen
und extensiv betriebener Ackerbau beschleunigen die Erosion und sind Ursache
zahlreicher lokaler Konflikte sowohl zwischen wie auch innerhalb der Ethnien.
Geschichtlicher Abriss2
Teile des heutigen Niger gehörten in der vorkolonialen Zeit unterschiedlichen
afrikanischen Reichen an. Ende des 19. und im ersten Viertel des 20. Jh. erfolgte
1 Die folgenden Daten sind im Wesentlichen den Angaben des Auswärtigen Amtes entnommen. 
http://www.auswaertiges-amt.de/diplo/de/Laenderinformationen/01-Laender/Niger.html [15. Aug. 2008].
Vgl. auch http://www.inwent.org/v-ez/lis/niger/index.htm [15. Aug. 2008]
2 http://www.auswaertiges-amt.de/diplo/de/Laenderinformationen/Niger/Geschichte.html [15. Aug. 2008].
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die koloniale Eroberung durch Frankreich. 1921 erhielt Niger den Status einer
Kolonie im Rahmen von Französisch-Westafrika. Die Grenzziehung erfolgte, wie
üblich, ohne Rücksicht auf kulturelle, sprachliche, ethnische und historische Bin-
dungen. Im Zuge der Dekolonisierung Französisch-Westafrikas erhielt auch Niger
1960 die formale Unabhängigkeit, erster Staatspräsident wurde der noch von
Frankreich eingesetzte Hamani Diori, der mittels eines repressiven Einpartein-
systems herrschte. 1974 wurde er durch einen Militärputsch unter Oberstleutnant
Kountché gestürzt. Nach dessen Tod wurde der Stabschef der Armee Ali Saibou
als einziger Kandidat zum Präsidenten gewählt. 1990 kam es zu breiten Unruhen,
im Norden begann ein erster Aufstand der Tuareg. Es folgte im November 1991
eine zivile Regierung und Parteienpluralismus. Im April 1995 wurde ein Friedens-
abkommen zwischen den Tuareg und der Regierung unterzeichnet, im Januar
1996 folgte der Putsch des Obersten Baré. Nach dessen Ermordung ein erneuter
Putsch, der allerdings die Rückkehr zur Demokratie und freie Wahlen brachte.
Eine dem französischen Vorbild nachempfundene extrem autoritäre Verfassung
lässt dem Präsidenten weitestgehend freie Hand. 
Trotz dieser formalen Veränderungen des politischen Systems blieb sowohl die
parlamentarische Repräsentanz wie die Exekutive fest in der Hand der Haussa
und in geringerem Maße der Djerma. Der bestehende Parteienpluralismus macht
deutlich, dass ethnische Zugehörigkeit und Clanstrukturen, nicht aber politische
Programme die politischen Kräfteverhältnisse bestimmen. Haussa und Djerma
verfügen über einen – relativ – deutlich höheren Bildungsstand als die Tuareg.
Vor allem das Militär steht unter Kommando der Haussa. Eine effektive Kontrolle
der Tuareg-Gebiete (abgesehen von den Uran-Lagerstätten) ist nicht gegeben.
Auch von Rechtsstaatlichkeit kann kaum gesprochen werden.3 Korruption und
Amtsmissbrauch charakterisieren das politische System des Niger. In einem Land,
in dem die elementarsten Grundbedürfnisse nicht gesichert werden können, so
dass Familie, Stamm und Ethnie die letzten verlässlichen Strukturen im Überle-
benskampf darstellen,4 dürfte das auch kaum zu erwarten sein. Konsequenter
Weise kann von einem nationalen Zusammengehörigkeitsgefühl nur bedingt ge-
sprochen werden.5
Ökonomische und soziale Lage und Entwicklung
Niger ist das viertärmste Land der Welt (Platz 174 des Human Development In-
dex, hinter Mali und vor Guinea Bissau, Burkina Faso und Sierra Leone). Das
Pro-Kopf-Einkommen liegt bei 260 US-Dollar pro Jahr, also deutlich unter der
3 http://www.amnesty.de/laenderbericht/niger?country=153&topic=212&node_type=&from_month=1&from_
year=2007&to_month=12&to_year=2008&submit.x=37&submit.y=9&submit=Auswahl+anzeigen&result_
limit=10&form_id=ai_core_search_form [20. Aug. 08]
4 http://hdr.undp.org/en/statistics/ [21. Aug. 08]
5 http://www.inwent.org/v-ez/lis/niger/seite2.htm [15. Aug. 08].
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absoluten Armutsgrenze eines Einkommens von1 US-Dollar pro Tag. Hunger ist
das größte Problem des Landes.6 Etwa 400 000 Kinder leiden akut an Unter-
ernährung, die Kindersterblichkeit liegt bei 11,5 Prozent, nur 43 Prozent der Be-
völkerung haben sicheren Zugang zu Wasser, was noch nichts über dessen Qualität
besagt. Die Analphabetenquote lag 2007 bei über 90 Prozent. Das Straßennetz be-
steht fast ausschließlich aus unbefestigten Pisten. Die Situation der Frauen ist ka-
tastrophal: Sie haben den größten Teil der Versorgung (Wasser und Holz) und der
landwirtschaftlichen Arbeit zu leisten, Polygamie und Kinderheirat (ab sieben
Jahre) sind weit verbreitet. Formen der Sklaverei existieren in manchen Landes-
teilen weiterhin.7 Malaria grassiert in Niger, Cholera tritt immer wieder in Epide-
mien auf, verbreitet sind auch Dembe-Fieber, Hirnhautentzündung, Hepatitis A,
Typhus, Kinderlähmung und Bilharziose.
Im Süden herrscht sesshafte Landwirtschaft vor, die allerdings auch aufgrund
des Klimawandels immer prekärer wird. Zusätzlich erlitt das Land 2004 eine
fürchterliche Hungersnot, nachdem die immer unergiebigere Ernte durch eine
Heuschrecken-Invasion total vernichtet worden war. Die katastrophale Lage dau-
ert seither an,8 Hilfslieferungen kamen nur schleppend in Gang, sie erreichten so
gut wie nicht den Lebensraum der Tuareg. Diese leben – jenseits des Niger – auch
in Algerien, Libyen, Tschad, Burkina Faso und Mali. Ihr wirtschaftlicher Nieder-
gang wurde eingeleitet, als LKWs das Kamel als Transportmittel ersetzten. Dra-
matisch verschärft wurde er durch das Ausbleiben der bis vor zehn Jahren noch
sporadischen Regenfälle. Dies gilt für den gesamten Lebensraum der Tuareg.
Jedoch besitzt Niger eine zentrale Ressource: Das Land ist der drittgrößte Ur-
anproduzent der Welt. Die Uranvorkommen, die seit 1969 von Frankreich ausge-
beutet und zu über 50 Prozent dorthin exportiert werden,9 verschaffen der Regie-
rung ein gewisses Renteneinkommen. Immerhin produzierte Niger in den 80er
Jahren 40 Prozent des Urans weltweit, die Exporte machten 90 Prozent der Staats-
einnahmen aus.10 Allein im Jahre 2006 wurden von der französischen Firma Areva
4 000 t Uran produziert (El Watan 22. Dez. 2008). Die derzeitigen Einnahmen des
Landes aus dem Uran-Export sind nicht bekannt, dürften aber – dank der Unter-
stützung der Regierung durch Frankreich – relativ bescheiden sein. El Watan
6 http://www.welthungerhilfe.de/3280.html [12. Dez. 08].
7 »Niger is a source, transit, and destination country for children and women trafficked for forced labor and sexual
exploitation; caste-based slavery practices, rooted in ancestral master-slave relation-ships, continue in isolated
areas of the country – an estimated 8,800 to 43,000 Nigeriens live under conditions of traditional slavery; chil-
dren are trafficked within Niger for forced begging, forced labor in gold mines, domestic servitude, sexual ex-
ploitation, and possibly for forced labor in agriculture and stone quarries; women and children from neighboring
states are trafficked to and through Niger for domestic servitude, sexual exploitation, forced labor in mines and
on farms, and as mechanics and welders.«
https://www.cia.gov/library/publications/the-world-factbook/geos/ng.html [15. Sept. 08].
8 S. u. a.: http://www.readers-edition.de/2007/05/18/die-hungersnot-in-der-republik-niger-eine-regierung-in-der-
krise [15. Aug. 08]
9 https://www.cia.gov/library/publications/the-world-factbook/geos/ng.html [15. Sept. 08].
10 La région du Sahel s’enflamme, Le Soir d’Algérie, 24. März 2008.
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(22. Dez. 2008) beziffert sie für den Zeitraum von 2004 bis 2007 auf 10 Mio.
Dollar. Dies könnte sich ändern, wenn zunehmend weitere Firmen im Uran-Ab-
bau tätig werden (s. u.). Außerdem werden in Niger Ölvorkommen vermutet. Drei
Explorationszonen wurden an französische, US-amerikanische und chinesische
Firmen vergeben,11 auch kanadische, indische und südafrikanische Firmen be-
mühen sich derzeit um Prospektionslizenzen (El Watan, 22. 12. 2008) 
Der Preis von Uran steigt nach einer gewissen Baisse seit 2003 kontinuierlich.
Der weltweit wachsende Elektrizitätsbedarf und der Zwang zur Reduktion von
CO2 versprechen erhebliche Wachstumsraten, die von der internationalen Ener-
gie-Agentur auf mindestens 20 Prozent (im Höchstfalle auf 83 Prozent) geschätzt
werden.12 Jenseits der derzeit im Bau befindlichen 34 Atomreaktoren sollen, vor
allem in China, Indien, Japan und Russland, 93 weitere gebaut werden:13 Eine
strahlende Zukunft für die Nuklearindustrie aber, zumindest zum Teil, auch für
die Förderländer von Uran. Die Uran-Börse jubelt.14
Das Gebiet, in dem das Uran abgebaut wird bzw. für das inzwischen weitere
Prospektionslizenzen vergeben wurden, erstreckt sich über 90 000 km2 südlich der
algerischen Grenze, es liegt in unmittelbarer Nähe der Grenzstadt Agadès, an der
zentralen Piste, die von Schwarzafrika über das algerische Tamanrasset nach Nor-
den führt. Der Abbau des Urans wird derzeit von zwei franco-nigrischen Gesell-
schaften betrieben, Somaïr (Socété des Mines de l’Aïr) und Cominak (Compagnie
minière d’Akouta).15 Die Muttergesellschaft Areva rühmt sich, der drittgrößte glo-
bal player im Energiegeschäft zu sein,16 das in Niger geförderte Uran macht die
Hälfte ihrer Gesamtprodutkion aus (El Watan, 22. 12. 2008). Areva ist mit 68 An-
lagen in 100 Ländern vertreten. Sie ist weltweit führend in der Reaktorkonstruk-
tion und in der Lieferung von Nuklearbrennstoffen. Die Firma entstand im Jahr
2000 aus der Fusion der (französischen) CEA-Industries, COGEMA, und Frama-
tome – drei mehrheitlich staatlichen französischen Gesellschaften, die fast aus-
schließlich im Nuklearbereich (in Elfenbeinküste auch in Goldminen) tätig sind.
Schon im Dezember 1999 hatte Framatome Siemens Nuclear Power übernom-
men,17 das damit zum Areva-Konzern gehört. Die Tochter COGEMA betreibt u. a.
die Wiederaufbereitungsanlage in La Hague und besitzt auf dem westeuropäi-
schen Kontinent das Quasi-Monopol im Bereich Herstellung, Transport, Wieder-
11 La rébellion touarègue menace d'attaquer les mines d'uranium, Le Quotidien d'Oran, 4. Fe-bruar 2008.
12 http://www.iea.org/textbase/nptoc/WEO2007TOC.pdf [20. Aug. 08].
13 Bednik, Anna: Bataille pour l’uranium au Niger; in: Le Monde Diplomatique, Juni 2008, S. 16. 
14 http://www.moneymorning.com/ppc/uramium_abd.html?gclid=CMjJ-OrEnJUCFQuGugod4B4Wfg  [20. Aug.
08]. Sowie http://www.investmentu.net/ppc/t4uranium2.cfm?kw=X300J415 [20. Aug. 08].
15 http://www.transnationale.org/companies/somair_societe_des_mines_l_aïr.php [20. Aug. 08]  Die Kapitalbeteili-
gung teilen sich die französische Areva mit 63,4 Prozent und der Staat Niger mit 35,6. An Cominak sind die fran-
zösische Areva mit 34 Prozent, der Staat Niger mit 31 Prozent beteiligt. Den Rest teilen sich eine spanische und
eine japanische Firma. http://www.transnationale.org/companies/cominak_compagnie_miniere_d_akouta.php
[20. Aug. 08].
16 http://www.areva- Arvatd.com/home_tdmain/US_57_Homepage.html [20. Aug. 08].
17 http://www.iht.com/articles/1999/12/07/fram.2.t.php [20. Aug. 08].
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aufbereitung und Entsorgung. Darüber hinaus hält COGEMA Anteile an Gold-
bergwerken in Australien und Elfenbeinküste. Seit Juli 2008 ist Areva Hauptspon-
sor des 1. FC Nürnberg.
Allerdings scheint Areva seine Monopolstellung in Niger zu verlieren: Seit
2007 exportiert der Staat einen Teil des Uranerzes direkt, im November 2007 er-
hielt die China National Nuclear Corporation eine Lizenz zum Abbau in dem neu
erschlossenen Uranerzlager von Azelik. Prospektionslizenzen wurden außerdem
vergeben an kanadische, australische, indische und britische Firmen.18 Zugleich
verschärfen sich die Konflikte mit den Tuareg: Die Bewohner des Gebiets (etwa
300.000 Menschen, wurden zu diesen Entscheidungen nicht gehört. Im Gegenteil:
Die im Raum des an Sino-Uranium vergebenen Gebiets (westlich von Agadès) le-
benden Menschen wurden aufgefordert, dieses Land (etwa 2 500 km2) zu verlas-
sen, den Nomaden jener Zone, in der Niger Uranium Limited abbaut, wurde ver-
boten, die dortigen Wasserstellen zu nutzen. Bereits die Aktivitäten von Areva
haben dazu geführt, dass im Gebiet ihrer Tätigkeit keine Viehzucht mehr möglich
ist.19 Geradezu fatal für die Nomaden ist, dass der Raum um Agadès, in dem sich
jährlich Tausende von nomadischen Viehzüchtern versammelten, nunmehr nicht
mehr für die für ihre Tiere unerlässliche Aufnahme von Salz und anderen Minera-
lien genutzt werden kann. Hier findet, im 21. Jahrhundert, ursprüngliche Akku-
mulation in krassester Form statt.20
Bewaffnete Konflikte/Bürgerkrieg
Schon die Dürrekatastrophen der Jahre 1973/74 und 1984/85 hatten die Tuareg-
Nomaden im Norden des Landes – aber auch im Tschad – hart getroffen, ihre Her-
den wurden zu 75 Prozent dezimiert. Viele Menschen wanderten nach Algerien
und Libyen, aber auch nach Süden ab, kehrten jedoch aufgrund eines von den VN
angekündigten Hilfsprogramms zu einem großen Teil in den Folgejahren wieder
zurück. Da die Hilfe jedoch nicht bis in die Tuareg-Gebiete gelangte, forderten
diese zunehmend eine Autonomie und eine Beteiligung an den Staatseinnahmen
aus dem Uran-Abbau. Im Mai 1991 unternahmen sie einen Überfall auf einen Mi-
litärposten im Norden. Die Regierung antwortete mit einem Massaker in Tchin-
Tabaraden, Sitz einer Unterpräfektur.21 Im Lande kam es zu gewaltsamen Demon-
strationen großer Teile der Bevölkerung, die schließlich den Rückzug des Militärs
aus der Regierung (März 1991) und die relative Demokratisierung bewirkten. 
18 Bednik a. a. O.
19 a. a. O.
20 Eine hervorragende Analyse der katastrophalen wirtschaftlichen Situation liefert
http://alternatives-international.net/article136.html [19. Sept. 08].
21 Nach Regierungsangaben kamen 70 Menschen ums Leben. Nach Angaben von Menschenrechtsorganisationen
waren es mindestens 700, nach Informationen der Tuareg über 1000. S. Dayak, Stührenberg, Strazzulla: Touareg,
la tragédie, Paris 1992.
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Es mag für westliche, für ökologische Gefahren sensibilisierte Ohren befremd-
lich klingen, dass die betroffenen Tuareg sich keineswegs gegen die vom Uranab-
bau ausgehenden Gefahren wenden, sondern angesichts des Schwindens ihrer Le-
bensgrundlagen durch Dürre und Hungersnöte ihre Beteiligung am Gewinn und
vor allem die Einstellung ihrer Stammesangehörigen im Uranabbau fordern. So
ist inzwischen bekannt,22 dass die seltenen Trinkwasserquellen im und um das Ab-
baugebiet herum in hohem Maße radioaktiv verseucht sind. Die Abfälle des Uran-
Abbaus werden seit Jahrzehnten unter freiem Himmel gelagert; der Wind verteilt
den Staub über Hunderte, wenn nicht Tausende von Kilometern; kontaminiertes
Material wird zu Küchengeräten weiterverarbeitet; Baumaterialien, die wieder
verwendet werden, haben eine hundertfach über dem Normalen liegende Gamma-
Strahlung; schwere Atemwegserkrankungen werden in den von Somaïr und Co-
minak betriebenen Krankenhäusern den Patienten systematisch verheimlicht.23
Im Mai 1992 brachen neue Kämpfe zwischen Tuareg und Regierung aus, es
folgten Verhandlungen, die im März 1993 mit einem Waffenstillstand endeten, der
aber nur teilweise eingehalten wurde. Im Dezember 1994 wurde der Waffenstill-
stand erneuert, im April ein förmliches Friedensabkommen geschlossen: Der Füh-
rer der Tuareg-Rebellion, Rhissa Ag Bouala wurde als Tourismus- und Hand-
werks-Minister in die Regierung kooptiert (1997 bis 2004), Teile der Rebellen in
die nigrische Armee integriert. Doch die versprochene Dezentralisierung und eine
damit verbundene Verteilung der Renteneinkommen zugunsten der Tuareg un-
terblieben. Rhissa Ag Bouala verließ die Regierung, gründete die Partei »Bewe-
gung der Nigrer für Gerechtigkeit« (MNJ). Das Programm der Bewegung listet
bis ins Detail ihre vor allem sozialen und politischen Forderungen auf.24 Seit 2005
begann der bewaffnete Widerstand von neuem.25
Im Februar 2007 flammte der Widerstand massiv wieder auf, getragen vor
allem auch von jenen Tuareg, die 1995 in die Armee integriert worden waren, nun
aber desertierten. Diesmal scheint der Widerstand grenzübergreifend auch von
den Tuareg im Tschad und in Mali getragen zu werden,26 auch wenn bisher eine
Koordination zwischen den Rebellenbewegungen nicht sichtbar ist. Das MNJ
greift zunehmend Militärposten an, es fordert 50 Prozent der Einnahmen aus dem
Uran-Export für die Tuareg-Gebiete sowie die bevorzugte Einstellung von Tuareg
beim Uran-Abbau. Die Regierung reagierte mit der Verhängung des Ausnahmezu-
stands, amnesty international berichtet von Menschenrechtsverletzungen, minde-
22 S. hierzu ausführlich Bednik, a. a. o.
23 Bednik a. a. O.
24 http://sd-1.archive-host.com/membres/up/82329043567749652/
SyntheseduProgrammedesrevendicationsduMouvementdesNigerienspourlaJustice_MNJ_.pdf [30. Aug. 08].
25 La rébellion touarègue menace d'attaquer les mines d'uranium, Le Quotidien d’Oran, 4. Febr. 2008.
26 »La région du Sahel s'enflamme«, Le Soir d’Algérie, 24. März 2008. Nach Informationen dieser Zeitung wurden
31 malische Soldaten gefangen genommen, darunter drei Offiziere. Fünf Panzer und zwei LKW wurden vernich-
tet, während die Rebellen einen Toten und drei Verletzte zu verzeichnen hatten, 4 Geländefahrzeuge und große
Mengen an Munition erbeuteten. S. auch Anm. 39.
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stens 16 Zivilisten sollen extralegal hingerichtet worden sein, Journalisten werden
verfolgt.27
Im Juli 2007 nahm die MNJ einen Angestellten der China Nuclear Internatio-
nal Uranium Corporation (Sino-Uranium) gefangen. Sie forderte, dass alle Län-
der ihre Staatsangehörigen, die Im Rahmen der Prospektion und der Ausbeutung
von Bodenschätzen in Niger tätig sind, aus dem Land zurückrufen sollten.28 Am
23. März 2008 griffen die Rebellen des MNJ eine Kaserne in Arlit, dem Zentrum
des Uran-Abbaus an und töteten etwa 90 Soldaten.29 Im Sommer verschärften sich
die Kämpfe weiter: Auf Seiten der Rebellen fiel deren Nr. 2, Oberst Mohame
Achérif, in einem Zusammenstoß mit der Armee. Dabei wurden – nach Angaben
des MNJ – 37 Soldaten getötet und die gesamte Luftwaffe des Landes – zwei rus-
sische Hubschrauber – abgeschossen.30 Auf die Gefahren, die von diesem inzwi-
schen wohl von der  gesamten Tuareg-Bevölkerung des Niger getragenen Auf-
stand ausgehen, verweisen auch die einschlägigen Dienste der USA.31
Der Norden des Niger ist inzwischen nur noch unter dem Schutz der Armee
zugänglich, die Pisten sind großenteils vermint, das Auswärtige Amt warnt nach-
drücklich vor Reisen in das Gebiet. Seit dem 26. August 2007 wurde in der Nord-
region um Agadez der Notstand  ausgerufen. Präsident Mamadou Tandja verharm-
lost die Rebellion und weigert sich mit den »Banditen« und »Drogenschmugglern«
in einen Dialog zu treten. Die offensichtliche Verbindung mit dem bewaffneten
Widerstand der Tuareg in Mali gibt auch den algerischen Behörden Grund zu der
Befürchtung, dass dieser Widerstand auch auf den Süden Algeriens und die geo-
strategisch wichtige Region von Tamanrasset übergreifen könnte.32 Somit besteht
mittlerweile in Niger ein Krisenherd, der unmittelbar mit der verworrenen Lage in
Tschad verwoben ist, wo bisher nur die Krise in Darfur thematisiert wird und wo
die EU derzeit unter französischer Führung eine Intervention durchführt, die ganz
offensichtlich der Sicherung französischer Interessen in der Region dient.33
Die Formel von »Banditen und Drogenschmugglern« wird auch von der algeri-
schen Presse übernommen, um das Problem zu verharmlosen und die Akteure der
Bewegung zu kriminalisieren. Dabei ist allerdings zu berücksichtigen, dass die
Tuareg als Transporteure der Wüste schon immer den Karawanenhandel auch in
Form der Raubritterei betrieben: Entweder wurde der vereinbarte Preis gezahlt
oder die Waren wurden zur Beute. In jüngster Zeit ist das Gebiet der Tuareg zu ei-
27 Amnesty Report 2008. http://www.amnesty.de/jahresbericht/2008/afrika#bewaffnetekonflikte [20. Aug. 08]
28 Bednik. A. a. O. 
29 La région du Sahel s’enflamme, Le Soir d’Algérie, 24. März 2008.
30 http://m-n-j.blogspot.com/ [14. Aug. 08]
31 https://www.cia.gov/library/publications/the-world-factbook/geos/ng.html [14. Aug. 08].
32 Ebenda.
33 Neben Frankreich, das die Mission führt,, stellen Polen 400, Irland 350, Schweden und Rumänien je 200, Öster-
reich 160, Finnland 40, Belgien100 und die Niederlande 70 Soldaten. Eine sehr gute Analyse liefert Lühr Hen-
ken: http://www.uni-kassel.de/fb5/frieden/regionen/Tschad/henken.html [21. Sept. 08]. Deutschland unterstützt
das Unternehmen mit bisher 20 Mio. Euro. Vgl. http://tobiaspflueger.twoday.net/stories/4655355/ [8. Sept. 08].
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ner zentralen Straße der Migranten geworden, die von Schwarzafrika an die Mit-
telmeerküste Algeriens, Tunesiens oder Libyens zu gelangen suchen, um von dort
die lebensgefährliche Überfahrt nach Europa zu wagen.34 Gewaltsamer Wider-
stand und organisierte Kriminalität gehen unter diesen Bedingungen eine fast un-
vermeidliche Symbiose ein, wobei auch die Erpressung von Lösegeldern für ent-
führte Europäer in die Palette dieser Gewaltförmigkeit gehören dürfte.35
Zugleich liegt Niger im Fadenkreuz der Interessen der Großmächte: Peak Oil
dürfte erreicht sein. Nach unterschiedlichsten Schätzungen werden die Erdöl- und
Erdgasvorräte des Planeten in rd. vierzig Jahren erschöpft sein. Selbst wenn in Ni-
ger kein Erdöl gefunden werden sollte, bleibt das Land wegen der Uran-Vorräte
von wachsender Bedeutung. Denn gerade im Bereich der Sicherung energetischer
Ressourcen werden die Auseinandersetzungen zwischen den alten und den neu
aufsteigenden Großmächten um die Kontrolle dieser Vorräte und ihrer Exportrou-
ten schärfer.36 Rhissa Ag Bouala griff nicht zufällig Frankreich, die USA und
China an, als er ihnen die bedingungslose Unterstützung der nigrischen Regierung
vorwarf, insbesondere die Unterstützung durch Aufklärung, die die USA über ihre
Satellitenbeobachtung gewinnen, aber auch  durch ihre Basen in Marokko, das –
von offizieller algerischer Seite immer wieder dementierte – Abhörzentrum in Ta-
manrasset und die Außenstelle der US-Streitkräfte in Arlit (Niger).37
Nur im Jahre 2003 geriet Niger – wegen seines Urans – einmal kurzfristig in
die Schlagzeilen: Der amerikanische Diplomat Joseph Wilson, der »Beweise«
über die Lieferung von Uran aus Niger an den irakischen Diktator Saddam Hus-
sein liefern sollte, diese aber nicht finden konnte, wurde »bestraft« durch eine aus
dem Umfeld von Vizepräsident Cheney stammende gezielte Enthüllung, dass
seine Frau, Valerie Plame, CIA-Agentin war. Immerhin wurde Lewis Libby, Mit-
glied des Project for a New American Century (PNAC) und Berater von Vizeprä-
sident Cheney wegen der Indiskretionen vor Gericht gestellt und wegen Meineids
verurteilt. Allerdings scheint sich die Situation inzwischen zu verschärfen: Am
14. Dez. 2008 Dezember 2008 wurde der im Auftrag der UN tätige kanadische (!)
Diplomat Robert Fowler zusammen mit einem weiteren kanadischen Diplomaten,
der ebenfalls für die UN tätig ist, im Niger entführt (FAZ, 17. Dez. 2008). Für die
Entführung verantwortlich erklärte sich eine neue Rebellengruppierung, die Front
34 Zu den grauenhaften Bedingungen, unter denen diese Menschen ihre lebensgefährliche Reise versuchen s. Mil-
born, Corinna: Gestürmte Festung Europa., Wien 2006, sowie Kiza, Ernesto:  Tödlliche Grenzen, Münster 2008.
35 Die spektakulärste Aktion war die Entführung von 32 meist deutschen und österreichischen Touristen im Jahre
2003, die unter höchst dubiosen Umständen mehrere Monate im Grenzgebiet zwischen Algerien, Mali und Niger
festgehalten wurden. Zu den Hintergründen s. Ruf, Werner: Terror, Geheimdienste und Geopolitik: Wie die
Achse Washington – Algier Ressourcensicherung betreibt: in: Albrecht, Holger (Hrsg.): Der Vordere Orient.
Politik, Wirtschaft und Gesellschaft, Baden-Baden 2007, S. 63-79. Im Februar 2008 wurden zwei österreichische
Touristen im Süden Tunesiens entführt. Sie befanden sich im September 2008 noch immer in diesem Gebiet.
36 Ruf, Werner (2008): Africom – Ressourcen statt Freiheit. Der Sprung der USA nach Afrika; in: UTOPIE kreativ
Nr. 219, S. 883-892.
37 La rébellion touarègue menace d’attaquer les mines d'uranium, Le Quotidien d’Oran, 4. Febr. 2008. 
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des Froces de Redressement (Front der Kräfte für den Wiederaufstieg, FFR), die
sich von dem MNJ abgespalten haben soll. (El Watan 22-12-08). 
Ins Fadenkreuz der Terrorismusbekämpfung war das Land erstmals im Jahre
2003 gekommen, als eine Gruppe algerischer islamistischer Terroristen – so die
offizielle Darstellung – über mehrere Monate hinweg 32 hauptsächlich deutsche
und österreichische Touristen entführt hatte und diese während einer unglaublich
erscheinenden Odyssee über Mali und Niger wieder zurück nach Algerien ver-
schleppten.38
Das Interesse der USA an Niger und seinen Ressourcen ist manifest. Die Re-
gierung ist fest in die Strukturen des »Krieges gegen den Terror« eingebunden: Es
ist beteiligt an der Trans Saharan Counter Terrorrism Initiative (TSCTI) der USA
und beteiligte sich an dem gemeinsam mit fast allen Sahel-Staaten durchgeführten
großen Manöver »Flintlock« Ende Juni 2005, an dem 2000 afrikanische und 800
US-Soldaten teilnahmen.39 Dieses Manöver und die daraufhin von den USA ge-
startete Pan Sahel Initiative war die Geburtsstunde für das dann Anfang 2007 neu
geschaffene US African Command (Africom),40 mit dem die USA ihren Ordnungs-
anspruch für den Schwarzen Kontinent auf die offizielle Agenda ihrer Außenpoli-
tik setzten. 
In die Medien geriet Niger jüngst wegen zweier Entführungen: Zwei kanadi-
sche Staatsbürger, Robert Fowler, Sondergesandter der Generalsekretärs der VN
und sein Stellvertreter Louis Gay, wurden am 14. Dezember 2008 in Niger ent-
führt, nachdem sie – privat – eine kanadische Goldmine im Lande besucht hatten.
Am 22. Januar wurde eine Gruppe von vier Touristen, darunter eine über 70-
jährige Frau aus Hessen entführt, die an einem touareg-Musikfestival in Mali teil-
genommen hatten. (El Watan, 18.2.2009, Le Quotidien d’Oran, 19.2.2009, FAZ
19.2.2009). Ursprünglich hatte eine Splittergruppe des MNJ die Verantwortung
für die Entführungen übernommen. Nun aber meldete sich plötzlich »Al Aqeda
im islamischen Maghreb« mit einem Tonband beim Sender al-Jazeera. Es war
diese Meldung, die – etwa zwei Monate nach der ersten Entführung – erstmals
große Publizität für die beiden Aktionen bewirkte. Wie undurchsichtig auch im-
mer diese ominöse Organisation sein mag:  Ihr Name sorgt für Aufmerksamkeit
und könnte sich auf die Höhe des Lösegeldforderungen auswirken. 
38 Eine ausführliche Darstellung dieser mehr als undurchsichtigen Affäre findet sich bei Ruf, Werner: Terror, Ge-
heimdienste und Geopolitik: Wie die Achse Washington – Algier Ressourcensicherung betreibt: in: Albrecht,
Holger (Hrsg.): Der Vordere Orient. Politik, Wirtschaft und Gesellschaft, Baden-Baden 2007, S. 63-79.
39 Le Quotidien d’Oran, 2. Juli 2005.
40 Ruf, Werner; in: UTOPIE kreativ a. a. O.
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Eingreifen Dritter
Das Eingreifen Dritter erfolgte bisher eher diskret – zumindest sind (noch) keine
massiven militärischen Handlungen festzustellen, in die ausländische Mächte ver-
wickelt wären. Anders zu bewerten sind die ökonomischen und geostrategischen In-
teressen, die dazu führen, dass die Großmächte wie USA und Frankreich/EU, aber
auch Indien und China zunehmend im Lande präsent werden. Dabei sind die USA
und Frankreich inzwischen bzw. schon lange auch militärisch präsent. Durch die Es-
kalation vorhandener Konflikte kann es jederzeit zu Eskalationen und mehr oder we-
niger direkten Eingriffen kommen. Als krisenauslösende Konflikte sind festzuhalten:
• Die Grenze zwischen Libyen und Niger, die unmittelbar die uranreichen Ge-
biete tangiert, ist bisher nicht endgültig festgelegt und vertraglich nicht gesi-
chert. Libyen beansprucht hier ein etwa 25 000 km2 großes Gebiet. Mitte Au-
gust wurde der Führer des MJN Aghali Alambo in Libyen von Mu’ammar
Ghaddhafi empfangen, wo er diesem auch eine Botschaft des Führer der Alli-
anz der Tuareg von Nord-Mali (ATNMC) übergab.41
• Die Bürgerkriegssituation im Lande läuft Gefahr, verschärft zu werden durch die
ökologisch bedingten Katastrophen, die repressive Politik der Regierung in Nia-
mey und durch die unmittelbaren Profitinteressen vor allem von Areva und ande-
ren an der Ausbeutung von Uran interessierten Firmen. Es besteht die latente Ge-
fahr, dass die Situation im Lande außer Kontrolle geraten könnte und interessierte
Staaten die Regierung militärisch zu stabilisieren versuchen, wie auch ausländi-
sche Unterstützung für die rebellierenden Tuareg nicht auszuschließen ist.
• Ein Übergreifen der Krise auf den benachbarten Tschad ist ebenfalls nicht aus-
zuschließen, insbesondere wenn die Tuareg-Clans in beiden Ländern sich zu
einer gemeinsamen Strategie zusammen finden sollten. 
• Africom und die mit diesem Kommando explizit verbundene »Anti-Terror-
Strategie« könnte den Bürgerkrieg in Niger wie auch die eindeutig kriminellen
Aktivitäten einiger Tuareg-Clans (Drogen-, Waffen-, Menschenhandel) zum
Anlass für direkte Interventionen nehmen.
• Die militärische Intervention einer Großmacht impliziert die Gefahr, auch an-
dere Großmächte auf den Plan zu rufen und die Konfliktparteien im Lande zu
Stellvertretern ihrer Interessenpolitik zu machen.
Evaluation
Niger befindet sich in einem äußerst labilen Zustand, der durch die bürger-
kriegsähnlichen Auseinandersetzungen zwischen den Tuareg und der Regierung
sowohl in Niamey wie auch in Bamako (Mali) gekennzeichnet ist. Zugleich wir-
41 http://m-n-j.blogspot.com/ [19.09.08], Meldung vom 19. August 2008.
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ken die Strategien der großen Mächte – hier vor allem Frankreich/EU, USA und
China –. die auf den Zugriff auf die energetischen Rohstoffe abzielen, direkt in
das Konfliktgeschehen hinein. Hinzu kommen die Gefahren eier Destabilisierung,
die direkt von Hunger, Elend und mangelnder politischer Beteiligung der Bevöl-
kerung, Schwäche des Staates und dem Fehlen von Rechtsstaatlichkeit ausgehen.
Eine weitere Gefahr sind vertraglich nicht abgesicherte Grenzen: So beansprucht
Libyen rd. 25 000 km2 des Landes, der größte Teil der Grenze mit Benin ist nicht
markiert. Gerade im Wettlauf um die Rohstoffsicherung können diese latenten
Konflikte leicht in gewaltsame Auseinandersetzungen umschlagen. Dabei sind –
nichtmilitärische! – präventive Strategien zum jetzigen Zeitpunkt denkbar und
möglich: 
• Unter der Ägide der AU und der UN könnten diese latenten Konflikte durch
Verhandlungen unter Einschluss der Tuareg-Bevölkerung gelöst werden. Darü-
ber hinaus wären weitere präventiven Maßnahmen dringend geboten.
• Unter der Ägide von UN und/oder AU müsste auch der Konflikt zwischen den
Tuareg und der tschadischen Regierung gelöst werden, bei dem es im Wesentli-
chen ebenfalls um das wirtschaftliche Überleben der Tuareg und deren Beteili-
gung an den politischen und militärischen Strukturen des Landes geht, zumal
eine Kooperationen zwischen den widerständigen Tuareg-Gruppen beider Län-
der sich abzuzeichnen beginnt.42
• Die EU müsste humanitäre und ökologische Mindeststandards in den Uran-
Abbaugebieten durchsetzen, die den Tuareg nicht nur Arbeitsplätze in diesem
Bereich sichern, sondern vor allem deren Lebensbedingungen (Zugang zu ge-
nießbarem Wasser auch für die Herden, gesunde Baumaterialen, medizinische
Versorgung, Schulbildung etc.) sichern und die Strahlenbelastung für Mensch,
Tier und Umwelt vermeiden müsste. Eine solche Sicherung humanitärer und
ökologischer Mindeststandards müsste basieren auf den von der UN-General-
versammlung erarbeiteten und beschlossenen zehn Grundsätzen des »global
compact«. 
• Eine effektive politische Partizipation auch der Tuareg in Politik, Wirtschaft
und Militär müsste durch entsprechende politische und entwicklungspolitische
Maßnahmen gesichert werden.
• Der Staat Niger müsste die Kompetenz erhalten, über Ausbeutung und Preisge-
staltung der Uranerzexporte zu bestimmen, die Staatseinnahmen müssten zum
Aufbau einer nationalen Ökonomie, zum Ausbau von Bildungs- und Gesund-
heitswesen genutzt werden – an entsprechenden Konzepten fehlt es in der end-
losen Debatte über good governance nicht.
• Nur so können eine militärische »Terrorbekämpfung« von außen und die Eta-
blierung einer US-Militärpräsenz wirksam vermieden werden. Wird jedoch die
Militarisierung des Konflikts weiter vorangetrieben, wird sie ohne Zweifel Wi-
42 http://www.taz.de/1/politik/afrika/artikel/1/sahara-frieden-auf-sand-gebaut s. taz vom 18. August 2008
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derstand produzieren, der dann als Terrorismus bezeichnet werden wird und zu
weiterer Eskalation führt. Das plötzliche Erscheinen von »al qaeda« kann hier
als wichtiges Indiz gelten.
• Die Stärkung eines souveränen Staates Niger, in dem die repräsentative Prä-
senz aller Bevölkerungsgruppen gesichert ist, könnte auch andere Mächte dazu
zwingen, ökologische und soziale Mindeststandards zu respektieren, die zur
Sicherung des Überlebens der Bevölkerung unabdingbar sind und krisenhaften
Eskalationen vorbeugen.
Statt präventiv und zivil zu handeln, verschließen die so genannte Internationale
Gemeinschaft ebenso wie die UN und die AU ihre Augen vor einem Konflikt, der
noch vor einer drohenden Eskalation und dem Umschlag in massive Gewalt jetzt
eingehegt werden könnte. Doch wie in den Konflikten mit hoher Gewaltintensität
zeigt sich auch an diesem Beispiel, dass Menschenrechte und Gewaltprävention
nicht den Stellenwert haben, den sie in offiziellen Verlautbarungen einnehmen.
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Die hier vorliegenden Fallstudien Kasseler Friedenswissenschaftlerinnen und
-wissenschaftler sind ein notwendiger und wichtiger Schritt, um uns in der Aus-
einandersetzung mit dem seit nunmehr fast zwanzig Jahren in Mode gekommenen
Militärinterventionismus voranzubringen. Ich kann die beteiligten ForscherInnen
und die Rosa-Luxemburg-Stiftung, die das Projekt gefördert hat, nur nachdrück-
lich ermuntern, an dieser Stelle fortzufahren. 
Die Autoren der Einzelstudien stellen völlig zu Recht fest, dass die verschiede-
nen bewaffneten Konflikte ihre je individuelle Geschichte und zum Teil sehr spe-
zifische Konfliktverläufe haben. Daraus folgt, dass erst der Einzelfall gründlich in
den Blick genommen werden muss, bevor man zu Vergleichen und daraus abge-
leiteten Verallgemeinerungen übergehen kann. 
Auch räumen die Wissenschaftlerinnen/Wissenschaftler ein, dass die empiri-
sche Basis ihrer Arbeit noch zu schmal ist, um »endgültigere« Aussagen zu ma-
chen. Das gilt vor allem auch hinsichtlich einer anzustrebenden Typologie der
heutigen Militärinterventionen. Dazu wären noch tiefer gehende Analysen und
eine Ausweitung der untersuchten Konfliktregionen erforderlich. 
Diese Aussage bedeutet nicht, dass sich nicht bestimmte Grundmuster imperia-
ler Interventionspolitik herausfinden lassen. Darüber liegen ja Untersuchungen
vor. Aber mit solcher Kritik der Intervention wird ein wichtiger Teil der Realität
erfasst, aber noch nicht die Realität insgesamt. Wenn wir zum Beispiel den lang
andauernden Krieg im Kongo heranziehen, so wird schnell deutlich, dass wir es
mit einem Zusammenhang zwischen äußerer Einmischung und dem Kampf um
wertvolle Ressourcen ebenso zu tun haben, wie mit vielschichtigen innergesell-
schaftlichen und lokalen Konfliktquellen. Die herrschende Interventionspolitik ist
in nicht wenigen Fällen ihren eigenen Vorurteilen und groben Annahmen aufge-
sessen; für die Friedenswissenschaft und die Linke sollten strengere Maßstäbe
gelten. Auch daher sind die hier begonnenen Bemühungen fortzusetzen.
Es ist ohnehin erstaunlich, dass der Zweig der Friedens- und Konfliktfor-
schung, der sich als kritische Friedenswissenschaft versteht, bislang zu wenig und
eher unsystematisch das breite Feld der heute vorherrschenden Konflikttypen im
»globalen Süden« bearbeitet hat. Denn weitsichtige Vertreter bzw. Vertreterinnen
der Zunft hatten bereits kurz nach der »Zeitenwende« 1989/90 darüber nachge-
dacht, dass sich die Friedensforschung auf neue Konflikte in der Welt einstellen
müsse und dass dabei nicht zuletzt die Zusammenarbeit mit Regionalforschern,
mit Ethnologen etc. entwickelt werden müsse. 
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Natürlich standen die Forscherinnen und Forscher, die sich in einem engen
Kontext mit der Friedensbewegung sahen und sehen, der Renaissance der mi-
litärischen Interventionen nicht sprachlos gegenüber. Aber ihre Aussagen waren
zum einen auf die Hot Spots der Bewegung bezogen – Balkan, Afghanistan, Irak
– zum anderen waren sie doch eher auf die Kritik des herrschenden Militarismus
in den kapitalistischen Metropolen fokussiert, die Lage vor Ort war eher von
nachrangigem Interesse. Daher könnte jetzt, aufbauend auf den Studien der Kas-
seler, begonnen werden, diese Lücke in der empirischen Fundierung linker Frie-
denspolitik zu schließen.
Vielleicht könnte mit diesem Projekt auch dazu beigetragen werden, ein stärke-
res Zusammengehen der verschiedenen Richtungen der Friedensbewegung und
eine stärkere Kooperation von Friedensbewegung und entwicklungspolitisch en-
gagierten Gruppen zu erreichen. Wir erleben seit mehr als zehn Jahren, wie sich
die Friedensbewegung in  verschiedene Strömungen ausdifferenziert hat: Da sind
zum einen die Gruppen, die vor allem an praktischen Alternativen arbeiten woll-
ten (Ziviler Friedensdienst, Plattform zivile Konfliktbearbeitung, Non Violent
Peace Force etc.). andere setzen die traditionelle antimilitaristische Politikkritik
der achtziger Jahre fort und versuchen an den jeweiligen Brennpunkten wie Af-
ghanistan oder Irak zu mobilisieren, wieder andere konzentrieren sich auf gezielte
Bündnisprojekte, wie das Aktionsbündnis Landmine oder Initiativen zur Abschaf-
fung der Atomwaffen. Dabei gibt es gewiss inhaltliche und personelle Über-
schneidungen, aber eben auch eine Auseinanderentwicklung. Diese Mannigfaltig-
keit ist gewiss auch eine große Stärke, aber sie schreibt mit Blick auf das heute
überragende Thema »Frieden und Entwicklung« auch Schwächen fest. Bezogen
auf die heute vorherrschenden Konflikttypen in der vormaligen Dritten Welt käme
es insbesondere darauf an, den Protest gegen imperiale, militärisch gestützte In-
terventionspolitik mit umfassenderen Alternativen zur Bearbeitung der gewaltför-
migen Konflikte und der Bewältigung der Konfliktursachen zu verbinden. Die
Analyse dieser natürlich auch je spezifischen Konflikte kann dabei einen wichti-
gen Brückenschlag bilden, der auch praktisches Handeln im Rahmen von Frie-
dens- und Entwicklungsarbeit zusammenführen kann. 
Noch einmal: Es ist nicht damit getan, die Ursachen der Kriege und der bewaff-
neten Konflikte herauszuarbeiten, sondern es sollten auch und gerade aus linker
Sicht wissenschaftlich begründete Friedenskonzeptionen erstellt werden. Leider
wird dies unter linken Vorzeichen allzu schnell verwechselt mit herrschaftsnaher
Politikberatung. Kritische Friedensforschung soll zu Engagement auffordern und
ermuntern. Das schließt Vorschläge zu konkreten Friedens- und Entwicklungsper-
spektiven ein, sonst bleibt unter dem Strich nur fatalistische Anklage, die auch de-
moralisieren kann. 
Meine kritischen Kommentare beziehen sich auf vier Punkte:
a) erscheint mir die Analyse des internationalen Systems und der heutigen
Konfliktkonstellationen zu grobmaschig und selektiv. Dies hat, insbesondere was
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die Beurteilung der Vereinten Nationen anbetrifft, Konsequenzen. Die Schlüsse,
die die Verfasser daraus in punkto UN-Militärmissionen ziehen, halte ich für
ungenau.
b) Militärische Mittel sind ungeeignet, sozioökonomische Probleme zu lösen.
Daher kann es nur zu einem Zirkelschluss führen, wenn man just diesen Maßstab
an die Bewertung der UN-Militärmissionen anlegt – um damit wiederum die
eigene kategorische Ablehnung zu begründen. 
c) Die Beiträge laufen mitunter Gefahr, ob der Fixierung auf die Untaten der
westlichen Staatenwelt (»Imperialismus«) die Kritik an den autoritär-despoti-
schen Regimen der betreffenden Entwicklungsländer zu entschärfen. An dieser
antithetischen Fesselung liegt es auch, korrespondierend mit einem Hang zum
Ökonomismus, dass Fragen der Demokratie bzw. des Rechtsstaates zwar ange-
sprochen, aber dennoch unterschätzt oder vernachlässigt werden. Dadurch kann
auch die Frage nicht beantwortet werden, auf welchem Wege sich die Subjekte
der sozialen Veränderung konstituieren und bemerkbar machen können. 
d) Die gewonnenen empirischen Erkenntnisse sollten mit den Schlussfolgerun-
gen der Autorinnen und Autoren übereinstimmen. Das scheint mir nicht durch-
gängig der Fall zu sein. Es wird beispielsweise der Nachweis geführt, dass der
Einsatz militärischer Mittel zumindest in einem Fall (Ost-Timor) den Weg zu ei-
ner friedliche(re)n Entwicklung gebahnt hat. Dann ist die kategorische Aussage,
wonach Militär in keinem Falle eine Lösung bringen könne, nicht aufrechtzuer-
halten. Zumindest wäre daraus zu folgern, dass man sich die einzelnen UN-Mi-
litärmissionen genauer anschauen müsste. Darüber wäre innerhalb der Linken,
aber auch in der Friedensbewegung, zu debattieren. 
I.
Richtig ist, dass man sich bei der Analyse des heutigen Militärinterventionismus
nicht mit Lokalstudien begnügen kann. Die militärischen Eingriffe erfolgen vor
allem durch die führenden kapitalistischen Industrienationen, bzw. durch Staaten-
koalitionen, die – durch die UNO legitimiert oder nicht – sich die Aufgabe inter-
nationalen Krisenmanagements zuschreiben. Also müssen auch diese vorherr-
schenden Akteure, ihre Interessen und Aktionen und die vorhandenen und sich
neu herausbildende Mächtekonstellationen ins Visier genommen werden. 
Es geht um die heutige Hegemonialordnung und deren Umbrüche. Ob wir es
dabei mit einer signifikanten Schwächung der US-Suprematie im globalen Maß-
stab zu tun haben, wird noch kontrovers diskutiert. Rainer Rilling spricht von
»Rissen im Empire«.1 Aber selbst die US-Geheimdienste prognostizieren einen
1 Rainer Rilling (2008): Risse im Empire. Reihe Texte der Rosa-Luxemburg-Stiftung. Bd. 50, Berlin: Karl Dietz
Verlag.
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Übergang zu einer multipolaren Welt – künftig wird es mehrere Zentren geben,
die um die Vergrößerung ihres Einflusses ringen werden.
Es geht auch darum, einzuschätzen, wie sich diese Kräftekonstellationen in den
Handlungen der supranationalen bzw. transnationalen Institutionen widerspie-
geln. Konkret gefragt: Muss man die Vereinten Nationen heute als verlängerten
Arm der Großmächte ansehen und/oder ist davon auszugehen, dass sich durchaus
unterschiedliche bis widersprüchliche Interessenlagen in den Aktionen der UNO
reflektieren. Wenn man davon ausgeht, dass es zu den Vereinten Nationen und
dem hier und nirgends sonst angesiedelten Gewaltmonopol grundsätzlich keine
Alternative gibt, dann sollte man sehr genau hinsehen, wo die Anknüpfungs-
punkte der Veränderung liegen und Pauschalaussagen vermeiden. 
Hier scheint mir der linke Blick in der jüngsten Vergangenheit bisweilen zu
grobschlächtig auf eine quasi ungebrochene Herrschaft der westlichen Machtzen-
tren fixiert. Die Entwicklungen in Lateinamerika beispielsweise scheinen doch
auf die immer enger werdenden Grenzen imperialer Unterwerfungspolitik hinzu-
weisen. Auch und gerade der Blick auf Afrika zeigt, dass die heutige Welt sich
stärker zu differenzieren beginnt. China tritt immer stärker als selbstbewusste
Großmacht auf; was einerseits neue Abhängigkeitsstrukturen hervorbringen, an-
dererseits aber auch neue Handlungsspielräume für die afrikanischen Staaten mit
sich bringen kann. Auch scheinen sich afrikanische Regierungen selber nach einer
längeren Phase der schlichten Unterordnung unter die Maxime neoliberaler Herr-
schaft mehr auf die eigenen Potenziale zu besinnen. Dass die USA große Schwie-
rigkeiten damit haben, einen Standort für ihr neues militärisches Hauptquartier
Africom zu finden, kann hier als Indiz genügen. Noch wissen wir auch zu wenig,
welche Auswirkungen eine solche Neustrukturierung der globalen Auseinander-
setzungen haben wird, weder im Weltmaßstab noch die lokalen Konflikte betref-
fend. Zu welchen Verwerfungen die jetzt eingetretene ökonomische Krise des
Weltkapitalismus führen wird, erscheint gegenwärtig ebenfalls noch weniger ab-
sehbar. Diese kritische Anmerkung scheint mir auch und gerade mit Blick auf die
vorliegenden Studien notwendig. Wenn es bei Ruf/Zollet etwa heißt, dass sich die
interessierten Mächte um ein Mandat zur »Friedensschaffung« bemühten – und
dies dann vom UN-Sicherheitsrat erhalten – so erscheint dies zu glatt. Dass die
Supermächte sich um eine Legitimation ihrer Militäreinsätze durch die UNO
bemühen ist richtig, aber nicht in allen Fällen sind sie damit durchgedrungen. Da-
bei muss es sich nicht unbedingt darum handeln, dass die Großmächte am frie-
denspolitischen Widerstand gescheitert wären; es kann sich auch um Interessen-
divergenzen im Sicherheitsrat handeln. Beispiel war der Irak-Krieg. Aber diese
Einsicht muss in die Analyse einfließen. Auch in anderen Fällen erweist sich die
Aussage in dem Text von Ruf/Zollet, die UN seien zum Mandatserteiler auf Be-
stellung geworden, als zu grobe Vereinfachung. Es wäre die Frage zu beantwor-
ten, wieso sich bei den inzwischen üppig angewachsenen Peace-Keeping-Einsät-
zen der UNO mit über 80 000 Soldaten doch zahlreiche Nationen beteiligen und
208
von welchen Motiven dieses Mitmachen getragen ist. Alles Vasallen der Ständi-
gen Mitglieder des Sicherheitsrates?
Gerade die Ausnahmen von der angenommenen Regel könnten wissenschaft-
lich und friedenspolitisch interessante Fälle sein, deren Untersuchung Hinweise
auf Alternativen erschließen könnten. 
Dass es einen Zusammenhang zwischen kapitalistischer Weltwirtschaft, neoli-
beral ausgerichteter Globalisierung und den zahlreichen Fragmentierungen in der
vormaligen Dritten Welt gibt, ist kaum zu bestreiten. Zu evident ist, wie die Maß-
nahmen der Weltbank und des Internationalen Währungsfonds zur Schwächung
der jungen Nationalstaaten (Schuldenkrise, Strukturanpassungsprogramme) und
zur konfliktträchtigen Polarisierung in diesen Ländern beigetragen haben. 
Die Ökonomie der Enteignung, d. h. die Exploitation der Rohstoffe des Südens
für die Profitwirtschaft des Nordens, tut ein übriges dazu, um in diesen Armuts-
regionen Konflikte zu verschärfen. 
Last but not least führt der durch die kapitalistische Akkumulationsweise ange-
heizte Klimawandel zu erheblichen Friktionen für die Landwirtschaften der Ent-
wicklungsregionen und führt zur Eskalation der Verteilungskämpfe um Wasser,
Weiden, Nahrungsmittel etc. 
Aber dennoch wäre eine Gleichung »neoliberale Globalisierung = Fragmentie-
rung = Konfliktverschärfung« zu oberflächlich. Damit würden die in den Ländern
hausgemachten Konfliktursachen unterbelichtet; ein wirksamer Ausweg aus der
Krise kann auf diese Weise nicht mehr entwickelt werden. 
So erscheint mir auch die Aussage von Ruf/Zollet, dass Konflikte dann massiv
eskalieren, wenn ausländische Interessen (gemeint sind hier offenkundig Interes-
sen der Hauptländer des Kapitalismus) involviert sind, nicht hinreichend belegt.
Die brutalen Bürgerkriege im Kongo, Sudan, oder auch in Somalia wurden sehr
lange so gut wie nicht beachtet. Die übrige Welt schaute weg, die supranationalen
Einrichtungen blieben passiv, die westlichen Großmächte waren so gut wie nicht
involviert. Friedensforschungseinrichtungen sind zudem in jüngerer Zeit genau
zum gegenteiligen Schluss gekommen: Der zahlenmäßige Rückgang der Kriege
wird auf das verstärkte Engagement der UN zurückgeführt. Wir lernen daraus
zunächst, dass man sich vor allzu schnellen Schlussfolgerungen hüten und ver-
meiden sollte, die Realität dem eigenen Blickwinkel unterzuordnen.
II.
Anhand der Fallstudien wird trotz ihrer begrenzten Zahl deutlich, dass wir es
nicht nur mit einem breiten Spektrum an Konfliktlagen zu tun haben, auch die un-
terschiedlichen Formen äußerer Einmischung sind zu beachten. Die Skala reicht
vom Kosovo, sprich: dem NATO-Krieg gegen Jugoslawien, bis zur UN-geführten
Dekolonisierung Ost-Timors. Der Fall Kosovo ist gekennzeichnet durch den ekla-
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tanten Bruch des Völkerrechts durch die NATO-Staaten und durch vorsätzliches
militärisches Eingreifen, um das unbotmäßige Milosevic-Regime aus den Angeln
zu heben. Diese eindeutig an politischer Interessendurchsetzung orientierte Inter-
vention legte damit den Grundstein für weitere, gravierende Konflikte, die durch
die einseitige Unabhängigkeitserklärung des Kosovo manifest wurden. 
Als sehr viel schwerer durchschaubar erweisen sich die Fälle Haiti und Elfen-
beinküste. Es kann in diesem Rahmen keine detailliertere Auseinandersetzung mit
den jeweiligen Fallstudien geleistet werden. Aber eines kann gesagt werden: Ab-
schließende Aussagen darüber, wie die von außen durchgeführten Militärmissio-
nen unter dem Strich zu bewerten sind, können auf der Basis des vorliegenden
Materials nicht getroffen werden. Es erscheint daher ratsam, gerade diese beiden
Fälle weiter zu bearbeiten.
Die internationalen Interventionen in Haiti haben verschiedene Formen ange-
nommen: Eine Mission der Organisation Amerikanischer Staaten, eine multina-
tionale Mission unter Führung der USA, eine UN-Mission, die von der UN unter
Führung Brasiliens auch durchexerziert wurde. Der letztgenannte Einsatz durch-
lief verschiedene Phasen und schien nach Anfangsschwierigkeiten zuletzt doch
dazu beizutragen, dass sich die Lage stabilisieren konnte. Das wäre übrigens ein
Punkt von Interesse, der noch spezieller analysiert werden müsste. Spielen diese
Unterschiede hinsichtlich Führung, Zusammensetzung, Legitimation der Inter-
ventionstruppen eine Rolle, wenn ja welche? Wird davon der Erfolg der Mission
beeinflusst? Zumindest scheint es Hinweise darauf zu geben, dass Blauhelmmis-
sionen wirkungsvoller sein können, wenn deren Neutralität, im Sinne von interes-
senungebunden, ausgeprägt ist. Die Fallstudie Haiti belässt es hier bei der Fest-
stellung, dass die internationalen Maßnahmen möglicherweise noch Schlimmeres
verhindert haben. »Erfolgreich waren sie jedenfalls nicht«. An dieser Stelle ver-
weisen die Autoren auf die allgemeinen Lebensbedingungen (Armut, Analphabe-
tenrate, fehlende Gesundheitsversorgung etc.). Damit aber stellt sich die Frage
nach dem geeigneten Maßstab für Erfolg bzw. Misserfolg von solchen Mili-
täreinsätzen. Kann man dem Instrument Militär anlasten, dass eine zivilgesell-
schaftliche Entwicklung nicht gelingt, und kann man daraus den Schluss ziehen,
dass solche Interventionen eben nichts bringen? Diese Frage gilt es später noch
einmal aufzunehmen. 
Auch die Studie zur Elfenbeinküste hinterlässt Ratlosigkeit. Prägnant wird ge-
schildert, wie die Tribalisierung der ivorischen Gesellschaft, die damit einherge-
hende Ethnisierung und Privatisierung der Gewalt, dieses Land zerrissen hat, und
immer wieder vor schier unlösbare Probleme stellt: Wie unter diesen Umständen
staatliches Gewaltmonopol auf der Basis legitimer Herrschaft wiederhergestellt
werden kann, bleibt in der Tat rätselhaft. Der Kritik Werner Rufs an der franzö-
sisch geprägten Einmischung der UN, die zu einer Art UN-Protektorat im Endef-
fekt geführt hat, soll hier gar nicht widersprochen werden. Aber interessant ist
schon, dass Ruf zumindest punktuell konzedieren muss, dass durch die UN-Mis-
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sion Exzesse der Gewalt und die buchstäblich grenzüberschreitenden Konflikte
eingedämmt werden konnten. Ruf kommt zu dem Schluss, dass die Frage, wie,
von wem und mit welchen Mitteln die ökonomischen und sozialen Probleme des
Landes gelöst werden können, die friedensforscherische Phantasie übersteigen
würde. Eine solche Antwort vermag den Politiker natürlich nicht zufrieden stel-
len. Muss sich die Suche nach Lösungen nicht tatsächlich zunächst darauf kon-
zentrieren, wie eine Transformation des gewaltförmigen Konflikts in einen poli-
tisch-zivilgesellschaftlichen erreicht werden kann? Und: Sind in diesem Rahmen
Beiträge der Vereinten Nationen denkbar, die möglicherweise auch eine militäri-
sche Komponente beinhalten könnten? An dieser Stelle ist weiterzudiskutieren.
Lässt sich überhaupt realistisch beschreiben, was mit dem Einsatz von Streit-
kräften erreicht werden kann und was nicht? Die gängige Antwort, nicht zuletzt
der Militärs, lautet: Mit dem Einsatz von legitimierten und überlegenen bewaffne-
ten Kräften kann zunächst eine akute Gewaltsituation eingedämmt werden. Mi-
litärs sollen von weiterem Gebrauch der Gewalt abschrecken. Dem Anspruch
nach geht es vor allem um eins: Um De-Eskalation. Ergänzend wird hierzu ge-
nannt, dass mit einer Reihe von Einsätzen die Entwaffnung und Demobilisierung
der Kriegsparteien verbunden werden sollte. Um diese entscheidende Frage nach
der Eskalation bzw. De-Eskalation beantworten zu können, brauchen wir die sorg-
fältige Evaluation der bisherigen UN-Militäreinsätze. Hier gibt es zwar Studien,
nicht zuletzt der UNO selbst. Auch die hier betrachteten Fallstudien beanspruchen
ja einen Beitrag zu dieser Debatte. Aber ein vollständiges Bild ergibt sich daraus
für mich nicht. Militärs neigen dazu, die Einsätze und ihre Folgen schönzufärben
und unangenehmen Fragen nach der konfliktverschärfenden Seite des Einsatzes
von Gewaltmitteln auszuweichen. Militärkritiker sind nicht dagegen gefeit,
ebenso selektiv mit den vorfindlichen Tatsachen umzugehen. Der Untersuchungs-
bedarf besteht ungebrochen weiter.
Eine Schlussfolgerung ist aber nach der Lektüre der Kasseler Untersuchungen
unausweichlich: Eine nachhaltige Befriedung verlangt entschieden mehr, als Solda-
ten zu entsenden. Ohne dauerhaften wirtschaftlichen Aufschwung können solche
Einsätze auch keine stabile Sicherheit bringen. Aber ob eine vernünftige wirtschaf-
lich-soziale Entwicklung eingeleitet wird, wird vor allem von den gesellschaftlichen
Kräften des Landes selber entschieden. 
Die Vereinten Nationen haben aus diesem Umstand seit einiger Zeit das Kon-
zept der integrierten Missionen entwickelt, d. h. es soll dann nicht mehr nur um die
Entsendung von Soldaten gehen, sondern auch um massive Aufbauunterstützung
durch Polizei, Richter, EntwicklungshelferInnen, Techniker etc. Diese State-Buil-
ding-Modelle haben viele neue Fragen aufgeworfen. Wir sind vor allem mit dem
Paradoxon konfrontiert: Wie soll ein stabiles, selbst bestimmtes Staatswesen durch
extreme Fremdbestimmung erreicht werden? Inzwischen liegt eine Reihe von Er-
fahrungen mit solchen Quasi-Protektoratsstrukturen vor, die belegen, dass dies
wohl kaum der richtige Weg zur Herstellung demokratischer Staatsordnung ist. 
211
Also noch einmal: Ob eine militärische Intervention wirklich dazu geeignet ist,
Zeit für die friedliche Transformation des gegebenen Konflikts zu gewinnen, muss
genauer Prüfung unterzogen werden. Aber eins ist sicher: Nur Militär zu schicken,
ist keine wirksame Konfliktlösung. Ob die Transformation in eine politische Aus-
einandersetzung gelingt, hängt vor allem von nichtmilitärischen Faktoren ab.
Genau dies hat der frühere UN-Generalsekretär Boutros-Ghali in seiner
»Agenda für den Frieden« treffend herausgearbeitet. Friedenspolitik müsse die
Ursachen der Konflikte bearbeiten, »wirtschaftliche Not, soziale Ungerechtigkeit
und politische Unterdrückung«. 
III.
Zollet/Ruf heben in ihrem zusammenfassenden Beitrag auf den grundlegenden
Zusammenhang von Armut und Krieg bzw. gewaltsamen Konflikten ab. »Es ist
das Elend, das Gewalt produziert«. Diese These ist nicht grundfalsch, aber sie
greift entschieden zu kurz. Dies ist deshalb so relevant, weil auf dieser These
nicht zuletzt auch die Schlussfolgerungen des Autorenteams aufbauen: Die Aus-
beutung des Südens durch die reichen Länder des Nordens wird als Dreh- und An-
gelpunkt angesehen; hier ist der Hebel der Veränderung anzusetzen. Ein entschei-
dendes Grundverhältnis der heutigen Welt ist damit durchaus benannt; aber
andere Widersprüche werden durch diese Absolutsetzung ausgeblendet. Paul Col-
lier hat in Studien über die blutrünstigen Bürgerkriege in Afrika, die im Rahmen
der Weltbank in den neunziger Jahren entstanden sind, davon gesprochen, dass
Gewalt dort stattfindet, wo »Plünderungen« möglich sind. Und diese Plünderer
sind die Machteliten in diesen Regionen selbst. Ausbeutung, bzw. Ausplünderung
findet eben nicht nur im Weltmaßstab, sondern auch in den jeweiligen Gesell-
schaften statt! Es geht also nicht zuletzt um die Ausbeuterklassen bzw. -kasten,
die sich dieser Staaten bemächtigt haben und die ihren Teil zur Veramrung und
Verelendung beitragen. Es geht, mit einem Wort, um Macht und Herrschaft in den
Ländern der Peripherie. Jean Ziegler hat mit Blick diese Verhältnisse von einer
»Re-Feudalisierung« gesprochen. 
Alle, die sich eingehender mit der Lage in den krisengeschüttelten afrikani-
schen Ländern befasst haben, machen darüber hinaus als Grundwiderspruch das
Verhältnis von Zentrum und Peripherie aus. Der schmalen Elite im Zentrum die-
ser Länder, stehen die notorisch vernachlässigten Teile des Landes gegenüber. Der
Konflikt um den Süd-Sudan oder um die Provinz Darfur ist hier anzusiedeln. 
Das heißt, ohne die konkrete Analyse von Herrschaftsbeziehungen in den Ent-
wicklungsregionen können die zu überwindenden Blockaden sozialer Entwick-
lung nicht ausreichend benannt werden. In den Einzeluntersuchungen von Werner
Ruf scheint mir dieser machtkritische Aspekt nicht ausreichend beleuchtet; in den
Schlussfolgerungen gerät er zu sehr ins Hintertreffen. Die Zeiten sollten vorbei
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sein, in denen Teile der Linken ein apologetisches, affirmatives Verhältnis zu den
despotischen und korrupten Machteliten des Südens entwickelt hatten. Heute
sollte klar sein, dass eine wirkliche Entwicklung dieser Gesellschaften nicht statt-
finden kann, wenn nicht die brutale Macht der Mobutus oder Mugabes überwun-
den wird. Oder nehmen wir das Beispiel Sudan: Eine dauerhafte Beendigung der
gewaltträchtigen Konflikte im Lande wird nur möglich werden, wenn die ver-
schiedenen Landesteile und Bevölkerungsgruppen angemessen am wachsenden
Wohlstand (Öl!) und an der politischen Macht beteiligt werden. Dies wiederum
verlangt, dass das Machtmonopol der National Congress Party, die sich den Staat
weitgehend einverleibt hat, gebrochen wird. Diese Aussage hat weitreichende
Konsequenzen: Die freie Organisation in Parteien in Gewerkschaften, die Mei-
nungsfreiheit, die Sicherung bestimmter Grundrechte, Regierungen, die sich
durch freie Wahlen legitimieren, sind eine substantielle Vorbedingung für demo-
kratische Veränderungen in diesen Ländern. Demokratische Transformationen
und soziale Entwicklung sind in der Regel untrennbar verknüpft. Dass vieles, was
sich unter dem Vorzeichen des »Wind of Change« in Afrika in den letzten zehn
Jahren vollzogen hat, diese Aussage zu karikieren scheint (s. die sog. modernen
Regime von Präsident Kagame in Rwanda oder von Präsident Musseveni in
Uganda), ist keine Widerlegung. Nach meiner Überzeugung wird es keine Über-
windung des Status quo ohne demokratische Partizipationsprozesse geben. Die
Durchsetzung auch von politischen Grundrechten ist eine essentielle Vorausset-
zung von Veränderungsprozessen. In den Einzelstudien findet dies bei Ruf et al.
durchaus Berücksichtigung. Etwa wenn die systematische Ausgrenzung der Tua-
regs in Niger als konfliktursächliches Element benannt wird. Doch insgesamt
wird diese Problematik von Werner Ruf tendenziell unterschätzt. Möglicherweise
spielt hier die zu starke Fixierung auf den »Menschenrechtsimperialismus«, auf
den durch die westlichen Mächte betriebenen »demokratischen Wandel« eine
große Rolle. Aber man sollte sich vor einfacher Negation hüten. Das wird nicht
weiterhelfen. Die Anklage gegenüber kapitalistischer Herrschaftspolitik ist eine
Sache, eine friedenspolitische Konzeption zur Emanzipation dieser Gesellschaf-
ten eine andere. Und hier liegen die Defizite auf der Hand.
IV.
Was die Studien und ihre vorläufige Bilanz militärischer Interventionen und deren
Ergebnisse betrifft, so kommen die AutorInnen zu einer ernüchternden Bilanz.
Nur in einem einzigen Fall, so konstatieren sie, hat eine militärgestützte Einmi-
schung von außen ein überwiegend positives Resultat hervorgebracht. Sie bezie-
hen sich hier auf den von ihnen untersuchten Konflikt um Ost-Timor. Der Fall
Ost-Timor ist nach Auffassung der Wissenschaftler im Einklang mit dem Völker-
recht (Grundlage: Selbstbestimmungsrecht der Völker im Rahmen der Entkoloniali-
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sierung, klares UN-Mandat usw.) gelöst worden und hat zu einem aus internationa-
ler Sicht akzeptablen Friedensschluss geführt. An dieser Bewertung ändert auch
nichts, dass Osttimor aufgrund der extremen Armut im Land weiter instabil bleibt.
Mir würden aus den neunziger Jahren noch weitere UN-Militärmissionen einfallen,
die geholfen haben eine Nachkriegssituation zu stabilisieren und in eine politisch
ausgetragene Konfliktlage zu transformieren. Zu nennen wäre nicht zuletzt der Ein-
satz von UN-Blauhelmen in Mosambik 1994. Dennoch teile ich die grundsätzlich
skeptische Sichtweise der Kasseler WissenschaftlerInnen. Sie ist ein wichtiges Ge-
gengift gegen den allzu schnellen und inzwischen allgegenwärtigen Ruf nach dem
Militär, wenn es wieder irgendwo brennt. Ohne dass eine genauere Betrachtung der
Ergebnisse vorangegangener militärischer Eingriffe vorgenommen worden wäre, ist
dies nahezu überall wie wohlfeile Antwort der herrschenden Politik, über Alternati-
ven braucht dann nicht weiter nachgedacht zu werden. Die LINKE und die Frie-
densbewegung sind gut beraten, wenn sie resistent bleiben und ihre militär- und in-
terventionskritische Sicht der Dinge immer wieder einbringen.
Aber der Positiv-Fall Ost-Timor sollte genügen, um die kategorische Einschät-
zung infrage zu stellen und für eine strikte Einzelfallprüfung zu plädieren. Alles
andere wäre unlogisch. Und in der Tat nähern sich Ruf, Strutynski et al. diesem
Punkt an, wenn sie feststellen: »schließen wir Interventionen mit bewaffneten
Kräften nicht grundsätzlich und a priori aus. Sie sollten sich in akuten Notfällen
allerdings am alten Blauhelmkonzept orientieren – oder aber: Der Art. 47 der UN-
Charta müsste endlich umgesetzt werden«. (S. 50 dieses Buches) Wir halten fest: 
Erstens: Die Kasseler Politikwissenschaftlerinnen und Wissenschaftler lehnen
militärische Einsätze nicht grundsätzlich und nicht a priori ab. Gewalt dürfe aber
nur als ultima ratio eingesetzt werden, d. h. nur wenn tatsächlich alle nichtmi-
litärischen Instrumente ausgeschöpft worden sind. Auch dies ist Konsens.
Jöst und Strutynski gehen insofern noch einen Schritt weiter, als sie schreiben:
»Blauhelmeinsätze können unter Umständen pazifizierend sowohl bei zwi-
schenstaatlichen als auch bei innerstaatlichen Konflikten wirken.« (S. 26)
Zweitens: Militäreinsätze können unter bestimmten Umständen Gewalteskala-
tionen verhindern.
Drittens: Der Einsatz militärischer Gewalt ist an bestimmte Bedingungen zu
binden. 
An dieser Stelle wäre es angemessen, sich genauer und kritisch mit den ver-
schiedenen Kriterienkatalogen (EKD-Denkschrift, Friedensgutachten 2007,
Volker Perthes etc.) zu beschäftigen, mit deren Hilfe der Einsatz militärischer Ge-
walt eng begrenzt werden soll. Jöst und Strutynski bezeichnen die Mindestkrite-
rien des Friedensgutachtens als löblich, aber wenig praktikabel. Man müsse über
diese Vorschläge hinausgehen. Dem stimme ich durchaus zu. Nur sollten auch die
Überlegungen der Kasseler kritisch hinterfragt werden. 
Zollet und Ruf schreiben, Blauhelme sollten nur in extremen Fällen zum Ein-
satz kommen. Welche Fälle wären das? 
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Blauhelme sollten nach den Grundsätzen der Neutralität agieren. Daraus folge,
dass die global players sich heraushalten sollten, die Truppen von »neutralen« Staa-
ten  gestellt werden sollten. Die im Text von Jöst und Strutynski angebrachten An-
führungszeichen weisen aber schon auf das Problem hin: Die Neutralen im klassi-
schen Sinne gibt es nicht mehr. Anrainerstaaten bringen oftmals auch eigene
Interessen in Militärmissionen ein; die Blauhelmeinsätze vor allem jenen Ländern
aufzubürden, die darüber ihre Militäretats entlasten wollen (die UNO bezahlt
schließlich die internationalen Missionen) hat sich auch nicht unbedingt bewährt.
Wer kommt dann überhaupt noch in Frage? Dennoch sind zwei Hinweise richtig:
Die Großmächte sollten nicht dominieren und es wäre besonders wichtig, wenn ge-
währleistet werden könnte, dass sich die eingesetzten Soldaten ausschließlich dem
Auftrag der UN verpflichtet fühlten. Das heißt aber, wir haben primär darüber zu
diskutieren, wie Truppen ständig den UN zur Verfügung gestellt werden können
(standby-Kontingente) und wie die Vereinten Nationen das Heft, sprich: die politi-
sche und militärische Führung solcher Einsätze, in der Hand behalten können; die
Frage nach den truppenstellenden Nationen interessiert nur in zweiter Linie. 
Möglicherweise kann man sich an diesem Punkt aber treffen. Jöst und Stru-
tynski formulieren nämlich: »Wer es ernst meint, mit einer völkerrechtskonfor-
men und auf Deeskalation orientierten Militärpolitik, sollte den Vereinten Natio-
nen Blauhelmkontingente zur Verfügung stellen. Nicht nur von Fall zu Fall,
sondern ständig.« (S. 27)
Kurios wird es allerdings, wenn die »Kasseler« auf der strikten Umsetzung der
Artikel 43-47 der UN-Charta bestehen. Diese Bestimmungen, 1944 entstanden,
sind am Modell einer fiktiven Weltregierung orientiert und räumen gerade den
Ständigen Mitgliedern des UN-Sicherheitsrates (P 5) eine beherrschende Stellung
ein. Pragmatisch gesehen, ist mir die Führung der UN-Missionen durch das zivil
geführte Department of Peacekeeping Operations (DPKO) entschieden lieber, als
ein militärischer Generalstab und ein von den P 5 dominierter Militärausschuss.
Selbst hier gilt es die »Militarisierung« der UNO sehr kritisch unter die Lupe zu
nehmen: Die Entwicklung der letzten Jahre ist davon bestimmt, dass dem Depart-
ment of Political Affairs – und damit dem diplomatischen Instrument – immer we-
niger Einfluss zukommt, während das DPKO kräftig ausgeweitet wird. Das soll-
ten wir anprangern.
Der Einsatz von Blauhelmen soll sich, wenn es nach den Kasselern geht, an
dem althergebrachten Muster der Kap. VI-Missionen orientieren. Das heißt auch,
dass das Einverständnis der Konfliktparteien Bedingung für ihre Entsendung ist.
Ob aber der Rückbezug auf die klassischen Fälle der Blauhelmeinsätze unbedingt
weiter führt, ist mehr als fraglich. Können die Einsätze in Zypern, an der israe-
lisch-libanesischen Grenze, in der Westsahara wirklich als Erfolgsmodelle gehan-
delt werden? Müssen nicht hinsichtlich der Ausgestaltung des Mandats bestimmte
Erfahrungen aufgearbeitet werden, nicht zuletzt die bitteren Erfahrungen auf dem
Balkan? Wenn man von der heutigen Realität ausgeht, so haben wir es ganz über-
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wiegend mit innerstaatlichen Gewaltkonflikten zu tun. Dass auch in solchen Fällen
Blauhelme Gewalt eindämmend wirken können, wird auch von Strutynski et al.
nicht grundlegend in Abrede gestellt. Nur kann sich unter solchen Voraussetzungen
die Frage nach dem Einverständnis aller Konfliktparteien zumindest etwas differen-
zierter darstellen. Es bleibt richtig, dass die Aussicht auf Erfolg am ehesten Missio-
nen zukommt, bei denen es um die Überwachung von Waffenstillstands- bzw. Frie-
densabkommen geht. Wenn die Einbindung der wichtigen Akteure eines Konflikts
nicht gelingt, dürfte auch der internationale Militäreinsatz eher scheitern. Diese
These spricht zum gegenwärtigen Zeitpunkt gegen einen Militäreinsatz in Darfur,
begründet aber eine mögliche Akzeptanz der bestehenden UNMIS.
Jöst und Strutynski unterscheiden zu Recht zwischen friedenserhaltenden
Blauhelm-Missionen und »friedenserzwingenden« Kampfeinsätzen. »Kampf-
einsätze zur Friedenserzwingung sind grundsätzlich abzulehnen, auch dann, wenn
sie auf einem Mandat des UN-Sicherheitsrats nach Art. 42 der UN-Charta beru-
hen.« (S. 28) Dem soll nicht widersprochen werden. Doch heißt grundsätzlich:
Ohne Ausnahme? Die Beendigung des Völkermords des Pol-Pot-Regimes am ei-
genen Volk durch vietnamesische Streitkräfte war – lassen wir die Frage nach der
völkerrechtlichen Legitimation dieses Einsatzes außer acht – ein Kampfeinsatz.
Auch der Verteidigungskrieg der Alliierten gegen den Hitler-Faschismus war ein
Kampfeinsatz. Die Kasseler Politologen machen als Einwände geltend, dass bei
solchen Einsätzen das Eskalationsrisiko zu hoch sei und die sog. Kollateralschä-
den nicht mehr begrenzt werden könnten. Diese Abwägungsprozesse gelten je-
doch bei allen Militäreinsätzen und es ist überaus fraglich, ob damit ein Aussch-
ließungskriterium benannt werden kann. Natürlich stellt sich das Problem der
Verhältnismäßigkeit der Mittel bei sog. Kampfeinsätzen qualitativ anders und da-
her ist es allemal richtig, dass solche Einsätze demzufolge nur als ultissima ratio
in Betracht zu ziehen sind. Es geht hier um historisch singuläre Ereignisse, und
daher nicht um Generalermächtigungen. 
Mein Gesamteindruck ist, dass die Verfasser und Verfasserinnen der hier be-
trachteten Fallstudien in ihren Schlussfolgerungen eigenen Erkenntnissen nicht so
recht über den Weg trauen. Genauer gesagt, man versucht diesen Folgerungen aus
dem Wege zu gehen, weil letztlich die Furcht obsiegt, dass der eigene »Antimili-
tarismus« aufgeweicht werden könnte. Ansonsten wären so manche Inkonsisten-
zen nicht recht erklärbar. Die apodiktische Aussage etwa, »Militärinterventionen
können kein Mittel der internationalen Politik sein«, steht in deutlichem Wider-
spruch zu manchen der oben wiedergegebenen Aussagen. Hier hätte man sich
mehr Konsequenz gewünscht.
Summa summarum: Mit den vorliegenden Studien liegt wichtiger Diskussions-
stoff auf dem Tisch. Eine Fortführung dieser Forschungsansätze durch die Rosa-
Luxemburg-Stiftung ist unbedingt anzustreben, da mit diesen Untersuchungen die





geb. 1987, studiert »Governance and Public Policy – Staatswissenschaften«
an der Universität Passau.
Werner Ruf,
geb. 1937, Studium der Politikwissenschaft, Soziologie, Geschichte und
Romanistik an den Universitäten Freiburg, Paris, Saarbrücken und Tunis;
Prof. i. R. Dr., Politologe und Friedensforscher, Universität Kassel.
Paul Schäfer,
geb. 1949, Studium der Soziologie und Politologie an den Universitäten Mainz
und Marburg; MdB, abrüstungspolitischer Sprecher die Fraktion
DIE LINKE.
Peter Strutynski,
geb. 1945, Studium der Politik, Germanistik und Geschichte an der Universität
München; Dr., Wiss. Ang. (Politikwissenschaft) an der Universität Kassel;
AG Friedensforschung und verantwortlich für deren friedenspolitische Website
www.uni-kassel.de/fb5/frieden.
Nadine Zollet,
geb. 1979, Studium der Politik und Soziologie an der Universität Kassel,
Magistra in Politikwissenschaft und Soziologie; Zusatzausbildung zur
Koordinatorin im Internationalen Projektmanagement, z. Z. Koordinatorin
im Bereich Internationale Freiwilligendienste beim Sozialen Friedensdienst
Kassel e.V.
